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EINFÜHRUNG 


s gibt heute viele Spielarten des Libertarismus in der 
Welt, aber der Rothbardianismus bleibt das Zentrum 
seiner intellektuellen Schwerkraft, seine wichtigste 
Muse und sein Gewissen, 
Sie ist der strategische und moralische Kern des Liberalismus 
und steht im Mittelpunkt der Debatte, auch wenn ihr Name 
nicht genannt wird. Der Grund dafür ist, dass Mur- ray 
Rothbard der Schöpfer des modernen Libertarismus war, 
eines politisch-ideologischen Systems, das vorschlägt, ein für 
alle Mal aus den Fesseln der Linken und der Rechten und 
ihren zentralen Plänen für den Einsatz der Staatsgewalt zu 
entkommen. Der Libertarismus ist die radikale Alternative, 
die besagt, dass Staatsgewalt nicht funktionieren kann und 
unmoralisch ist. 

"Mr. Libertarian" wurde Murray N. Rothbard genannt, 
und "The State's Greatest Living Enemy". Das ist er auch 
heute noch. Ja, er hatte viele Vorgänger, aus denen er 
schöpfte: die gesamte klassisch-liberale Tradition, die 
österreichischen Ökonomen, die amerikanische 
Antikriegstradition und die Tradition der natürlichen 
Rechte. Aber er war es, der all diese Teile zu einem 
einheitlichen System zusammenfügte, das auf den ersten 
Blick unplausibel erscheint, aber unvermeidlich ist, sobald 
es von Rothbard definiert und verteidigt worden ist. Die 
einzelnen Teile des Systems sind einfach (Selbsteigentum, 
strikte Eigentumsrechte, freie Märkte, Antistaatlichkeit in 
jeder denkbaren Hinsicht), aber die Auswirkungen sind 
erschütternd. 
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Wenn man einmal mit dem Gesamtbild in Berührung 
gekommen ist - und "Für eine neue Freiheit" ist seit mehr als 
einem Vierteljahrhundert das führende Mittel zur Vermittlung 
-, kann man es nicht mehr vergessen. Es wird zur 
unverzichtbaren Linse, durch die wir die Ereignisse in der 
realen Welt mit der größtmöglichen Klarheit sehen können. 


Für eine neue Freiheit 


Dieses Buch erklärt mehr als jedes andere, warum 
Rothbard jedes Jahr an Bedeutung zu gewinnen scheint (sein 
Einfluss hat seit seinem Tod enorm zugenommen) und 
warum der Rothbardianismus so viele Feinde auf der Linken, 
der Rechten und der Mitte hat. Ganz einfach, die 
Wissenschaft der Freiheit, die er in ein klares Relief gebracht 
hat, ist in der Hoffnung, die sie für eine freie Welt erweckt, 
ebenso aufregend wie unversöhnlich gegenüber Fehlern. Ihre 
logische und moralische Konsistenz sowie ihre empirisch- 
erklärende Kraft stellen eine Bedrohung für jede 
intellektuelle Vision dar, die darauf abzielt, den Staat zu 
benutzen, um die Welt nach einem vorprogrammierten Plan 
umzugestalten. Und in gleichem Maße beeindruckt sie den 
Leser mit einer hoffnungsvollen Vision dessen, was sein 
könnte. 


Rothbard machte sich daran, dieses Buch zu schreiben, 
kurz nachdem er einen Anruf von Tom Mandel, einem 
Redakteur bei Macmillan, erhalten hatte, der einen 
Meinungsartikel von Rothbard in der New York Times 
gesehen hatte, der im Frühjahr 1971 erschienen war. Es war 
der einzige Auftrag, den Rothbard jemals von einem 
kommerziellen Verlag erhielt. Wenn man sich das 
Originalmanuskript ansieht, das in seinem Schriftbild so 
einheitlich und nach dem ersten Entwurf fast vollständig ist, 
scheint es, dass es ihm fast mühelos Freude machte, es zu 
schreiben. Es ist nahtlos, unnachgiebig und energisch. 


Der historische Kontext veranschaulicht einen Punkt, der 
oft übersehen wird: Der moderne Libertarismus entstand 
nicht als Reaktion auf den Sozialismus oder die Linke - 
obwohl er sicherlich antilinks (wie der Begriff gemeinhin 
verstanden wird) und antisozialistisch ist. Vielmehr entstand 
der Libertarismus im amerikanischen historischen Kontext als 
Reaktion auf den Etatismus des Konservatismus und dessen 
selektive Verherrlichung einer konservativen Zentralplanung. 
Amerikanische Konservative mögen den Wohlfahrtsstaat 
oder die übermäßige Regulierung der Wirtschaft nicht 
bewundern, aber sie schätzen die Macht, die im Namen des 
Nationalismus, des Warfarismus, der "familienfreundlichen" 
Politik und des Eingriffs in die persönliche Freiheit und 
Privatsphäre ausgeübt wird. In der Zeit nach dem Zweiten 
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Weltkrieg waren es eher republikanische als demokratische 
Präsidenten, die für die größte Ausweitung der exekutiven 
und richterlichen Macht verantwortlich waren. Die 
Verteidigung einer reinen Freiheit gegen die Kompromisse 
und die Korruption des Kon- servatismus - beginnend mit 
Nixon, aber fortgesetzt mit den Präsidentschaften von Rea- 
gan und Bush - inspirierte die Geburt der Rothbardschen 
politischen Ökonomie. 


Einführung 


Auffallend ist auch, dass Rothbard in seiner 
Argumentation kein Blatt vor den Mund nimmt. Andere 
Intellektuelle, die eine solche Einladung erhalten hätten, 
hätten vielleicht dazu geneigt, die Argumentation zu 
verwässern, um sie schmackhafter zu machen. Warum sollte 
man zum Beispiel für Staatenlosigkeit oder Anarchismus 
plädieren, wenn ein Plädoyer für eine begrenzte 
Regierungsgewalt mehr Menschen in die Bewegung bringen 
könnte? Warum den US-Imperialismus verurteilen, wenn dies 
nur die Anziehungskraft des Buches auf antisowjetische 
Konservative einschränken kann, die ansonsten den Hang zur 
freien Marktwirtschaft schätzen würden? Warum sollte man 
sich so eingehend mit der Privatisierung von Gerichten, 
Straßen und Wasser befassen, wenn man damit Gefahr läuft, 
die Menschen zu verprellen? Warum sich auf das heikle 
Gebiet der Regulierung des Konsums und der persönlichen 
Moral einlassen - und das mit solch einer verwirrenden 
Konsequenz -, wenn es sicherlich ein größeres Publikum 
angelockt hätte, wenn man es weggelassen hätte? Und warum 
so detailliert auf Geldangelegenheiten, Zentralbanken und 
dergleichen eingehen, wenn ein verwässertes Plädoyer für das 
freie Unternehmertum so vielen Konservativen der 
Handelskammer gefallen hätte? 


Aber Kürzungen und Kompromisse im Interesse der Zeit 
oder des Publikums waren einfach nicht seine Art. Er wusste, 
dass er eine einmalige Chance hatte, das Gesamtpaket des 
Liberalismus in all seiner Pracht zu präsentieren, und er 
wollte sie nicht verpassen. Und so lesen wir hier: nicht nur 
ein Plädoyer für den Abbau des Staates, sondern für seine 
völlige Abschaffung, nicht nur ein Argument für die 
Übertragung von Eigentumsrechten, sondern für den Vorrang 
des Marktes selbst in Fragen der Vertragsdurchsetzung, und 
nicht nur ein Plädoyer für den Abbau der Wohlfahrt, sondern 
für die Abschaffung des gesamten Wohlfahrts- und 
Kriegsstaates. 


Während andere Versuche, ein libertäres Argument vor 
und nach diesem Buch vorzubringen, typischerweise 
Übergangsmaßnahmen oder Halbheiten fordern oder bereit 
sind, den Etatisten so viel wie möglich zuzugestehen, ist das 
nicht das, was wir von Murray hören. Nicht für ihn sind 
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solche Pläne wie Schulgutscheine oder die Privatisierung 
staatlicher Programme, die es gar nicht geben sollte. 
Stattdessen präsentiert und verfolgt er die vollmundige und 
durchgreifende Vision dessen, was Freiheit sein kann. Das ist 
der Grund, warum so viele andere ähnliche Versuche, ein 
libertäres Manifest zu schreiben, den Test der Zeit nicht 
bestanden haben, und dennoch ist dieses Buch nach wie vor 
sehr gefragt. 


Für eine neue Freiheit 


Ebenso gab es in den letzten Jahren viele Bücher über den 
Libertarismus, die sich ausschließlich mit der Philosophie, 
der Politik, der Wirtschaft oder der Geschichte befassten. 
Diejenigen, die all diese Themen zusammenfassten, waren in 
der Regel Sammelbände von verschiedenen Autoren. Nur 
Rothbard beherrschte alle Bereiche, so dass er ein integriertes 
Manifest verfassen konnte - eines, das nie verdrängt wurde. 
Und doch ist sein Ansatz typisch selbstbescheiden: Er 
verweist ständig auf andere Schriftsteller und Intellektuelle 
der Vergangenheit und seine eigene Generation. 


Außerdem sind manche Einleitungen dieser Art so 
geschrieben, dass sie dem Leser den Einstieg in ein 
schwieriges Buch erleichtern, aber das ist hier nicht der Fall. 
Er spricht nie von oben herab zu seinen Lesern, sondern 
immer mit Klarheit. Rothbard spricht für sich selbst. Ich 
erspare dem Leser eine Aufzählung meiner 
Lieblingspassagen oder Spekulationen darüber, welche 
Passagen Rothbard vielleicht klarer formuliert hätte, wenn er 
die Chance gehabt hätte, eine Neuauflage herauszubringen. 
Der Leser wird selbst entdecken, dass jede Seite Energie und 
Leidenschaft ausstrahlt, dass die Logik seiner Argumente 
ungemein überzeugend ist und dass das intellektuelle Feuer, 
das dieses Werk inspiriert hat, heute noch genauso hell brennt 
wie vor all den Jahren. 


Das Buch gilt nach wie vor als "gefährlich", gerade weil 
man, wenn man einmal mit dem Rothbardianismus in 
Berührung gekommen ist, kein anderes Buch über Politik, 
Wirtschaft oder Soziologie mehr auf dieselbe Weise lesen 
kann. Was einst ein kommerzielles Phänomen war, ist 
wirklich zu einer klassischen Aussage geworden, die, wie ich 
voraussage, noch über Generationen hinweg gelesen werden 
wird. 


Llewellyn H. Rockwell, Jr. 
Auburn, Alabama 
6. Juli 2005 


XV 


l 


DAS LIBERTÄRE ERBE: DIE 
AMERIKANISCHE 
REVOLUTION UND DER 
KLASSISCHE LIBERALISMUS 


m Wahltag 1976 wurden die 
(0 ee der Libertarian Party, 
Roger L. MacBride als Präsident und David P. 

Bergland, der für das Amt des Vizepräsidenten 
kandidierte, erhielt 174.000 Stimmen in zweiunddreißig 
Staaten des Landes. Das nüchterne Congres- sional Quarterly 
sah sich veranlasst, die junge Libertäre Partei als dritte große 
politische Partei in Amerika einzustufen. Die 
bemerkenswerte Wachstumsrate dieser neuen Partei lässt sich 
daran ablesen, dass sie erst 1971 mit einer Handvoll 
Mitgliedern in einem Wohnzimmer in Colorado gegründet 
wurde. Im darauffolgenden Jahr stellte sie einen 
Präsidentschaftskandidaten auf, der es in zwei Staaten auf die 
Wahlliste schaffte. Und jetzt ist sie die dritte große Partei in 
Amerika. 

Noch bemerkenswerter ist, dass die Libertäre Partei 
dieses Wachstum erreichte, während sie sich konsequent an 
ein neues ideologisches Glaubensbekenntnis hielt - den 
"Libertarismus" - und damit zum ersten Mal in einem 
Jahrhundert eine Partei auf die amerikanische politische 
Bühne brachte, die an Prinzipien interessiert war und nicht 
nur an der Beschaffung von Arbeitsplätzen und Geld am 
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öffentlichen Trog. Unzählige Male wurde uns von 
Wortspielern und Politikwissenschaftlern gesagt, das Geniale 
an Amerika und an unserem Parteiensystem sei seine 
Ideologielosigkeit und sein "Pragmatismus" (ein freundliches 
Wort für die ausschließliche Konzentration auf die Erlangung 
von Geld und Arbeitsplätzen von den unglücklichen 
Steuerzahlern). Wie ist dann das erstaunliche Wachstum einer 
neuen Partei zu erklären, die sich ganz offen und eifrig der 
Ideologie verschrieben hat? 


Für eine neue Freiheit 


Eine Erklärung ist, dass die Amerikaner nicht immer 
pragmatisch und unideologisch waren. Im Gegenteil, 
Historiker erkennen heute, dass die amerikanische Revolution 
selbst nicht nur ideologisch, sondern auch das Ergebnis der 
Hingabe an das Glaubensbekenntnis und die Institutionen des 
Libertarismus war. Die amerikanischen Revolutionäre waren 
vom Glauben an den Libertarismus durchdrungen, einer 
Ideologie, die sie dazu veranlasste, sich mit ihrem Leben, 
ihrem Vermögen und ihrer heiligen Ehre den Eingriffen in 
ihre Rechte und Freiheiten durch die britische Regierung zu 
widersetzen. Historiker haben lange über die genauen 
Ursachen der Amerikanischen Revolution debattiert: Waren 
es verfassungsrechtliche, wirtschaftliche, politische oder 
ideologische? Heute wissen wir, dass die Revolutionäre als 
Libertäre keinen Konflikt zwischen moralischen und 
politischen Rechten auf der einen Seite und wirtschaftlicher 
Freiheit auf der anderen Seite sahen. Im Gegenteil, sie sahen 
die bürgerliche und moralische Freiheit, die politische 
Unabhängigkeit und die Freiheit, Handel zu treiben und zu 
produzieren, als Teil eines einzigen makellosen Systems an, 
dass Adam Smith im selben Jahr, in dem die 
Unabhängigkeitserklärung verfasst wurde, das 
"offensichtliche und einfache System der natürlichen 
Freiheit" nennen sollte. 


Das libertäre Glaubensbekenntnis ist aus den "klassisch- 
liberalen" Bewegungen des siebzehnten und achtzehnten 
Jahrhunderts in der westlichen Welt hervorgegangen, 
insbesondere aus der englischen Revolution des siebzehnten 
Jahrhunderts. Diese radikale Freiheitsbewegung war zwar in 
ihrem Geburtsland Großbritannien nur teilweise erfolgreich, 
konnte aber dennoch die Industrielle Revolution einleiten und 
damit Industrie und Produktion von den erdrückenden 
Beschränkungen der staatlichen Kontrolle und der von der 
Stadtregierung unterstützten Zünfte befreien. Die klassische 
liberale Bewegung war in der gesamten westlichen Welt eine 
mächtige libertäre "Revolution" gegen das, was wir die alte 
Ordnung nennen könnten - das Ancien Regime, das seine 
Untertanen jahrhundertelang beherrscht hatte. Dieses Regime 
hatte in der frühen Neuzeit ab dem 16. Jahrhundert einen 
absoluten Zentralstaat und einen mit göttlichem Recht 
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regierenden König über ein älteres, restriktives Geflecht aus 
feudalen Landmonopolen und städtischen Zunftkontrollen 
und -beschränkungen gestellt. Das Ergebnis war ein Europa, 
das unter einem lähmenden Netz von Kontrollen, Steuern und 
Monopolprivilegien für Produktion und Verkauf stagnierte, 
die von den zentralen (und lokalen) Regierungen an ihre 
bevorzugten Produzenten verliehen wurden. Dieses Bündnis 
der neuen bürokratischen, kriegstreibenden Zentralregierung 


Das libertäre Erbe 


Der Staat und die privilegierten Kaufleute - eine Allianz, die 
von späteren Historikern als "Merkantilismus" bezeichnet 
wurde - sowie eine Klasse herrschender Feudalherren 
bildeten die alte Ordnung, gegen die die neue Bewegung der 
klassischen Liberalen und Radikalen im siebzehnten und 
achtzehnten Jahrhundert aufkam und rebellierte. 


Das Ziel der klassischen Liberalen war die 
Verwirklichung der individuellen Freiheit in all ihren 
zusammenhängenden Aspekten. In der Wirtschaft sollten die 
Steuern drastisch gesenkt, Kontrollen und Regulierungen 
abgeschafft und die menschliche Energie, das 
Unternehmertum und die Märkte in die Lage versetzt werden, 
in einem Austausch zu schaffen und zu produzieren, der allen 
und der Masse der Verbraucher zugute kommen würde. Die 
Unternehmer sollten endlich frei sein, um zu konkurrieren, zu 
entwickeln und zu schaffen. Die Fesseln der Kontrolle sollten 
von Land, Arbeit und Kapital gleichermaßen entfernt werden. 
Die persönliche Freiheit und die bürgerliche Freiheit sollten 
gegen die Plünderungen und die Tyrannei des Königs oder 
seiner Ministerien garantiert werden. Die Religion, die 
jahrhundertelang die Quelle blutiger Kriege war, wenn 
Sekten um die Kontrolle des Staates kämpften, sollte von 
staatlicher Auferlegung oder Einmischung befreit werden, so 
dass alle Religionen - oder Nichtreligionen - in Frieden 
koexistieren konnten. Frieden war auch das außenpolitische 
Credo der neuen klassischen Liberalen; das uralte Regime der 
kaiserlichen und staatlichen Macht- und Geldvermehrung 
sollte durch eine Außenpolitik des Friedens und des freien 
Handels mit allen Nationen ersetzt werden. Und da man 
davon ausging, dass Kriege durch stehende Heere und 
Flotten, durch eine stets nach Expansion strebende 
Militärmacht hervorgerufen werden, sollten diese 
militärischen Einrichtungen durch freiwillige lokale Milizen 
ersetzt werden, durch Bürger, die nur zur Verteidigung ihrer 
eigenen Häuser und Stadtviertel kämpfen wollten. 


So war das bekannte Thema der "Trennung von Kirche 
und Staat" nur eines von vielen miteinander verknüpften 
Motiven, die sich als "Trennung der Wirtschaft vom Staat", 
"Trennung der Rede und der Presse vom Staat", "Trennung 
des Bodens vom Staat", "Trennung des Krieges und der 
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militärischen Angelegenheiten vom Staat", ja, die Trennung 
des Staates von praktisch allem zusammenfassen lassen. 


Der Staat sollte, kurz gesagt, extrem klein gehalten 
werden, mit einem sehr niedrigen, fast vernachlässigbaren 
Budget. Die klassischen Liberalen haben nie eine Theorie der 
Besteuerung entwickelt, aber jede Steuererhöhung und jede 
neue Art von Steuer wurde erbittert bekämpft - in Amerika 
zweimal 


Für eine neue Freiheit 


zu dem Funken, der zur Revolution führte oder beinahe 
geführt hätte (Stempelsteuer, Teesteuer). 


Die ersten Theoretiker des libertären klassischen 
Liberalismus waren die Levelers während der englischen 
Revolution und der Philosoph John Locke im späten 
siebzehnten Jahrhundert, gefolgt von den "True Whigs" oder 
der radikalen libertären Opposition gegen das "Whig 
Settlement" - das Regime im Großbritannien des achtzehnten 
Jahrhunderts. John Locke legte die natürlichen Rechte jedes 
Einzelnen auf seine Person und sein Eigentum fest; der 
Zweck der Regierung war strikt darauf beschränkt, diese 
Rechte zu verteidigen. In den Worten der von Locke 
inspirierten Unabhängigkeitserklärung heißt es: "Um diese 
Rechte zu sichern, werden Regierungen unter den Menschen 
eingesetzt, die ihre gerechte Macht von der Zustimmung der 
Regierten ableiten. Wann immer eine Regierungsform diesen 
Zielen abträglich wird, ist es das Recht des Volkes, sie zu 
ändern oder abzuschaffen." 


Obwohl Locke in den amerikanischen Kolonien viel 
gelesen wurde, war seine abstrakte Philosophie kaum 
geeignet, die Menschen zur Revolution zu bewegen. Diese 
Aufgabe wurde im 18. Jahrhundert von radikalen Lockeanern 
übernommen, die in einer populäreren, schlagkräftigeren und 
leidenschaftlicheren Weise schrieben und die grundlegende 
Philosophie auf die konkreten Probleme der damaligen 
Regierung - insbesondere der britischen Regierung - 
anwandten. Die wichtigste Schrift in diesem Sinne waren 
"Cato's Letters", eine Reihe von Zeitungsartikeln, die in den 
frühen 1720er Jahren in London von den True Whigs John 
Trenchard und Thomas Gordon veröffentlicht wurden. 
Während Locke über den revolutionären Druck geschrieben 
hatte, der ausgeübt werden konnte, wenn die Regierung die 
Freiheit zerstörte, wiesen Trenchard und Gordon darauf hin, 
dass die Regierung immer zu einer solchen Zerstörung der 
individuellen Rechte tendierte. Den "Cato's Letters" zufolge 
ist die Geschichte der Menschheit eine Aufzeichnung des 
unerbittlichen Konflikts zwischen Macht und Freiheit, wobei 
die Macht (die Regierung) immer bereit ist, ihren 
Einflussbereich zu vergrößern, indem sie in die Rechte der 
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Menschen eindringt und ihre Freiheiten beschneidet. Deshalb, 
so Cato, muss die Macht klein gehalten werden und mit 
ständiger Wachsamkeit und Feindseligkeit seitens der 
Öffentlichkeit konfrontiert werden, um sicherzustellen, dass 
sie immer innerhalb ihrer engen Grenzen bleibt: 


Wir wissen aus unendlich vielen Beispielen und 
Erfahrungen, dass Menschen, die über Macht verfügen, 
lieber alles tun, als sie aufzugeben. 


Das libertäre Erbe 


Und kaum ein Mensch auf Erden hat es verlassen, solange 
er alles auf seine Weise darin tragen konnte. Dies scheint 
sicher, 

Dass das Wohl der Welt oder des Volkes nicht zu ihren 
Motiven gehörte, um an der Macht zu bleiben oder sie zu 
verlassen. 


Es liegt in der Natur der Macht, dass sie sich ständig 
ausbreitet und jede außergewöhnliche Macht, die zu 
bestimmten Zeiten und bei bestimmten Anlässen gewährt 
wird, in eine gewöhnliche Macht umwandelt, die zu jeder 
Zeit und bei jedem Anlass genutzt werden kann, noch gibt 
sie jemals freiwillig einen Vorteil auf. ... 


Leider! Die Macht greift täglich auf die Freiheit über, mit 
einem zu offensichtlichen Erfolg, und das Gleichgewicht 
zwischen ihnen ist fast verloren. Die Tyrannei hat sich fast 
der ganzen Erde bemächtigt, und indem sie die Menschheit 
mit Haut und Haaren angreift, macht sie die Welt zu einem 
Schlachthaus; und sie wird gewiss weiter zerstören, bis sie 
entweder selbst zerstört ist, oder, was am 
wahrscheinlichsten ist, nichts anderes mehr zum Zerstören 
übrig hat.! 


Diese Warnungen wurden von den amerikanischen 
Kolonisten eifrig aufgenommen, die "Cato's Letters" in den 
Kolonien und bis in die Zeit der Revolu- tion immer wieder 
nachdruckten. Diese tief verwurzelte Haltung führte zu dem, 
was der Historiker Bernard Bailyn treffend als den 
"transformierenden radikalen Liberalismus" der 
Amerikanischen Revolution bezeichnet hat. 


Denn die Revolution war nicht nur der erste erfolgreiche 
Versuch der Modernen, das Joch des westlichen 
Imperialismus - damals die mächtigste Macht der Welt - 
abzuwerfen. Wichtiger noch: Zum ersten Mal in der 
Geschichte sicherten die Amerikaner ihre neuen Regierungen 
durch zahlreiche Beschränkungen und Auflagen ab, die in 
Verfassungen und insbesondere in Grundrechten verankert 
waren. Kirche und Staat wurden in den neuen Staaten strikt 
voneinander getrennt, 


1Siehe Murray N. Rothbard, Conceived in Liberty, Bd. 2, "Salutary 
Neglect": The American Colonies in the First Half of the 18th Century 
(New Rochelle, N.Y.: Arlington House, 1975), S. 194. Siehe auch John 
Trenchard und Thomas Gordon, Cato's Letters, in D.L. Jacobson, ed. The 
English Liber- tarian Heritage (Indianapolis: Bobbs-Merrill, 1965). 
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Für eine neue Freiheit 


und die Religionsfreiheit verankert. Überreste des 
Feudalismus wurden in allen Staaten durch die Abschaffung 
der feudalen Privilegien der Erbfolge und der Primogenitur 
beseitigt. (Bei ersterem kann ein verstorbener Vorfahre den 
Grundbesitz seiner Familie auf ewig verpfänden und seine 
Erben daran hindern, irgendeinen Teil des Landes zu 
verkaufen; bei letzterem verlangt die Regierung die alleinige 
Vererbung des Eigentums an den ältesten Sohn). 


Die neue, durch die Artikel der Konföderation gebildete 
Bundesregierung durfte keine Steuern von der Bevölkerung 
erheben, und jede grundlegende Erweiterung ihrer Befugnisse 
bedurfte der einstimmigen Zustimmung aller 
einzelstaatlichen Regierungen. Vor allem die militärische und 
kriegerische Macht der nationalen Regierung wurde durch 
Zurückhaltung und Misstrauen eingegrenzt; denn die 
Libertären des achtzehnten Jahrhunderts wussten, dass Krieg, 
stehende Heere und Militarismus seit langem die 
Hauptmethode zur Vergrößerung der staatlichen Macht 
waren.? 


Bernard Bailyn hat die Leistung der amerikanischen 
Revolutionäre auf den Punkt gebracht: 


Die Modernisierung der amerikanischen Politik und 
Regierung während und nach der Revolution nahm die 
Form einer plötzlichen, radikalen Verwirklichung des 
Programms an, das zum ersten Mal von der oppositionellen 
Intelligenz ... in der Regierungszeit Georgs des Ersten 
vollständig dargelegt worden war. Wo die englische 
Opposition, die sich gegen eine selbstgefällige soziale und 
politische Ordnung durchsetzte, nur gestrebt und geträumt 
hatte, konnten die Amerikaner, die von denselben 
Bestrebungen angetrieben wurden, aber in einer in vielerlei 
Hinsicht modernen Gesellschaft lebten und nun politisch 
frei wurden, plötzlich handeln. Wo die englische 
Opposition vergeblich um Teilreformen gerungen hatte. 
Die amerikanischen Führer setzten schnell und mit wenig 
sozialem Aufruhr die äußersten Möglichkeiten des 
gesamten Spektrums radikaler Befreiungsideen 
systematisch um. 


2Zu den radikal-libertären Auswirkungen der Revolution in Amerika siehe 
Robert A. Nisbet, The Social Impact of the Revolution (Washington, D.C.: 
American Enterprise Institute for Public Policy Research, 1974). Zu den 
Auswirkungen auf Europa siehe die wichtige Arbeit von Robert R. Palmer, 
The Age of the Democratic Revolution (Princeton, N.J.: Princeton 
University Press, 1959), Bd. 1. 
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Dabei haben sie ... die Hauptthemen des radikalen 
Liberalismus des achtzehnten Jahrhunderts, die hier 
verwirklicht wurden, in die amerikanische politische Kultur 
eingebracht ... Das erste ist die Überzeugung, dass Macht 
böse ist, vielleicht eine Notwendigkeit, aber eine böse 
Notwendigkeit; dass sie unendlich korrumpierend ist; und 
dass sie kontrolliert, begrenzt und in jeder Weise 
eingeschränkt werden muss, die mit einem Minimum an 
ziviler Ordnung vereinbar ist. Schriftliche Verfassungen, 
die Trennung der Gewalten, Grundrechte, Beschränkungen 
der Exekutive, der Legislative und der Gerichte, 
Beschränkungen des Rechts, Zwang auszuüben und Krieg 
zu führen - all das ist Ausdruck des tiefen Misstrauens 
gegenüber der Macht, das im ideologischen Herzen der 
amerikanischen Revolution liegt und das uns als bleibendes 
Erbe erhalten geblieben ist.3 


Während also das klassische liberale Denken in England 
seinen Anfang nahm, erreichte es in Amerika seine 
konsequenteste und radikalste Entwicklung - und seine 
lebendigste Verkörperung. Denn die amerikanischen 
Kolonien waren frei von dem feudalen Landmonopol und der 
aristokratischen Herrscherkaste, die in Europa fest verankert 
waren; in Amerika waren die Herrscher britische 
Kolonialbeamte und eine Handvoll privilegierter Kaufleute, 
die relativ leicht beiseite zu fegen waren, als die Revolution 
kam und die britische Regierung gestürzt wurde. Der 
klassische Liberalismus hatte daher in den amerikanischen 
Kolonien mehr Rückhalt in der Bevölkerung und stieß auf 
weit weniger hartnäckigen institutionellen Widerstand als in 
der Heimat. Da die amerikanischen Rebellen geografisch 
isoliert waren, mussten sie sich außerdem nicht um die 
einmarschierenden Armeen benachbarter 
konterrevolutionärer Regierungen sorgen, wie dies 
beispielsweise in Frankreich der Fall war. 


NACH DER REVOLUTION 


So wurde Amerika, vor allen anderen Ländern, in einer 
explizit libertären Revolution geboren, einer Revolution 
gegen das Imperium; gegen 

13 


3Bernard Bailyn, "The Central Themes of the American Revolution: An 
Interpretation", in S. Kurtz und J. Hutson, Hrsg., Essays on the American 
Revolution (Chapel Hill: University of North Carolina Press, 1973), S. 26- 
27. 
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Besteuerung, Handelsmonopole und Regulierung sowie 
gegen Militarısmus und Exekutivgewalt. Die Revolution 
hatte zur Folge, dass die Macht der Regierungen in nie 
dagewesener Weise eingeschränkt wurde. Doch während es 
in Amerika kaum institutionellen Widerstand gegen den 
Ansturm des Liberalismus gab, traten von Anfang an 
mächtige elitäre Kräfte auf, vor allem unter den 
Großkaufleuten und Pflanzern, die das restriktive britische 
"merkantilistische" System mit hohen Steuern, Kontrollen 
und staatlich verliehenen Monopolprivilegien beibehalten 
wollten. Diese Gruppen wünschten sich eine starke 
Zentralregierung und sogar eine imperiale Regierung; kurz 
gesagt, sie wollten das britische System ohne Großbritannien. 
Diese konservativen und reaktionären Kräfte traten erstmals 
während der Revolution auf und bildeten später die 
föderalistische Partei und die föderalistische Regierung in den 
1790er Jahren. 


Im neunzehnten Jahrhundert setzte sich der libertäre 
Impetus jedoch fort. Die Jefferson'schen und Jackson'schen 
Bewegungen, die Demokratisch-Republikanische und dann 
die Demokratische Partei strebten ausdrücklich die 
weitgehende Abschaffung der Regierung aus dem 
amerikanischen Leben an. Es sollte eine Regierung ohne 
stehendes Heer oder Marine sein; eine Regierung ohne 
Schulden und ohne direkte Bundes- oder Verbrauchssteuern 
und praktisch ohne Einfuhrzölle - also mit vernachlässigbaren 
Steuer- und Ausgabenniveaus; eine Regierung, die sich nicht 
an Öffentlichen Arbeiten oder internen Verbesserungen 
beteiligt; eine Regierung, die nicht kontrolliert oder reguliert; 
eine Regierung, die das Geld und das Bankwesen frei, hart 
und unbeeinflusst lässt; kurz gesagt, in den Worten von H.L. 
Menckens Ideal, "eine Regierung, die knapp daran 
vorbeikommt, überhaupt keine Regierung zu sein". 


Das Streben der Jeffersonianer nach praktisch keiner 
Regierung scheiterte nach Jeffersons Amtsantritt zunächst mit 
Zugeständnissen an die Föderalisten (möglicherweise das 
Ergebnis eines Deals für föderalistische Stimmen, um ein 
Unentschieden im Wahlmännerkollegium auszugleichen) und 
dann mit dem verfassungswidrigen Kauf des Territoriums 
Louisiana. Vor allem aber scheiterte sie an dem 
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imperialistischen Drang zum Krieg mit Großbritannien in 
Jeffersons zweiter Amtszeit, der zum Krieg und zu einem 
Einparteiensystem führte, das praktisch das gesamte 
staatsföderalistische Programm durchsetzte: hohe 
Militärausgaben, eine Zentralbank, einen Schutzzoll, direkte 
Bundessteuern, öffentliche Arbeiten. Entsetzt über die 
Ergebnisse war ein pensionierter Jefferson 
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brütete in Monticello und inspirierte die jungen Gastpolitiker 
Martin Van Buren und Thomas Hart Benton dazu, eine neue 
Partei zu gründen - die Demokratische Partei -, um Amerika 
vom neuen Föderalismus zurückzuerobern und den Geist des 
alten Jeffer- sonischen Programms wiederzuerlangen. Als die 
beiden jungen Politiker Andrew Jackson als ihren Retter 
erkannten, war die neue demokratische Partei geboren. 


Die Jacksonianer hatten einen Plan: Andrew Jackson 
sollte acht Jahre lang Präsident sein, gefolgt von acht Jahren 
Van Buren und acht Jahren Benton. Nach vierundzwanzig 
Jahren einer triumphalen Jackson-Demokratie sollte das 
Menck'sche Ideal einer praktisch regierungslosen 
Gesellschaft erreicht sein. Es war keineswegs ein 
unmöglicher Traum, denn es war klar, dass die 
Demokratische Partei schnell zur normalen Mehrheitspartei 
im Land geworden war. Die Masse des Volkes wurde für die 
freiheitliche Sache gewonnen. Jackson hatte seine acht Jahre, 
in denen er die Zentralbank zerstörte und die Staatsschulden 
tilgte, und Van Buren hatte vier Jahre, in denen er die 
Bundesregierung vom Bankensystem trennte. Doch die Wahl 
von 1840 war eine Anomalie, denn Van Buren wurde durch 
eine beispiellos demagogische Kampagne besiegt, die vom 
ersten großen modernen Wahlkampfleiter, Thurlow Weed, 
inszeniert wurde, der mit all dem Wahlkampf- 
Schnickschnack - einprägsame Slogans, Buttons, Lieder, 
Paraden usw. - Pionierarbeit leistete, mit dem wir heute 
vertraut sind. Weeds Taktik brachte den ungeheuerlichen und 
unbekannten Whig, General William Henry Harrison, ins 
Amt, aber das war eindeutig ein Zufall; 1844 würden die 
Demokraten mit denselben Wahlkampftaktiken kontern, und 
es war klar, dass sie in diesem Jahr die Präsidentschaft 
zurückerobern würden. Van Buren sollte natürlich den 
Siegeszug der Jacksonianer fortsetzen. Doch dann kam es zu 
einem schicksalhaften Ereignis: Die Demokratische Partei 
wurde in der entscheidenden Frage der Sklaverei, oder besser 
gesagt der Ausweitung der Sklaverei auf ein neues Gebiet, 
gespalten. Van Burens leichte Wiederwahl scheiterte an einer 
Spaltung in den Reihen der Demokraten über die Aufnahme 
der Republik Texas als Sklavenstaat in die Union; Van Buren 
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war dagegen, Jackson dafür, und diese Spaltung symbolisierte 
die größere Spaltung innerhalb der Demokratischen Partei. 
Slawismus, der gravierende antilibertärte Makel im 
Libertarismus der Demokraten 


Für eine neue Freiheit 


Das Programm der Demokraten war aufgetaucht, um die 
Partei und ihren Liberalismus vollständig zu zerstören. 


Der Bürgerkrieg brachte nicht nur ein beispielloses 
Blutvergießen und Verwüstungen mit sich, sondern wurde 
von der triumphalen und praktisch parteilosen 
republikanischen Regierung auch dazu genutzt, ihr 
staatsfeindliches, ehemals whigistisches Programm 
durchzusetzen: nationale Regierungsgewalt, Schutzzölle, 
Subventionen für das Großkapital, inflationäres Papiergeld, 
erneute Kontrolle der Bundesregierung über das Bankwesen, 
groß angelegte interne Verbesserungen, hohe 
Verbrauchssteuern und - während des Krieges - Wehrpflicht 
und Einkommenssteuer. Darüber hinaus verloren die 
Bundesstaaten ihr früheres Recht auf Sezession und die 
Befugnisse anderer Bundesstaaten im Gegensatz zu den 
Befugnissen der Bundesregierung. Die Demokratische Partei 
nahm nach dem Krieg ihren libertären Kurs wieder auf, aber 
der Weg zur Freiheit war nun viel länger und schwieriger als 
zuvor. 


Wir haben gesehen, wie in Amerika die tiefste libertäre 
Tradition entstanden ist, eine Tradition, die sich immer noch 
in einem Großteil unserer politischen Rhetorik fortsetzt und 
sich in einer kämpferischen und individualistischen Haltung 
eines Großteils der amerikanischen Bevölkerung gegenüber 
der Regierung widerspiegelt. In diesem Land gibt es einen 
weitaus fruchtbareren Boden für ein Wiederaufleben des 
Libertarismus als in jedem anderen Land. 


WIDERSTAND GEGEN DIE FREIHEIT 


Wir können jetzt sehen, dass das rasche Wachstum der 
libertären Bewegung und der libertären Partei in den 1970er 
Jahren fest in dem verwurzelt ist, was Bernard Bailyn dieses 
mächtige "dauerhafte Erbe" der amerikanischen Revolution 
nannte. Aber wenn dieses Erbe so wichtig für die 
amerikanische Tradition ist, was ist dann schief gelaufen? 
Warum muss jetzt eine neue libertäre Bewegung entstehen, 
um den amerikanischen Traum zurückzuerobern? 
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Um diese Frage zu beantworten, müssen wir uns zunächst 
vergegenwärtigen, dass der klassische Liberalismus eine 
tiefgreiffende Bedrohung für die politischen und 
wirtschaftlichen Interessen - die herrschenden Klassen - 
darstellte, die von der alten Ordnung profitierten: die Könige, 
die Adligen und Landaristokraten, die privilegierten 
Kaufleute, die Militärapparate, die staatlichen Bürokratien. 
Trotz dreier großer gewaltsamer 


20 


Das libertäre Erbe 


Die von den Liberalen ausgelösten Revolutionen - die 
englische im siebzehnten und die amerikanische und 
französische im achtzehnten Jahrhundert - haben in Europa 
nur teilweise gesiegt. Der Widerstand war hartnäckig und es 
gelang ihnen, Grundbesitzmonopole, religiöse Einrichtungen 
und eine kriegerische Außen- und Militärpolitik 
aufrechtzuerhalten und das Wahlrecht eine Zeit lang auf die 
wohlhabende Elite zu beschränken. Die Liberalen mussten 
sich auf die Ausweitung des Wahlrechts konzentrieren, denn 
beiden Seiten war klar, dass die objektiven wirtschaftlichen 
und politischen Interessen der Masse der Bevölkerung in der 
individuellen Freiheit lagen. Interessanterweise wurden zu 
Beginn des 19. Jahrhunderts die Laissez-faire-Kräfte als 
"Liberale" und "Radikale" (für die reineren und 
konsequenteren unter ihnen) bezeichnet, während die 
Opposition, die die alte Ordnung bewahren oder zu ihr 
zurückkehren wollte, allgemein als "Konservative" bezeichnet 
wurde. 


Jahrhunderts als bewusster Versuch, das verhasste 
Werk des neuen klassischen liberalen Geistes - der 
amerikanischen, französischen und industriellen 
Revolution - rückgängig zu machen und zu zerstören. 
Angeführt von zwei reaktionären französischen Denkern, 
de Bonald und de Maistre, sehnte sich der Konservatismus 
danach, gleiche Rechte und Gleichheit vor dem Gesetz durch 
die strukturierte und hierarchische Herrschaft privilegierter 
Eliten zu ersetzen; individuelle Freiheit und minimale 
Regierung durch absolute Herrschaft und Big Government; 
Religionsfreiheit durch die theokratische Herrschaft einer 
Staatskirche; Frieden und freier Handel durch Militarismus, 
merkantilistische Beschränkungen und Krieg zum Vorteil des 
Nationalstaates; und Industrie und Fertigung durch die alte 
feudale und agrarische Ordnung. Und sie wollten die neue 
Welt des Massenkonsums und des steigenden 
Lebensstandards für alle durch die alte Ordnung des 
bloßen Lebensunterhalts für die Massen und des 
Luxuskonsums für die herrschende Elite ersetzen. 

Jahrhunderts begannen die Konservativen zu erkennen, 
dass ihre Sache unweigerlich dem Untergang geweiht war, 
wenn sie weiterhin an der Forderung nach einer völligen 
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Rückgängigmachung der industriellen Revolution und der 
damit verbundenen enormen Erhöhung des Lebensstandards 
der breiten Öffentlichkeit festhielten, und wenn sie sich 
weiterhin gegen die Ausweitung des Wahlrechts aussprachen 
und sich damit offen gegen die Interessen dieser 
Öffentlichkeit stellten. Der "rechte Flügel" (eine 
Bezeichnung, die auf 
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ein geographischer Zufall, der dazu führte, dass die 
Wortführer der alten Ordnung während der Französischen 
Revolution auf der rechten Seite des Plenarsaals saßen), 
beschlossen, einen anderen Gang einzulegen und ihr 
etatistisches Credo zu aktualisieren, indem sie die offene 
Opposition gegen die Industrialisierung und das 
demokratische Wahlrecht aufgaben. An die Stelle des offenen 
Hasses und der Verachtung des alten Konservatismus für die 
breite Masse der Bevölkerung traten nun Doppelzüngigkeit 
und Demagogie. Die neuen Konservativen umwarben die 
Massen mit folgendem Satz: "Auch wir sind für 
Industrialisierung und einen höheren Lebensstandard. Aber 
um diese Ziele zu erreichen, müssen wir die Industrie zum 
Wohle der Allgemeinheit regulieren; wir müssen die 
organisierte Zusammenarbeit an die Stelle des Kampfes 
zwischen den Hunden des freien und wettbewerbsorientierten 
Marktes setzen; und vor allem müssen wir die die Nation 
zerstörenden liberalen Grundsätze des Friedens und des 
Freihandels durch die die Nation verherrlichenden 
Maßnahmen des Krieges, des Protektionismus, des 
Imperiums und der militärischen Stärke ersetzen." Für all 
diese Veränderungen war natürlich eher eine große 
Regierung als eine kleine Regierung erforderlich. 


So kehrten im späten neunzehnten Jahrhundert der 
Etatismus und die große Regierung zurück, aber diesmal mit 
einem pro-industriellen und pro-Allgemeinwohl-Gesicht. Die 
alte Ordnung kehrte zurück, aber diesmal wurden die 
Nutznießer ein wenig umgeschichtet; es waren nicht so sehr 
der Adel, die Feudalherren, die Armee, die Bürokratie und 
privilegierte Kaufleute, sondern die Armee, die Bürokratie, 
die geschwächten Feudalherren und vor allem die 
privilegierten Fabrikanten. Angeführt von Bismarck in 
Preußen schuf die Neue Rechte einen rechten Kollektivismus, 
der auf Krieg, Militarismus, Protektionismus und der 
obligatorischen Kartellierung von Wirtschaft und Industrie 
beruhte - ein gigantisches Netz von Kontrollen, Vorschriften, 
Subventionen und Privilegien, das eine große Partnerschaft 
zwischen dem Staat und bestimmten begünstigten Elementen 
des Großkapitals und der Industrie schuf. 


Es musste auch etwas gegen das neue Phänomen einer 
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großen Zahl von industriellen Lohnarbeitern, dem 
"Proletariat", unternommen werden. Im achtzehnten und 
frühen neunzehnten Jahrhundert, ja bis ins späte neunzehnte 
Jahrhundert hinein, befürwortete die Masse der Arbeiter 
Laissez-faire und den freien Wettbewerbsmarkt als das Beste 
für ihre Löhne und Arbeitsbedingungen als Arbeiter und für 
eine billige und wachsende Palette von Konsumgütern als 
Verbraucher. Sogar die frühen Gewerkschaften, z. B. in 
Großbritannien, 


24 


Das libertäre Erbe 


waren überzeugte Befürworter des Laissez-faire. Die neuen 
Konservativen, angeführt von Bismarck in Deutschland und 
Disraeli in Großbritannien, schwächten den freiheitlichen 
Willen der Arbeiter, indem sie Krokodilstränen über den 
Zustand der Industriearbeiterschaft vergossen und die 
Industrie kartellierten und regulierten, wobei sie nicht zufällig 
den effizienten Wettbewerb behinderten. Jahrhunderts 
schließlich integrierte der neue konservative "Konzernstaat" - 
damals und heute das dominierende politische System in der 
westlichen Welt - "verantwortungsvolle" und korporatistische 
Gewerkschaften als Juniorpartner der großen Regierung und 
begünstigte große Unternehmen im neuen staats- und 
korporatistischen Entscheidungssystem. 


Um dieses neue System zu etablieren, um eine Neue 
Ordnung zu schaffen, die eine modernisierte, verbrämte 
Version des Ancien Regime vor der amerikanischen und 
französischen Revolution war, mussten die neuen 
herrschenden Eliten einen gigantischen Betrug an der 
verblendeten Öffentlichkeit durchführen, einen Betrug, der 
bis heute andauert. Während die Existenz jeder Regierung, 
von der absoluten Monarchie bis zur Militärdiktatur, auf 
der Zustimmung der Mehrheit der Öffentlichkeit beruht, 
muss eine demokratische Regierung diese Zustimmung auf 
einer unmittelbareren, tagtäglichen Basis herstellen. Um 
dies zu erreichen, mussten die neuen konservativen 
Führungseliten die Öffentlichkeit in vielen entscheidenden 
und grundlegenden Punkten überlisten. Die Massen mussten 
davon überzeugt werden, dass Tyrannei besser sei als 
Freiheit, dass ein kartellierter und privilegierter 
industrieller Feudalismus für die Verbraucher besser sei als 
ein frei konkurrierender Markt, dass ein kartelliertes 
Monopol im Namen des Antimonopols durchgesetzt werden 
sollte und dass Krieg und militärische Vergrößerung zum 
Nutzen der herrschenden Eliten wirklich im Interesse der 
eingezogenen, besteuerten und oft abgeschlachteten 
Öffentlichkeit seien. Wie sollte dies erreicht werden? 


In allen Gesellschaften wird die öffentliche Meinung von 
den intellektuellen Klassen, den Meinungsmachern der 
Gesellschaft, bestimmt. Denn die meisten Menschen sind 
weder Urheber noch Verbreiter von Ideen und Konzepten; im 
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Gegenteil, sie neigen dazu, die von den professionellen 
intellektuellen Klassen, den professionellen Ideenhändlern, 
verbreiteten Ideen zu übernehmen. Wie wir weiter unten 
sehen werden, haben die Despoten und die herrschenden 
Eliten der Staaten im Laufe der Geschichte die Dienste der 
Intellektuellen weit mehr gebraucht als die friedlichen Bürger 
in einer freien Gesellschaft. Denn Staaten haben schon immer 
meinungsbildende Intellektuelle gebraucht, um der 
Öffentlichkeit vorzugaukeln, ihre Herrschaft sei 
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weise, gut und unvermeidlich; zu glauben, dass der "Kaiser 
Kleider hat". Bis zur Moderne waren solche Intellektuellen 
zwangsläufig Kirchenmänner (oder Medizinmänner), die 
Hüter der Religion. Es war ein gemütliches Bündnis, diese 
uralte Partnerschaft zwischen Kirche und Staat; die Kirche 
teilte ihren verblendeten Schützlingen mit, dass der König auf 
göttlichen Befehl herrsche und man ihm daher gehorchen 
müsse; im Gegenzug leitete der König zahlreiche 
Steuereinnahmen in die Kassen der Kirche. Daher war es für 
die klassischen Liberalen von großer Bedeutung, dass es 
ihnen gelang, Kirche und Staat voneinander zu trennen. Die 
neue liberale Welt war eine Welt, in der die Intellektuellen 
säkular sein konnten - sie konnten ihren Lebensunterhalt 
selbst verdienen, auf dem Markt, unabhängig von staatlichen 
Subventionen. 


Um ihre neue staatsrechtliche Ordnung, ihren 
neomerkantilistischen Unternehmensstaat, zu etablieren, 
mussten die neuen Konservativen daher eine neue Allianz 
zwischen Intellektuellen und Staat schmieden. In einem 
zunehmend säkularen Zeitalter bedeutete dies eher ein 
Bündnis mit säkularen Intellektuellen als mit Geistlichen: 
insbesondere mit der neuen Generation von Professoren, 
Doktoranden, Historikern, Lehrern und technokratischen 
Ökonomen, Sozialarbeitern, Soziologen, Ärzten und 
Ingenieuren. Diese neu geschmiedete Allianz bestand aus 
zwei Teilen. Jahrhunderts stützten sich die Konservativen, die 
ihren liberalen Gegnern Vernunft zugestanden, stark auf die 
angeblichen Tugenden von Irrationalität, Romantik, Tradition 
und Theokratie. Indem sie die Tugenden der Tradition und 
der irrationalen Symbole betonten, konnten die 
Konservativen die Öffentlichkeit dazu verleiten, die 
privilegierte hierarchische Herrschaft fortzusetzen und 
weiterhin den Nationalstaat und seine Kriegsmaschinerie zu 
verehren. In der zweiten Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts 
gab sich der neue Konservatismus das Mäntelchen der 
Vernunft und der "Wissenschaft" um. Nun war es die 
Wissenschaft, die angeblich die Herrschaft der Wirtschaft 
und der Gesellschaft durch technokratische "Experten" 
forderte. Im Gegenzug für die Verbreitung dieser Botschaft in 
der Öffentlichkeit wurde die neue Generation von 
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Intellektuellen mit Jobs und Prestige als Apologeten der 
neuen Ordnung und als Planer und Regulierer der neu 
kartellisierten Wirtschaft und Gesellschaft belohnt. 


Um die Vorherrschaft des neuen Staates über die 
öffentliche Meinung zu sichern und die Zustimmung der 
Öffentlichkeit zu erzwingen, bemühten sich die Regierungen 
der westlichen Welt im späten neunzehnten und frühen 
zwanzigsten Jahrhundert, die Kontrolle über die Bildung, 
über den Verstand der Menschen, über die Universitäten zu 
erlangen, 
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und über die allgemeine Bildung durch Schulpflichtgesetze 
und ein Netz von öffentlichen Schulen. Die öffentlichen 
Schulen wurden bewusst genutzt, um ihren jungen 
Schützlingen Gehorsam gegenüber dem Staat und andere 
staatsbürgerliche Tugenden einzuprägen. Diese 
Verstaatlichung des Bildungswesens sorgte außerdem dafür, 
dass die Lehrer und Pädagogen der Nation eines der größten 
Interessen an der Ausweitung der Verstaatlichung hatten. 


Eine der Methoden, mit denen die neuen staatsgläubigen 
Intellektuellen ihre Arbeit verrichteten, bestand darin, die 
Bedeutung alter Bezeichnungen zu verändern und somit die 
mit diesen Bezeichnungen verbundenen emotionalen 
Vorstellungen in der Öffentlichkeit zu manipulieren. So 
waren beispielsweise die Laissez-faire-Libertären lange Zeit 
als "Liberale" und die reinsten und militantesten von ihnen 
als "Radikale" bekannt gewesen; sie waren auch als 
"Progressive" bekannt, weil sie mit dem industriellen 
Fortschritt, der Ausbreitung der Freiheit und dem Anstieg des 
Lebensstandards der Verbraucher im Einklang standen. Die 
neue Generation von Staatswissenschaftlern und 
Intellektuellen eignete sich die Begriffe "liberal" und 
"fortschrittlich" an und schaffte es, ihre Laissez-faire-Gegner 
als altmodisch, "Neandertaler" und "reaktionär" zu 
beschimpfen. Sogar die Bezeichnung "konservativ" wurde 
den klassischen Liberalen angehängt. Und wie wir gesehen 
haben, gelang es den neuen Etatisten auch, sich den Begriff 
"Vernunft" anzueignen. 


Wenn die Laissez-faire-Liberalen durch das 
Wiederaufleben des Etatismus und des Merkantilismus als 
"fortschrittlicher" korporativer Etatismus verwirrt waren, so 
war ein weiterer Grund für den Verfall des klassischen 
Liberalismus am Ende des 19. Jahrhunderts das Wachstum 
einer neuen, eigentümlichen Bewegung: des Sozialismus. Der 
Sozialismus begann in den 1830er Jahren und breitete sich 
nach den 1880er Jahren stark aus. Das Besondere am 
Sozialismus war, dass es sich um eine verworrene, hybride 
Bewegung handelte, die von den beiden großen, bereits 
existierenden polaren Ideologien, dem Liberalismus und dem 
Konservatismus, beeinflusst wurde. Von den klassischen 
Liberalen übernahmen die Sozialisten eine freimütige 
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Akzeptanz des Industrialismus und der industriellen 
Revolution, eine frühe Verherrlichung von "Wissenschaft" 
und "Vernunft" und zumindest eine rhetorische Hingabe an 
klassische liberale Ideale wie Frieden, individuelle Freiheit 
und einen steigenden Lebensstandard. Tatsächlich leisteten 
die Sozialisten lange vor den viel späteren Korporatisten 
Pionierarbeit bei der Vereinnahmung von Wissenschaft, 
Vernunft und Industrialisierung. Und die Sozialisten 
übernahmen nicht nur die klassischen 
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liberales Festhalten an der Demokratie, sondern übertraf dies 
noch durch die Forderung nach einer "erweiterten 
Demokratie", in der "das Volk" die Wirtschaft - und sich 
gegenseitig - leiten würde. 


Auf der anderen Seite übernahmen die Sozialisten von 
den Konservativen die Hingabe an den Zwang und die 
staatlichen Mittel, mit denen sie versuchten, diese liberalen 
Ziele zu erreichen. Industrielle Harmonie und Wachstum 
sollten durch die Vergrößerung des Staates zu einer 
allmächtigen Institution erreicht werden, die Wirtschaft und 
Gesellschaft im Namen der "Wissenschaft" regiert. Eine 
Avantgarde von Technokraten sollte im Namen des "Volkes" 
und der "Demokratie" die allmächtige Herrschaft über die 
Person und das Eigentum aller übernehmen. Nicht zufrieden 
mit der liberalen Errungenschaft der Vernunft und der 
Freiheit der wissenschaftlichen Forschung, würde der 
sozialistische Staat die Herrschaft der Wissenschaftler über 
alle anderen errichten; nicht zufrieden damit, dass die 
Liberalen den Arbeitern die Freiheit gaben, ungeahnten 
Wohlstand zu erreichen, würde der sozialistische Staat die 
Herrschaft der Arbeiter über alle anderen errichten - oder 
vielmehr die Herrschaft von Politikern, Bürokraten und 
Technokraten in deren Namen. Nicht zufrieden mit dem 
liberalen Kredo der Gleichheit der Rechte, der Gleichheit vor 
dem Gesetz, würde der sozialistische Staat diese Gleichheit 
zugunsten des monströsen und unmöglichen Ziels der 
Gleichheit oder Gleichförmigkeit der Ergebnisse mit Füßen 
treten - oder vielmehr eine neue privilegierte Elite, eine neue 
Klasse, im Namen der Verwirklichung einer solchen 
unmöglichen Gleichheit errichten. 


Der Sozialismus war eine verworrene und hybride 
Bewegung, weil er versuchte, die liberalen Ziele der Freiheit, 
des Friedens und der industriellen Harmonie und des 
Wachstums - Ziele, die nur durch Freiheit und die Trennung 
der Regierung von praktisch allem erreicht werden können - 
durch die Durchsetzung der alten konservativen Mittel des 
Statismus, des Kollektivirimus und der hierarchischen 
Privilegien zu erreichen. Es war eine Bewegung, die nur 
scheitern konnte, die in der Tat in den zahlreichen Ländern, in 
denen sie im zwanzigsten Jahrhundert die Macht erlangte, 
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kläglich scheiterte, indem sie den Massen nur beispiellose 
Despotie, Hunger und bittere Verarmung bescherte. 


Das Schlimmste am Aufstieg der sozialistischen 
Bewegung war jedoch, dass sie die klassischen Liberalen 
"links" überflügeln konnte: das heißt, als Partei der Hoffnung, 
des Radikalismus, der Revolution in der westlichen Welt. 
Denn so wie die Verteidiger des Ancien Regime während der 
Französischen Revolution ihren Platz auf der rechten Seite 
des Saals einnahmen, so saßen die Liberalen und Radikalen 
auf der linken Seite. 
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Von da an bis zum Aufkommen des Sozialismus waren die 
liberalen klassischen Liberalen "die Linke", sogar die 
"extreme Linke" im ideologischen Spektrum. Noch 1848 
saßen französische Liberale wie Frederic Bastiat auf der 
linken Seite in der Nationalversammlung. Die klassischen 
Liberalen waren als die radikale, revolutionäre Partei im 
Westen angetreten, als die Partei der Hoffnung und des 
Wandels für Freiheit, Frieden und Fortschritt. Es war ein 
schwerer strategischer Fehler, sich überflügeln zu lassen und 
den Sozialisten zu erlauben, sich als "Partei der Linken" 
auszugeben, wodurch die Liberalen fälschlicherweise in eine 
verwirrende Mittelposition mit Sozialismus und 
Konservatismus als den polaren Gegensätzen gebracht 
wurden. Da der Libertarismus nichts anderes ist als eine 
Partei des Wandels und des Fortschritts in Richtung Freiheit, 
bedeutete die Aufgabe dieser Rolle die Aufgabe eines 
Großteils ihrer Existenzberechtigung - entweder in der 
Realität oder in den Köpfen der Öffentlichkeit. 


Doch all das wäre nicht möglich gewesen, wenn die 
klassischen Liberalen sich nicht von innen heraus hätten 
zersetzen lassen. Sie hätten darauf hinweisen können - was 
einige von ihnen auch taten -, dass der Sozialismus eine 
verworrene, selbstwidersprüchliche, quasi konservative 
Bewegung war, absolute Monarchie und Feudalismus mit 
modernem Antlitz, und dass sie selbst immer noch die einzig 
wahren Radikalen waren, unerschrockene Menschen, die auf 
nichts Geringerem als dem vollständigen Sieg des 
freiheitlichen Ideals bestanden. 


VERFALL VON INNEN 


Doch nachdem sie beeindruckende Teilsiege gegen den 
Staat erzielt hatten, verloren die klassischen Liberalen 
allmählich ihre Radikalität und ihr hartnäckiges Beharren 
darauf, den Kampf gegen den konservativen Staatismus bis 
zum endgültigen Sieg zu führen. Anstatt Teilerfolge als 
Sprungbrett für immer mehr Druck zu nutzen, verloren die 
klassischen Liberalen ihren Eifer für Veränderungen und für 
die Reinheit der Prinzipien. Sie begannen, sich damit zu 
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begnügen, ihre bisherigen Siege zu sichern, und verwandelten 
sich so von einer radikalen in eine konservative Bewegung - 
"konservativ" in dem Sinne, dass sie sich damit begnügten, 
den Status quo zu erhalten. Kurzum, die Liberalen überließen 
dem Sozialismus das Feld, um die Partei der Hoffnung und 
des Radikalismus zu werden, und sogar für die 
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spätere Korporatisten, die sich als "Liberale" und 
"Progressive" gegen die "extreme Rechte" und 
"konservativen" klassischen Liberalen ausgaben, da letztere 
sich in eine Position drängen ließen, in der sie auf nichts 
anderes als Stillstand und Abwesenheit von Veränderung 
hofften. Eine solche Strategie ist töricht und in einer sich 
verändernden Welt unhaltbar. 


Aber die Degeneration des Liberalismus war nicht nur 
eine Frage der Haltung und der Strategie, sondern auch eine 
Frage des Prinzips. Die Liberalen begnügten sich damit, die 
Kriegsmacht in den Händen des Staates zu belassen, die 
Bildungsmacht in seinen Händen zu belassen, die Macht über 
Geld und Banken und über die Straßen in den Händen des 
Staates zu belassen - kurz, dem Staat die Herrschaft über alle 
entscheidenden Hebel der Macht in der Gesellschaft 
zuzugestehen. Im Gegensatz zur totalen Feindseligkeit der 
Liberalen des 18. Jahrhunderts gegenüber der Exekutive und 
der Bürokratie tolerierten und begrüßten die Liberalen des 19. 
Jahrhunderts sogar den Ausbau der Exekutivgewalt und einer 
fest verankerten oligarchischen Beamtenbürokratie. 


Jahrhunderts zum "Abolitionismus" - zu der Ansicht, dass 
die Institution, sei es die Sklaverei oder irgendein anderer 
Aspekt des Staates, so schnell wie möglich abgeschafft 
werden sollte, da die sofortige Abschaffung des Staates, auch 
wenn sie in der Praxis unwahrscheinlich ist, als die einzig 
mögliche moralische Position angestrebt werden sollte. Denn 
ein allmähliches Verschwinden gegenüber der sofortigen 
Abschaffung einer bösen und zwanghaften Institution zu 
bevorzugen, hieße, dieses Übel zu billigen und zu 
sanktionieren und damit gegen die freiheitlichen Prinzipien 
zu verstoßen. Wie der große Abolitionist der Sklaverei und 
Libertäre William Lloyd Garrison erklärte: "So sehr wir auch 
auf die sofortige Abschaffung drängen, am Ende wird es 
leider eine schrittweise Abschaffung sein. Wir haben nie 
behauptet, dass die Sklaverei mit einem Schlag beseitigt 
werden kann; dass sie es sein sollte, werden wir immer 
behaupten "4 


Es gab zwei entscheidende Veränderungen in der 
Philosophie und Ideologie des klassischen Liberalismus, die 
seinen Verfall als lebendige, fortschrittliche und 
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Argument (Indianapolis: Bobbs-Merrill, 1965), S. xxxv. 
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radikale Kraft in der westlichen Welt. Die erste und 
wichtigste, die sich Anfang bis Mitte des 19. Jahrhunderts 
vollzog, war die Abkehr von der Philosophie der natürlichen 
Rechte und ihre Ersetzung durch den technokratischen 
Utilitarismus. Anstelle der Freiheit, die auf dem moralischen 
Imperativ des Rechts jedes Einzelnen auf Person und 
Eigentum beruhte, d. h. anstelle der Freiheit, die in erster 
Linie auf der Grundlage von Recht und Gerechtigkeit 
angestrebt wurde, bevorzugte der Utilitarismus die Freiheit 
im Allgemeinen als den besten Weg, um ein vage definiertes 
allgemeines Wohl oder Gemeinwohl zu erreichen. Dieser 
Wechsel von den Naturrechten zum Utilitarismus hatte zwei 
schwerwiegende Folgen. Erstens wurde die Reinheit des 
Ziels, die Kohärenz des Prinzips, unweigerlich erschüttert. 
Denn während der nach Moral und Gerechtigkeit strebende 
Naturrechtsliberale sich strikt an das reine Prinzip hält, 
schätzt der Utilitarist die Freiheit nur als Ad-hoc- 
Zweckmäßigkeit. Und da sich die Zweckmäßigkeit mit dem 
Wind drehen kann und dies auch tut, wird es für den 
Utilitaristen in seinem kühlen Kosten-Nutzen-Kalkül leicht 
sein, von Fall zu Fall für den Etatismus zu plädieren und 
damit das Prinzip aufzugeben. Genau das ist den 
benthamschen Utilitaristen in England passiert: Angefangen 
mit Ad-hoc-Libertarismus und Laissez-faire, fiel es ihnen 
immer leichter, immer weiter in den Staatismus abzugleiten. 
Ein Beispiel dafür war das Streben nach einem "effizienten" 
und damit starken Öffentlichen Dienst und einer starken 
Exekutive, einer Effizienz, die jedes Konzept von 
Gerechtigkeit oder Recht überlagert, ja ersetzt. 


Zweitens, und das ist ebenso wichtig, ist es in der Tat 
selten, einen Utilitaristen zu finden, der auch radikal ist, der 
für die sofortige Abschaffung des Bösen und des Zwanges 
brennt. Utilitaristen lehnen mit ihrer Hingabe an die 
Zweckmäßigkeit fast zwangsläufig jede Art von Umwälzung 
oder radikaler Veränderung ab. Es hat keine utilitaristischen 
Revolutionen gegeben. Daher sind Utilitaristen niemals 
unmittelbare Abolitionisten. Der Abolitionist ist ein solcher, 
weil er Unrecht und Ungerechtigkeit so schnell wie möglich 
beseitigen will. Bei der Wahl dieses Ziels ist kein Platz für 
eine kühle, ad hoc Abwägung von Kosten und Nutzen. Daher 
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haben die klassischen liberalen Utilitaristen den Radikalismus 
aufgegeben und sind lediglich zu graduellen Reformern 
geworden. Indem sie zu Reformern wurden, versetzten sie 
sich aber auch zwangsläufig in die Position von Beratern und 
Effizienz-Experten des Staates. Mit anderen Worten, sie 
mussten zwangsläufig das libertäre Prinzip aufgeben 
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als auch eine prinzipielle libertäre Strategie. Die Utilitaristen 
endeten als Apologeten der bestehenden Ordnung, des Status 
quo, und waren daher nur allzu offen für den Vorwurf der 
Sozialisten und progressiven Korporatisten, sie seien 
lediglich engstirnige und konservative Gegner jeglicher 
Veränderung. So wurden die klassischen Liberalen, die als 
Radikale und Revolutionäre, als polare Gegensätze zu den 
Konservativen begannen, zum Abbild dessen, was sie 
bekämpft hatten. 


Diese utilitaristische Verkrüppelung des Libertarismus ist 
immer noch präsent. So hat der Utilitarismus in den 
Anfängen des ökonomischen Denkens die freie 
Marktwirtschaft unter dem Einfluss von Ben- tham und 
Ricardo erobert, und dieser Einfluss ist heute so stark wie eh 
und je. Die heutige Marktwirtschaft ist voll von Appellen an 
den Gradualismus, von Verachtung für Ethik, Gerechtigkeit 
und konsequente Prinzipien und von der Bereitschaft, 
marktwirtschaftliche Prinzipien auf Knopfdruck aufzugeben. 
Daher wird die gegenwärtige freie Marktwirtschaft von 
Intellektuellen im Allgemeinen als bloße Apologetik für 
einen leicht veränderten Status quo angesehen, und allzu oft 
sind solche Vorwürfe richtig. 


Ein zweiter, verstärkender Wandel in der Ideologie der 
klassischen Liberalen fand im späten neunzehnten 
Jahrhundert statt, als sie zumindest für einige Jahrzehnte die 
Lehren des sozialen Evolu- tionismus, oft 
"Sozialdarwinismus" genannt, übernahmen. Im Allgemeinen 
haben staatsgläubige Historiker sozialdarwinistische Laissez- 
faire-Liberale wie Herbert Spencer und William Graham 
Sumner als grausame Verfechter der Ausrottung oder 
zumindest der Dequalifizierung der sozial "Untauglichen" 
verleumdet. Vieles davon war einfach die Verkleidung 
solider wirtschaftlicher und soziologischer Doktrinen des 
freien Marktes in das damals modische Gewand des 
Evolutionismus. Aber der wirklich wichtige und lähmende 
Aspekt ihres Sozialdarwinismus war die unzulässige 
Übertragung der Ansicht, dass sich Arten (oder später Gene) 
nach Jahrtausenden sehr, sehr langsam verändern, auf den 
sozialen Bereich. Der sozialdarwinistische Liberale gab also 
die Idee der Revolution oder des radikalen Wandels auf, um 
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sich zurückzulehnen und auf die unvermeidlichen kleinen 
evolutionären Veränderungen über Äonen hinweg zu warten. 
Kurzum, die Tatsache ignorierend, dass der Liberalismus die 
Macht der herrschenden Eliten durch eine Reihe von 
radikalen Veränderungen und Revolutionen hatte 
durchbrechen müssen, wurden die Sozialdarwinisten zu 
Konservativen 
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Er predigte gegen jegliche radikale Maßnahmen und für nur 
ganz allmähliche Veränderungen. 


In der Tat ist der große Libertäre Spencer selbst ein 
faszinierendes Beispiel für einen solchen Wandel im 
klassischen Liberalismus (und sein Fall wird in Amerika 
durch William Graham Sumner parallelisiert). In gewissem 
Sinne verkörpert Herbert Spencer einen Großteil des 
Niedergangs des Liberalismus im neunzehnten Jahrhundert in 
sich selbst. Denn Spencer begann als ein großartig radikaler 
Liberaler, als virtuoser reiner Libertärer. Doch als der Virus 
der Soziologie und des Sozialdarwinismus in seiner Seele um 
sich griff, gab Spencer den Libertarismus als dynamische, 
radikale historische Bewegung auf, ohne ihn jedoch als reine 
Theorie aufzugeben. Spencer sah zwar einen möglichen Sieg 
der reinen Freiheit, des "Vertrags" über den "Status", der 
Industrie über den Militarismus voraus, aber er begann, 
diesen Sieg als unvermeidlich zu betrachten, allerdings erst 
nach Jahrtausenden der allmählichen Entwicklung. Daher gab 
Spencer den Liberalismus als kämpferisches, radikales 
Bekenntnis auf und beschränkte seinen Liberalismus in der 
Praxis auf ein müdes, konservatives Nachhutgefecht gegen 
den wachsenden Kollektivismus und Statismus seiner Zeit. 


Aber wenn der Utilitarismus, verstärkt durch den 
Sozialdarwinismus, der Hauptverursacher für den 
philosophischen und ideologischen Verfall der liberalen 
Bewegung war, so war der wichtigste, ja sogar katastrophale 
Grund für ihren Untergang die Abkehr von der früheren 


5 Ironischerweise ist die moderne Evolutionstheorie dabei, die Theorie des 
allmählichen evolutionären Wandels vollständig aufzugeben. 
Stattdessen ist man nun der Ansicht, dass ein scharfes und plötzliches 
Umkippen von einem statischen Gleichgewicht der Arten zu einem 
anderen ein viel genaueres Bild ergibt; dies wird als Theorie des 
"punktuellen Wandels" bezeichnet. Einer der Verfechter dieser neuen 
Sichtweise, Professor Stephen Jay Gould, schreibt: 


Der Gradualismus ist eine Philosophie des Wandels, nicht 

eine Induktion aus der Natur. Auch der Gradualismus ist 

stark ideologisch geprägt. 

für ihren bisherigen Erfolg mehr verantwortlich als eine 

objektive Übereinstimmung mit der äußeren Natur. ..... Die 
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Nützlichkeit des Gradualismus als Ideologie muss einen 
Großteil seines Einflusses erklären, denn er wurde zum 
zentralen Dogma des Liberalismus gegen radikale 
Veränderungen - plötzliche Umschwünge sind gegen die 
Naturgesetze. 


Stephen Jay Gould, "Evolution: Explosion, nicht Aufstieg", New York Times 
(22. Januar 1978). 
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strenge Grundsätze gegen Krieg, Imperium und Militarismus. 
In einem Land nach dem anderen war es der Sirenengesang 
des Nationalstaates und des Imperiums, der den klassischen 
Liberalismus zerstörte. In England gaben die Liberalen im 
späten neunzehnten und frühen zwanzigsten Jahrhundert den 
antikriegerischen, antiimperialistischen "Little Englandism" 
von Cobden, Bright und der Manchester School auf. 
Jahrhunderts den Antikriegs- und Antiimperialismus von 
Cobden, Bright und der Manchester-Schule ab. Stattdessen 
nahmen sie den obszön betitelten "Liberalen Imperialismus" 
an - gemeinsam mit den Konservativen bei der Expansion des 
Weltreichs und mit den Kon- servativen und den 
Rechtssozialisten beim zerstörerischen Imperialismus und 
Kollektivismus des Ersten Weltkriegs. In Deutschland gelang 
es Bis- marck, die zuvor fast triumphierenden Liberalen zu 
spalten, indem er die Verlockung der Vereinigung 
Deutschlands durch Blut und Eisen aufstellte. Das Ergebnis 
war in beiden Ländern die Zerstörung der liberalen Sache. 


In den Vereinigten Staaten war die klassische liberale 
Partei lange Zeit die Demokratische Partei, die im späten 
neunzehnten Jahrhundert als "die Partei der persönlichen 
Freiheit" bekannt war. Jahrhunderts als "Partei der 
persönlichen Freiheit" bekannt war. Im Grunde war sie nicht 
nur die Partei der persönlichen, sondern auch der 
wirtschaftlichen Freiheit, die entschiedene Gegnerin der 
Prohibition, der Gesetze zum blauen Sonntag und der 
Schulpflicht, die engagierte Verfechterin des Freihandels, des 
harten Geldes (ohne staatliche Inflation), der Trennung des 
Bankwesens vom Staat und des absoluten Minimums an 
Regierung. Sie betrachtete die Macht des Staates als 
vernachlässigbar und die Macht des Bundes als praktisch 
nicht existent. In der Außenpolitik neigte die Demokratische 
Partei, wenn auch weniger rigoros, dazu, die Partei des 
Friedens, des Antimilitarismus und des Antiimperialismus zu 
sein. Aber sowohl der persönliche als auch der 
wirtschaftliche Liberalismus wurden mit der Eroberung der 
Demokratischen Partei durch die Bryan-Kräfte im Jahr 1896 
aufgegeben, und die Außenpolitik der Nichtintervention 
wurde dann zwei Jahrzehnte später von Woodrow Wilson 
rüde aufgegeben. Es waren eine Intervention und ein Krieg, 
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die ein Jahrhundert des Todes und der Verwüstung, der 
Kriege und neuer Despotien einläuteten, und auch ein 
Jahrhundert in allen kriegführenden Ländern des neuen 
korporatistischen Statismus - eines Wohlfahrtskriegsstaates, 
der von einer Allianz aus Großer Regierung, 
Großunternehmen, Gewerkschaften und Intellektuellen 
geführt wird -, wie wir bereits erwähnt haben. 


Der letzte Atemzug des alten Laissez-faire-Liberalismus 
in Amerika waren die kühnen und alternden Libertären, die 
sich um die Jahrhundertwende zur Anti-Imperialistischen 
Liga zusammenschlossen, um den amerikanischen Krieg 
gegen Spanien und den 
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den anschließenden imperialistischen Krieg der USA zur 
Zerschlagung der Filipinos, die nach nationaler 
Unabhängigkeit sowohl von Spanien als auch von den 
Vereinigten Staaten strebten. Aus heutiger Sicht mag die Idee 
eines Antiimperialisten, der kein Marxist ist, seltsam 
erscheinen, aber der Widerstand gegen den Imperialismus 
begann mit Laissez-faire-Liberalen wie Cobden und Bright in 
England und Eugen Richter in Preußen. Tatsächlich bestand 
die Antiimperialistische Liga unter der Leitung des Bostoner 
Industriellen und Ökonomen Edward Atkinson (zu der auch 
Sumner gehörte) größtenteils aus Laissez-faire-Radikalen, die 
für die Abschaffung der Sklaverei gekämpft hatten und 
anschließend Freihandel, hartes Geld und eine minimale 
Regierung forderten. Für sie war ihr letzter Kampf gegen den 
neuen amerikanischen Imperialismus einfach ein Teil ihres 
lebenslangen Kampfes gegen Zwang, Statismus und 
Ungerechtigkeit - gegen die große Regierung in jedem 
Lebensbereich, sowohl im Inland als auch im Ausland. 

Wir haben die ziemlich grausame Geschichte des 
Niedergangs und des Falls des klassischen Liberalismus nach 
seinem Aufstieg und teilweisen Triumph in den vergangenen 
Jahrhunderten nachgezeichnet. Was also ist der Grund für das 
Wiederaufleben, die Blüte des libertären Denkens und 
Handelns in den letzten Jahren, insbesondere in den 
Vereinigten Staaten? Wie konnten diese gewaltigen Kräfte 
und Koalitionen für den Etatismus einer 
wiederauferstandenen libertären Bewegung überhaupt so viel 
nachgeben? Sollte der erneute Vormarsch des Etatismus im 
späten neunzehnten und zwanzigsten Jahrhundert nicht eher 
ein Grund zum Trübsalblasen sein, als dass er ein 
Wiedererwachen des scheinbar toten Libertarismus einläutet? 
Warum ist der Libertarismus nicht tot und begraben 
geblieben? 


Wir haben gesehen, warum der Libertarismus 
natürlicherweise zuerst und am stärksten in den Vereinigten 
Staaten aufkommt, einem Land mit einer langen liberalen 
Tradition. Aber wir haben die Frage noch nicht untersucht: 
Warum überhaupt die Renaissance des Libertarismus in den 
letzten Jahren? Welche zeitgenössischen Bedingungen haben 
zu dieser überraschenden Entwicklung geführt? Die 
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Beantwortung dieser Frage müssen wir auf das Ende des 
Buches verschieben, bis wir zunächst untersuchen, was das 
libertäre Glaubensbekenntnis ist und wie dieses 
Glaubensbekenntnis zur Lösung der wichtigsten 
Problemfelder unserer Gesellschaft angewendet werden kann. 
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TEIL] 


DAS LIBERTÄRE 
GLAUBENSBEKENNTNIS 


2. 
EIGENTUM UND AUSTAUSCH 


DAS AXIOM DER NICHTAGGRESSION 


zentralen Axiom: dass kein Mensch oder keine Gruppe 
von Menschen gegen die Person oder das Eigentum 
eines anderen Menschen vorgehen darf. Dies kann man 
als das 
"Axiom der Nicht-Aggression". "Aggression" ist definiert als 
die Anwendung oder Androhung von physischer Gewalt 
gegen die Person oder das Eigentum einer anderen Person. 
Aggression ist daher ein Synonym für Invasion. 

Wenn niemand einen anderen angreifen darf, wenn, kurz 
gesagt, jeder das absolute Recht hat, "frei" von Angriffen zu 
sein, dann impliziert dies sofort, dass der Libertäre mit aller 
Entschiedenheit für das eintritt, was allgemein als 
"bürgerliche Freiheiten" bezeichnet wird: die Freiheit zu 
sprechen, zu veröffentlichen, sich zu versammeln und solche 
"opferlosen Verbrechen" wie Pornographie, sexuelle 
Abweichung und Prostitution zu begehen (die der Libertäre 
überhaupt nicht als "Verbrechen" betrachtet, da er ein 
"Verbrechen" als gewaltsames Eindringen in die Person oder 
das Eigentum eines anderen definiert). Außerdem betrachtet 
er die Wehrpflicht als Sklaverei im großen Stil. Und da 
Krieg, insbesondere der moderne Krieg, das massenhafte 
Abschlachten von Zivilisten mit sich bringt, betrachtet der 
Libertäre solche Konflikte als Massenmord und damit als 
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T- libertäre Glaubensbekenntnis beruht auf einem 


völlig illegitim. 
Alle diese Positionen werden auf der heutigen 
Ideologieskala als "links" eingestuft. Andererseits lehnt der 


Libertäre auch den Eingriff in die Rechte von Privatpersonen 
ab. 
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Eigentum, so bedeutet dies auch, dass er sich ebenso 
nachdrücklich gegen staatliche Eingriffe in das 
Eigentumsrecht oder in die freie Marktwirtschaft durch 
Kontrollen, Vorschriften, Subventionen oder Verbote wendet. 
Denn wenn jedes Individuum das Recht auf sein eigenes 
Eigentum hat, ohne aggressiven Raubbau erleiden zu müssen, 
dann hat es auch das Recht, sein Eigentum zu verschenken 
(Vermächtnis und Erbschaft) und es ohne Einmischung gegen 
das Eigentum anderer einzutauschen (freier Vertrag und freie 
Marktwirtschaft). Der Libertäre befürwortet das Recht auf 
uneingeschränktes Privateigentum und freien Austausch, also 
ein System des "Laissez-faire-Kapitalismus". 


In der heutigen Terminologie wiederum würde man die 
libertäre Position zu Eigentum und Wirtschaft als 
"rechtsextrem" bezeichnen. Aber der Libertäre sieht keine 
Inkonsistenz darin, in einigen Fragen "links" und in anderen 
"rechts" zu sein. Im Gegenteil, er sieht seine eigene Position 
als praktisch die einzig konsequente an, konsequent im 
Interesse der Freiheit jedes Einzelnen. Denn wie kann ein 
Linker gegen die Gewalt von Krieg und Verfolgung sein und 
gleichzeitig die Gewalt von Steuern und staatlicher Kontrolle 
unterstützen? Und wie kann ein Rechter sein Engagement für 
Privateigentum und freies Unternehmertum herausposaunen, 
während er gleichzeitig Krieg, Wehrpflicht und die Ächtung 
nicht-invasiver Aktivitäten und Praktiken befürwortet, die er 
für unmoralisch hält? Und wie kann ein Rechter einen freien 
Markt befürworten, während er in den enormen 
Subventionen, Verzerrungen und unproduktiven 
Ineffizienzen des militärisch-industriellen Komplexes nichts 
Schlechtes sieht? 


Der Libertäre wendet sich zwar gegen jegliche private 
oder gruppenbezogene Aggression gegen die Rechte von 
Personen und Eigentum, sieht aber, dass es im Laufe der 
Geschichte und bis in die Gegenwart hinein einen zentralen, 
dominanten und übergeordneten Aggressor gegen alle diese 
Rechte gegeben hat: den Staat. Im Gegensatz zu allen 
anderen Denkern, ob links, rechts oder dazwischen, weigert 
sich der Libertäre, dem Staat die moralische Erlaubnis zu 
erteilen, Handlungen zu begehen, die nach allgemeiner 
Auffassung unmoralisch, illegal und kriminell wären, wenn 
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sie von irgendeiner Person oder Gruppe der Gesellschaft 
begangen würden. Kurz gesagt, der Libertäre besteht darauf, 
das allgemeine moralische Gesetz auf alle anzuwenden, und 
macht keine besonderen Ausnahmen für irgendeine Person 
oder Gruppe. Aber wenn wir den Staat sozusagen nackt 
betrachten, sehen wir, dass es ihm allgemein erlaubt ist und er 
sogar dazu ermutigt wird, alle Handlungen zu begehen. 
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die selbst von Nicht-Libertären als verwerfliche Verbrechen 
eingestuft werden. Der Staat begeht gewohnheitsmäßig 
Massenmord, den er "Krieg" oder manchmal "Unterdrückung 
der Subversion" nennt; der Staat versklavt seine Soldaten, 
was er "Wehrpflicht" nennt; und er lebt und hat sein Wesen in 
der Praxis des gewaltsamen Diebstahls, den er "Besteuerung" 
nennt. Der Libertäre besteht darauf, dass es für das Wesen 
dieser Praktiken nicht von Belang ist, ob sie von der Mehrheit 
der Bevölkerung unterstützt werden oder nicht: Krieg ist 
Massenmord, Einberufung ist Sklaverei und Besteuerung ist 
Raub, unabhängig von der Zustimmung der Bevölkerung. 
Der Libertäre ist, kurz gesagt, fast vollständig das Kind in der 
Fabel, das beharrlich darauf hinweist, dass der Kaiser keine 
Kleider hat. 


Im Laufe der Jahrhunderte wurde der Kaiser von der 
intellektuellen Kaste der Nation mit einer Reihe von Pseudo- 
Kleidern ausgestattet. In den vergangenen Jahrhunderten 
informierten die Intellektuellen die Öffentlichkeit darüber, 
dass der Staat oder seine Herrscher göttlich oder zumindest 
mit göttlicher Autorität ausgestattet seien, und dass daher das, 
was für das naive und ungeschulte Auge wie Despotismus, 
Massenmord und Diebstahl im großen Stil aussehen mag, nur 
das göttliche Wirken in der Politik sei, das gutartig und 
geheimnisvoll ist. In den letzten Jahrzehnten, als die göttliche 
Sanktion etwas abgenutzt war, haben die "Hofintellektuellen" 
des Kaisers eine immer ausgefeiltere Apologetik gesponnen: 
Sie informierten die Öffentlichkeit darüber, dass alles, was 
die Regierung tut, dem "Gemeinwohl" und der "öffentlichen 
Wohlfahrt" dient, dass der Prozess des Besteuerns und 
Ausgebens durch den geheimnisvollen Prozess des 
"Multiplikators" funktioniert, um die Wirtschaft in Schwung 
zu halten, und dass eine Vielzahl von staatlichen 
"Dienstleistungen" unmöglich von Bürgern erbracht werden 
kann, die freiwillig auf dem Markt oder in der Gesellschaft 
handeln. All dies bestreitet der Liberale: Er sieht die 
verschiedenen Apologien als betrügerische Mittel an, um die 
öffentliche Unterstützung für die Herrschaft des Staates zu 
erhalten, und er besteht darauf, dass die Dienstleistungen, die 
der Staat tatsächlich erbringt, viel effizienter und moralischer 
von privaten und kooperativen Unternehmen erbracht werden 
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könnten. 


Der Libertäre betrachtet es daher als eine seiner 
wichtigsten pädagogischen Aufgaben, die Entmystifizierung 
und Desanktionierung des Staates unter seinen unglücklichen 
Untertanen zu verbreiten. Seine Aufgabe ist es, wiederholt 
und ausführlich zu zeigen, dass nicht nur der Kaiser, sondern 
auch der "demokratische" Staat keine Kleider hat; dass 
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dass alle Regierungen durch ausbeuterische Herrschaft über 
die Allgemeinheit bestehen und dass diese Herrschaft das 
Gegenteil der objektiven Notwendigkeit ist. Er versucht zu 
zeigen, dass die bloße Existenz von Steuern und Staat 
notwendigerweise eine Klassenspaltung zwischen den 
ausbeutenden Herrschern und den ausgebeuteten 
Beherrschten hervorruft. Er versucht zu zeigen, dass die 
Aufgabe der Hofintellektuellen, die den Staat schon immer 
unterstützt haben, darin bestand, die Öffentlichkeit zu 
mystifizieren, um sie dazu zu bringen, die staatliche 
Herrschaft zu akzeptieren, und dass diese Intellektuellen im 
Gegenzug einen Anteil an der Macht und dem Geld erhalten, 
das die Herrschenden von ihren verblendeten Untertanen 
abziehen. 


Nehmen wir zum Beispiel die Institution der Besteuerung, 
von der Staatsrechtler behaupten, sie sei in gewisser Weise 
wirklich "freiwillig". Jeder, der wirklich an die 
"Freiwilligkeit" der Besteuerung glaubt, ist eingeladen, sich 
zu weigern, Steuern zu zahlen und zu sehen, was dann mit 
ihm geschieht. Wenn wir die Besteuerung analysieren, stellen 
wir fest, dass von allen Personen und Institutionen in der 
Gesellschaft nur der Staat seine Einnahmen durch 
Zwangsgewalt erwirbt. Alle anderen in der Gesellschaft 
erwerben ihr Einkommen entweder durch freiwillige Gaben 
(Loge, gemeinnütziger Verein, Schachclub) oder durch den 
Verkauf von Waren oder Dienstleistungen, die von den 
Verbrauchern freiwillig erworben werden. Wenn 
irgendjemand außer der Regierung "Steuern" erheben würde, 
würde dies eindeutig als Nötigung und schlecht getarntes 
Raubrittertum betrachtet werden. Doch die mystischen 
Umhüllungen der "Souveränität" haben den Vorgang so 
verschleiert, dass nur Libertäre bereit sind, die Besteuerung 
als das zu bezeichnen, was sie ist: legalisierter und 
organisierter Diebstahl im großen Stil. 


EIGENTUMSRECHTE 


Wenn das zentrale Axiom des libertären 
Glaubensbekenntnisses die Nichtangriffsmöglichkeit auf die 
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Person und das Eigentum anderer ist, wie kommt man dann 
zu diesem Axiom? Was ist seine Grundlage oder 
Unterstützung? In diesem Punkt haben sich die Libertären in 
der Vergangenheit und in der Gegenwart erheblich 
voneinander unterschieden. Grob gesagt gibt es drei Arten 
von Grundlagen für das libertäre Axiom, die drei Arten von 
ethischen Philosophien entsprechen: die emotivistische, die 
utilitaristische und die naturrechtliche Sichtweise. Die 
Emotivisten behaupten, dass sie die Freiheit oder die Nicht- 
Aggression aus rein subjektiven, emotionalen Gründen als 
ihre Prämisse betrachten. Während ihre eigenen intensiven 
Emotionen eine gültige Grundlage für 


34 


Eigentum und Austausch 


Wenn die Emotivisten ihre eigene politische Philosophie 
verteidigen, kann dies kaum dazu dienen, jemand anderen zu 
überzeugen. Indem sie sich letztlich selbst aus dem Bereich 
des rationalen Diskurses herausnehmen, sorgen die 
Emotivisten dafür, dass der allgemeine Erfolg ihrer eigenen 
Doktrin ausbleibt. 


Die Utilitaristen erklären aufgrund ihrer Untersuchung 
der Folgen der Freiheit im Vergleich zu alternativen 
Systemen, dass die Freiheit mit größerer Sicherheit zu 
allgemein anerkannten Zielen führt: Harmonie, Frieden, 
Wohlstand usw. Niemand bestreitet, dass die relativen Folgen 
untersucht werden sollten, um die Vorzüge oder Nachteile der 
jeweiligen Überzeugungen zu beurteilen. Aber es gibt viele 
Probleme, wenn wir uns auf eine utilitaristische Ethik 
beschränken. Zum einen geht der Utilitarismus davon aus, 
dass wir Alternativen abwägen und über Maßnahmen auf der 
Grundlage ihrer guten oder schlechten Folgen entscheiden 
können. Aber wenn es legitim ist, Werturteile über die Folgen 
von X zu fällen, warum ist es dann nicht ebenso legitim, 
solche Urteile über X selbst zu fällen? Kann es nicht etwas an 
einer Handlung selbst geben, das von seinem Wesen her als 
gut oder böse angesehen werden kann? 


Ein weiteres Problem des Utilitaristen besteht darin, dass 
er nur selten einen Grundsatz als absoluten und konsistenten 
Maßstab für die verschiedenen konkreten Situationen der 
realen Welt anwendet. Er wird ein Prinzip bestenfalls als 
vage Leitlinie oder Anspruch verwenden, als Tendenz, die er 
jederzeit außer Kraft setzen kann. Jahrhunderts, die die 
Laissez-faire-Philosophie der Liberalen des 18. Jahrhunderts 
übernommen, aber den vermeintlich "mystischen" Begriff der 
natürlichen Rechte durch einen vermeintlich 
"wissenschaftlichen" Utilitarismus als Grundlage für diese 
Philosophie ersetzt hatten. Jahrhunderts das Laissez-faire 
eher als eine vage Tendenz denn als einen unproblematischen 
Maßstab und damit zunehmend und fatalerweise als das 
libertäre Glaubensbekenntnis. Zu sagen, dass man einem 
Utilitaristen nicht "vertrauen" kann, dass er das libertäre 
Prinzip in jeder spezifischen Anwendung beibehält, mag hart 
klingen, aber es trifft die Sache ziemlich genau. Ein 
bemerkenswertes zeitgenössisches Beispiel ist der 
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Marktwirtschaftler Professor Milton Friedman, der wie seine 
klassischen Vorfahren an der allgemeinen Tendenz zur 
Freiheit gegenüber staatlichen Eingriffen festhält, aber in der 
Praxis eine Vielzahl schädlicher Ausnahmen zulässt, 
Ausnahmen, die dazu dienen, das Prinzip zunichte zu machen 
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fast vollständig, vor allem in den Bereichen Polizei und 
Militär, Bildung, Steuern, Wohlfahrt, 
"Nachbarschaftseffekte", Kartellrecht sowie Geld und 
Banken. 


Betrachten wir ein krasses Beispiel: Nehmen wir eine 
Gesellschaft an, in der alle Rothaarigen als Agenten des 
Teufels gelten und deshalb hingerichtet werden müssen, 
sobald sie gefunden werden. Nehmen wir weiter an, dass es 
in jeder Generation nur eine kleine Anzahl von Rothaarigen 
gibt - so wenige, dass sie statistisch unbedeutend sind. Der 
Utilitarist und Liberalist könnte nun argumentieren: "Die 
Ermordung iso- lierter Rothaariger ist zwar bedauerlich, aber 
die Zahl der Hinrichtungen ist gering; die überwiegende 
Mehrheit der Öffentlichkeit, die keine Rothaarigen sind, 
erfährt durch die öffentliche Hinrichtung von Rothaarigen 
eine enorme psychische Befriedigung. Die sozialen Kosten 
sind vernachlässigbar, der soziale, psychische Nutzen für den 
Rest der Gesellschaft ist groß; daher ist es für die 
Gesellschaft richtig und angemessen, die Rothaarigen 
hinzurichten." Der Naturrechtslibertäre, dem die 
Gerechtigkeit der Tat am Herzen liegt, wird entsetzt reagieren 
und die Hinrichtungen als völlig ungerechtfertigten Mord und 
Aggression gegen nicht-aggressive Personen entschieden und 
unmissverständlich ablehnen. Der Umstand, dass die Morde 
gestoppt werden - und damit dem Großteil der Gesellschaft 
ein großes psychisches Vergnügen entzogen wird - würde 
einen solchen "absolutistischen" Libertären nicht im 
Geringsten beeinflussen. Der Naturrechtsliberale, der sich der 
Gerechtigkeit und der logischen Konsistenz verschrieben hat, 
gibt freudig zu, "doktrinär" zu sein, kurz gesagt, ein 
unerschrockener Anhänger seiner eigenen Doktrinen zu sein. 


Wenden wir uns also der naturrechtlichen Grundlage des 
libertären Glaubensbekenntnisses zu, einer Grundlage, die in 
der einen oder anderen Form von den meisten Libertären in 
Vergangenheit und Gegenwart übernommen wurde. Die 
"Naturrechte" sind der Eckpfeiler einer politischen 
Philosophie, die ihrerseits in eine größere Struktur des 
"Naturrechts" eingebettet ist. Die Naturrechtstheorie beruht 
auf der Einsicht, dass wir in einer Welt leben, die aus mehr 
als einer - in der Tat einer riesigen Anzahl - von Entitäten 
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besteht, und dass jede Entität unterschiedliche und 
spezifische Eigenschaften hat, eine unterschiedliche "Natur", 
die von der Vermunft des Menschen, seiner 
Sinneswahrnehmung und seinen geistigen Fähigkeiten 
untersucht werden kann. Kupfer hat eine bestimmte Natur 
und verhält sich auf eine bestimmte Art und Weise, ebenso 
wie Eisen, Salz, usw. Die Spezies Mensch hat also eine 
bestimmbare Natur, ebenso wie die Welt um ihn herum und 
die Art und Weise ihrer Wechselwirkung untereinander. Um 
es in unangemessener Kürze zu sagen, die Aktivität jedes 
anorganischen und 
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Das Verhalten einer organischen Einheit wird durch ihre 
eigene Natur und durch die Natur der anderen Einheiten, mit 
denen sie in Kontakt kommt, bestimmt. Während das 
Verhalten der Pflanzen und zumindest der niederen Tiere 
durch ihre biologische Natur oder vielleicht durch ihre 
"Instinkte" bestimmt wird, ist die Natur des Menschen so 
beschaffen, dass jede einzelne Person, um zu handeln, ihre 
eigenen Ziele wählen und ihre eigenen Mittel einsetzen muss, 
um sie zu erreichen. Da der Mensch keine automatischen 
Instinkte besitzt, muss er sich selbst und die Welt kennen 
lernen, seinen Verstand einsetzen, um Werte auszuwählen, 
etwas über Ursache und Wirkung lernen und zielgerichtet 
handeln, um sich selbst zu erhalten und sein Leben 
voranzubringen. Da der Mensch nur als Individuum denken, 
fühlen, bewerten und handeln kann, ist es für sein Überleben 
und seinen Wohlstand lebensnotwendig, dass er die Freiheit 
hat, zu lernen, zu wählen, seine Fähigkeiten zu entwickeln 
und nach seinem Wissen und seinen Werten zu handeln. Dies 
ist der notwendige Weg der menschlichen Natur; diesen 
Prozess durch Gewaltanwendung zu stören und zu 
verkrüppeln, widerspricht zutiefst dem, was die Natur des 
Menschen für sein Leben und sein Wohlergehen braucht. 
Gewaltsame Eingriffe in das Lernen und die Entscheidungen 
eines Menschen sind daher zutiefst "antihuman"; sie verletzen 
das natürliche Gesetz der Bedürfnisse des Menschen. 


Individualisten wurden von ihren Gegnern immer 
beschuldigt, "atomistisch" zu sein - zu postulieren, dass jedes 
Individuum in einer Art Vakuum lebt und ohne Beziehung zu 
anderen in der Gesellschaft denkt und entscheidet. Dies ist 
jedoch ein autoritärer Strohmann; nur wenige, wenn 
überhaupt, Individualisten waren jemals "atomistisch". Im 
Gegenteil, es ist offensichtlich, dass Individuen immer 
voneinander lernen, kooperieren und miteinander 
interagieren; und dass auch dies für das Überleben des 
Menschen notwendig ist. Aber der Punkt ist, dass jedes 
Individuum die endgültige Entscheidung trifft, welche 
Einflüsse es annimmt und welche es ablehnt, oder welche es 
zuerst annimmt und welche danach. Der Libertäre begrüßt 
den Prozess des freiwilligen Austauschs und der 
Zusammenarbeit zwischen frei handelnden Individuen; was 
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er verabscheut, ist die Anwendung von Gewalt, um diese 
freiwillige Zusammenarbeit zu vereiteln und jemanden zu 
zwingen, anders zu wählen und zu handeln, als es sein 
eigener Verstand vorschreibt. 


Die praktikabelste Methode, die naturrechtliche Erklärung 
der libertären Position zu erläutern, besteht darin, sie in Teile 
zu zerlegen und mit dem grundlegenden Axiom des "Rechts 
auf Selbsteigentum" zu beginnen. Das Recht auf 
Selbsteigentum behauptet das absolute Recht der 
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Jeder Mensch hat aufgrund seines Menschseins das Recht, 
seinen eigenen Körper zu "besitzen", das heißt, frei von 
Zwang über ihn zu verfügen. Da jedes Individuum denken, 
lernen, schätzen und seine Ziele und Mittel wählen muss, um 
zu überleben und zu gedeihen, gibt das Recht auf 
Selbsteigentum dem Menschen das Recht, diese 
lebenswichtigen Aktivitäten ohne Behinderung und 
Einschränkung durch Zwangsmaßnahmen durchzuführen. 


Denken Sie auch an die Folgen, die sich ergeben, wenn 
man jedem Menschen das Recht verweigert, seine eigene 
Person zu besitzen. Es gibt dann nur zwei Alternativen: 
entweder (1) eine bestimmte Klasse von Menschen, A, hat 
das Recht, eine andere Klasse, B, zu besitzen; oder (2) jeder 
hat das Recht, seinen eigenen gleich großen Anteil an allen 
anderen zu besitzen. Die erste Alternative impliziert, dass die 
Klasse A zwar die Rechte eines Menschen verdient, die 
Klasse B aber in Wirklichkeit ein Untermensch ist und daher 
keine solchen Rechte verdient. Da sie aber tatsächlich 
Menschen sind, widerspricht sich die erste Variante selbst, da 
sie einer Gruppe von Menschen die natürlichen 
Menschenrechte verweigert. Darüber hinaus bedeutet, wie 
wir sehen werden, die Erlaubnis, dass die Klasse A die Klasse 
B besitzt, dass es der ersteren erlaubt ist, auf Kosten der 
letzteren auszubeuten und somit parasitär zu leben. Dieser 
Parasitismus verstößt jedoch selbst gegen die wirtschaftliche 
Grundvoraussetzung des Lebens: Produktion und Austausch. 


Die zweite Alternative, die wir als "partizipatorischen 
Kommunalismus" oder "Kommunismus" bezeichnen 
könnten, besagt, dass jeder Mensch das Recht haben sollte, 
seinen gleichen Anteil an jedem anderen zu besitzen. Wenn 
es zwei Milliarden Menschen auf der Welt gibt, dann hat 
jeder das Recht, ein Zwei-Milliarden-Stück von jedem 
anderen Menschen zu besitzen. Erstens können wir 
feststellen, dass dieses Ideal auf einer Absurdität beruht: 
Jeder Mensch hat das Recht, einen Teil von jedem anderen zu 
besitzen, aber nicht das Recht, sich selbst zu besitzen. 
Zweitens können wir uns die Lebensfähigkeit einer solchen 
Welt vorstellen: eine Welt, in der kein Mensch frei ist, 
irgendetwas zu tun, ohne die vorherige Zustimmung oder gar 
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den Befehl aller anderen in der Gesellschaft. Es sollte klar 
sein, dass in einer solchen "kommunistischen" Welt niemand 
in der Lage wäre, irgendetwas zu tun, und die menschliche 
Rasse würde schnell untergehen. Wenn aber eine Welt, in der 
es kein Selbsteigentum und hundertprozentiges 
Fremdeigentum gibt, den Tod für die menschliche Rasse 
bedeutet, dann verstößt jeder Schritt in diese Richtung auch 
gegen das Naturgesetz dessen, was das Beste für den 
Menschen und sein Leben auf der Erde ist. 
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Letztendlich kann die partizipative kommunistische Welt 
jedoch nicht in die Praxis umgesetzt werden. Denn es ist 
physisch unmöglich, dass jeder Mensch jeden anderen 
ständig überwacht und damit seinen gleichen Anteil an 
Teileigentum über jeden anderen Menschen ausübt. In der 
Praxis ist also das Konzept des universellen und gleichen 
Eigentums an anderen utopisch und unmöglich, und die 
Überwachung und damit die Kontrolle und das Eigentum an 
anderen fällt notwendigerweise einer spezialisierten Gruppe 
von Menschen zu, die dadurch zu einer herrschenden Klasse 
werden. Daher wird in der Praxis jeder Versuch einer 
kommunistischen Herrschaft automatisch zu einer 
Klassenherrschaft, und wir wären wieder bei unserer ersten 
Alternative angelangt. 


Der Libertäre lehnt daher diese Alternativen ab und geht 
von dem universellen Recht auf Selbsteigentum aus, einem 
Recht, das jeder Mensch aufgrund seines Menschseins 
besitzt. Schwieriger ist es, sich auf eine Theorie des 
Eigentums an nicht-menschlichen Gegenständen, an den 
Dingen dieser Erde, zu einigen. Es ist vergleichsweise 
einfach, die Praxis zu erkennen, wenn jemand das 
Eigentumsrecht der Person eines anderen angreift: Wenn A 
den B angreift, verletzt er das Eigentumsrecht des B an 
seinem eigenen Körper. Bei nichtmenschlichen Gegenständen 
ist das Problem jedoch komplizierter. Wenn wir zum Beispiel 
sehen, wie X eine Uhr im Besitz von Y beschlagnahmt, 
können wir nicht automatisch davon ausgehen, dass X das 
Eigentumsrecht von Yan der Uhr angreift; denn kann es nicht 
sein, dass X der ursprüngliche, "wahre" Eigentümer der Uhr 
war, von dem man daher sagen kann, dass er sich sein 
eigenes rechtmäßiges Eigentum zurückholt? Um das zu 
entscheiden, brauchen wir eine Theorie der Gerechtigkeit im 
Bereich des Eigentums, eine Theorie, die uns sagt, ob X oder 
Y oder jemand anderes der rechtmäßige Eigentümer ist. 


Einige Libertäre versuchen, das Problem zu lösen, indem 
sie behaupten, dass derjenige, den die bestehende Regierung 
als Eigentümer bestimmt, als der rechtmäßige Eigentümer des 
Eigentums betrachtet werden sollte. An dieser Stelle haben 
wir uns noch nicht eingehend mit dem Wesen des Staates 
befasst, aber die Anomalie hier sollte deutlich genug sein: Es 
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ist sicherlich seltsam, dass eine Gruppe, die praktisch allen 
Funktionen des Staates seit jeher misstraut, es plötzlich dem 
Staat überlässt, den kostbaren Begriff des Eigentums zu 
definieren und anzuwenden, der die Grundlage und das 
Fundament der gesamten sozialen Ordnung bildet. Vor allem 
die utilitaristischen Laissez-fairisten glauben, dass es am 
ehesten möglich ist, die neue libertäre Welt damit zu 
beginnen 


Für eine neue Freiheit 


die Bestätigung aller bestehenden Eigentumstitel, d. h. der 
Eigentumstitel und -rechte, die von der Regierung, die als 
chronischer Aggressor bezeichnet wird, festgelegt wurden. 


Lassen Sie uns dies anhand eines hypothetischen 
Beispiels veranschaulichen. Nehmen wir an, dass die 
Agitation und der Druck der Liberalen so weit eskaliert sind, 
dass die Regierung und ihre verschiedenen Zweige bereit 
sind, abzudanken. Aber sie entwickeln eine schlaue List. 
Kurz bevor die Regierung des Staates New York abdankt, 
verabschiedet sie ein Gesetz, mit dem das gesamte 
Territorium von New York in den Besitz der Familie 
Rockefeller übergeht. Die Legislative von Massachusetts tut 
dasselbe für die Familie Kennedy. Und so weiter für jeden 
Staat. Die Regierung könnte dann abdanken und die 
Abschaffung von Steuern und Zwangsgesetzen verkünden, 
aber die siegreichen Liberalen wären nun mit einem Dilemma 
konfrontiert. Erkennen sie die neuen Eigentumstitel als 
rechtmäßiges Privateigentum an? Die Utilitaristen, die keine 
Theorie der Gerechtigkeit in Bezug auf Eigentumsrechte 
haben, müssten, wenn sie mit ihrer Akzeptanz der von der 
Regierung verordneten Eigentumstitel übereinstimmen, eine 
neue Gesellschaftsordnung akzeptieren, in der fünfzig neue 
Satrapen Steuern in Form von einseitig auferlegten "Mieten" 
erheben würden. Der Punkt ist, dass nur Naturrechts- 
Libertäre, nur jene Libertäre, die eine Theorie der 
Gerechtigkeit in Bezug auf Eigentumstitel haben, die nicht 
von Regierungsdekreten abhängt, in der Lage sein könnten, 
die Ansprüche der neuen Herrscher auf Privateigentum am 
Territorium des Landes zu verhöhnen und diese Ansprüche 
als ungültig abzulehnen. Wie der große Liberale des 
neunzehnten Jahrhunderts, Lord Acton, klar erkannte, bietet 
das Naturrecht die einzige sichere Grundlage für eine 
anhaltende Kritik an staatlichen Gesetzen und 
Verordnungen.! Wie die naturrechtliche Position zu 
Eigentumstiteln im Einzelnen aussehen könnte, ist die Frage, 
der wir uns jetzt zuwenden. 

Wir haben das Recht jedes Einzelnen auf Selbsteigentum, 
auf ein Eigentumsrecht am eigenen Körper und an der 
eigenen Person festgestellt. Aber die Menschen sind keine 
schwebenden Geister, sie sind keine selbständigen Wesen; 
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1Siehe Gertrude Himmelfarb, Lord Acton: A Study in Conscience and 
Politics (Chicago: Phoenix Books, 1962), S. 294-305. Vgl. auch John 
Wild, Plato's Modern Enemies and the Theory of Natural Law (Chicago: 
University of Chicago Press, 1953), S. 176. 
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sie können nur überleben und gedeihen, wenn sie sich mit der 
sie umgebenden Erde auseinandersetzen. Sie müssen zum 
Beispiel auf Landflächen stehen; sie müssen auch, um zu 
überleben und sich zu erhalten, die von der Natur 
gegebenen Ressourcen in "Konsumgüter" umwandeln, in 
Gegenstände, die für ihren Gebrauch und Verbrauch besser 
geeignet sind. Nahrungsmittel müssen angebaut und 
gegessen werden; Mineralien müssen abgebaut und dann in 
Kapital und nützliche Konsumgüter umgewandelt werden, 
usw. Mit anderen Worten: Der Mensch muss nicht nur 
seine eigene Person besitzen, sondern auch materielle 
Gegenstände, die er kontrollieren und nutzen kann. Wie 
sollen nun die Eigentumsrechte an diesen Gegenständen 
verteilt werden? 


Nehmen wir als erstes Beispiel einen Bildhauer, der ein 
Kunstwerk aus Ton und anderen Materialien herstellt, und 
verzichten wir für den Moment auf die Frage der 
ursprünglichen Eigentumsrechte am Ton und an den 
Werkzeugen des Bildhauers. Die Frage lautet dann: Wem 
gehört das Kunstwerk, wie es aus der Arbeit des Bildhauers 
hervorgeht? Es ist in der Tat die "Schöpfung" des Bildhauers, 
nicht in dem Sinne, dass er Materie geschaffen hat, sondern 
in dem Sinne, dass er die von der Natur gegebene Materie - 
den Ton - in eine andere, von seinen eigenen Ideen geprägte 
und von seinen eigenen Händen und seiner eigenen Energie 
geformte Form umgewandelt hat. Es gibt wohl kaum 
jemanden, der in diesem Fall sagen würde, dass der Bildhauer 
nicht das Eigentumsrecht an seinem eigenen Produkt hat. 
Wenn jeder Mensch das Recht hat, seinen eigenen Körper zu 
besitzen, und wenn er sich mit den materiellen Gegenständen 
der Welt auseinandersetzen muss, um zu überleben, dann hat 
der Bildhauer sicherlich das Recht, das Produkt zu besitzen, 
das er mit seiner Energie und Anstrengung zu einer echten 
Erweiterung seiner eigenen Persönlichkeit gemacht hat. Er 
hat dem Rohmaterial den Stempel seiner Person aufgedrückt, 
indem er "seine Arbeit" mit dem Ton vermischt hat, um es 
mit den Worten des großen Eigentumstheoretikers John 
Locke zu sagen. Und das durch seine eigene Energie 
umgewandelte Produkt ist die materielle Verkörperung der 
Ideen und Visionen des Bildhauers geworden. John Locke 
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formulierte den Fall folgendermaßen: 


.. Jeder Mensch hat ein Eigentum an seiner eigenen Person. 
Darauf hat niemand ein Recht außer ihm selbst. Die Arbeit 
seines Körpers und die Arbeit seiner Hände, so können wir 
sagen, sind sein Eigentum. Was er also aus dem Zustand 
herausnimmt, in dem die Natur es vorgesehen und belassen 
hat, das hat er mit seiner Arbeit vermischt und mit etwas 
verbunden, das ihm gehört, und macht es dadurch zu 
seinem Eigentum. Da es durch ihn aus dem gemeinsamen 
Zustand, in den die Natur es versetzt hat, herausgenommen 
wurde, hat es durch diese Arbeit etwas zu sich genommen 
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die das gemeinsame Recht der anderen Menschen 
ausschließt. Denn da diese Arbeit das unbestreitbare 
Eigentum des Arbeiters ist, kann niemand außer ihm ein 
Recht auf das haben, was einmal mit ihr verbunden ist.? 


Wie im Fall des Eigentums an den Körpern der Menschen 
gibt es auch hier drei logische Alternativen: (1) entweder hat 
der Trans- former oder "Schöpfer" das Eigentumsrecht an 
seiner Schöpfung; oder 
(2) ein anderer Mensch oder eine Gruppe von Menschen hat 
das Recht an dieser Schöpfung, d.h. das Recht, sie sich ohne 
die Zustimmung des Bildhauers gewaltsam anzueignen; oder 
(3) jedes Individuum auf der Welt hat einen gleichen, 
quotenmäßigen Anteil am Eigentum an der Skulptur - die 
"gemeinschaftliche" Lösung. Um es noch einmal deutlich zu 
sagen: Es gibt nur wenige, die die ungeheure Ungerechtigkeit 
der Beschlagnahmung des Eigentums des Bildhauers durch 
einen oder mehrere andere oder im Namen der ganzen Welt 
nicht zugeben würden. Mit welchem Recht tun sie das? Mit 
welchem Recht eignen sie sich das Produkt des Geistes und 
der Energie des Schöpfers an? In diesem eindeutigen Fall 
würde man dem Schöpfer das Recht zugestehen, sich das 
anzueignen, womit er seine Person und seine Arbeit 
vermischt hat. (Wie im Fall des Gemeinschaftseigentums an 
Personen würde sich die weltgemeinschaftliche Lösung in der 
Praxis auf eine Oligarchie einiger weniger reduzieren, die das 
Werk des Schöpfers im Namen des "weltöffentlichen" 
Eigentums enteignen). 


Der wichtigste Punkt ist jedoch, dass der Fall des 
Bildhauers sich qualitativ nicht von allen Fällen von 
"Produktion" unterscheidet. Der Mann oder die Männer, die 
den Ton aus dem Boden geholt und an den Bildhauer 
verkauft haben, sind vielleicht nicht so "kreativ" wie der 
Bildhauer, aber auch sie sind "Produzenten", auch sie 
haben ihre Ideen und ihr technologisches Know-how mit 
dem von der Natur gegebenen Boden vermischt, um ein 
nützliches Produkt zu erhalten. Auch sie sind 
"Produzenten", und auch sie haben ihre Arbeitskraft mit 
natürlichen Materialien vermischt, um diese Materialien in 
nützlichere Waren und Dienstleistungen zu verwandeln. 
Auch diese Personen haben Anspruch auf die 
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of Civil Government", in: E. Barker, Hrsg., Social Contract (New York: 
Oxford University Press, 1948), S. 17-18. 
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Eigentum an ihren Produkten. Wo beginnt nun der Prozess? 
Wenden wir uns wieder an Locke: 


Wer sich von den Eicheln ernährt, die er unter einer 
Eiche gepflückt hat, oder von den Äpfeln, die er von den 
Bäumen im Wald gepflückt hat, hat sie sich gewiss zu 
eigen gemacht. Niemand kann leugnen, dass die 
Nahrung ihm gehört. Ich frage also, wann haben sie 
begonnen, ihm zu gehören? Als er verdaut hat? oder als er 
gegessen hat? oder als er gekocht hat? oder als er sie nach 
Hause gebracht hat? oder als er sie aufgelesen hat? Und 
es ist klar, wenn das erste Sammeln sie nicht zu seinem 
Eigentum machte, konnte es nichts anderes sein. Diese 
Arbeit machte einen Unterschied zwischen ihnen und 
dem Gewöhnlichen. Sie hat ihnen etwas hinzugefügt, 
was die Natur, die gemeinsame Mutter aller, nicht getan 
hat, und so wurden sie sein Privatrecht. Und wird jemand 
sagen, er habe kein Recht auf die Eicheln oder Äpfel, die 
er sich so angeeignet hat, weil er nicht die Zustimmung 
aller Menschen hatte, sie zu seinem Eigentum zu machen? 
War es denn ein Raub, sich das anzueignen, was allen 
gemeinsam gehörte? Wenn eine solche Zustimmung 
notwendig wäre, hätte der Mensch trotz der Fülle, die 
Gott ihm gegeben hat, gehungert. So hat das Gras 
meines Pferdes 

Die Grasnarben, die mein Knecht geschnitten hat, und das 
Erz, das ich an meinem Ort gegraben habe, wo ich ein 
Recht darauf habe, werden mein Eigentum, ohne dass ich 
sie jemandem abtreten oder überlassen muss. Die Arbeit, 
die ich geleistet habe, um sie aus dem gemeinsamen 
Zustand herauszuholen, in dem sie sich befanden, hat mein 
Eigentum an ihnen begründet. 


Indem man die ausdrückliche Zustimmung eines jeden 
Gemeindemitglieds erforderlich macht, damit sich jemand 
einen Teil von dem, was gemeinschaftlich gegeben wird, 
aneignen kann, konnten Kinder oder Knechte das 
Fleisch, das ihr Vater oder Herr ihnen gemeinschaftlich 
zur Verfügung gestellt hatte, nicht schneiden, ohne dass 
jedem sein eigener Teil zugewiesen wurde. Auch wenn 
das Wasser, das im Brunnen fließt, jedermanns Sache ist, 
wer kann daran zweifeln, dass es im Krug nur dem 
gehört, der es herausgezogen hat? Seine Arbeit hat es aus 
den Händen der Natur genommen, wo es 
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gemeinschaftlich war, und hat es dadurch anerkannt. 
es für sich selbst in Anspruch genommen. 


So macht das Gesetz der Vernunft das Reh zum Eigentum 
desjenigen, der es erlegt hat; es wird demjenigen als sein 
Eigentum zugestanden, der seine Arbeit darauf verwendet 
hat, obwohl es vorher das gemeinsame Recht eines jeden 
war. Und unter denen, die zum zivilisierten Teil der 
Menschheit gezählt werden, gilt dieses ursprüngliche 
Naturgesetz für die 
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Der Beginn des Eigentums an dem, was vorher 
gemeinschaftlich war, findet immer noch statt, und kraft 
dessen wird der Fisch, den jemand im Meer fängt, das 
große und immer noch bestehende Gemeingut der 
Menschheit, oder der Ambra, den jemand hier aufnimmt, 
durch die Arbeit, die ihn aus dem gemeinsamen Zustand 
herausholt, in dem die Natur ihn belassen hat, zu seinem 
Eigentum gemacht, der sich diese Mühe darum macht. 


Wenn jeder Mensch seine eigene Person und damit seine 
eigene Arbeit besitzt, und wenn er darüber hinaus alles 
besitzt, was er aus dem zuvor ungenutzten, eigentumslosen 
"Naturzustand" "erschaffen" oder gesammelt hat, wie steht es 
dann mit der letzten großen Frage: dem Recht, die Erde selbst 
zu besitzen oder zu kontrollieren? Kurz gesagt, wenn der 
Sammler das Recht hat, die Eicheln oder Beeren zu besitzen, 
die er pflückt, oder der Bauer das Recht, seine Weizen- oder 
Pfirsichernte zu besitzen, wer hat dann das Recht, das Land 
zu besitzen, auf dem diese Dinge gewachsen sind? An diesem 
Punkt verlassen Henry George und seine Anhänger, die es 
mit den Libertären so weit gebracht haben, die Spur und 
bestreiten das Recht des Einzelnen, das Stück Land selbst zu 
besitzen, den Boden, auf dem diese Aktivitäten stattgefunden 
haben. Die Georgisten argumentieren, dass zwar jeder 
Mensch Eigentümer der von ihm produzierten oder 
geschaffenen Güter sein sollte, dass aber, da die Natur oder 
Gott das Land selbst geschaffen hat, kein Individuum das 
Recht hat, sich das Eigentum an diesem Land anzumaßen. 
Wenn das Land jedoch überhaupt als Ressource in 
irgendeiner Weise effizient genutzt werden soll, muss es 
Jemandem oder einer Gruppe gehören oder von jemandem 
kontrolliert werden, und wir stehen wieder vor unseren drei 
Alternativen: Entweder gehört das Land dem ersten Nutzer, 
dem Mann, der es als erster in Produktion bringt; oder es 
gehört einer Gruppe von anderen; oder es gehört der Welt als 
Ganzes, wobei jeder Einzelne einen proportionalen Anteil an 
jedem Hektar Land besitzt. Georges Option für die letzte 
Lösung löst sein moralisches Problem kaum: Wenn das Land 
selbst Gott oder der Natur gehören sollte, warum ist es dann 
moralischer, wenn jeder Acker der Welt der Welt als Ganzes 
gehört, als dem Einzelnen Eigentum zuzugestehen? In der 
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Praxis wiederum ist es offensichtlich unmöglich, dass jeder 
Mensch auf der Welt effektives Eigentum an seinem 
viermilliardsten Hektar Land ausübt. 


3Locke, Civil Government, S. 18-49. Locke war zwar ein brillanter 
Eigentumstheoretiker, aber wir behaupten nicht, dass er seine Theorie 
mit so etwas wie völliger Konsequenz entwickelt und angewendet hat. 
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Anteil (bei einer Weltbevölkerung von, sagen wir, vier 
Milliarden Menschen) an jedem Stück Land auf der Welt. In 
der Praxis würde natürlich eine kleine Oligarchie die 
Kontrolle und den Besitz ausüben, und nicht die Welt als 
Ganzes. 


Aber abgesehen von diesen Schwierigkeiten der 
georgischen Position ist die naturrechtliche Rechtfertigung 
für das Eigentum an Grund und Boden dieselbe wie die 
Rechtfertigung für das ursprüngliche Eigentum an allen 
anderen Gütern. Denn wie wir gesehen haben, "erschafft" 
kein Produzent wirklich Materie; er nimmt die von der Natur 
gegebene Materie und verwandelt sie durch seine 
Arbeitskraft nach seinen Ideen und Vorstellungen. Aber 
genau das tut der Pionier - der "Homesteader" -, wenn er 
zuvor ungenutztes Land in sein eigenes Eigentum bringt. So 
wie der Mann, der aus Eisenerz Stahl macht, dieses Erz mit 
seinem Wissen und seiner Energie umwandelt, und so wie der 
Mann, der das Eisen aus dem Boden holt, das Gleiche tut, so 
tut es auch der Siedler, der das Land rodet, einzäunt, 
kultiviert oder bebaut. Auch er hat den Charakter des von der 
Natur gegebenen Bodens durch seine Arbeit und seine 
Persönlichkeit verändert. Er ist ebenso rechtmäßiger 
Eigentümer des Bodens wie der Bildhauer oder der Fabrikant; 
er ist ebenso ein "Produzent" wie die anderen. 


Und wenn das ursprüngliche Land von der Natur oder von 
Gott gegeben ist, dann sind es auch die Talente, die 
Gesundheit und die Schönheit der Menschen. Und so wie all 
diese Eigenschaften bestimmten Personen und nicht der 
"Gesellschaft" gegeben sind, so sind es auch das Land und 
die natürlichen Ressourcen. All diese Ressourcen sind den 
einzelnen Menschen gegeben und nicht der "Gesellschaft", 
die eine Abstraktion ist, die nicht wirklich existiert. Es gibt 
keine "Gesellschaft"; es gibt nur interagierende Individuen. 
Die Behauptung, dass die "Gesellschaft" Land oder irgendein 
anderes Eigentum gemeinsam besitzen sollte, muss also 
bedeuten, dass eine Gruppe von Oligarchen - in der Praxis 
Regierungsbürokraten - das Eigentum besitzen sollte, und 
zwar auf Kosten der Enteignung des Schöpfers oder des 
Landwirts, der dieses Produkt ursprünglich ins Leben gerufen 
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hatte. 


Außerdem kann niemand etwas ohne die Mitwirkung des 
ursprünglichen Bodens produzieren, und sei es nur als 
Standfläche. Kein Mensch kann durch seine Arbeit allein 
etwas produzieren oder erschaffen; er braucht die Mitarbeit 
von Land und anderen natürlichen Rohstoffen. 
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Der Mensch kommt in die Welt und hat nur sich selbst 
und die Welt um sich herum - das Land und die natürlichen 
Ressourcen, die ihm von der Natur gegeben wurden. Er 
nimmt diese Ressourcen und verwandelt sie durch seine 
Arbeit, seinen Geist und seine Energie in Güter, die für den 
Menschen nützlicher sind. Wenn ein Individuum also nicht 
Eigentümer des ursprünglichen Landes sein kann, kann es 
auch nicht im vollen Sinne Eigentümer der Früchte seiner 
Arbeit sein. Der Bauer kann nicht Eigentümer seiner 
Weizenernte sein, wenn er nicht Eigentümer des Landes ist, 
auf dem der Weizen wächst. Da sich seine Arbeit untrennbar 
mit dem Land vermischt hat, kann er nicht des einen beraubt 
werden, ohne des anderen beraubt zu werden. 


Und wenn ein Erzeuger keinen Anspruch auf die Früchte 
seiner Arbeit hat, wer dann? Es ist schwer einzusehen, warum 
ein neugeborenes pakistanisches Baby einen moralischen 
Anspruch auf einen Anteil am Eigentum an einem Stück 
Land in Iowa haben sollte, das jemand gerade in ein 
Weizenfeld verwandelt hat - und umgekehrt natürlich auch 
ein Baby aus Iowa und eine pakistanische Farm. Land in 
seinem ursprünglichen Zustand ist ungenutzt und herrenlos. 
Georgisten und andere Landkommunalisten mögen 
behaupten, dass es in Wirklichkeit der gesamten 
Weltbevölkerung "gehört", aber wenn es noch niemand 
genutzt hat, ist es in Wirklichkeit im Besitz und unter der 
Kontrolle von niemandem. Der Pionier, der Siedler, der erste 
Nutzer und Verwandler dieses Bodens ist derjenige, der 
dieses schlichte, wertlose Gut als erster in die Produktion und 
den gesellschaftlichen Gebrauch bringt. Es ist schwer 
einzusehen, warum es moralisch vertretbar sein soll, ihm das 
Eigentum zu entziehen zugunsten von Leuten, die sich dem 
Land nie auch nur bis auf tausend Meilen genähert haben und 
die vielleicht nicht einmal von der Existenz des Eigentums 
wissen, auf das sie angeblich einen Anspruch haben. 


Die moralische und naturrechtliche Problematik wird 
noch deutlicher, wenn wir den Fall der Tiere betrachten. 
Tiere sind "ökologisches Land", da sie ursprüngliche, von der 
Natur gegebene Ressourcen sind. Doch würde irgendjemand 
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demjenigen, der ein Pferd findet und zähmt, das volle 
Eigentumsrecht an diesem Tier absprechen - ist das etwas 
anderes als die Eicheln und Beeren, die im Allgemeinen dem 
Sammler zugestanden werden? Doch auch beim Land nimmt 
ein Siedler das zuvor "wilde", nicht domestizierte Land und 
"zähmt" es, indem er es produktiv nutzt. Die Vermischung 
von Arbeit und Land sollte ihm einen ebenso klaren 
Rechtsanspruch verschaffen wie bei den Tieren. Wie Locke 
erklärte: "So viel Land, wie ein Mensch beackert, bepflanzt, 
verbessert, kultiviert, und kann 
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das Produkt nutzen, so viel ist sein Eigentum. Er schließt es 
durch seine Arbeit gleichsam von der Allgemeinheit ab. "* 


Die libertäre Theorie des Eigentums wurde von zwei 
französischen Laissez-faire-Ökonomen des neunzehnten 
Jahrhunderts wortgewaltig zusammengefasst: 


Wenn der Mensch Rechte über die Dinge erwirbt, so 
deshalb, weil er zugleich aktiv, intelligent und frei ist; 
durch seine Aktivität breitet er sich über die äußere Natur 
aus; durch seine Intelligenz beherrscht er sie und beugt sie 
zu seinem Nutzen; durch seine Freiheit stellt er zwischen 
sich und ihr das Verhältnis von Ursache und Wirkung her 
und macht sie sich zu eigen. .... 


Wo gibt es in einem zivilisierten Land einen Erdklumpen, 
ein Blatt, das nicht diesen Abdruck der Persönlichkeit des 
Menschen trägt? In der Stadt sind wir von den Werken des 
Menschen umgeben; wir gehen auf einem ebenen 
Bürgersteig oder einer befestigten Straße; der Mensch hat 
den ehemals schlammigen Boden gesund gemacht, er hat 
von der Seite eines weit entfernten Hügels den Feuerstein 
oder Stein genommen, der ihn bedeckt. Wir leben in 
Häusern; es ist der Mensch, der den Stein aus dem 
Steinbruch gegraben hat, der ihn behauen hat, der die 
Hölzer gehobelt hat; es ist der Gedanke des Menschen, der 
die Materialien richtig angeordnet und aus dem, was vorher 
Fels und Holz war, ein Gebäude gemacht hat. Und auf dem 
Lande ist das Wirken des Menschen noch überall 
gegenwärtig; Menschen haben den Boden kultiviert und 
Generationen von Arbeitern haben ihn gemildert und 
bereichert; die Werke des Menschen haben die Flüsse 
gestaut und Fruchtbarkeit geschaffen, wo das Wasser nur 
Verwüstung gebracht hatte. Überall ist eine Macht... 

Man erkennt eine gütige Hand, die die Materie geformt hat, 
und einen intelligenten Willen, der sie zur Zufriedenheit der 
die Bedürfnisse ein und desselben Wesens. Die Natur hat 
ihren Herrn erkannt, und der Mensch fühlt sich in der Natur 
zu Hause. Er hat sich die Natur zu seinem Gebrauch 
angeeignet, sie ist sein Eigentum geworden. Dieses 
Eigentum ist legitim; es stellt ein Recht dar, das dem 
Menschen ebenso heilig ist wie die freie Ausübung seiner 
Fähigkeiten. Es gehört ihm, weil es ganz und gar von ihm 
selbst stammt und in keiner Weise etwas anderes ist als eine 
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Emanation seines Wesens. Vor ihm gab es kaum etwas 
anderes als Materie; seit ihm und durch ihn gibt es 
austauschbaren Reichtum, d.h. 


4Locke, Civil Government, S. 20. 
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Das heißt, Gegenstände, die durch irgendeine Industrie, 
durch Herstellung, durch Bearbeitung, durch Gewinnung 
oder einfach durch Transport einen Wert erhalten haben. 
Vom Bild eines großen Meisters, das wohl von jeder 
materiellen Produktion dasjenige ist, in dem die Materie die 
kleinste Rolle spielt, bis zum Eimer Wasser, den der Träger 
aus dem Fluss schöpft und zum Verbraucher bringt, erhält 
der Reichtum, was immer er auch sein mag, seinen Wert 
nur durch vermittelte Eigenschaften, und diese 
Eigenschaften sind ein Teil der menschlichen Aktivität, 
Intelligenz, Kraft. Der Produzent hat ein Stück seiner 
eigenen Person in dem Ding gelassen, das dadurch wertvoll 
geworden ist, und kann daher als eine Verlängerung der 
Fähigkeiten des Menschen betrachtet werden, die auf die 
äußere Natur einwirken. Als freies Wesen gehört er sich 
selbst; nun ist die Ursache, d. h. die produktive Kraft, er 
selbst; die Wirkung, d. h. der erzeugte Reichtum, ist immer 
noch er selbst. Wer sollte es wagen, seinen Eigentumstitel 
anzufechten, der so deutlich durch das Siegel seiner 
Eigenart gekennzeichnet ist? .... 


Es ist also der Mensch, der Schöpfer allen Reichtums, auf 
den wir zurückkommen mäüssen ... Es ist die Arbeit, durch 
die der Mensch der Materie seine Persönlichkeit aufdrückt. 
Es ist die Arbeit, die die Erde kultiviert und aus einer 
unbewohnten Wüste ein bestelltes Feld macht; es ist die 
Arbeit, die aus einem unbewirtschafteten Wald einen 
regelmäßig geordneten Wald macht; es ist die Arbeit, oder 
vielmehr eine Reihe von Arbeiten, die oft von einer sehr 
zahlreichen Reihe von Arbeitern ausgeführt werden, die 
Hanf aus Saatgut, Faden aus Hanf, Stoff aus Faden, 
Kleidung aus Stoff hervorbringt; die den unförmigen Pyrit, 
der in der Mine gefunden wird, in eine elegante Bronze 
verwandelt, die einen öffentlichen Platz schmückt und 
einem ganzen Volk den Gedanken eines Künstlers 
wiederholt... 


Das durch Arbeit entstandene Eigentum hat Anteil an den 
Rechten desjenigen, von dem es ausgeht; wie dieser ist es 
unantastbar, solange es nicht mit einem anderen Recht 
kollidiert; wie dieser ist es individuell, weil es seinen 
Ursprung in der Unabhängigkeit des Einzelnen hat und 
weil, wenn mehrere Personen an seiner Entstehung 
mitgewirkt haben, der letzte Besitzer mit einem Wert, der 
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die Frucht seiner persönlichen Arbeit ist, die Arbeit aller 
seiner Arbeitskollegen, die ihm vorausgegangen sind, 
erworben hat: das ist der übliche Fall bei hergestellten 
Gegenständen. Wenn das Eigentum durch Verkauf oder 
Vererbung von einer Hand auf die andere übergegangen ist, 
haben sich seine Bedingungen nicht geändert; es ist immer 
noch die Frucht der menschlichen Freiheit, die sich in den 
Händen der Menschen manifestiert. 
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durch Arbeit, und der Inhaber hat die gleichen Rechte wie 
der Erzeuger, der es durch Recht in Besitz genommen hat. 


GESELLSCHAFT UND INDIVIDUUM 


Wir haben ausführlich über die Rechte des Einzelnen 
gesprochen, aber was, so könnte man fragen, ist mit den 
"Rechten der Gesellschaft"? Haben sie nicht Vorrang vor den 
Rechten des einzelnen Individuums? Der Libertäre ist jedoch 
ein Individualist; er glaubt, dass einer der Hauptfehler in der 
Gesellschaftstheorie darin besteht, die "Gesellschaft" so zu 
behandeln, als wäre sie eine tatsächlich existierende Einheit. 
Manchmal wird die "Gesellschaft" als eine übergeordnete 
oder quasi-göttliche Figur mit übergeordneten "Rechten" 
behandelt, ein anderes Mal als ein existierendes Übel, das für 
alle Übel der Welt verantwortlich gemacht werden kann. Der 
Individualist vertritt die Auffassung, dass nur Individuen 
existieren, denken, fühlen, wählen und handeln; und dass die 
"Gesellschaft" keine lebendige Entität ist, sondern lediglich 
ein Etikett für eine Gruppe von interagierenden Individuen. 
Die Gesellschaft als etwas zu behandeln, das Entscheidungen 
trifft und handelt, dient also dazu, die wirklichen Kräfte, die 
am Werk sind, zu verschleiern. Wenn sich in einer kleinen 
Gemeinschaft zehn Menschen zusammentun, um drei andere 
zu berauben und zu enteignen, dann handelt es sich eindeutig 
um eine Gruppe von Individuen, die gemeinsam gegen eine 
andere Gruppe vorgeht. Wenn sich die zehn Personen in 
dieser Situation anmaßen würden, sich als "Gesellschaft" zu 
bezeichnen, die in "ihrem" Interesse handelt, würde die 
Argumentation vor Gericht ins Lächerliche gezogen werden; 
selbst die zehn Räuber würden sich wahrscheinlich zu sehr 
schämen, um diese Art von Argument zu verwenden. Aber je 
größer die Gruppe wird, desto mehr verbreitet sich diese Art 
der Verschleierung und führt zu einer Täuschung der 
Öffentlichkeit. 


Der Historiker Parker T. Moon hat den falschen Gebrauch 
eines Sammelbegriffs wie "Nation", der in dieser Hinsicht 
dem Begriff "Gesellschaft" ähnelt, scharfsinnig 
herausgestellt: 
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Wenn man das einfache einsilbige Wort "Frankreich" 
verwendet, denkt man an Frankreich als eine Einheit, eine 
Entität. Wenn wir sagen: "Frankreich schickte seine 
Truppen zur Eroberung von Tunis", dann unterstellen wir 
dem Land nicht nur eine Einheit, sondern eine 
Persönlichkeit. Schon die Worte 


SLeon Wolowski und Emile Levasseur, "Property," in Lalor's Cyclopedia of 
Political Science (Chicago: M.B. Cary, 1884), Bd. III, S. 392-93. 


Für eine neue Freiheit 


die Tatsachen zu verschleiern und die internationalen 
Beziehungen zu einem glamourösen Drama zu machen, in 
dem personalisierte Nationen die Akteure sind, und allzu 
leicht vergessen wir die Männer und Frauen aus Fleisch 
und Blut, die die wahren Akteure sind ... wenn wir kein 
Wort wie "Frankreich" hätten ... dann sollten wir die Tunis- 
Expedition in etwa so beschreiben: "Ein paar dieser 
achtunddreißig Millionen Menschen schickten 
dreißigtausend andere, um Tunis zu erobern." Diese 
Formulierung wirft sofort eine Frage auf, oder vielmehr 
eine Reihe von Fragen. Wer waren diese "wenigen"? 
Warum schickten sie die dreißigtausend nach Tunis? Und 
warum haben diese gehorcht? Der Aufbau von Imperien 
wird nicht von "Nationen", sondern von Menschen 
betrieben. Das Problem, vor dem wir stehen, besteht darin, 
die Männer, die aktiven, interessierten Minderheiten in 
jeder Nation zu entdecken, die direkt am Imperialismus 
interessiert sind, und dann die Gründe zu analysieren, 
warum die Mehrheiten die Kosten zahlen und den Krieg 
führen, der für die imperialistische Expansion notwendig 
ist.6 


Die individualistische Sichtweise der "Gesellschaft" 
wurde in dem Satz zusammengefasst: "Die Gesellschaft" sind 
alle, außer man selbst. So unverblümt ausgedrückt, kann 
diese Analyse dazu verwendet werden, jene Fälle zu 
betrachten, in denen die "Gesellschaft" nicht nur als 
Superheld mit Superrechten behandelt wird, sondern als ein 
Superschurke, auf dessen Schultern massive Schuld lastet. 
Betrachten wir die typische Ansicht, dass nicht der einzelne 
Kriminelle, sondern die "Gesellschaft" für sein Verbrechen 
verantwortlich ist. Nehmen wir z. B. den Fall, dass Smith 
Jones ausraubt oder ermordet. Die "altmodische" Ansicht ist, 
dass Smith für seine Tat verantwortlich ist. Der moderne 
Liberale hält dem entgegen, dass "die Gesellschaft" 
verantwortlich ist. Das klingt sowohl raffiniert als auch 
humanitär, bis wir die individualistische Perspektive 
anwenden. Dann sehen wir, dass die Liberalen in Wirklichkeit 
sagen, dass jeder außer Smith, einschließlich natürlich des 
Opfers Jones, für das Verbrechen verantwortlich ist. Um es 
ganz klar zu sagen: Fast jeder würde die Absurdität dieser 


Position erkennen. Aber die Beschwörung der fiktiven 
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Einheit "Gesellschaft" verschleiert diesen Prozess. Wie der 
Soziologe Arnold W. Green es ausdrückt: "Wenn die 
Gesellschaft für das Verbrechen verantwortlich ist und die 
Verbrecher nicht für das Verbrechen verantwortlich sind, 
dann folgt daraus, dass die Gesellschaft für das Verbrechen 
verantwortlich ist, 


6Parker Thomas Moon, /mperialismus und Weltpolitik (New York: 
Macmillan, 1930), S. 58. 
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Nur die Mitglieder der Gesellschaft, die keine Verbrechen 
begehen, können für Verbrechen verantwortlich gemacht 
werden. Ein so offensichtlicher Unsinn kann nur dadurch 
umgangen werden, dass man die Gesellschaft als Teufel 
beschwört, als böses Wesen, das nichts mit den Menschen 
und ihren Taten zu tun hat. "7 


Der große amerikanische libertäre Schriftsteller Frank 
Chodorov betonte diese Sicht der Gesellschaft, als er schrieb, 
dass "die Gesellschaft Menschen sind". 


Gesellschaft ist ein kollektiver Begriff und nichts anderes; 
es ist ein Begriff, um eine Anzahl von Menschen zu 
bezeichnen. Das Gleiche gilt für Familie, Menschenmenge, 
Bande oder jede andere Bezeichnung, die wir einer 
Ansammlung von Personen geben. Die Gesellschaft ... ist 
kein zusätzlicher "Sohn"; wenn die Volkszählung hundert 
Millionen ergibt, ist das alles, was es gibt, nicht einer mehr, 
denn es kann keinen Zuwachs an Gesellschaft geben, außer 
durch Fortpflanzung. Das Konzept der Gesellschaft als 
meta-physische Person fällt flach, wenn wir beobachten, 
dass die Gesellschaft verschwindet, wenn sich ihre 
Bestandteile auflösen, wie im Fall einer "Geisterstadt" oder 
einer Zivilisation, von der wir durch die von ihr 
hinterlassenen Artefakte erfahren. Wenn die Individuen 
verschwinden, verschwindet auch das Ganze. Das Ganze 
hat keine separate Existenz. Die Verwendung des 
kollektiven Substantivs mit einem singulären Verb führt 
uns in eine Vorstellungsfalle; wir neigen dazu, das 
Kollektiv zu personifizieren und es als einen eigenen 
Körper und eine eigene Psyche zu betrachten.® 


FREIER AUSTAUSCH UND FREIER VERTRAG 


Der zentrale Kern des libertären Glaubensbekenntnisses 
besteht also darin, das absolute Recht auf Privateigentum 
eines jeden Menschen zu begründen: erstens an seinem 
eigenen Körper und zweitens an den bisher ungenutzten 
natürlichen Ressourcen, die er durch seine Arbeit erst 
umwandelt. Diese beiden Axiome, das Recht auf 
Selbsteigentum und das Recht auf 
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1968): 656. 


8Frank Chodorov, The Rise and Fall of Society (New York: Devin Adair, 
1959), S. 29-30. 
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"homestead", den vollständigen Satz von Prinzipien des 
libertären Systems zu etablieren. Die gesamte libertäre 
Doktrin wird dann zur Ausdehnung und Anwendung aller 
Implikationen dieser zentralen Doktrin. Ein Beispiel: Ein 
Mann, X, ist Eigentümer seiner eigenen Person und seiner 
Arbeitskraft sowie des von ihm gerodeten Hofes, auf dem er 
Weizen anbaut. Einem anderen Mann, Y, gehören die Fische, 
die er fängt; einem dritten Mann, Z, gehören die Kohlköpfe, 
die er angebaut hat, und das Land darunter. Aber wenn ein 
Mensch etwas besitzt, hat er das Recht, diese Eigentumstitel 
an jemand anderen zu verschenken oder zu tauschen, 
woraufhin die andere Person ebenfalls ein absolutes 
Eigentumsrecht hat. Aus diesem Recht auf Privateigentum 
ergibt sich die grundlegende Rechtfertigung für die 
Vertragsfreiheit und für die freie Marktwirtschaft. Wenn X 
also Weizen anbaut, kann und wird er wahrscheinlich 
vereinbaren, einen Teil dieses Weizens gegen einen Teil der 
von Y gefangenen Fische oder gegen einen Teil der von Z 
angebauten Kohlköpfe einzutauschen. Wenn sowohl X als 
auch Y freiwillig vereinbaren, Eigentumstitel auszutauschen 
(oder Y und Z oder X und Z), wird das Eigentum dann mit 
gleicher Legitimität zum Eigentum der anderen Person. Wenn 
X den Weizen gegen den Fisch von Y eintauscht, dann wird 
der Fisch zum Eigentum von X, mit dem er machen kann, was 
er will, und der Weizen wird auf genau dieselbe Weise zum 
Eigentum von Y. 


Darüber hinaus kann ein Mensch nicht nur die materiellen 
Gegenstände tauschen, die er besitzt, sondern auch seine 
eigene Arbeitskraft, die er natürlich auch besitzt. So kann Z 
seine Arbeitsleistung, die Kinder des Bauern X zu 
unterrichten, gegen einen Teil der Erzeugnisse des Bauern 
verkaufen. 


Die freie Marktwirtschaft und die damit verbundene 
Spezialisierung und Arbeitsteilung ist die bei weitem 
produktivste Form der Wirtschaft, die der Menschheit 
bekannt ist, und war für die Industrialisierung und die 
moderne Wirtschaft verantwortlich, auf der die Zivilisation 
aufgebaut wurde. Dies ist ein glückliches, nutzbringendes 
Ergebnis des freien Marktes, aber für den Libertären ist es 
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nicht der Hauptgrund für seine Unterstützung dieses Systems. 
Dieser Hauptgrund ist moralischer Natur und wurzelt in der 
Verteidigung der natürlichen Rechte des Eigentums, die wir 
oben entwickelt haben. Selbst wenn eine Gesellschaft des 
Despotismus und des systematischen Eingriffs in die Rechte 
nachweislich produktiver wäre als das, was Adam Smith "das 
System der natürlichen Freiheit" nannte, würde der Libertäre 
dieses System unterstützen. Glücklicherweise sind, wie in so 
vielen anderen Bereichen, die utilitaristischen und 
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die moralischen, natürlichen Rechte und der allgemeine 
Wohlstand gehen Hand in Hand. 


Die entwickelte Marktwirtschaft, so komplex das System 
an der Oberfläche auch erscheinen mag, ist nichts anderes als 
ein riesiges Netz von freiwilligen und gegenseitig 
vereinbarten Tauschvorgängen zwischen zwei Personen, wie 
wir sie zwischen Weizen- und Kohlbauern oder zwischen 
dem Landwirt und dem Lehrer nachgewiesen haben. Wenn 
ich also eine Zeitung für einen Dime kaufe, findet ein für 
beide Seiten vorteilhafter Austausch zwischen zwei Personen 
statt: Ich übertrage mein Eigentum an der Zeitung an den 
Zeitungshändler und er überträgt das Eigentum an der 
Zeitung an mich. Wir tun dies, weil ich im Rahmen der 
Arbeitsteilung berechne, dass die Zeitung für mich mehr wert 
ist als der Groschen, während der Zeitungshändler den 
Groschen dem Behalten der Zeitung vorzieht. Oder wenn ich 
an einer Universität unterrichte, schätze ich, dass ich mein 
Gehalt dem Verzicht auf meine Lehrtätigkeit vorziehe, 
während die Universitätsleitung kalkuliert, dass sie es 
vorzieht, meine Lehrtätigkeit zu erhalten, anstatt mir das Geld 
nicht zu zahlen. Wenn der Zeitungshändler darauf besteht, 50 
Cent für die Zeitung zu verlangen, könnte ich durchaus 
beschließen, dass sie den Preis nicht wert ist; ebenso könnte 
die Universität, wenn ich auf dem Dreifachen meines 
derzeitigen Gehalts bestehe, durchaus beschließen, auf meine 
Dienste zu verzichten. 


Viele Menschen sind bereit, die Gerechtigkeit und den 
Nutzen der Eigentumsrechte und der freien Marktwirtschaft 
anzuerkennen, zuzugeben, dass der Landwirt in der Lage sein 
sollte, von den Verbrauchern das zu verlangen, was sein 
Weizen einbringt, oder der Arbeiter das zu ernten, was andere 
für seine Dienste zu zahlen bereit sind. Aber bei einem Punkt 
sträuben sie sich: der Vererbung. Wenn Willie Stargell ein 
zehnmal so guter und "produktiver" Ballspieler ist wie Joe 
Jack, sind sie bereit, zuzugeben, dass es gerecht ist, dass 
Stargell das Zehnfache verdient; aber was, so fragen sie, 
rechtfertigt es, dass jemand, dessen einziger Verdienst darin 
besteht, dass er als Rockefeller geboren wurde, viel mehr 
Vermögen erbt als jemand, der als Rothbard geboren wurde? 
Die libertäre Antwort besteht darin, sich nicht auf den 
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Empfänger, das Kind Rockefeller oder das Kind Rothbard, zu 
konzentrieren, sondern auf den Geber, den Mann, der das 
Erbe austeilt. Denn wenn Smith und Jones und Stargell das 
Recht auf ihre Arbeit und ihr Eigentum haben und die Titel 
auf dieses Eigentum gegen das ähnliche Eigentum anderer 
eintauschen können, haben sie auch das Recht, ihr Eigentum 
zu verschenken, an wen immer sie wollen. Und natürlich 
bestehen die meisten dieser Schenkungen aus den 
Schenkungen der 
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Eigentümer an ihre Kinder weitergeben - kurz gesagt: 
vererben. Wenn Willie Stargell Eigentümer seiner Arbeit und 
des Geldes ist, das er damit verdient, dann hat er das Recht, 
dieses Geld an das Baby Stargell weiterzugeben. 


In der entwickelten freien Marktwirtschaft tauscht der 
Landwirt den Weizen gegen Geld; der Weizen wird vom 
Müller gekauft, der den Weizen verarbeitet und zu Mehl 
macht; der Müller verkauft das Mehl an den Bäcker, der Brot 
herstellt; der Bäcker verkauft das Brot an den Großhändler, 
der es wiederum an den Einzelhändler verkauft, der es 
schließlich an den Verbraucher verkauft. Bei jedem dieser 
Schritte kann der Hersteller die Arbeitskraft der Arbeiter 
gegen Geld anstellen. Wie "Geld" in die Gleichung kommt, 
ist ein komplexer Prozess, aber es sollte klar sein, dass die 
Verwendung von Geld praktisch gleichbedeutend ist mit 
jeder einzelnen oder einer Gruppe von nützlichen Waren, die 
gegen Weizen, Mehl usw. getauscht werden. Anstelle von 
Geld könnte die getauschte Ware auch Stoff, Eisen oder was 
auch immer sein. Auf jeder Stufe des Weges wird ein für 
beide Seiten vorteilhafter Tausch von Eigentumstiteln 
vereinbart und durchgeführt. 


Wir sind nun in der Lage zu sehen, wie der Libertäre den 
Begriff "Freiheit" oder "liberty" definiert. Freiheit ist ein 
Zustand, in dem die Eigentumsrechte einer Person an ihrem 
eigenen Körper und ihrem legitimen materiellen Eigentum 
nicht angetastet, nicht angegriffen werden. Ein Mann, der das 
Eigentum eines anderen stiehlt, greift in die Freiheit des 
Opfers ein und schränkt sie ein, ebenso wie ein Mann, der 
einen anderen auf den Kopf schlägt. Freiheit und 
unbeschränktes Eigentumsrecht gehen Hand in Hand. Für den 
Libertären hingegen ist ein "Verbrechen" ein Akt der 
Aggression gegen das Eigentumsrecht eines Menschen, 
entweder an seiner eigenen Person oder an seinen materiellen 
Gegenständen. Das Verbrechen ist ein gewaltsamer Eingriff 
in das Eigentum eines Menschen und damit in seine Freiheit. 
"Sklaverei" - das Gegenteil von Freiheit - ist ein Zustand, in 
dem der Sklave kein oder nur ein geringes Recht auf 
Selbsteigentum hat; seine Person und seine Güter werden von 
seinem Herrn systematisch und unter Anwendung von Gewalt 
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enteignet. 


Der Libertäre ist also eindeutig ein Individualist, aber kein 
Gleichmacher. Die einzige "Gleichheit", die er befürworten 
würde, ist das gleiche Recht eines jeden Menschen auf das 
Eigentum an seiner eigenen Person, auf das Eigentum an den 
ungenutzten Ressourcen, die er "beherbergt", und auf 
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das Eigentum anderer, das er entweder durch freiwilligen 
Tausch oder durch Schenkung erworben hat. 


EIGENTUMSRECHTE UND "MENSCHENRECHTE" 


Liberale gestehen im Allgemeinen jedem Individuum das 
Recht auf seine "persönliche Freiheit" zu, auf seine Freiheit 
zu denken, zu sprechen, zu schreiben und sich an solchen 
persönlichen "Begegnungen" wie sexuellen Aktivitäten 
zwischen "einwilligenden Erwachsenen" zu beteiligen. Kurz 
gesagt, der Liberale versucht, das Recht des Einzelnen auf 
das Eigentum an seinem eigenen Körper aufrechtzuerhalten, 
bestreitet dann aber sein Recht auf "Eigentum", d. h. auf das 
Eigentum an materiellen Objekten. Daraus ergibt sich die 
typische liberale Dichotomie zwischen "Menschenrechten", 
die er verteidigt, und "Eigentumsrechten", die er ablehnt. Für 
den Libertären sind beide jedoch untrennbar miteinander 
verwoben; sie stehen und fallen mit einander. 


Nehmen wir zum Beispiel den liberalen Sozialisten, der 
das Eigentum des Staates an allen "Produktionsmitteln" 
befürwortet und gleichzeitig das "menschliche" Recht auf 
Rede- und Pressefreiheit verteidigt. Wie soll dieses 
"menschliche" Recht ausgeübt werden, wenn den Individuen, 
die die Öffentlichkeit bilden, ihr Recht auf Eigentum 
verweigert wird? Wie soll das Recht auf eine freie Presse 
ausgeübt werden, wenn beispielsweise die Regierung alle 
Zeitungen und Druckereien besitzt? Wenn die Regierung das 
gesamte Zeitungspapier besitzt, dann hat sie 
notwendigerweise das Recht und die Macht, dieses 
Zeitungspapier zuzuteilen, und das "Recht auf eine freie 
Presse" wird zum Hohn, wenn die Regierung beschließt, das 
Zeitungspapier nicht in seinem Sinne zu verteilen. Und da die 
Regierung das knappe Zeitungspapier auf irgendeine Weise 
zuteilen muss, wird das Recht auf eine freie Presse von, sagen 
wir, Minderheiten oder "subversiven" Antisozialisten in der 
Tat zu kurz kommen. Dasselbe gilt für das "Recht auf freie 
Meinungsäußerung", wenn die Regierung Eigentümerin aller 
Versammlungsräume ist und diese daher nach eigenem 
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Gutdünken zuteilt. Oder wenn zum Beispiel die Regierung von 
Sowjetrussland, die atheistisch ist, beschließt, viele knappe 
Ressourcen nicht für die Produktion von Matzen zu 
verwenden, wird die "Religionsfreiheit" für orthodoxe Juden 
zum Hohn; aber auch hier kann die sowjetische Regierung 
immer wieder entgegnen, dass orthodoxe Juden 
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eine kleine Minderheit sind und dass Investitionsgüter nicht 
für die Matzeproduktion verwendet werden sollten. 


Der grundlegende Fehler der liberalen Trennung von 
"Menschenrechten" und "Eigentumsrechten" besteht darin, 
dass die Menschen als ätherische Abstraktionen behandelt 
werden. Wenn ein Mensch das Recht auf Selbsteigentum, auf 
die Kontrolle über sein Leben hat, dann muss er in der realen 
Welt auch das Recht haben, sein Leben zu erhalten, indem er 
sich mit den Ressourcen auseinandersetzt und sie umwandelt; 
er muss in der Lage sein, den Boden und die Ressourcen zu 
besitzen, auf denen er steht und die er nutzen muss. Kurz 
gesagt, um sein "Menschenrecht" - oder sein Eigentumsrecht 
an seiner eigenen Person - zu erhalten, muss er auch das 
Eigentumsrecht an der materiellen Welt haben, an den 
Gegenständen, die er produziert. Eigentumsrechte sind 
Menschenrechte, und sie sind wesentlich für die 
Menschenrechte, die Liberale zu erhalten versuchen. Das 
Menschenrecht auf eine freie Presse hängt von dem 
Menschenrecht auf Privateigentum an Zeitungspapier ab. 


In der Tat gibt es keine Menschenrechte, die von 
Eigentumsrechten getrennt werden können. Das 
Menschenrecht auf freie Meinungsäußerung ist einfach das 
Eigentumsrecht, eine Versammlungshalle von den 
Eigentümern zu mieten oder selbst eine zu besitzen; das 
Menschenrecht auf eine freie Presse ist das Eigentumsrecht, 
Material zu kaufen und dann Flugblätter oder Bücher zu 
drucken und sie an die Kaufwilligen zu verkaufen. Es gibt 
kein zusätzliches "Recht auf freie Meinungsäußerung" oder 
freie Presse, das über die Eigentumsrechte hinausgeht, die wir 
in jedem Fall aufzählen können. Darüber hinaus wird die 
Aufdeckung und Identifizierung der betroffenen 
Eigentumsrechte alle offensichtlichen Rechtskonflikte, die 
auftreten können, lösen. 


Man denke nur an das klassische Beispiel, bei dem 
Liberale im Allgemeinen zugeben, dass das "Recht auf freie 
Meinungsäußerung" einer Person im Namen des 
"öffentlichen Interesses" eingeschränkt werden muss: Richter 
Holmes' berühmtes Diktum, dass niemand das Recht hat, in 
einem überfüllten Theater fälschlicherweise "Feuer" zu rufen. 
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Holmes und seine Anhänger haben dieses Beispiel immer 
wieder verwendet, um die angebliche Notwendigkeit zu 
beweisen, dass alle Rechte relativ und vorläufig und nicht 
präzise und absolut sein müssen. 


Das Problem ist hier jedoch nicht, dass die Rechte nicht 
zu weit gehen können, sondern dass der ganze Fall in Form 
einer vagen und schwammigen "Redefreiheit" diskutiert wird 
und nicht in Form von Rechten des Privateigentums. 
Angenommen, wir analysieren das Problem 
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unter dem Aspekt der Eigentumsrechte. Derjenige, der einen 
Aufruhr auslöst, indem er in einem überfüllten Theater 
fälschlicherweise "Feuer" ruft, ist notwendigerweise 
entweder der Eigentümer des Theaters (oder dessen 
Vertreter) oder ein zahlender Besucher. Wenn er der 
Eigentümer ist, dann hat er seine Kunden betrogen. Er hat ihr 
Geld als Gegenleistung für das Versprechen genommen, 
einen Film oder ein Theaterstück zu zeigen, und stört nun 
stattdessen die Vorstellung, indem er fälschlicherweise 
"Feuer" ruft und die Aufführung abbricht. Damit ist er seiner 
vertraglichen Verpflichtung nicht nachgekommen, hat das 
Eigentum - das Geld - seiner Kunden gestohlen und deren 
Eigentumsrechte verletzt. 


Nehmen wir andererseits an, dass der Schreihals ein Gast 
und nicht der Eigentümer ist. In diesem Fall verletzt er das 
Eigentumsrecht des Eigentümers - wie auch das der anderen 
Gäste auf ihre bezahlte Leistung. Als Gast hat er unter 
bestimmten Bedingungen Zugang zum Eigentum erhalten, 
einschließlich der Verpflichtung, das Eigentum des 
Eigentümers nicht zu verletzen oder die Aufführung des 
Eigentümers zu stören. Seine böswillige Handlung verletzt 
daher die Eigentumsrechte des Theaterbesitzers und aller 
anderen Besucher. 


Es besteht also keine Notwendigkeit, die Rechte des 
Einzelnen im Falle des falschen "Feuer"-Rufers 
einzuschränken. Die Rechte des Einzelnen sind immer noch 
absolut, aber sie sind Eigentumsrechte. Derjenige, der in 
einem überfüllten Theater böswillig "Feuer" gerufen hat, ist 
in der Tat ein Verbrecher, aber nicht, weil sein so genanntes 
"Recht auf freie Meinungsäußerung" im Namen des 
"öffentlichen Wohls" pragmatisch eingeschränkt werden 
muss; er ist ein Verbrecher, weil er eindeutig und 
offensichtlich die Eigentumsrechte einer anderen Person 
verletzt hat. 
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3 
DER STAAT 


DER STAAT ALS AGGRESSOR 


die Ablehnung jeglicher Aggression gegen die 

ntumsrechte des Einzelnen an seiner eigenen Person und 

an den materiellen Gegenständen, die er freiwillig erworben 
hat. Während Einzelpersonen und Banden von Kriminellen 
natürlich bekämpft werden, gibt es hier keine Besonderheit 
des libertären Glaubens, da fast alle Personen und 

Denkschulen die Ausübung willkürlicher Gewalt ablehnen. 
Gewalt gegen Personen und Sachen. 

Allerdings gibt es auch in diesem allgemein akzeptierten 
Bereich der Verteidigung von Menschen gegen Verbrechen 
einen Unterschied in der Gewichtung seitens der Libertären. 
In der libertären Gesellschaft gäbe es keinen "Staatsanwalt", 
der Verbrecher im Namen einer nicht existierenden 
"Gesellschaft" verfolgt, auch nicht gegen den Willen des 
Verbrechensopfers. Das Opfer würde selbst entscheiden, ob 
es Anklage erheben will. Außerdem, und das ist die andere 
Seite der Medaille, wäre das Opfer in einer libertären Welt in 
der Lage, einen Straftäter zu verklagen, ohne denselben 
Staatsanwalt davon überzeugen zu müssen, dass er vorgehen 
sollte. Darüber hinaus würde in dem System der 
strafrechtlichen Bestrafung in der libertären Welt der 
Schwerpunkt niemals, wie es jetzt der Fall ist, darauf liegen, 
dass "die Gesellschaft" den Verbrecher ins Gefängnis steckt; 
der Schwerpunkt würde notwendigerweise darauf liegen, den 
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ie zentrale Stoßrichtung des libertären Denkens ist also 
e 


Verbrecher zu zwingen, dem Opfer seiner Straftat 
Wiedergutmachung zu leisten. Das derzeitige System, in dem 
das Opfer nicht entschädigt wird, sondern stattdessen Steuern 
zahlen muss, um die Inhaftierung seines 
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in einer Welt, die sich auf die Verteidigung der 
Eigentumsrechte und damit auf das Opfer einer Straftat 
konzentriert, wäre das offensichtlich unsinnig. 


Auch wenn die meisten Libertären keine Pazifisten sind, 
würden sie sich dem gegenwärtigen System nicht anschließen 
und das Recht der Menschen, Pazifisten zu sein, 
einschränken. Nehmen wir also an, dass Jones, ein Pazifist, 
von Smith, einem Kriminellen, angegriffen wird. Wenn Jones 
aufgrund seiner Überzeugungen dagegen ist, sich durch den 
Einsatz von Gewalt zu verteidigen, und deshalb gegen jede 
Strafverfolgung ist, dann wird er einfach keine Anklage 
erheben, und damit ist die Sache erledigt. Es wird keinen 
Staatsapparat geben, der Verbrecher auch gegen den Willen 
des Opfers verfolgt und verurteilt. 


Aber der entscheidende Unterschied zwischen Libertären 
und anderen Menschen liegt nicht im Bereich der privaten 
Kriminalität; der entscheidende Unterschied ist ihre 
Auffassung von der Rolle des Staates - der Regierung. Die 
Libertären betrachten den Staat als den obersten, den ewigen, 
den am besten organisierten Aggressor gegen die Personen 
und das Eigentum der Masse der Öffentlichkeit. Alle Staaten 
überall, ob demo- kratisch, diktatorisch oder monarchisch, ob 
rot, weiß, blau oder braun. 


Der Staat! Seit jeher stehen die Regierung und ihre 
Machthaber und Betreiber über dem allgemeinen 
Sittengesetz. Die "Pentagon Papers" sind nur ein aktuelles 
Beispiel von unzähligen Fällen in der Geschichte, in denen 
Männer, von denen die meisten in ihrem Privatleben 
vollkommen ehrenhaft sind, vor der Öffentlichkeit nach 
Strich und Faden lügen. Und warum? Aus "Gründen der 
Staatsräson". Der Dienst am Staat soll alle Handlungen 
entschuldigen, die als unmoralisch oder kriminell gelten 
würden, wenn sie von "privaten" Bürgern begangen würden. 
Die Besonderheit der Libertären besteht darin, dass sie das 
allgemeine Moralgesetz kühl und kompromisslos auf 
Menschen anwenden, die in ihrer Rolle als Mitglieder des 
Staatsapparats handeln. Liberäre machen da keine 
Ausnahmen. Seit Jahrhunderten hat der Staat (oder genauer 
gesagt, Einzelpersonen, die in ihrer Rolle als "Mitglieder der 
Regierung" handeln) seine kriminellen Aktivitäten mit 
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hochtrabender Rhetorik getarnt. Jahrhundertelang hat der 
Staat Massenmord begangen und ihn "Krieg" genannt; dann 
hat er das mit dem "Krieg" verbundene Massengemetzel 
geadelt. Seit Jahrhunderten versklavt der Staat Menschen in 
seine bewaffneten Bataillone und nennt es "Wehrpflicht" im 
"Nationaldienst". Seit Jahrhunderten beraubt der Staat die 
Menschen 
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mit dem Bajonett aufspießen und es "Besteuerung" nennen. 
Wenn Sie wissen wollen, wie Libertäre den Staat und seine 
Handlungen betrachten, stellen Sie sich den Staat einfach als 
kriminelle Bande vor, und alle lib- ertarischen Einstellungen 
werden sich logisch einfügen. 


Betrachten wir zum Beispiel, was die Regierung von allen 
anderen Organisationen in der Gesellschaft scharf 
unterscheidet. Viele Politikwissenschaftler und Soziologen 
haben diese wichtige Unterscheidung verwischt und 
bezeichnen alle Organisationen und Gruppen als hierarchisch, 
strukturiert, "staatlich" usw. Linke Anarchisten zum Beispiel 
lehnen den Staat und staatliche Organisationen wie 
Unternehmen gleichermaßen ab, weil sie beide 
gleichermaßen "elitär" und "zwanghaft" sind. Aber der 
"rechte" Libertäre ist nicht gegen Ungleichheit, und sein 
Konzept von "Zwang" bezieht sich nur auf die Anwendung 
von Gewalt. Der Libertäre sieht einen entscheidenden 
Unterschied zwischen der Regierung, ob auf zentraler, 
staatlicher oder lokaler Ebene, und allen anderen Institutionen 
in der Gesellschaft. Oder besser gesagt, zwei entscheidende 
Unterscheidungen. Erstens erhält jede andere Person oder 
Gruppe ihr Einkommen durch eine freiwillige Zahlung: 
entweder durch eine freiwillige Spende oder ein Geschenk 
(wie die örtliche Gemeindekasse oder der Bridge-Club) oder 
durch den freiwillign Kauf ihrer Waren oder 
Dienstleistungen auf dem Markt (z. B. der Besitzer eines 
Lebensmittelgeschäfts, ein Baseballspieler, ein Stahlhersteller 
usw.). Nur der Staat beschafft sich sein Einkommen durch 
Zwang und Gewalt, d. h. durch die direkte Androhung von 
Verhaftung oder Gefängnis, wenn die Zahlung ausbleibt. 
Diese Zwangsabgabe ist eine "Besteuerung". Eine zweite 
Unterscheidung besteht darin, dass - abgesehen von 
kriminellen Straftätern - nur die Regierung ihre Mittel dazu 
verwenden kann, Gewalt gegen ihre eigenen oder andere 
Untertanen auszuüben; nur die Regierung kann Pornografie 
verbieten, religiöse Bräuche erzwingen oder Menschen ins 
Gefängnis stecken, die Waren zu einem höheren Preis 
verkaufen, als die Regierung für angemessen hält. Beide 
Unterscheidungen lassen sich natürlich wie folgt 
zusammenfassen: Nur die Regierung ist in der Gesellschaft 


59 


befugt, gegen die Eigentumsrechte ihrer Untertanen 
vorzugehen, sei es, um Einnahmen zu erzielen, ihren 
Moralkodex durchzusetzen oder diejenigen zu töten, mit 
denen sie nicht einverstanden ist. Darüber hinaus haben alle 
Regierungen, selbst die am wenigsten despotischen, den 
Großteil ihrer Einnahmen immer aus der Zwangsbesteuerung 
bezogen. Und historisch gesehen geht der weitaus 
überwiegende Teil aller Versklavungen und Morde in der 
Weltgeschichte auf das Konto von Regierungen. Und da wir 
gesehen haben, dass die 
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Da der zentrale Ansatz des Libertären darin besteht, sich 
jeder Aggression gegen die Rechte von Person und Eigentum 
zu widersetzen, wendet sich der Libertäre notwendigerweise 
gegen die Institution des Staates als den inhärenten und 
überwältigend wichtigsten Feind dieser kostbaren Rechte. 


Es gibt noch einen weiteren Grund, warum staatliche 
Aggression weitaus wichtiger war als private, einen Grund, 
der nicht nur in der besseren Organisation und der zentralen 
Mobilisierung von Ressourcen liegt, die die Herrscher des 
Staates durchsetzen können. Der Grund ist das Fehlen 
jeglicher Kontrolle staatlicher Plünderungen, eine Kontrolle, 
die es gibt, wenn wir uns vor Straßenräubern oder der Mafia 
fürchten müssen. Um uns vor privaten Verbrechern zu 
schützen, konnten wir uns an den Staat und seine Polizei 
wenden; aber wer kann uns vor dem Staat selbst schützen? 
Keiner. Denn ein weiteres entscheidendes Merkmal des 
Staates ist, dass er die Monopolisierung des Schutzdienstes 
erzwingt; der Staat maßt sich ein Quasi-Monopol der 
Gewalttätigkeit und der endgültigen Entscheidungsfindung in 
der Gesellschaft an. Wenn uns z.B. die Entscheidungen der 
staatlichen Gerichte nicht gefallen, gibt es keine anderen 
Schutzeinrichtungen, an die wir uns wenden können. 


Es ist wahr, dass wir zumindest in den Vereinigten 
Staaten eine Verfassung haben, die einigen 
Regierungsbefugnissen strenge Grenzen auferlegt. Aber wie 
wir ım letzten Jahrhundert entdeckt haben, kann sich keine 
Verfassung selbst interpretieren oder durchsetzen; sie muss 
von Menschen interpretiert werden. Und wenn die 
letztendliche Befugnis zur Auslegung einer Verfassung dem 
Obersten Gerichtshof der Regierung selbst übertragen wird, 
dann besteht die unvermeidliche Tendenz, dass der 
Gerichtshof immer weitergehende Befugnisse für seine 
eigene Regierung absegnet. Darüber hinaus sind die viel 
gepriesenen "Checks and Balances" und die 
"Gewaltenteilung" in der amerikanischen Regierung in der 
Tat fadenscheinig, da letztlich alle diese Abteilungen Teil 
derselben Regierung sind und von derselben Gruppe von 
Machthabern regiert werden. 


Einer der brillantesten politischen Theoretiker Amerikas, 
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John C. Calhoun, schrieb prophetisch über die einem Staat 
innewohnende Tendenz, die Grenzen seiner geschriebenen 
Verfassung zu durchbrechen: 


Eine geschriebene Verfassung hat sicherlich viele und 
beträchtliche Vorteile, aber es ist ein großer Fehler 
anzunehmen, dass die bloße Einfügung von Bestimmungen 
zur Einschränkung und Begrenzung der Befugnisse 
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der Regierung, ohne diejenigen, zu deren Schutz sie 
eingeführt wurden, mit den Mitteln auszustatten, ihre 
Einhaltung zu erzwingen, wird ausreichen, um zu 
verhindern, dass die größte und herrschende Partei ihre 
Befugnisse missbraucht. Da sie die Regierung stellt, wird 
sie ... die von der Verfassung gewährten Befugnisse 
befürworten und sich den Einschränkungen widersetzen, 
mit denen sie begrenzt werden sollen. Als größte und 
herrschende Partei werden sie diese Beschränkungen zu 
ihrem Schutz nicht benötigen... . 


Die kleinere oder schwächere Partei hingegen würde die 
entgegengesetzte Richtung einschlagen und sie als 
wesentlich für ihren Schutz gegenüber der dominierenden 
Partei betrachten. 

Da es keine Möglichkeit gibt, die Mehrheitspartei zur 
Einhaltung der Beschränkungen zu zwingen, bleibt ihnen 
nur die Möglichkeit einer strengen Auslegung der 
Verfassung. Die Mehrheitspartei 

Eine Partei würde sich einer liberalen Auslegung 
widersetzen, die den Worten der Ermächtigung die 
weitestgehende Bedeutung geben würde, die sie haben 
können. Es wäre dann eine Auslegung gegen eine 
Auslegung - die eine, um sich zusammenzuschließen, und 
die andere, um die Befugnisse der Regierung bis zum 
Äußersten zu erweitern. Aber was könnte die strenge 
Auslegung der kleineren Partei gegen die liberale 
Auslegung der größeren Partei ausrichten, wenn die eine 
alle Befugnisse der Regierung hätte, um ihre Auslegung in 
die Tat umzusetzen, und die andere aller Mittel beraubt 
wäre, ihre Auslegung durchzusetzen? In einem so 
ungleichen Fall wäre das Ergebnis nicht zweifelhaft. Die 
Partei, die die Beschränkungen befürwortet, würde 
überwältigt werden. Die 

Das Ende der Anfechtung wäre die Untergrabung des 
Grundgesetzes, die Beschränkungen würden letztendlich 
aufgehoben und 

die Regierung in eine Regierung mit unbegrenzten Befugnissen umgewandelt 
wird. 


Auch die Aufteilung der Regierung in getrennte und 
voneinander unabhängige Ressorts würde dieses Ergebnis 
nicht verhindern, da jedes einzelne Ressort - und natürlich 
auch alle anderen - davon betroffen sind, 

die gesamte Regierung unter der Kontrolle der 


zahlenmäßigen Mehrheit stünde, ist es zu offensichtlich, 
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um einer Erklärung zu bedürfen, dass eine bloße Verteilung 
ihrer Befugnisse unter ihren Vertretern oder Repräsentanten 
wenig oder gar nichts gegen ihre Neigung zu 
Unterdrückung und Machtmissbrauch ausrichten könnte.! 


lJohn C, Calhoun, A Disquisition on Government (New York: Liberal Arts 
Press, 1953), S. 25-27. 
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Aber warum sollte man sich über die Schwäche von 
Grenzen der Regierungsgewalt Gedanken machen? Vor allem 
in einer "Demokratie", wie es die amerikanischen Liberalen 
in ihrer Blütezeit vor Mitte der 1960er Jahre so oft 
formulierten, als sich Zweifel an der liberalen Utopie 
einschlichen: "Sind wir nicht die Regierung?" In der 
Formulierung "Wir sind die Regierung" hat der nützliche 
Sammelbegriff "wir" es ermöglicht, die nackte ausbeuterische 
Realität des politischen Lebens ideologisch zu verschleiern. 
Denn wenn wir wirklich die Regierung sind, dann ist alles, 
was die Regierung einem Einzelnen antut, nicht nur gerecht 
und nicht tyrannisch, sondern auch "freiwillig" von Seiten des 
Betroffenen. Wenn die Regierung eine riesige Öffentliche 
Schuld auf sich geladen hat, die durch die Besteuerung einer 
Gruppe im Namen einer anderen bezahlt werden muss, wird 
diese Realität der Belastung bequemerweise dadurch 
verschleiert, dass man fröhlich sagt, "wir schulden es uns 
selbst" (aber wer sind die "wir" und wer die "uns"?). Wenn 
die Regierung einen Mann einberuft oder ihn sogar wegen 
abweichender Meinungen ins Gefängnis wirft, dann tut er es 
nur "sich selbst", und deshalb ist nichts Unrechtes geschehen. 
Die von der Nazi-Regierung ermordeten Juden wurden also 
nicht ermordet; sie müssen "Selbstmord begangen" haben, 
denn sie waren ja die (demokratisch gewählte) Regierung, 
und deshalb war alles, was die Regierung ihnen antat, nur 
freiwillig von ihnen. Aber aus solchen Grotesken kommen 
diejenigen Regierungsvertreter nicht heraus, die den Staat nur 
als wohlwollenden und freiwilligen Erfüllungsgehilfen der 
Bürger sehen. 


Und so müssen wir feststellen, dass "wir" nicht die 
Regierung sind; die Regierung ist nicht "wir". Die Regierung 
"repräsentiert" nicht die Mehrheit des Volkes, aber selbst 
wenn sie es täte, selbst wenn 90 Prozent des Volkes 
beschließen würden, die anderen 10 Prozent zu ermorden 
oder zu versklaven, wäre dies immer noch Mord und 
Sklaverei und nicht freiwilliger Selbstmord oder Versklavung 
seitens der unterdrückten Minderheit. Verbrechen ist 
Verbrechen, Aggression gegen Rechte ist Aggression, 
unabhängig davon, wie viele Bürger mit der Unterdrückung 
einverstanden sind. Die Mehrheit ist nicht sakrosankt; auch 
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der Lynchmob ist die Mehrheit in seinem Bereich. 


Doch während die Mehrheit, wie beim Lynchmob, aktiv 
tyrannisch und aggressiv werden kann, ist der normale und 
dauerhafte Zustand des Staates die oligarchische Herrschaft: 
die Herrschaft einer Zwangselite 
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die es geschafft hat, die Kontrolle über den Staatsapparat zu 
erlangen. Dafür gibt es zwei wesentliche Gründe: zum einen 
die Ungleichheit und die Arbeitsteilung, die in der Natur des 
Menschen liegen und zu einem "eisernen Gesetz der 
Oligarchie" bei allen menschlichen Tätigkeiten führen, und 
zum anderen der parasitäre Charakter des Staatsbetriebs 
selbst. 


Wir haben gesagt, dass der Individualist kein 
Gleichmacher ist. Ein Grund dafür ist die Einsicht des 
Individualisten in die enorme Vielfalt und Individualität der 
Menschen, eine Vielfalt, die die Chance hat, sich mit dem 
Fortschritt der Zivilisation und des Lebensstandards zu 
entfalten und zu erweitern. Die Menschen unterscheiden sich 
in ihren Fähigkeiten und Interessen sowohl innerhalb eines 
Berufes als auch zwischen verschiedenen Berufen; daher 
wird in allen Berufen und Lebensbereichen, sei es in der 
Stahlproduktion oder bei der Organisation eines Bridge- 
Clubs, eine relative Handvoll der fähigsten und energischsten 
Menschen die Führung übernehmen, während die 
verbleibende Mehrheit sich zu Mitläufern formieren wird. 
Diese Wahrheit gilt für alle Aktivitäten, ob sie nun nützlich 
oder böswillig sind (wie bei kriminellen Organisationen). Die 
Entdeckung des Eisernen Gesetzes der Oligarchie geht auf 
den italienischen Soziologen Robert Michels zurück, der 
feststellte, dass die Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
trotz ihres rhetorischen Bekenntnisses zum Egalitarismus in 
ihrer tatsächlichen Funktionsweise streng oligarchisch und 
hierarchisch war. 


Ein zweiter grundlegender Grund für die oligarchische 
Herrschaft des Staates ist sein parasitärer Charakter, d. h. die 
Tatsache, dass er zwangsweise von der Pro- duktion der 
Bürgerinnen und Bürger lebt. Um erfolgreich zu sein, müssen 
die Früchte der parasitären Ausbeutung auf eine relative 
Minderheit beschränkt bleiben, da sonst eine sinnlose 
Ausplünderung aller durch alle zu keinem Gewinn führen 
würde. Nirgendwo wurde der zwanghafte und parasitäre 
Charakter des Staates deutlicher herausgearbeitet als von dem 
großen deutschen Soziologen des späten neunzehnten 
Jahrhunderts, Franz Oppenheimer. Oppenheimer wies darauf 
hin, dass es für den Menschen zwei und nur zwei sich 
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gegenseitig ausschließende Mittel gibt, um Reichtum zu 
erlangen. Das eine, die Methode der Produktion und des 
freiwilligen Austauschs, die Methode des freien Marktes, 
nannte Oppenheimer das "wirtschaftliche Mittel"; das andere, 
die Methode des Raubes durch Gewaltanwendung, nannte er 
das "politische Mittel". Das politische Mittel ist eindeutig 
parasitär, denn es setzt eine vorherige Produktion voraus, die 
die Ausbeuter beschlagnahmen können, und es zieht von der 
Gesamtproduktion der Gesellschaft ab, anstatt sie zu erhöhen. 
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Oppenheimer definierte dann den Staat als "Organisation der 
politischen Mittel" - die Systematisierung des 
Raubtierprozesses über ein bestimmtes Territorium.? 


Kurz gesagt, die private Kriminalität ist bestenfalls 
sporadisch und unsicher; das Schmarotzertum ist flüchtig, 
und die zwangsweise parasitäre Lebensader kann jederzeit 
durch den Widerstand der Opfer gekappt werden. Der Staat 
bietet einen legalen, geordneten, systematischen Kanal für 
den Zugriff auf das Eigentum der Produzenten; er macht die 
Lebenslinie der parasitären Kaste in der Gesellschaft sicher 
und relativ "friedlich". Der große libertäre Schriftsteller 
Albert Jay Nock schrieb anschaulich, dass "der Staat das 
Monopol des Verbrechens beansprucht und ausübt. Er 
verbietet den privaten Mord, organisiert aber selbst den 
Mord. 
der in einem kolossalen Ausmaß. Er bestraft den privaten 
Diebstahl, nimmt aber selbst skrupellos alles in die Hand, 
was er will, sei es das Eigentum des Bürgers oder das des 
Fremden. "3 


Auf den ersten Blick ist es natürlich erschreckend, wenn 
jemand Steuern als Raub und damit die Regierung als 
Räuberbande betrachtet. Aber jeder, der darauf beharrt, die 
Besteuerung in gewisser Weise als "freiwillige" Zahlung zu 
betrachten, kann sehen, was passiert, wenn er sich 
entscheidet, nicht zu zahlen. Der große Ökonom Joseph 
Schumpeter, selbst keineswegs ein Libertärer, schrieb, dass 
"der Staat von einem Einkommen lebt, das in der privaten 
Sphäre für private Zwecke erzeugt wurde und durch 
politische Gewalt von diesen Zwecken abgelenkt werden 
musste. Die Theorie, die Steuern in Analogie zu 
Vereinsbeiträgen oder zum Kauf der Dienste etwa eines 
Arztes auffasst, beweist nur, wie weit dieser Teil der 
Sozialwissenschaften von wissenschaftlichen 
Denkgewohnheiten entfernt ist. "* Der bedeutende Wiener 
"Rechtspositivist" Hans Kelsen versuchte in seiner 
Abhandlung "Allgemeine Theorie des Rechts und des Staates" 
eine politische Theorie und Rechtfertigung der 
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2Franz Oppenheimer, The State (New York: Vanguard Press, 1926), S. 
24-27 und passim. 


3Albert Jay Nock, On Doing the Right Thing, and Other Essays (New 
York: Harper and Bros., 1928), S. 145. 


4Joseph A. Schumpeter, Capitalism, Socialism, and Democracy (New York: 
Harper and Bros., 1942), S. 198 und 198n. 


70 


Der Staat 


Staat auf einer streng "wissenschaftlichen" und wertfreien 
Grundlage. Dabei stößt er schon zu Beginn des Buches auf 
den entscheidenden Knackpunkt, den Pons asinorum der 
politischen Philosophie: Was unterscheidet die Erlasse des 
Staates von den Befehlen einer Räuberbande? Kelsens 
Antwort lautete einfach, dass die Erlasse des Staates "gültig" 
sind, und er ging fröhlich weiter, ohne sich die Mühe zu 
machen, diesen Begriff der "Gültigkeit" zu definieren oder zu 
erklären. Es wäre in der Tat eine nützliche Übung für Nicht- 
Libertäre, über diese Frage nachzudenken: Wie kann man 
Steuern so definieren, dass sie sich von Raub unterscheiden? 


Für den großen individualistischen Anarchisten und 
Verfassungsrechtler des neunzehnten Jahrhunderts, Lysander 
Spooner, war es kein Problem, die Antwort zu finden. 
Spooners Analyse des Staates als Räuberbande ist vielleicht 
die verheerendste, die je geschrieben wurde: 


Es ist wahr, dass die Theorie unserer Verfassung lautet, 
dass alle Steuern freiwillig gezahlt werden; dass unsere 
Regierung eine Versicherungsgesellschaft auf 
Gegenseitigkeit ist, die von den Menschen freiwillig 
untereinander abgeschlossen wird... . 


Aber diese Theorie unserer Regierung ist völlig 
verschieden von der praktischen Tatsache. Tatsache ist, 
dass die Regierung, wie ein Wegelagerer, zu einem Mann 
sagt: "Dein Geld oder dein Leben." Und viele, wenn nicht 
sogar die meisten, Steuern werden unter dem Zwang dieser 
Drohung gezahlt. 


Die Regierung überfällt zwar nicht einen Mann an einem 
einsamen Ort, stürzt sich vom Straßenrand auf ihn und hält 
ihm eine Pistole an den Kopf, um seine Taschen zu 
durchwühlen. Aber der Raub ist deswegen nicht weniger 
ein Raub, und er ist viel heimtückischer und schändlicher. 


Der Straßenräuber nimmt die Verantwortung, die Gefahr 
und das Verbrechen seiner eigenen Tat allein auf sich. Er 
gibt nicht vor, dass er einen rechtmäßigen Anspruch auf Ihr 
Geld hat oder dass er beabsichtigt, es zu Ihrem eigenen 
Nutzen zu verwenden. Er tut nicht so, als wäre er etwas 
anderes als ein Räuber. Er hat nicht die Unverfrorenheit, zu 
behaupten, er sei nur ein "Beschützer" und nehme das Geld 
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der Menschen gegen ihren Willen, nur um jene vernarrten 
Reisenden zu "beschützen", die sich durchaus in der Lage 
fühlen, sich selbst zu schützen, oder die sein eigentümliches 
Schutzsystem nicht zu schätzen wissen. Er ist ein zu 
sensibler Mann, um so etwas zu tun. 
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Berufe wie diese. Und nachdem er Ihr Geld genommen hat, 
verlässt er Sie, wie Sie es wünschen. Er folgt Ihnen nicht 
gegen Ihren Willen auf der Straße und nimmt an, Ihr 
rechtmäßiger "Herrscher" zu sein, weil er Ihnen "Schutz" 
gewährt. Er "beschützt" dich nicht, indem er dir befiehlt, 
dich zu beugen und ihm zu dienen; indem er von dir dies 
verlangt und dir jenes verbietet; indem er dir mehr Geld 
raubt, so oft er es für sein Interesse oder Vergnügen hält; 
und indem er dich als Rebell, Verräter und Feind deines 
Landes brandmarkt und dich ohne Gnade niederschießt, 
wenn du seine Autorität anzweifelst oder dich seinen 
Forderungen widersetzt. Er ist zu sehr ein Gentleman, um 
sich solcher Betrügereien, Beleidigungen und Schurkereien 
schuldig zu machen. Kurzum, er versucht nicht, Sie nicht 
nur zu bestehlen, sondern Sie auch zu seinem Diener oder 
Sklaven zu machen. 


Wenn der Staat eine Gruppe von Plünderern ist, wer 
macht dann den Staat aus? Natürlich besteht die herrschende 
Elite zu jeder Zeit aus (a) dem hauptamtlichen Apparat - den 
Königen, Politikern und Bürokraten, die den Staat leiten und 
verwalten - und (b) den Gruppen, die sich Privilegien, 
Subventionen und Vergünstigungen vom Staat erschlichen 
haben. Der Rest der Gesellschaft bildet die Beherrschten. Es 
war wiederum John C. Calhoun, der mit kristallklarer 
Klarheit erkannte, dass, egal wie gering die Macht der 
Regierung ist, egal wie niedrig die Steuerlast oder wie 
gleichmäßig sie verteilt ist, die Natur der Regierung zwei 
ungleiche und von Natur aus widersprüchliche Klassen in der 
Gesellschaft schafft: diejenigen, die netto die Steuern zahlen 
(die "Steuerzahler"), und diejenigen, die netto von den 
Steuern leben (die "Steuerverbraucher"). Nehmen wir an, die 
Regierung erhebt eine niedrige und scheinbar gleichmäßig 
verteilte Steuer, um den Bau eines Staudamms zu finanzieren. 
Durch diesen Akt wird dem größten Teil der Öffentlichkeit 
Geld entzogen, um es an die Netto-"Steuerkonsumenten" 
auszuzahlen: die Bürokraten, die den Betrieb leiten, die 
Bauunternehmer und Arbeiter, die den Damm bauen, usw. 
Und je größer der Umfang der staatlichen 
Entscheidungsfindung ist, desto größer ist auch die 
steuerliche Belastung, so Calhoun weiter, die 
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5Lysander Spooner, Kein Verrat, Nr. VI, Die Verfassung ohne Autorität 
(1870; nachgedruckt in Larkspur, Colo.: Pine Tree Press, 1966), S. 17. 
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die Belastung und die künstliche Ungleichheit, die sie 
zwischen diesen beiden Klassen auferlegt: 


Die vergleichsweise wenigen Beamten und Angestellten 
des Staates bilden den Teil der Gemeinschaft, der die 
ausschließlichen Empfänger des Steueraufkommens ist. 
Was auch immer von der Gemeinschaft in Form von 
Steuern eingenommen wird, wenn es nicht verloren geht, 
geht an sie in Form von Ausgaben oder Auszahlungen. Die 
beiden - Auszahlung und Besteuerung - stellen die 
fiskalische Tätigkeit des Staates dar. Sie sind Korrelate. 
Was der eine unter dem Namen Steuern von der 
Gemeinschaft nimmt, wird unter dem Namen Ausgaben an 
den Teil der Gemeinschaft übertragen, der die Empfänger 
sind. Da aber die Empfänger nur einen Teil des 
Gemeinwesens ausmachen, folgt aus den beiden Teilen des 
fiskalischen Prozesses, dass seine Wirkung ungleich 
zwischen den Steuerzahlern und den Empfängern ihrer 
Erträge sein muss. Es kann auch nicht anders sein, es sei 
denn, dass das, was von jedem Einzelnen in Form von 
Steuern eingezogen wird, ihm in Form von Ausgaben 
zurückgegeben wird, was den Prozess unsinnig und absurd 
machen würde. .... 


Die ungleiche steuerliche Tätigkeit des Staates hat also 
notwendigerweise zur Folge, dass das Gemeinwesen in 
zwei große Klassen geteilt wird: die eine besteht aus 
denjenigen, die in Wirklichkeit die Steuern zahlen und 
natürlich ausschließlich die Last des Unterhalts des Staates 
tragen, und die andere aus denjenigen, die durch ihre 
Ausgaben die Einnahmen erhalten und in Wirklichkeit vom 
Staat unterstützt werden, oder, mit weniger Worten, in 
Steuerzahler und Steuerkonsumenten unterteilt werden. 


Dies hat jedoch zur Folge, dass sie in Bezug auf die 
steuerlichen Maßnahmen der Regierung - und die gesamte 
damit verbundene Politik - in ein antagonistisches 
Verhältnis gesetzt werden. Denn je höher die Steuern und 
Ausgaben sind, desto größer ist der Gewinn des einen und 
der Verlust des anderen und umgekehrt. Die Wirkung also, 
jeder Vermehrung ist es, den einen zu bereichern und zu 
stärken und den anderen zu verarmen und zu schwächen.® 
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Wenn Staaten überall von einer oligarchischen Gruppe 
von Räubern geführt wurden, wie konnten sie dann ihre 
Herrschaft über die Masse der Bevölkerung aufrechterhalten? 
Die Antwort ist, wie der Philosoph David Hume vor über zwei 
Jahrhunderten feststellte, dass jede Regierung, egal wie 
diktatorisch sie ist, auf lange Sicht auf die Unterstützung der 
Mehrheit ihrer Untertanen angewiesen ist. Das bedeutet 
natürlich nicht, dass diese Regierungen "freiwillig" sind, denn 
allein die Existenz von Steuern und anderen 
Zwangsbefugnissen zeigt, wie viel Zwang der Staat ausüben 
muss. Die Unterstützung der Mehrheit muss auch nicht 
eifrige und enthusiastische Zustimmung sein, sondern kann 
auch eine passive Duldung und Resignation sein. Die 
Verbindung in dem berühmten Satz "Tod und Steuern" 
impliziert eine passive und resignierte Akzeptanz der 
angenommenen Unvermeidbarkeit des Staates und seiner 
Besteuerung. 


Die Steuerkonsumenten, die Gruppen, die von den 
Operationen des Staates profitieren, werden natürlich eher 
eifrige als passive Anhänger des Staatsmechanismus sein. 
Aber sie sind nur eine Minderheit. Wie soll die Zustimmung 
und Duldung der Masse der Bevölkerung sichergestellt 
werden? Hier kommen wir zum zentralen Problem der 
politischen Philosophie - jenem Zweig der Philosophie, der 
sich mit der Politik, der Ausübung geregelter Gewalt, 
beschäftigt: dem Geheimnis des zivilen Gehorsams. Warum 
gehorchen die Menschen den Edikten und Plünderungen der 
herrschenden Eliten? Der konservative Schriftsteller James 
Burnham, das Gegenteil von libertär, hat das Problem sehr 
klar formuliert und zugegeben, dass es keine rationale 
Rechtfertigung für zivilen Gehorsam gibt: "Weder die Quelle 
noch die Rechtfertigung der Regierung kann in völlig 
rationalen Begriffen ausgedrückt werden ... warum sollte ich 
das erbliche oder demokratische oder irgendein anderes 
Prinzip der Legitimität akzeptieren? Warum sollte ein Prinzip 
die Herrschaft dieses Mannes über mich rechtfertigen?" Seine 
eigene Antwort ist kaum geeignet, viele andere zu 
überzeugen: "Ich akzeptiere das Prinzip, nun ja ... weil ich es 
tue, weil es so ist und so war. "7 Aber angenommen, man 
akzeptiert das Prinzip nicht, was wäre dann der "Weg"? Und 
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warum hat der Großteil der Menschen zugestimmt, ihn zu 
akzeptieren? 


7James Burnham, Congress and the American Tradition (Chicago: Henry 
Regnery, 1959), S. 6-8. 
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DER STAAT UND DIE 
INTELLEKTUELLEN 


Die Antwort ist, dass die Herrscher seit den Anfängen 
des Staates immer auf ein Bündnis mit der Klasse der 
Intellektuellen der Gesellschaft zurückgegriffen haben, um 
ihre Herrschaft zu sichern. Die Massen schaffen keine 
eigenen abstrakten Ideen und denken diese auch nicht 
selbständig durch; sie folgen passiv den Ideen, die von der 
Gruppe der Intellektuellen übernommen und verkündet 
werden, die zu wirksamen "Meinungsmachern" in der 
Gesellschaft werden. Und da der Staat gerade eine 
Meinungsbildung im Sinne der Herrschenden fast dringend 
benötigt, bildet dies eine feste Grundlage für das uralte 
Bündnis der Intellektuellen mit den herrschenden Klassen 
des Staates. Das Bündnis beruht auf einer Gegenleistung: 
Einerseits verbreiten die Intellektuellen unter den Massen 
die Vorstellung, der Staat und seine Herrscher seien weise, 
gut, manchmal göttlich und zumindest unvermeidlich und 
besser als alle denkbaren Alternativen. Als Gegenleistung 
für diese Ideologie integriert der Staat die Intellektuellen als 
Teil der Herrschaftselite und gewährt ihnen Macht, Status, 
Prestige und materielle Sicherheit. Darüber hinaus werden 
Intellektuelle benötigt, um die Bürokratie zu besetzen und 
die Wirtschaft und Gesellschaft zu "planen". 


Vor der Neuzeit war unter den intellektuellen 
Handlangern des Staates die Priesterkaste besonders mächtig 
und zementierte die mächtige und schreckliche Allianz von 
Kriegshäuptling und Medizinmann, von Thron und Altar. Der 
Staat "errichtete" die Kirche und verlieh ihr Macht, Ansehen 
und Reichtum, die er von seinen Untertanen abzog. Im 
Gegenzug salbte die Kirche den Staat mit göttlicher Sanktion 
und vermittelte diese Sanktion der Bevölkerung. In der 
Neuzeit, in der die theokratischen Argumente in der 
Öffentlichkeit viel von ihrem Glanz verloren haben, haben 
sich die Intellektuellen als wissenschaftlicher Kader von 
"Experten" aufgespielt und waren damit beschäftigt, die 
unglückliche Öffentlichkeit darüber zu informieren, dass 
politische Angelegenheiten, außen- und innenpolitisch, viel 
zu komplex sind, als dass der Durchschnittsbürger sich den 
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Kopf darüber zerbrechen könnte. Nur der Staat und sein 
Korps von intellektuellen Experten, Planern, 
Wissenschaftlern, Wirtschaftsexperten und "Managern der 
nationalen Sicherheit" können hoffen, diese Probleme zu 
bewältigen. Die Rolle der Massen, selbst in "Demokratien", 
besteht darin, die Entscheidungen ihrer sachkundigen 
Herrscher zu ratifizieren und ihnen zuzustimmen. 
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Historisch gesehen war die Verbindung von Kirche und 
Staat, von Thron und Altar, das wirksamste Mittel, um 
Gehorsam und Unterstützung bei den Untertanen zu 
erreichen. Burnham bestätigt die Macht von Mythen und 
Geheimnissen, wenn er schreibt, dass "in alten Zeiten, bevor 
die Illusionen der Wissenschaft die traditionelle Weisheit 
verdorben hatten, die Gründer der Städte als Götter oder 
Halbgötter bekannt waren"® Für das etablierte 
Priesterhandwerk war der Herrscher entweder von Gott 
gesalbt oder, im Falle der absoluten Herrschaft vieler 
orientalischer Despotien, sogar selbst Gott; daher wäre jede 
Infragestellung oder jeder Widerstand gegen seine Herrschaft 
Blasphemie. 


Die ideologischen Waffen, die der Staat und seine 
Intellektuellen im Laufe der Jahrhunderte eingesetzt haben, 
um ihre Untertanen dazu zu bringen, ihre Herrschaft zu 
akzeptieren, sind vielfältig und subtil. Eine hervorragende 
Waffe war die Macht der Tradition. Je länger die Herrschaft 
eines Staates andauert, desto mächtiger ist diese Waffe, denn 
dann hat die X-Dynastie oder der Y-Staat das scheinbare 
Gewicht einer jahrhundertelangen Tradition hinter sich. Die 
Verehrung der Vorfahren wird dann zu einem nicht allzu 
subtilen Mittel, um die Verehrung der angestammten 
Herrscher zu kultivieren. Die Kraft der Tradition wird 
natürlich durch die alte Gewohnheit gestärkt, die die 
Untertanen in der scheinbaren Angemessenheit und 
Legitimität der Herrschaft, unter der sie leben, bestätigt. So 
hat der politische Theoretiker Bertrand De Jouvenel 
geschrieben: 


Der wesentliche Grund für den Gehorsam ist, dass er zu 
einer Gewohnheit der Gattung geworden ist. Macht ist für 
uns eine Tatsache der Natur. Von 

seit den frühesten Tagen der aufgezeichneten Geschichte 
hat sie stets die Geschicke der Menschen gelenkt... die 
Behörden, die in 

frühere Zeiten verschwanden nicht, ohne ihren Nachfolgern 
ihre Privilegien zu hinterlassen, und auch nicht, ohne in den 
Köpfen der Menschen Prägungen zu hinterlassen, die in 
ihrer Wirkung kumulativ sind. Die Abfolge der 
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Regierungen, die im Laufe der Jahrhunderte dieselbe 
Gesellschaft regieren, kann als eine einzige Regierung 
betrachtet werden, die sich ständig weiterentwickelt.9 


8Burnham, Congress and the American Tradition, S. 3. 


9Bertrand De Jouvenel, On Power (New York: Viking Press 1949), S. 22. 
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Eine andere starke ideologische Kraft ist die, dass der 
Staat das Individuum abwertett und entweder die 
Vergangenheit oder die gegenwärtige Kol- lektivität der 
Gesellschaft verherrlicht. Jede isolierte Stimme, jeder, der 
neue Zweifel äußert, kann dann als profaner Vergewaltiger 
der Weisheiten seiner Vorfahren angegriffen werden. 
Außerdem muss jede neue Idee, geschweige denn eine neue 
kritische Idee, notwendigerweise als kleine 
Minderheitenmeinung beginnen. Um zu verhindern, dass eine 
potenziell gefährliche Idee die Akzeptanz der Mehrheit für 
seine Herrschaft bedroht, wird der Staat daher versuchen, die 
neue Idee im Keim zu ersticken, indem er jede Ansicht, die 
sich gegen die Massenmeinung stellt, lächerlich macht. Die 
Art und Weise, wie die staatlichen Herrscher in den alten 
chinesischen Despotien Religion als Methode zur Bindung 
des Einzelnen an die staatlich gelenkte Gesellschaft 
einsetzten, wurde von Norman Jacobs zusammengefasst: 


Die chinesische Religion ist eine soziale Religion, die 
versucht, die Probleme der sozialen Interessen zu lösen, 
nicht die individuellen Interessen. . . . Religion ist im 
Wesentlichen eine Kraft der unpersönlichen sozialen 
Anpassung und Kontrolle - und nicht ein Medium für die 
persönlichen Lösungen des Individuums - und soziale 
Anpassung und Kontrolle werden durch Erziehung und 
Verehrung der Oberhäupter bewirkt... .. Die Ehrfurcht vor 
den Vorgesetzten - die an Alter und damit an Bildung und 
Erfahrung überlegen sind - ist die ethische Grundlage der 
sozialen Anpassung und Kontrolle. In China ist die inter- 
Die Beziehung der politischen Autorität zur orthodoxen 
Religion setzte Heterodoxie mit politischem Irrtum gleich. 
Die orthodoxe Religion war besonders aktiv bei der 
Verfolgung und Vernichtung heterodoxer Sekten; dabei 
wurde sie von der weltlichen Macht unterstützt.10 


Die generelle Tendenz der Regierung, alle heterodoxen 
Ansichten aufzuspüren und zu vereiteln, wurde von dem 
libertären Schriftsteller H.L. Mencken in seinem typisch 
geistreichen und reizvollen Stil beschrieben: 


Alles, was [die Regierung] in einer originellen Idee schen 
kann, ist eine potenzielle Veränderung und damit ein 
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Eingriff in ihre Vorrechte. Die meisten 


10Norman Jacobs, The Origin of Modern Capitalism and Eastern Asia 
(Hong Kong: Hong Kong University Press, 1958), S. 161-63, 185. Das 
große Werk über alle Aspekte des orientalischen Despotismus ist Karl A. 
Wittfogel, Ori- ental Despotism: A Comparative Study of Total Power 
(New Haven, Conn.: Yale University Press, 1957). 
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Ein gefährlicher Mensch für jede Regierung ist derjenige, 
der in der Lage ist, die Dinge selbst zu denken, ohne 
Rücksicht auf den vorherrschenden Aberglauben und die 
Tabus. Fast zwangsläufig kommt er zu dem Schluss, dass 
die Regierung, unter der er lebt, unehrlich, wahnsinnig und 
unerträglich ist, und wenn er romantisch veranlagt ist, 
versucht er, sie zu ändern. Und selbst wenn er im Grunde 
nicht romantisch ist, ist er sehr geneigt, Unzufriedenheit 
unter denen zu verbreiten, die es sind.!! 


Besonders wichtig ist es für den Staat auch, seine 
Herrschaft als unvermeidlich erscheinen zu lassen: Selbst 
wenn seine Herrschaft missliebig ist, was häufig der Fall ist, 
wird man ihr mit der passiven Resignation begegnen, die in 
der bekannten Verbindung von "Tod und Steuern" zum 
Ausdruck kommt. Eine Methode besteht darin, ihm den 
historischen Determinismus zur Seite zu stellen: Wenn der X- 
Staat uns regiert, dann wurde dies von den unausweichlichen 
Gesetzen der Geschichte (oder dem göttlichen Willen oder 
dem Absoluten oder den materiellen Produktivkräften) 
unausweichlich für uns verfügt, und nichts, was irgendwelche 
mickrigen Individuen tun könnten, kann das Unausweichliche 
ändern. Es ist auch wichtig, dass der Staat seinen Untertanen 
eine Abneigung gegen das einimpft, was man heute 
"Verschwörungstheorie der Geschichte" nennt. Denn die 
Suche nach "Verschwörungen", so fehlgeleitet die Ergebnisse 
oft auch sind, bedeutet eine Suche nach Motiven und eine 
Zuschreibung individueller Verantwortung für die 
historischen Missetaten der herrschenden Eliten. Wenn aber 
die Tyrannei, die Käuflichkeit oder der grausame Krieg des 
Staates nicht von bestimmten staatlichen Machthabern, 
sondern von geheimnisvollen und geheimnisvollen "sozialen 
Kräften" oder vom unvollkommenen Zustand der Welt 
verursacht wurde - oder wenn in gewisser Weise alle 
schuldig sind ("Wir sind alle Mörder", lautet ein gängiger 
Slogan), dann hat es keinen Sinn, sich zu entrüsten oder 
gegen solche Untaten aufzustehen. Darüber hinaus wird die 
Diskreditierung von "Verschwörungstheorien" - oder 
überhaupt von allem, was nach "wirtschaftlichem 
Determinismus" riecht - dazu führen, dass die Untertanen 
eher den "Gemeinwohl"-Gründen Glauben schenken, die der 
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moderne Staat stets für seine aggressiven Handlungen 
vorbringt. 


IIH,L, Mencken, A Mencken Chrestomathy (New York: Alfred A. Knopf, 
1949), S. 145. 
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Die Herrschaft des Staates wird so als unvermeidlich 
dargestellt. Darüber hinaus wird jede Alternative zum 
bestehenden Staat in eine Aura der Angst gehüllt. Der Staat 
vernachlässigt sein eigenes Monopol auf Diebstahl und 
Ausbeutung und schürt bei seinen Untertanen das 
Schreckgespenst des Chaos, das angeblich entstehen würde, 
wenn der Staat verschwinden würde. Das Volk allein, so wird 
behauptet, könne unmöglich seinen eigenen Schutz vor 
sporadischen Verbrechern und Plünderern gewährleisten. 
Darüber hinaus ist es jedem Staat im Laufe der Jahrhunderte 
besonders gut gelungen, seinen Untertanen Angst vor 
anderen staatlichen Herrschern einzuflößen. Da die 
Landfläche des Globus heute auf einzelne Staaten aufgeteilt 
ist, besteht eine der grundlegenden Doktrinen und Taktiken 
der Herrscher eines jeden Staates darin, sich mit dem von ihm 
beherrschten Gebiet zu identifizieren. Da die meisten 
Menschen dazu neigen, ihr Heimatland zu lieben, ist die 
Identifikation dieses Landes und seiner Bevölkerung mit dem 
Staat ein Mittel, um den natürlichen Patriotismus zum Vorteil 
des Staates zu nutzen. Wenn also "Ruritanien" von 
"Walldavien" angegriffen wird, besteht die erste Aufgabe des 
ruritanischen Staates und seiner Geheimdienstler darin, die 
Bevölkerung Ruritaniens davon zu überzeugen, dass der 
Angriff wirklich sie und nicht nur ihre herrschende Klasse 
betrifft. Auf diese Weise wird ein Krieg zwischen Herrschern 
in einen Krieg zwischen Völkern umgewandelt, wobei jedes 
Volk zur Verteidigung seiner Herrscher eilt, in dem 
Irrglauben, die Herrscher seien damit beschäftigt, es zu 
verteidigen. Dieses Mittel des Nationalismus war in den 
letzten Jahrhunderten besonders erfolgreich; es ist noch nicht 
lange her, dass die Masse der Untertanen, zumindest in 
Westeuropa, Kriege als irrelevante Schlachten zwischen 
verschiedenen Adelsgruppen und ihren Gefolgsleuten 
betrachtete. 


Eine weitere bewährte Methode, um die Menschen dem 
eigenen Willen zu unterwerfen, ist die Auferlegung von 
Schuldgefühlen. Jede Steigerung des privaten Wohlstands 
kann als "skrupellose Gier", '"Materialismus" oder 
"übermäßiger Wohlstand" angegriffen werden; und ein für 
beide Seiten vorteilhafter Austausch auf dem Markt kann als 
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"egoistisch" angeprangert werden. Irgendwie wird immer die 
Schlussfolgerung gezogen, dass mehr Ressourcen aus dem 
privaten Sektor enteignet und in den parasitären 
"öffentlichen" oder staatlichen Sektor abgeschöpft werden 
sollten. Oftmals wird die Aufforderung an die Öffentlichkeit, 
mehr Ressourcen abzugeben, von der herrschenden Elite als 
strenge Aufforderung zu mehr "Opfern" für das nationale 
oder das Gemeinwohl formuliert. Doch während die 
Öffentlichkeit aufgefordert wird, Opfer zu bringen und ihre 
"materialistische Gier" einzuschränken, werden die 
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Opfer sind immer einseitig. Der Staat opfert nicht, er greift 
eifrig nach immer mehr materiellen Ressourcen der Bürger. 
In der Tat ist es eine nützliche Faustregel: Wenn Ihr 
Herrscher laut nach "Opfern" ruft, schauen Sie auf Ihr 
eigenes Leben und Ihr Portemonnaie! 


Diese Art der Argumentation spiegelt eine allgemeine 
doppelte Moral wider, die immer auf die Herrscher des 
Staates angewandt wird, nicht aber auf alle anderen. 
Niemand ist beispielsweise überrascht oder entsetzt, wenn 
er erfährt, dass Unternehmer nach höheren Gewinnen streben. 
Niemand ist entsetzt, wenn Arbeitnehmer niedrig bezahlte 
Arbeitsplätze für besser bezahlte verlassen. All dies wird als 
korrektes und normales Verhalten angesehen. Aber wenn 
jemand es wagt zu behaupten, dass Politiker und Bürokraten 
von dem Wunsch beseelt sind, ihr Einkommen zu 
maximieren, geht das Geschrei von 
"Verschwörungstheoretikern" oder 
"Wirtschaftsdeterministen" durch das Land. Die allgemeine 
Meinung - die natürlich vom Staat selbst sorgfältig gepflegt 
wird - ist, dass die Menschen in die Politik oder in die 
Regierung aus reiner Sorge um das Gemeinwohl und die 
öffentliche Wohlfahrt gehen. Was verleiht den Herren des 
Staatsapparates ihre überlegene moralische Patina? 
Vielleicht ist es das dumpfe und instinktive Wissen der 
Bevölkerung, dass der Staat systematischen Diebstahl und 
Raub betreibt, und sie mag das Gefühl haben, dass nur die 
Hingabe an den Altruismus seitens des Staates diese 
Handlungen erträglich macht. Würden Politiker und 
Bürokraten denselben monetären Zielen unterworfen wie 
alle anderen, würde der Staat den Schleier von Robin Hood 
abnehmen. Denn dann wäre klar, dass in der 
Oppenheimer'schen Formulierung der normale Bürger die 
friedlichen, pro- duktiven "ökonomischen Mittel" zum 
Reichtum verfolgt, während der Staatsapparat sich den 
zwanghaften und ausbeuterischen organisierten "politischen 
Mitteln" widmet. Dem Kaiser würde dann das Gewand der 
vermeintlich altruistischen Sorge um das Gemeinwohl 
ausgezogen werden. 


Die intellektuellen Argumente, die der Staat im Laufe der 
Geschichte benutzt hat, um die Zustimmung der 
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Öffentlichkeit zu erzwingen, lassen sich in zwei Teile 
gliedern: (1) dass die Herrschaft der bestehenden Regierung 
unvermeidlich, absolut notwendig und weitaus besser ist als 
die unbeschreiblichen Übel, die ihr Sturz mit sich bringen 
würde; und (2) dass die staatlichen Herrscher besonders 
große, weise und altruistische Menschen sind - weit größer, 
weiser und besser als ihre einfachen Untertanen. 
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In früheren Zeiten nahm das letztgenannte Argument die 
Form der Herrschaft durch "göttliches Recht" oder durch den 
"göttlichen Herrscher" selbst oder durch eine "Aristokratie" 
von Männern an. In der Neuzeit wird, wie wir bereits 
angedeutet haben, mit diesem Argument weniger die 
göttliche Billigung als vielmehr die Herrschaft einer weisen 
Zunft "wissenschaftlicher Experten" betont, die über 
besondere Kenntnisse der Staatskunst und der geheimen 
Fakten der Welt verfügen. Die zunehmende Verwendung 
eines wissenschaftlichen Jargons, vor allem in den 
Sozialwissenschaften, hat es den Intellektuellen ermöglicht, 
Apologeten der staatlichen Herrschaft zu erfinden, die der 
alten Priesterschaft an Obskurantismus in nichts nachstehen. 
Ein Dieb zum Beispiel, der sich anmaßt, seinen Diebstahl 
damit zu rechtfertigen, dass er seinen Opfern mit seinen 
Ausgaben hilft und so dem Einzelhandel den nötigen Auftrieb 
gibt, würde sofort niedergebrüllt werden. Aber wenn dieselbe 
Theorie in keynesianische mathematische Gleichungen und 
beeindruckende Verweise auf den "Multiplikatoreffekt" 
gekleidet ist, wirkt sie auf eine verblendete Öffentlichkeit viel 
überzeugender. 


In den letzten Jahren hat sich in den Vereinigten Staaten 
ein Berufsstand von "nationalen Sicherheitsmanagern" 
herausgebildet, von Bürokraten, die sich nie einem 
Wahlverfahren stellen müssen, die aber weiterhin, von 
Regierung zu Regierung, im Geheimen ihre angebliche 
besondere Sachkenntnis nutzen, um Kriege, Interventionen 
und militärische Abenteuer zu planen. Nur ihre 
ungeheuerlichen Fehler im Vietnamkrieg haben ihre 
Aktivitäten in irgendeiner Form Öffentlich in Frage gestellt; 
davor konnten sie hoch, weit und gut aussehend über die 
Öffentlichkeit reiten, die sie hauptsächlich als Kanonenfutter 
für ihre eigenen Zwecke betrachteten. 


Eine öffentliche Debatte zwischen dem 
"isolationistischen" Senator Robert A. Taft und einem der 
führenden Intellektuellen auf dem Gebiet der nationalen 
Sicherheit, McGeorge Bundy, war aufschlussreich, um 
sowohl die auf dem Spiel stehenden Fragen als auch die 
Haltung der intellektuellen Führungselite zu verdeutlichen. 
Bundy griff Taft Anfang 1951 an, weil er eine öffentliche 
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Debatte über die Führung des Koreakrieges eröffnet hatte. 
Bundy beharrte darauf, dass nur die führenden Politiker der 
Exekutive in der Lage seien, die diplomatische und 
militärische Gewalt in einem jahrzehntelangen, begrenzten 
Krieg gegen die kommunistischen Nationen zu handhaben. 
Es sei wichtig, so Bundy, dass die öffentliche Meinung und 
die öffentliche Debatte von der Verkündung jeglicher 
politischen Rolle in diesem Bereich ausgeschlossen werden. 
Denn, so warnte er, die Öffentlichkeit sei leider nicht den 
starren nationalen Zielen verpflichtet, die die politischen 
Verantwortlichen ausmachen; sie 
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lediglich auf die Ad-hoc-Realitäten der jeweiligen Situation 
reagierten. Bundy vertrat auch die Ansicht, dass es keine 
Schuldzuweisungen oder gar eine Überprüfung der 
Entscheidungen der politischen Entscheidungsträger geben 
dürfe, da es wichtig sei, dass die Öffentlichkeit ihre 
Entscheidungen ohne Zweifel akzeptiere. Taft hingegen 
prangerte die geheime Entscheidungsfindung der 
Militärberater und Spezialisten in der Exekutive an, die sich 
der öffentlichen Kontrolle entziehe. Außerdem beklagte er: 
"Wer es wagte, Kritik oder auch nur eine gründliche Debatte 
vorzuschlagen, wurde sofort als Isolationist und Saboteur der 
Einheit und der überparteilichen Außenpolitik 
gebrandmarkt".12 


Zu einer Zeit, als Präsident Eisenhower und 
Außenminister Dulles insgeheim einen Krieg in Indochina in 
Erwägung zogen, riet ein anderer prominenter nationaler 
Sicherheitsmanager, George F. Kennan, der Öffentlichkeit: 
"Es gibt Zeiten, in denen wir, nachdem wir eine Regierung 
gewählt haben, am besten beraten sind, sie regieren zu lassen 
und sie für uns sprechen zu lassen, wie sie es in den Räten der 
Nationen tun wird".13 


Wir sehen deutlich, warum der Staat die Intellektuellen 
braucht; aber warum brauchen die Intellektuellen den Staat? 
Ganz einfach: Die Existenz des Intellektuellen auf dem freien 
Markt ist im Allgemeinen nicht allzu sicher, denn der 
Intellektuelle ist wie jeder andere auf dem Markt von den 
Werten und Entscheidungen der Masse seiner Mitmenschen 
abhängig, und es ist charakteristisch für diese Masse, dass sie 
sich im Allgemeinen nicht für intellektuelle Belange 
interessiert. Der Staat hingegen ist bereit, den Intellektuellen 
einen warmen, sicheren und dauerhaften Platz in seinem 
Apparat, ein sicheres Einkommen und die ganze Palette des 
Prestiges anzubieten. 


Das eifrige Bündnis zwischen dem Staat und den 
Intellektuellen wurde symbolisiert durch das eifrige 
Bestreben der Professoren der Berliner Universität im 19. 


12Siehe Leonard P. Liggio, Why the Futile Crusade? (New York: Center 
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for Libertarian Studies, April 1978), S. 41-43. 


13George F. Kennan, Realities of American Foreign Policy (Princeton, 
N.J.: Princeton University Press, 1954), S. 95-96. 
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Leibwächter des Hauses Hohenzollern". Aus einer ganz 
anderen ideologischen Perspektive kann man die 
aufschlussreiche empörte Reaktion des bedeutenden 
marxistischen Gelehrten des alten Chinas, Joseph Needham, 
auf Karl Wittfogels ätzende Kritik am alten chinesischen 
Despotismus betrachten. Wittfogel hatte aufgezeigt, wie 
wichtig die konfuzianische Verherrlichung der gelehrten 
Beamten, die die herrschende Bürokratie des despotischen 
Chinas beherrschten, für die Aufrechterhaltung des Systems 
war. Needham empörte sich, dass die "Zivilisation, die 
Professor Wittfogel so bitter angreift, eine war, die Dichter 
und Gelehrte zu Beamten machen konnte".14 Was macht der 
Totalitarismus, solange die herrschende Klasse reichlich mit 
ausgewiesenen Intellektuellen besetzt ist! 


Die anbetende und kriecherische Haltung der 
Intellektuellen gegenüber ihren Herrschern hat sich im Laufe 
der Geschichte immer wieder gezeigt. Ein zeitgenössisches 
amerikanisches Gegenstück zur "intellektuellen Leibgarde 
des Hauses Hohenzollern" ist die Haltung so vieler liberaler 
Intellektueller gegenüber dem Amt und der Person des 
Präsidenten. So ist für den Politikwissenschaftler Professor 
Richard Neustadt der Präsident das "einzige kronenartige 
Symbol der Union". Und der Politikmanager Townsend 
Hoopes schrieb im Winter 1960, dass "in unserem System 
das Volk nur auf den Präsidenten schauen kann, um die Natur 
unseres außenpolitischen Problems und die nationalen 
Programme und Opfer zu definieren, die erforderlich sind, 
um ihm mit Wirksamkeit zu begegnen".!5 Nach Generationen 
solcher Rhetorik ist es kein Wunder, dass Richard Nixon am 
Vorabend seiner Wahl zum Präsidenten seine Rolle so 
beschrieb: "Er 


l4Joseph Needham, "Review of Karl A. Wittfogel, Oriental Despotism," 
Science and Society (1958): 65. Für eine Haltung, die im Gegensatz zu 
Needhams steht, siehe John Lukacs, "Intellectual Class or Intellectual 
Profession?", in George B. deHuszar, Hrsg., The Intellectuals (Glencoe, 
Ill.: The Free Press, 1960): 522. 
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15Richard Neustadt, "Presidency at Mid-Century", Law and 
Contempo- rary Problems (Herbst 1956), S. 609-45; Townsend Hoopes, 
"The Per- sistence of Illusion: The Soviet Economic Drive and 
American National Interest", Yale Review (März 1960): 336. 


96 


Für eine neue Freiheit 


[Der Präsident] muss die Werte der Nation artikulieren, ihre 
Ziele definieren und ihren Willen durchsetzen". Nixons 
Vorstellung von seiner Rolle ähnelt in erschreckender Weise 
Ernst Hubers Formulierung des Grundgesetzes des 
Großdeutschen Reiches im Deutschland der 1930er Jahre. 
Huber schrieb, dass das Staatsoberhaupt "die großen Ziele 
aufstellt, die erreicht werden sollen, und die Pläne für die 
Verwendung aller nationalen Kräfte zur Erreichung der 
gemeinsamen Ziele entwirft ... er gibt dem nationalen Leben 
seinen wahren Zweck und Wert".16 


Die Haltung und Motivation der heutigen intellektuellen 
Leibwächter des Staates im Bereich der nationalen Sicherheit 
wurde von Marcus Raskin, der während der Kennedy- 
Regierung Mitarbeiter des Nationalen Sicherheitsrates war, in 
ätzender Weise beschrieben. Raskin bezeichnet sie als 
"Megadeath-Intellektuelle" und schreibt, dass: 


Ihre wichtigste Funktion besteht darin, die Existenz ihrer 
Arbeitgeber zu rechtfertigen und zu verlängern. Zur 
Rechtfertigung der Kon- 

Um die Produktion dieser [thermonuklearen] Bomben und 
Raketen in großem Maßstab fortzusetzen, brauchten die 
Verantwortlichen in Militär und Industrie eine Art Theorie, 
um ihren Einsatz zu rationalisieren. Diese wurde 
Besonders dringlich war diese Frage in den späten 1950er 
Jahren, als sich wirtschaftlich denkende Mitglieder der 
Eisenhower-Administration zu fragen begannen, warum so 
viel Geld, Gedanken und Ressourcen für Waffen 
ausgegeben wurden, wenn deren Einsatz nicht zu 
rechtfertigen war. Und so begann eine Reihe von 
Rationalisierungen durch die "Verteidigungsintellektuellen" 
innerhalb und außerhalb der Universitäten. Mil- 

Das Beschaffungswesen wird weiterhin florieren, und sie 
werden auch weiterhin zeigen, warum das so ist. In dieser 
Hinsicht unterscheiden sie sich nicht von der großen 
Mehrheit der modernen Fachleute, die die Annahmen der 
Organisationen, die sie beschäftigen, wegen der Belohnung 
in Form von Geld, Macht und Prestige akzeptieren. Sie 
wissen genug, um ihre Annahmen nicht zu hinterfragen. 

die Existenzberechtigung der Arbeitgeber.17 
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16Zitiert ijn Thomas Reeves und Karl Hess, The End of the Draft (New 
York: Vintage Books, 1970), S. 64-65. 


17Marcus Raskin, "The Megadeath Intellectuals", The New York Review of 
Books (14. November 1963): 6-7. Siehe auch Martin Nicolaus, "The 
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Das soll nicht heißen, dass alle Intellektuellen überall 
"Hofintellektuelle" waren, Diener und Juniorpartner der 
Macht. Aber dies war der vorherrschende Zustand in der 
Geschichte der Zivilisationen - im Allgemeinen in Form eines 
Priesterstandes - ebenso wie der vorherrschende Zustand in 
diesen Zivilisationen die eine oder andere Form von 
Despotismus war. Es gab jedoch glorreiche Ausnahmen, 
insbesondere in der Geschichte der westlichen Zivilisation, 
wo Intellektuelle oft scharfe Kritiker und Gegner der 
Staatsmacht waren und ihre intellektuellen Gaben nutzten, 
um theoretische Systeme zu entwickeln, die im Kampf um 
die Befreiung von dieser Macht eingesetzt werden konnten. 
Diese Intellektuellen konnten jedoch immer nur dann zu einer 
bedeutenden Kraft werden, wenn sie von einer unabhängigen 
Machtbasis - einer unabhängigen Eigentumsbasis - aus 
operieren konnten, die vom Staatsapparat getrennt war. Denn 
überall dort, wo der Staat das gesamte Eigentum, den 
Reichtum und die Beschäftigung kontrolliert, ist jeder 
wirtschaftlich von ihm abhängig, und es wird schwierig, 
wenn nicht gar unmöglich, dass eine solche unabhängige 
Kritik entstehen kann. Nur im Westen mit seinen 
dezentralisierten Machtzentren, seinen unabhängigen Quellen 
von Eigentum und Beschäftigung und damit von Grundlagen, 
von denen aus der Staat kritisiert werden kann, konnte sich 
eine Gruppe von intellektuellen Kritikern entwickeln. Im 
Mittelalter konnten die römisch-katholische Kirche, die 
zumindest vom Staat getrennt, wenn nicht sogar unabhängig 
war, und die neuen freien Städte als Zentren der 
intellektuellen und auch inhaltlichen Opposition dienen. In 
späteren Jahrhunderten konnten Lehrer, Geistliche und 
Pamphletisten in einer relativ freien Gesellschaft ihre 
Unabhängigkeit vom Staat nutzen, um sich für eine weitere 
Ausdehnung der Freiheit einzusetzen. Im Gegensatz dazu sah 
einer der ersten libertären Philosophen, Laotse, der inmitten 
des alten chinesischen Despotismus lebte, keine andere 
Möglichkeit, Freiheit in dieser totalitären Gesellschaft zu 
erreichen, als zum Quietismus zu raten, bis hin zum völligen 
Ausstieg des Einzelnen aus dem gesellschaftlichen Leben. 


Mit dezentralisierter Macht, mit einer vom Staat 
getrennten Kirche, mit blühenden Städten, die sich entwickeln 
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Professor, der Polizist und der Bauer", Viet-Report (Juni-Juli 1966): 15-19. 
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Außerhalb der feudalen Machtstruktur und mit Freiheit in der 
Gesellschaft konnte sich die Wirtschaft in Westeuropa in 
einer Weise entwickeln, die alle vorherigen Zivilisationen 
übertraf. Außerdem wies die germanische - und insbesondere 
die keltische - Stammesstruktur, die auf das zerfallende 
Römische Reich folgte, starke freiheitliche Elemente auf. 
Anstelle eines mächtigen Staatsapparats, der das 
Gewaltmonopol ausübte, wurden Streitigkeiten von 
Stammesangehörigen gelöst, die sich mit den 
Stammesältesten über das Wesen und die Anwendung des 
Gewohnheits- und Gemeinschaftsrechts des Stammes 
berieten. Der "Häuptling" war im Allgemeinen nur ein 
Kriegsführer, der nur dann in seine Kriegerrolle gerufen 
wurde, wenn ein Krieg mit anderen Stämmen im Gange war. 
In den Stämmen gab es keine ständige Kriegs- oder 
Militärbürokratie. In Westeuropa, wie auch in vielen anderen 
Zivilisationen, war das typische Modell für die Entstehung 
des Staates nicht ein freiwilliger "Gesellschaftsvertrag", 
sondern die Eroberung eines Stammes durch einen anderen. 
Die ursprüngliche Freiheit des Stammes oder der 
Bauernschaft fällt somit den Eroberern zum Opfer. Zunächst 
tötete und plünderte der Erobererstamm die Opfer und zog 
weiter. Doch irgendwann beschlossen die Eroberer, dass es 
vorteilhafter sei, sich unter den eroberten Bauern 
niederzulassen und sie dauerhaft und systematisch zu 
beherrschen und auszuplündern. Der peri- odische Tribut, der 
von den eroberten Untertanen verlangt wurde, wurde 
schließlich "Besteuerung" genannt. Ebenso häufig teilten die 
erobernden Häuptlinge das Land der Bauernschaft an die 
verschiedenen Kriegsherren auf, die sich dann niederlassen 
und feudale "Pacht" von der Bauernschaft erheben konnten. 
Die Bauern wurden oft versklavt oder vielmehr an das Land 
selbst gekettet, um den Feudalherren eine ständige Quelle 
ausgebeuteter Arbeitskraft zu bieten.18 


18 Zur typischen Entstehung des Staates siehe Oppenheimer, The State, Kap. 
II. Während Wissenschaftler wie Lowie und Wittfogel (Oriental 
Despotism, S. 324-25) die Gumplowicz-Oppenheimer-Rüstow-These 
bestreiten, dass der Staat immer durch Eroberung entstanden ist, 
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räumen sie ein, dass Eroberungen oft in die angebliche innere 
Entwicklung von Staaten eingingen. Darüber hinaus gibt es Beweise 
dafür, dass in der ersten großen Zivilisation, Sumer, eine wohlhabende, 
freie und staatenlose Gesellschaft existierte, bis die militärische 
Verteidigung gegen Eroberungen die Entwicklung einer permanenten 
Militär- und Staatsbürokratie veranlasste. Vgl. Samual Noah Kramer, 
The Sumerians (Chicago: University of Chicago Press, 1963), S. 73ff. 
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Es gibt einige herausragende Beispiele für die Entstehung 
eines modernen Staates durch Eroberung. Eines davon war 
die militärische Eroberung der indianischen Bauernschaft in 
Lateinamerika durch die Spanier. Die erobernden Spanier 
errichteten nicht nur einen neuen Staat über die Indianer, 
sondern das Land der Bauernschaft wurde unter den 
erobernden Kriegsherren aufgeteilt, die fortan Pacht von den 
Landbewohnern eintreiben sollten. Ein weiteres Beispiel war 
die neue politische Form, die den Sachsen in England nach 
ihrer Eroberung durch die Normannen im Jahr 1066 
aufgezwungen wurde. Der Grund und Boden Englands wurde 
unter den normannischen Kriegsherren aufgeteilt, die damit 
einen staatlichen und feudalistischen Herrschaftsapparat über 
die unterworfene Bevölkerung bildeten. Für den Libertären 
ist das interessanteste und sicherlich ergreifendste Beispiel 
für die Schaffung eines Staates durch Eroberung die 
Zerstörung der libertären Gesellschaft des alten Irland durch 
England im 17. Jahrhundert, eine Eroberung, die einen 
imperialen Staat errichtete und zahlreiche Iren aus ihrem 
geliebten Land vertrieb. Die freiheitliche Gesellschaft Irlands, 
die tausend Jahre überdauerte und auf die weiter unten 
eingegangen wird, konnte der englischen Eroberung 
Hunderte von Jahren lang widerstehen, weil es keinen Staat 
gab, der leicht erobert und dann von den Eroberern zur 
Herrschaft über die einheimische Bevölkerung benutzt 
werden konnte. 


Doch während Intellektuelle im Laufe der westlichen 
Geschichte immer wieder Theorien formulierten, um die 
staatliche Macht zu kontrollieren und zu begrenzen, war jeder 
Staat in der Lage, seine eigenen Intellektuellen zu nutzen, um 
diese Ideen in weitere Legitimationen für seinen eigenen 
Machtzuwachs umzuwandeln. So war in Westeuropa das 
Konzept des "göttlichen Rechts der Könige" ursprünglich 
eine von der Kirche vertretene Doktrin zur Begrenzung der 
staatlichen Macht. Die Idee war, dass der König nicht einfach 
seinen willkürlichen Willen durchsetzen konnte. Seine 
Erlasse durften nur im Einklang mit dem göttlichen Gesetz 
stehen. Mit dem Fortschreiten der absoluten Monarchie 
gelang es den Königen jedoch, das Konzept dahingehend 
umzukehren, dass Gott alle Handlungen des Königs 
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absegnete; dass er mit "göttlichem Recht" regierte. 


Auch das Konzept der parlamentarischen Demokratie 
entstand als Kontrolle des Volkes über die absolute 
Herrschaft des Monarchen. Der König wurde durch die 
Befugnis des Parlaments, ihm Steuereinnahmen zu gewähren, 
eingeschränkt. Als das Parlament jedoch den König als 
Staatsoberhaupt ablöste, wurde das Parlament selbst zum 
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unkontrollierter staatlicher Souverän. Zu Beginn des 19. 
Jahrhunderts sollten die englischen Utilitaristen, die im 
Namen des gesellschaftlichen Nutzens und der allgemeinen 
Wohlfahrt für mehr individuelle Freiheiten eintraten, diese 
Konzepte in Sanktionen für die Ausweitung der Macht des 
Staates umwandeln. 

Wie De Jouvenel schreibt: 

Viele Autoren von Theorien der Souveränität haben die 

eine oder andere dieser einschränkenden Möglichkeiten 

ausgearbeitet. Aber letztendlich hat jede dieser Theorien 

früher oder später ihren ursprünglichen Zweck verloren und 

diente lediglich als Sprungbrett für die Macht, indem sie ihr 

die mächtige Hilfe einer unsichtbaren Herrschaft bot, mit 

der sie sich mit der Zeit erfolgreich identifizieren konnte.19 


Der ehrgeizigste Versuch in der Geschichte, dem Staat 
Grenzen zu setzen, war zweifellos die Bill of Rights und 
andere restriktive Teile der Verfassung der Vereinigten 
Staaten. Hier wurden schriftlich festgelegte Grenzen für die 
Regierung zum grundlegenden Gesetz, das von einer 
angeblich von den anderen Regierungszweigen unabhängigen 
Justiz ausgelegt werden sollte. Alle Amerikaner sind mit dem 
Prozess vertraut, durch den John C. Calhouns prophetische 
Analyse vindiziert wurde; die staatsinterne Monopoljustiz hat 
in den letzten anderthalb Jahrhunderten die staatliche Macht 
unaufhaltsam ausgeweitet. Aber nur wenige haben so 
scharfsinnig wie der liberale Professor Charles Black, der den 
Prozess begrüßt, erkannt, dass der Staat in der Lage war, die 
gerichtliche Überprüfung selbst von einem Mittel zur 
Begrenzung in ein mächtiges Instrument zu verwandeln, um 
in der Öffentlichkeit Legitimität für seine Handlungen zu 
erlangen. Wenn ein Gerichtsurteil "verfassungswidrig" eine 
mächtige Kontrolle der Regierungsgewalt darstellt, so ist ein 
Urteil "verfassungsgemäß" eine ebenso mächtige Waffe, um 
die öffentliche Akzeptanz für immer größere 
Regierungsgewalt zu fördern. 


Professor Black beginnt seine Analyse mit dem Hinweis 
auf die entscheidende Notwendigkeit der "Legitimität" einer 
jeden Regierung, um Bestand zu haben, d. h. der 


grundsätzlichen mehrheitlichen Akzeptanz der Regierung und 
10 
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ihres Handelns. Die Akzeptanz der Legitimität wird jedoch 
zu einer 


19De Jouvenel, Über die Macht, S. 27. 
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Das ist ein echtes Problem in einem Land wie den 
Vereinigten Staaten, wo "substanzielle Beschränkungen in 
die Theorie eingebaut sind, auf der die Regierung beruht". 
Was gebraucht wird, so Black, ist eine Methode, mit der die 
Regierung der Öffentlichkeit versichern kann, dass ihre 
erweiterten Befugnisse tatsächlich "verfassungsgemäß" sind. 
Und dies sei die wichtigste historische Funktion der 
gerichtlichen Überprüfung gewesen, so Black. Black möchte 
das Problem veranschaulichen: 


Das größte Risiko [für die Regierung] ist die 
Unzufriedenheit und das Gefühl der Empörung, das sich in 
der gesamten Bevölkerung ausbreitet, und der Verlust der 
moralischen Autorität der Regierung als solcher, wie lange 
sie auch immer durch Gewalt oder Trägheit oder das Fehlen 
einer ansprechenden und sofort verfügbaren Alternative 
aufrechterhalten werden mag. Fast jeder, der unter einer 
Regierung mit begrenzten Befugnissen lebt, muss sich 
früher oder später einer Regierungsmaßnahme unterwerfen, 
die er aufgrund seiner privaten Meinung als außerhalb der 
Macht der Regierung stehend oder als der Regierung 
ausdrücklich verboten betrachtet. Ein Mann wird 
eingezogen, obwohl er in der Verfassung nichts über die 
Einberufung findet. Einem Landwirt wird vorgeschrieben, 
wie viel Weizen er anbauen darf; 

Er glaubt, und er stellt fest, dass einige angesehene Anwälte 
mit ihm einer Meinung sind, dass die Regierung ebenso 
wenig das Recht hat, ihm vorzuschreiben, wie viel Weizen 
er anbauen darf, wie sie seiner Tochter vorzuschreiben hat, 
wen sie heiraten darf. Ein Mann kommt ins 
Bundesgefängnis, weil er sagt, was er will, und er geht in 
seiner Zelle auf und ab und rezitiert. "Der Kongress darf 
keine Gesetze erlassen, die das Recht auf freie 
Meinungsäußerung abkürzen. 

Redefreiheit". Einem Geschäftsmann wird gesagt, was er darf 
um Buttermilch bitten und bitten müssen. 


Die Gefahr ist real genug, dass jeder dieser Menschen (und 
wer gehört nicht zu ihnen?) das Konzept der staatlichen 
Begrenzung mit der Realität (wie er sie sieht) der 
eklatanten Überschreitung der tatsächlichen Grenzen 
konfrontiert und die naheliegende Schlussfolgerung 
hinsichtlich des Status seiner Regierung in Bezug auf die 
Legitimität zieht.20 
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Diese Gefahr wird, so Black weiter, dadurch gebannt, 
dass der Staat die Doktrin vertritt, dass eine Behörde die 
endgültige Entscheidung über die Verfassungsmäßigkeit 
treffen muss, und dass diese Behörde 


20Charles |, Black, Jr., The People and the Court (New York: Macmillan, 
1960), S. 42-43. 
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Teil der föderalen Regierung selbst sein muss. Denn auch 
wenn die scheinbare Unabhängigkeit der Bundesjustiz 
entscheidend dazu beigetragen hat, dass ihre Handlungen für 
den Großteil der Bevölkerung quasi als heilige Schrift gelten, 
so ist es doch auch wahr, dass die Justiz ein Teil des 
Regierungsapparates ist und von der Exekutive und 
Legislative ernannt wird. Professor Black räumt ein, dass sich 
die Regierung damit selbst zum Richter in eigener Sache 
gemacht und damit gegen ein grundlegendes juristisches 
Prinzip verstoßen hat, um überhaupt zu einer gerechten 
Entscheidung zu gelangen. Doch Black nimmt diesen 
fundamentalen Verstoß bemerkenswert gelassen hin: "Die 
letzte Macht des Staates ... muss dort aufhören, wo das 
Gesetz sie aufhält. Und wer soll die Grenze setzen, und wer 
soll das Aufhören gegen die mächtigste Macht durchsetzen? 
Natürlich der Staat selbst, durch seine Richter und seine 
Gesetze. Wer kontrolliert die Gemäßigten? Wer lehrt die 
Weisen? "?! Und so räumt Black ein, dass wir, wenn wir 
einen Staat haben, alle unsere Waffen und Zwangsmittel an 
den Staatsapparat übergeben, wir alle unsere Befugnisse zur 
ultimativen Entscheidungsfindung an diese vergötterte 
Gruppe abgeben, und dann müssen wir uns wohl oder übel 
zurücklehnen und den nicht enden wollenden Strom der 
Gerechtigkeit abwarten, der von diesen Institutionen ausgeht 
- auch wenn sie im Grunde genommen über ihren eigenen 
Fall urteilen. Black sieht keine denkbare Alternative zu 
diesem Zwangsmonopol des Staates auf richterliche 
Entscheidungen, aber genau hier stellt unsere neue Bewegung 
diese konventionelle Sichtweise in Frage und behauptet, dass 
es eine gangbare Alternative gibt: den Libertarismus. 


Da er keine solche Alternative sieht, greift Professor 
Black in seiner Verteidigung des Staates auf den Mystizismus 
zurück, denn schließlich hält er das Erreichen von 
Gerechtigkeit und Legitimität durch das ständige Richten des 
Staates über seine eigene Sache für "so etwas wie ein 
Wunder". Auf diese Weise greift der liberale Black ebenso 
wie der konservative Burnham auf das Wunderbare zurück 
und gibt damit zu, dass es kein zufriedenstellendes rationales 
Argument zur Unterstützung des Staates gibt.?? 
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21 Ebd,, S. 32-33. 


22 Im Gegensatz zur Selbstgefälligkeit von Black stand die scharfe 
Kritik an der Verfassung und den Befugnissen des Obersten 
Gerichtshofs durch die politischen 
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Indem er seine realistische Sicht des Obersten 
Gerichtshofs auf den berühmten Konflikt zwischen dem 
Gerichtshof und dem New Deal in den 1930er Jahren 
anwendet, wirft Professor Black seinen liberalen Kollegen 
vor, sie seien zu kurzsichtig, wenn sie die Obstruktionspolitik 
der Justiz anprangern: 


Die Standardversion der Geschichte des New Deal und des 
Gerichtshofs ist zwar in gewisser Weise zutreffend, 
verlagert aber den Schwerpunkt. ..... Sie konzentriert sich 
auf die Schwierigkeiten; sie vergisst fast, wie die ganze 
Sache ausgegangen ist. Das Ergebnis der Sache war (und 
das möchte ich betonen), dass der Oberste Gerichtshof nach 
vierundzwanzigmonatigem Zögern ... dem New Deal und 
dem gesamten neuen Regierungskonzept in Amerika den Stempel 
der Legitimität aufdrückte, ohne dass sich auch nur ein 
einziges Mal das Gesetz seiner Zusammensetzung oder gar 
seine tatsächliche Besetzung geändert hätte. [Kursivschrift 
des Autors]?? 


Auf diese Weise konnte der Oberste Gerichtshof die 
große Zahl der Amerikaner beruhigen, die starke 
verfassungsrechtliche Einwände gegen die erweiterten 
Befugnisse des New Deal hatten: 


Natürlich waren nicht alle zufrieden. Der Bonnie Prince 
Charlie des verfassungsmäßig befohlenen Laissez-faire 
rührt noch immer die Herzen einiger Eiferer in den 
Highlands der cholerischen Unwirklichkeit. Aber es gibt 
keine nennenswerten oder gefährlichen öffentlichen 
Zweifel mehr an der verfassungsmäßigen Befugnis des 
Kongresses, die Volkswirtschaft so zu behandeln, wie er es 
tut. 

ein anderes Mittel als der Oberste Gerichtshof, um dem 
New Deal Legitimität zu verleihen.24 


Sogar in den Vereinigten Staaten, die als einzige 
Regierung eine Verfassung haben, die zumindest in Teilen 
strenge und feierliche Grenzen für ihre Handlungen vorgibt, 


Wissenschaftler J. Allen Smith. Smith schrieb, dass "der gesunde 
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Menschenverstand eindeutig verlangte, dass kein Organ der Regierung 
in der Lage sein sollte, seine eigenen Befugnisse zu bestimmen". ]. 
Allen Smith, The Growth and Decadence of Constitu- tional Government 
(New York: Henry Holt, 1930), S. 87. Es liegt auf der Hand, dass der gesunde 
Menschenverstand und "Wunder" sehr unterschiedliche Ansichten über 
die Regierung diktieren. 


23 Ebd,, S. 64. 


24 Ebd... 65. 
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Auch hier hat sich die Verfassung eher als Instrument zur 
Ratifizierung der Ausweitung staatlicher Befugnisse erwiesen 
als das Gegenteil. Wie Calhoun erkannte, werden alle 
schriftlichen Beschränkungen, die es der Regierung 
überlassen, ihre eigenen Befugnisse zu interpretieren, 
zwangsläufig als Sanktionen für die Ausweitung und nicht für 
die Bindung dieser Befugnisse ausgelegt werden. Die Idee, 
die Macht mit den Fesseln einer geschriebenen Verfassung zu 
binden, hat sich im Grunde genommen als ein nobles 
Experiment erwiesen, das gescheitert ist. Die Idee eines 
streng begrenzten Staates hat sich als utopisch erwiesen; es 
müssen andere, radikalere Mittel gefunden werden, um das 
Wachstum des aggressiven Staates zu verhindern. Das 
libertäre System würde diesem Problem begegnen, indem es 
die gesamte Idee der Schaffung einer Regierung - einer 
Institution mit einem Zwangsmonopol für ein bestimmtes 
Territorium - über Bord wirft und dann hofft, Wege zu 
finden, diese Regierung an der Expansion zu hindern. Die 
libertäre Alternative besteht darin, von vornherein auf eine 
solche Monopolregierung zu verzichten. 


Wir werden uns in späteren Kapiteln mit dem gesamten 
Konzept einer staatslosen Gesellschaft, einer Gesellschaft 
ohne formale Regierung, befassen. Eine lehrreiche Übung ist 
jedoch der Versuch, die gewohnten Sichtweisen aufzugeben 
und das Argument für den Staat neu zu betrachten. Versuchen 
wir, die Tatsache zu überwinden, dass der Staat seit 
Menschengedenken die polizeilichen und gerichtlichen 
Dienste in der Gesellschaft monopolisiert hat. Stellen wir uns 
vor, wir würden alle bei Null anfangen und Millionen von 
uns wären voll ausgewachsen und entwickelt von einem 
anderen Planeten auf die Erde gebracht worden. Es beginnt 
eine Debatte darüber, wie der Schutz (Polizei und Justiz) 
gewährleistet werden soll. Jemand sagt: "Lasst uns alle 
unsere Waffen an Joe Jones dort drüben und seine 
Verwandten geben. Und lassen wir Jones und seine Familie 
alle Streitigkeiten unter uns entscheiden. Auf diese Weise 
können die Joneses uns alle vor jeder Aggression oder jedem 
Betrug schützen, den jemand anderes begehen könnte. Wenn 
alle Macht und die Fähigkeit, endgültige Entscheidungen 
über Streitigkeiten zu treffen, in den Händen von Jones 
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liegen, werden wir alle voreinander geschützt sein. Und dann 
erlauben wir den Jones’, ihr Einkommen aus diesem großen 
Dienst zu beziehen, indem sie ihre Waffen einsetzen und 
durch Zwang so viele Einnahmen fordern, wie sie wollen." 
Sicherlich würde in einer solchen Situation niemand diesen 
Vorschlag auch nur mit Spott betrachten. Denn es wäre völlig 
klar, dass es in diesem Fall keine Möglichkeit gäbe für 
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Niemand von uns kann sich vor den Aggressionen oder den 
Plünderungen der Jones’ selbst schützen. Niemand wäre dann 
so töricht, auf die seit langem gestellte und äußerst 
scharfsinnige Frage zu antworten: "Wer soll die Wächter 
bewachen?", mit Professor Blacks fröhlicher Antwort zu 
beantworten: "Wer kontrolliert die Gemäßigten?" Nur weil 
wir uns über Jahrtausende an die Existenz des Staates 
gewöhnt haben, geben wir heute genau diese Art von 
absurder Antwort auf das Problem des sozialen Schutzes und 
der Verteidigung. 


Und natürlich hat der Staat nie wirklich mit dieser Art 
von "Gesellschaftsvertrag" begonnen. Wie Oppenheimer 
hervorhob, begann der Staat im Allgemeinen mit Gewalt und 
Eroberung; selbst wenn der Staat manchmal durch interne 
Prozesse entstand, so geschah dies sicherlich nie durch 
allgemeinen Konsens oder einen Vertrag. 


Das libertäre Glaubensbekenntnis lässt sich nun wie folgt 

zusammenfassen: (1) das absolute Recht eines jeden 
Menschen auf das Eigentum an seinem eigenen Körper; 
(2) das ebenso absolute Recht, die materiellen Ressourcen, 
die er gefunden und umgewandelt hat, zu besitzen und somit 
zu kontrollieren; und (3) daher das absolute Recht, das 
Eigentum an diesen Titeln auszutauschen oder zu 
verschenken an jeden, der bereit ist, sie auszutauschen oder 
zu empfangen. Wie wir gesehen haben, beinhaltet jeder dieser 
Schritte Eigentumsrechte, aber selbst wenn wir Schritt (1) als 
"persönliche" Rechte bezeichnen, werden wir sehen, dass 
Probleme im Zusammenhang mit der "persönlichen Freiheit" 
unweigerlich die Rechte auf materielles Eigentum oder freien 
Austausch betreffen. Oder, kurz gesagt, die Rechte der 
persönlichen Freiheit und der "Unternehmensfreiheit" sind 
fast immer miteinander verwoben und können nicht wirklich 
getrennt werden. 


Wir haben gesehen, dass die Ausübung der persönlichen 
"Redefreiheit" beispielsweise fast immer mit der Ausübung 
der "wirtschaftlichen Freiheit" einhergeht, d. h. der Freiheit, 
materielle Güter zu besitzen und auszutauschen. Die 
Abhaltung einer Versammlung zur Ausübung der freien 
Meinungsäußerung erfordert die Anmietung eines Saals, die 
Anreise über Straßen, die Benutzung eines Transportmittels 
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usw. Die eng damit zusammenhängende "Pressefreiheit" 
beinhaltet sogar noch deutlicher die Kosten für den Druck 
und die Nutzung einer Presse, den Verkauf von Flugblättern 
an willige Käufer - kurz, alle Bestandteile der 
"wirtschaftlichen Freiheit". Darüber hinaus liefert uns unser 
Beispiel des "Rufens von Feuer in einem überfüllten Theater" 
eine klare Richtlinie für die Entscheidung, wessen Rechte in 
jedem Fall verteidigt werden müssen. 


Für eine neue Freiheit 


in einer gegebenen Situation - als Richtschnur dient unser 
Kriterium: die Rechte des Eigentums. 


TEIL II 


LIBERTÄRE ANWENDUNGEN 
AUF AKTUELLE PROBLEME 


A 
DIE PROBLEME 


Problembereiche unserer Gesellschaft und schauen wir, 
ob wir einen "roten Faden" erkennen können, der sich 
durch alle Bereiche zieht. 

Hohe Steuern. Hohe und steigende Steuern haben fast 
jeden gelähmt und behindern Produktivität, Anreize und 
Sparsamkeit sowie die freien Energien der Menschen. Auf 
Bundesebene wächst die Rebellion gegen die Belastung 
durch die Einkommenssteuer, und es gibt eine blühende 
Steuerrebellenbewegung mit eigenen Organisationen und 
Zeitschriften, die sich weigert, eine Steuer zu zahlen, die sie 
als räuberisch und verfassungswidrig betrachtet. Auf 
staatlicher und lokaler Ebene wächst die Stimmung gegen 
erdrückende Vermögenssteuern. So unterzeichnete eine 
Rekordzahl von 1,2 Millionen kalifornischen Wählern die 
Petition für die Jarvis-Gann-Initiative auf dem Stimmzettel 
von 1978, einen Vorschlag, der die Grundsteuern drastisch 
und dauerhaft um zwei Drittel auf ein Prozent senken und 
Obergrenzen für den geschätzten Wert des Grundbesitzes 
festlegen würde. Darüber hinaus setzt die Jarvis-Gann- 
Initiative das Einfrieren durch, indem sie die Zustimmung von 
zwei Dritteln aller registrierten Wähler im Staat Kalifornien 
erfordert, um die Grundsteuern über die Ein-Prozent-Grenze 
hinaus zu erhöhen. Und um sicherzustellen, dass der Staat 
nicht einfach eine andere Steuer ersetzt, erfordert die 
Initiative auch eine Zweidrittelmehrheit im Parlament, um 
eine andere Steuer im Staat zu erhöhen. 
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| Werfen wir einen kurzen Blick auf die großen 


Außerdem traten im Herbst 1977 Tausende von 
Hausbesitzern in Cook County, Illinois, in einen Steuerstreik 
gegen die Grundsteuer, die aufgrund höherer Veranlagungen 
drastisch gestiegen war. 
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Es muss wohl kaum betont werden, dass die Besteuerung 
von Einkommen, Eigentum oder was auch immer das 
ausschließliche Monopol der Regierung ist. Keine andere 
Person oder Organisation genießt das Privileg der 
Besteuerung, sich ihr Einkommen durch Zwang anzueignen. 


Städtische Finanzkrise. Überall im Land haben Staaten und 
Kommunen Schwierigkeiten, die Zinsen und das Kapital für 
ihre aufgeblähten Staatsschulden zu zahlen. New York City 
ist bereits teilweise mit seinen vertraglichen Verpflichtungen 
in Verzug geraten: Die Finanzkrise der Städte ist einfach 
darauf zurückzuführen, dass die städtischen Regierungen zu 
viel ausgeben, mehr sogar als die hohen Steuern, die sie von 
uns einnehmen. Wie viel die städtischen oder staatlichen 
Regierungen ausgeben, ist wiederum ihnen überlassen; 
wieder einmal ist die Regierung schuld. 


Vietnam und andere ausländische Interventionen. Der Krieg in 
Vietnam war ein totales Desaster für die amerikanische 
Außenpolitik; nachdem unzählige Menschen ermordet und 
das Land verwüstet worden war, brach die von den 
Amerikanern unterstützte Regierung schließlich Anfang 1975 
zusammen, was enorme Kosten verursachte. Das Desaster 
des Vietnamkriegs hat die übrige  intervenierende 
amerikanische Außenpolitik zu Recht stark in Frage gestellt 
und war mitverantwortlich dafür, dass der Kongress die 
militärische Intervention der USA im angolanischen Fiasko 
gebremst hat. Die Außenpolitik ist natürlich auch ein 
exklusives Monopol der Bundesregierung. Der Krieg wurde 
von unseren Streitkräften geführt, die wiederum ein 
Zwangsmonopol derselben Bundesregierung sind. Die 
Regierung ist also für das gesamte kriegs- und 
außenpolitische Problem in seiner Gesamtheit und in all 
seinen Aspekten verantwortlich. 


Kriminalität auf der Straße. Bedenken Sie: Das fragliche 
Verbrechen wird per definitionem auf der Straße begangen. 
Die Straßen gehören fast überall dem Staat, der damit 
praktisch ein Monopol auf den Besitz von Straßen hat. Die 
Polizei, die uns vor diesem Verbrechen schützen soll, ist ein 
Zwangsmonopol des Staates. Und die Gerichte, die für die 
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Verurteilung und Bestrafung von Verbrechern zuständig sind, 
sind ebenfalls ein Zwangsmonopol des Staates. Die 
Regierung ist also für jeden einzelnen Aspekt des Problems 
der Straßenkriminalität zuständig. Das Versagen in diesem 
Bereich ist, ebenso wie das Versagen in Vietnam, allein der 
Regierung anzukreiden. 
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Verkehrsstauungen. Auch hier handelt es sich ausschließlich 
um staatliche Straßen und Wege. 


Der militärisch-industrielle Komplex. Dieser Komplex ist 
ausschließlich eine Kreatur der Bundesregierung. Es ist die 
Regierung, die beschließt, unzählige Milliarden für 
überflüssige Waffen auszugeben, es ist die Regierung, die 
Verträge vergibt, die Regierung, die Ineffizienz durch 
Kosten-Plus-Garantien subventioniert, die Regierung, die 
Anlagen baut und sie an Auftragnehmer verpachtet oder 
ihnen direkt überlässt. Natürlich setzen sich die beteiligten 
Unternehmen für diese Privilegien ein, aber nur durch die 
Regierung kann der Mechanismus für diese Privilegien und 
diese verschwenderische Fehlallokation von Ressourcen 
überhaupt existieren. 


Verkehr. Die Krise des Verkehrswesens betrifft nicht 
nur verstopfte Straßen, sondern auch verfallende 
Eisenbahnen, überteuerte Fluggesellschaften, überlastete 
Flughäfen zu den Hauptverkehrszeiten und U-Bahnen (2. 
B. in New York City), die Defizite aufweisen und 
offensichtlich auf den Zusammenbruch zusteuern. 
Jahrhundert durch umfangreiche staatliche Subventionen 
(auf Bundes-, Landes- und Kommunalebene) überbaut und 
war über den längsten Zeitraum in der amerikanischen 
Geschichte die am stärksten regulierte Branche. Die 
Fluggesellschaften sind durch die Regulierung der 
Zivilluftfahrtbehörde (Civil Aeronautics Board) kartelliert 
und werden durch diese Regulierung, Postverträge und 
praktisch kostenlose Flughäfen subventioniert. Die 
Flughäfen für kommerzielle Fluglinien sind alle im Besitz 
von Regierungsstellen, größtenteils auf lokaler Ebene. Die 
New Yorker U-Bahnen sind seit Jahrzehnten im Besitz der 
Regierung. 

Verschmutzung der Flüsse. Die Flüsse sind faktisch 
herrenlos, d.h. sie werden als "öffentliches Eigentum" im 
Besitz der Regierung gehalten. Außerdem sind die bei 
weitem größten Verursacher der Wasserverschmutzung die 
kommunalen Abwasserentsorgungssysteme. Nochmals: Der 
Staat ist gleichzeitig der größte Verschmutzer und der 
nachlässige "Besitzer" der Ressource. 
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Wasserknappheit. In einigen Gebieten des Landes herrscht 
chronischer Wassermangel, in anderen, wie z. B. in New York 
City, nur sporadisch. Dennoch ist die Regierung (1) durch ihr 
Eigentum an öffentlichem Grund im Besitz der Flüsse, aus 
denen ein Großteil des Wassers stammt, und (2) als praktisch 
einziger kommerzieller Wasserlieferant ist die Regierung im 
Besitz der Stauseen und Wasserleitungen. 
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Luftverschmutzung. Auch hier "gehört" die Luft der 
Regierung als Eigentümerin des öffentlichen Raums. Darüber 
hinaus sind es die Gerichte, die sich ausschließlich im Besitz 
der Regierung befinden, die es seit Generationen bewusst 
versäumt haben, unsere Eigentumsrechte an unseren Körpern 
und Obstgärten vor der von der Industrie verursachten 
Verschmutzung zu schützen. Außerdem stammt ein Großteil 
der direkten Verschmutzung von Anlagen, die sich im Besitz 
der Regierung befinden. 


Stromengpässe und Stromausfälle. Überall im Land 
haben staatliche und lokale Regierungen Zwangsmonopole 
für Gas und Strom geschaffen und diese Monopolprivilegien 
an private Versorgungsunternehmen vergeben, die dann von 
staatlichen Stellen reguliert und deren Tarife festgelegt 
werden, um einen dauerhaften und festen Gewinn zu 
gewährleisten. Auch hier ist die Regierung die Quelle des 
Monopols und der Regulierung gewesen. 


Telefondienst. Der zunehmend versagende Telefondienst 
wird wiederum von einem Versorgungsunternehmen 
erbracht, das von der Regierung ein obligatorisches 
Monopolprivileg erhält und dessen Tarife von der Regierung 
festgelegt werden, um einen Gewinn zu garantieren. Wie im 
Falle von Gas und Strom ist es niemandem erlaubt, mit der 
Monopol-Telefongesellschaft zu konkurrieren. 


Postdienst. Der Postdienst, der während seines gesamten 
Bestehens unter hohen Defiziten litt, ist im Gegensatz zu den 
von der Privatwirtschaft auf dem freien Markt produzierten 
Waren und Dienstleistungen immer teurer und qualitativ 
schlechter geworden. Die Masse der Bevölkerung, die Post 
erster Klasse nutzt, wurde gezwungen, die Unternehmen, die 
Dienste zweiter und dritter Klasse in Anspruch nehmen, zu 
subventionieren. Auch hier ist die Post seit dem späten 
neunzehnten Jahrhundert ein Zwangsmonopol des Staates. 
Wann immer es privaten Unternehmen erlaubt wurde, auch 
illegal, bei der Zustellung von Postsendungen zu 
konkurrieren, haben sie ausnahmslos einen besseren Service 
zu einem niedrigeren Preis angeboten. 

Das Fernsehen. Das Fernsehen besteht aus langweiligen 
Programmen und verqueren Nachrichten. Radio- und 
Fernsehkanäle werden seit einem halben Jahrhundert von der 
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Bundesregierung verstaatlicht, die Kanäle als Geschenk an 
privilegierte Lizenznehmer vergibt und diese Geschenke 
zurückziehen kann und auch tut, wenn ein Sender der Federal 
Communications Commission der Regierung nicht gefällt. 
Wie kann es unter solchen Bedingungen echte Rede- oder 
Pressefreiheit geben? 
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Wohlfahrtssystem. Die Wohlfahrt ist natürlich 
ausschließlich Sache des Staates, vor allem der Länder und 
Kommunen. 


Städtischer Wohnungsbau. Zusammen mit dem Verkehr 
eines unserer auffälligsten städtischen Versäumnisse. Und 
doch gibt es nur wenige andere Branchen, die so eng mit der 
Regierung verflochten sind. Die Stadtplanung hat die Städte 
kontrolliert und reguliert. Die Flächennutzungsgesetze haben 
den Wohnungsbau und die Flächennutzung mit zahllosen 
Beschränkungen belegt. Die Grundsteuer hat die 
Stadtentwicklung gelähmt und den Abriss von Häusern 
erzwungen. Die Bauvorschriften haben den Wohnungsbau 
eingeschränkt und verteuert. Die Stadterneuerung hat zu 
massiven Subventionen für Immobilienentwickler geführt, 
den Abriss von Wohnungen und Mietshäusern erzwungen, 
das Wohnungsangebot verringert und die 
Rassendiskriminierung verschärft. Umfangreiche staatliche 
Kredite haben zu einer Überbebauung der Vororte geführt. 
Mietpreiskontrollen haben zu Wohnungsknappheit geführt 
und das Angebot an Wohnraum verringert. 


Gewerkschaftsstreiks und Einschränkungen. Die 
Gewerkschaften sind zu einem Nukleus geworden, der die 
Wirtschaft lähmen kann, aber nur als Ergebnis zahlreicher 
Sonderprivilegien, die von der Regierung gewährt werden; 
insbesondere verschiedene Immunitäten, die den 
Gewerkschaften zugestanden werden, vor allem das Wagner- 
Gesetz von 1935, das immer noch in Kraft ist und die 
Arbeitgeber zwingt, mit den Gewerkschaften zu verhandeln, 
die eine Mehrheit der Stimmen einer von der Regierung 
selbst willkürlich festgelegten '"Verhandlungseinheit" 
erhalten. 


Bildung. Einst in der amerikanischen Öffentlichkeit so 
verehrt und unantastbar wie die Mutterschaft oder die Flagge, 
ist die öffentliche Schule in den letzten Jahren aus allen 
Teilen des politischen Spektrums unter Beschuss geraten. 
Selbst ihre Befürworter würden sich nicht anmaßen zu 
behaupten, dass die öffentlichen Schulen überhaupt etwas 
lehren. Und in jüngster Zeit haben wir extreme Fälle erlebt, in 
denen die Maßnahmen der öffentlichen Schulen zu 
gewalttätigen Reaktionen in so unterschiedlichen Gebieten 
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wie South Boston und Kanawha County, West Virginia, 
geführt haben. Die öffentlichen Schulen befinden sich 
natürlich vollständig im Besitz der Landes- und 
Kommunalverwaltungen und werden von diesen betrieben - 
mit erheblicher Unterstützung und Koordination durch die 
Bundesebene. Die öffentlichen Schulen werden durch 
Gesetze über die Schulpflicht gestützt, die alle Kinder bis 
zum Highschool-Alter zum Schulbesuch zwingen - entweder 
an öffentlichen oder an staatlich anerkannten Privatschulen. 
Auch die Hochschulbildung ist in den letzten Jahrzehnten eng 
mit der Regierung verflochten: Viele 
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Universitäten befinden sich in staatlichem Besitz, die anderen 
sind systematische Empfänger von Zuschüssen, Subventionen 
und Verträgen. 


Inflation und Stagflation. Die Vereinigten Staaten, wie 
auch der Rest der Welt, leiden seit vielen Jahren unter einer 
chronischen und sich beschleunigenden Inflation, einer 
Inflation, die mit hoher Arbeitslosigkeit einhergeht und 
sowohl schwere als auch leichte Rezessionen überdauert 
("Stagflation"). Eine Erklärung für diese unerwünschten 
Phänomene wird weiter unten gegeben; hier sei gesagt, dass 
die Ursache in der ständigen Ausweitung der Geldmenge 
liegt, einem Zwangsmonopol der Bundesregierung (jeder, der 
sich anmaßt, mit der Geldausgabe der Regierung zu 
konkurrieren, kommt wegen Geldfälschung ins Gefängnis). 
Ein wesentlicher Teil der Geldmenge der Nation wird als 
"Scheckbuchgeld" vom Bankensystem ausgegeben, das 
wiederum unter der totalen Kontrolle der Bundesregierung 
und ihres Federal Reserve Systems steht. 


Watergate. Und schließlich und nicht zuletzt das gesamte 
traumatische Syndrom, das die Amerikaner unter dem Namen 
"Watergate" erlitten haben. Watergate bedeutete eine völlige 
Entheiligung des Präsidenten und der bis dahin unantastbaren 
Bundesinstitutionen wie der CIA und des FBl. Die Angriffe 
auf das Eigentum, die polizeistaatlichen Methoden, die 
Täuschung der Öffentlichkeit, die Korruption, die vielfältigen 
und systematischen Straftaten eines einst praktisch 
allmächtigen Präsidenten führten zu einem einst undenkbaren 
Amtsenthebungsverfahren gegen einen Präsidenten und zu 
einem weit verbreiteten und gut begründeten Mangel an 
Vertrauen in alle Politiker und Regierungsbeamten. Das 
Establishment hat diesen neuen, allgegenwärtigen Mangel an 
Vertrauen oft beklagt, war aber nicht in der Lage, das naive 
öffentliche Vertrauen der Vor-Watergate-Tage 
wiederherzustellen. Die liberale Historikerin Cecilia Kenyon 
hat die Anti-Föderalisten - die Verteidiger der Artikel der 
Konföderation und Gegner der Verfassung - einmal als 
"Männer mit wenig Vertrauen" in die Institutionen der 
Regierung gegeißelt. Man vermutet, dass sie nicht ganz so 
naiv wäre, wenn sie diesen Artikel in der Post-Watergate-Ära 
schreiben würde.! 
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1Cecilia M. Kenyon, "Men of Little Faith: The Anti-Federalists on the 
Nature of Representative Government", William and Mary Ouarterly 
(Januar 1955): 3-43. 


Die Probleme 


Watergate ist natürlich ein rein staatliches Phänomen. 
Der Präsident ist der Chef der Bundesregierung, die 
"Klempner" waren sein Instrument, und das FBI und die CIA 
sind ebenfalls Regierungsbehörden. Und es ist verständlich, 
dass der Glaube und das Vertrauen in die Regierung durch 
Watergate erschüttert wurden. 


Wenn wir uns also in den entscheidenden 
Problembereichen unserer Gesellschaft umsehen - den 
Bereichen der Krise und des Scheiterns -, finden wir in jedem 
einzelnen Fall einen "roten Faden", der sie alle kennzeichnet 
und verbindet: den Faden der Regierung. In jedem dieser 
Fälle hat die Regierung die Aktivitäten entweder vollständig 
gesteuert oder stark beeinflusst. John Kenneth Galbraith 
erkannte in seinem Bestseller The Affluent Society (Die 
Wohlstandsgesellschaft), dass der staatliche Sektor der 
Brennpunkt unseres sozialen Versagens ist - zog aber 
stattdessen die seltsame Schlussfolgerung, dass deshalb noch 
mehr Mittel und Ressourcen vom privaten in den öffentlichen 
Sektor umgeleitet werden müssen. Dabei ignorierte er die 
Tatsache, dass die Rolle der Regierung in Amerika - auf 
Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene - in diesem 
Jahrhundert und insbesondere in den letzten Jahrzehnten 
sowohl absolut als auch proportional enorm gewachsen ist. 
Leider hat Galbraith nicht ein einziges Mal die Frage gestellt: 
Gibt es etwas, das dem Funktionieren und der Tätigkeit des 
Staates inhärent ist, etwas, das genau die Misserfolge 
verursacht, die wir im Überfluss sehen? Wir werden einige 
der größten Probleme des Staates und der Freiheit in diesem 
Land untersuchen, sehen, woher das Versagen kommt, und 
die Lösungen des neuen Libertarismus vorschlagen. 


5 
UNFREIWILLIGE KNECHTSCHAFT 


ablehnen muss, dann ist es unfreiwillige Knechtschaft - 
Zwangsarbeit - ein Akt, der das elementarste Recht auf 
Selbsteigentum verweigert. "Freiheit" und "Sklaverei" sind 
seit jeher als polare Gegensätze erkannt worden. Der 
Libertäre ist daher ein absoluter Gegner der Sklaverei.! 
Heutzutage eine akademische Frage, könnte man einwenden. 
Aber ist sie das wirklich? Denn was ist Sklaverei anderes, als 
(a) Menschen zu zwingen, für Aufgaben zu arbeiten, die der 
Sklavenhalter wünscht, und (b) ihnen entweder den reinen 
Lebensunterhalt zu zahlen oder zumindest weniger, als der 
Sklave freiwillig akzeptiert hätte. Kurz gesagt, Zwangsarbeit 
bei 


I enn es etwas gibt, das ein Libertärer strikt und absolut 


unter den marktüblichen Löhnen. 

Sind wir also wirklich frei von "Sklaverei", von 
unfreiwilliger Knechtschaft im heutigen Amerika? Wird das 
Verbot der unfreiwilligen Knechtschaft des dreizehnten 
Zusatzartikels wirklich befolgt?? 


lEs gibt eine Ausnahme: die Bestrafung von Verbrechern, die selbst 
ihre Opfer angegriffen oder versklavt haben. Eine solche Bestrafung 
würde in einem libertären System zumindest beinhalten, dass der 
Verbrecher zur Arbeit gezwungen wird, um seinem Opfer eine 
Entschädigung zu zahlen. 


2 Bezeichnenderweise ist die einzige Ausnahme des Dreizehnten 
Verfassungszusatzes die Bestrafung verurteilter Verbrecher, die in der 
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vorhergehenden Anmerkung erwähnt wird: "Weder Sklaverei noch 
unfreiwillige Knechtschaft, außer als Strafe für ein Verbrechen, für das 
die betreffende Person ordnungsgemäß verurteilt worden ist, darf es in 
den Vereinigten Staaten oder an einem anderen Ort, der ihrer 
Gerichtsbarkeit unterliegt, geben". 
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EINBERUFUNG 


Es gibt wohl kein krasseres Beispiel für unfreiwillige 
Knechtschaft als unser gesamtes System der Wehrpflicht. 
Jeder Jugendliche ist gezwungen, sich mit achtzehn Jahren 
bei der Wehrpflicht zu melden. Er ist gezwungen, seine 
Wehrpflichtkarte stets bei sich zu tragen, und zu jedem 
Zeitpunkt, den die Bundesregierung für angemessen hält, 
wird er von den Behörden ergriffen und in die Streitkräfte 
eingezogen. Dort sind sein Körper und sein Wille nicht mehr 
sein eigener; er ist dem Diktat der Regierung unterworfen, 
und er kann gezwungen werden, zu töten und sein eigenes 
Leben in Gefahr zu bringen, wenn die Behörden dies 
beschließen. Was sonst ist unfreiwillige Knechtschaft, wenn 
nicht die Wehrpflicht? 


Der Nützlichkeitsaspekt zieht sich durch die 
Argumentation für das Beschreibungssystem. So führt die 
Regierung das Argument an: Wer wird uns gegen 
ausländische Angriffe verteidigen, wenn wir keinen Zwang 
ausüben und unsere Verteidiger einberufen? Ein Libertärer 
kann dieser Argumentation mehrere Gegenargumente 
entgegensetzen. Erstens: Wenn Sie und ich und unser 
Nachbar der Meinung sind, dass wir verteidigt werden 
müssen, haben wir kein moralisches Recht, Zwang 
anzuwenden - das Bajonett oder den Revolver - um jemand 
anderen zu zwingen, uns zu verteidigen. Dieser Akt der 
Einberufung ist genauso eine ungerechtfertigte Aggression - 
Entführung und möglicherweise Mord - wie die angebliche 
Aggression, gegen die wir uns in erster Linie schützen 
wollen. Wenn wir hinzufügen, dass die Wehrpflichtigen ihren 
Körper und gegebenenfalls ihr Leben der "Gesellschaft" oder 
"ihrem Land" schulden, dann müssen wir erwidern: Wer ist 
diese "Gesellschaft" oder dieses "Land", das als Talisman 
benutzt wird, um die Versklavung zu rechtfertigen? Es sind 
ganz einfach alle Individuen in dem territorialen Gebiet, mit 
Ausnahme der Jugendlichen, die versklavt werden. 
"Gesellschaft" und "Land" sind in diesem Fall mythische 
Abstraktionen, die dazu dienen, die nackte Anwendung von 
Zwang zur Förderung der Interessen bestimmter Individuen 
zu verschleiern. 
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Zweitens, um auf die utilitaristische Ebene überzugehen: 
Warum wird es als notwendig erachtet, Verteidiger 
einzuberufen? Auf dem freien Markt wird niemand 
zwangsverpflichtet, aber auf diesem Markt erhalten die 
Menschen durch freiwilligen Kauf und Verkauf jede 
erdenkliche Art von Gütern und Dienstleistungen, sogar die 
notwendigsten. Auf dem Markt können sich die Menschen 
mit Nahrung, Unterkunft, Kleidung, medizinischer 
Versorgung usw. versorgen. Warum können sie nicht auch 
Verteidiger einstellen? In der Tat, 
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Es gibt viele Menschen, die jeden Tag für gefährliche Dienste 
eingestellt werden: Waldbrandbekämpfer, Förster, 
Testpiloten und 

. ... Polizei und private Wachleute. Warum können Soli- däre 
nicht auf die gleiche Weise angestellt werden? 


Oder anders ausgedrückt: Die Regierung beschäftigt 
zigtausende von Menschen für alle möglichen Dienste, von 
LKW-Fahrern über Wissenschafller bis hin zu 
Schreibkräften; wie kommt es, dass keiner dieser Menschen 
zwangsverpflichtet werden muss? Warum gibt es keinen 
"Mangel" an diesen Berufen, der die Regierung angeblich 
dazu zwingen würde, auf Zwang zurückzugreifen, um sie zu 
erhalten? Um noch einen Schritt weiter zu gehen: Auch in der 
Armee gibt es keinen "Mangel" an Offizieren und keine 
Notwendigkeit, sie einzuziehen; niemand weiht Generäle 
oder Admiräle ein. Die Antwort auf diese Fragen ist einfach: 
Es gibt keinen Mangel an Regierungsschreibern, weil die 
Regierung auf den Markt geht und sie zum Marktlohn 
einstellt; es gibt keinen Mangel an Generälen, weil sie gut 
bezahlt werden, in Form von Gehältern, Nebeneinkünften 
und Pensionen. Es gibt einen Mangel an Gefreiten, weil ihre 
Bezahlung abgrundtief unter dem Marktlohn liegt - oder bis 
vor kurzem lag -. Jahrelang betrug der Verdienst eines 
Gefreiten, selbst wenn man den Geldwert der kostenlosen 
Verpflegung, der Unterkunft und anderer Dienstleistungen, 
die den Gls zur Verfügung gestellt wurden, mit einbezieht, 
etwa die Hälfte des Gehalts, das er im Zivilleben hätte 
verdienen können. Ist es da ein Wunder, dass es einen 
chronischen Mangel an Soldaten gibt? Seit Jahren weiß man, 
dass man Menschen nur dann dazu bewegen kann, sich 
freiwillig für gefährliche Arbeiten zu melden, wenn man 
ihnen eine zusätzliche Entschädigung zahlt. Aber die 
Regierung zahlt den Männern die Hälfte dessen, was sie im 
Privatleben verdienen könnten. 

Hinzu kommt die besondere Schande der Wehrpflicht für 
Ärzte, die in einem Alter eingezogen werden, das weit über 
dem aller anderen liegt. Sollen Ärzte also dafür bestraft 
werden, dass sie den Beruf des Arztes ergreifen? Welche 
moralische Rechtfertigung gibt es für die Belastung dieses 
besonderen und lebenswichtigen Berufes? Ist das der Weg, 
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um den Ärztemangel zu beheben - jeden Mann darauf 
aufmerksam zu machen, dass er, wenn er Arzt wird, mit 
Sicherheit eingezogen wird, und zwar zu einem besonders 
späten Zeitpunkt? 


3Vgl. James C. Miller II, Hrsg., Why the Draft? (Baltimore: Penguin 
Books, 1968). 
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Alter? Auch hier könnte der Bedarf der Streitkräfte an Ärzten 
leicht gedeckt werden, wenn die Regierung bereit wäre, den 
Ärzten das marktübliche Gehalt zu zahlen und sie zusätzlich 
für die gefährliche Arbeit zu entschädigen. Wenn die 
Regierung Atomphysiker oder "Think-Tank"-Strategen 
einstellen möchte, findet sie Mittel und Wege, dies zu äußerst 
stattlichen Gehältern zu tun. Sind Ärzte niedere Formen der 
Menschheit? 


DIE ARMEE 


Während die Einberufung zu den Streitkräften eine 
eklatante und verschärfte Form der unfreiwilligen 
Knechtschaft darstellt, gibt es eine andere, weitaus subtilere 
und daher weniger auffällige Form: die Struktur der Armee 
selbst. Überlegen Sie einmal: In welchem anderen Beruf in 
diesem Land gibt es harte Strafen, einschließlich Gefängnis 
und in einigen Fällen Hinrichtung, für "Fahnenflucht", d. h. 
für die Kündigung des jeweiligen Arbeitsplatzes? Wenn 
jemand bei General Motors kündigt, wird er bei 
Sonnenaufgang erschossen? 


Man könnte einwenden, dass sich der Soldat oder Offizier 
im Falle der Rekrutierung freiwillig bereit erklärt hat, für eine 
bestimmte Zeit zu dienen, und dass er daher verpflichtet ist, 
für diese Anzahl von Jahren im Dienst zu bleiben. Aber der 
Begriff der "Dienstzeit" ist Teil des Problems. Nehmen wir 
zum Beispiel an, ein Ingenieur unterschreibt einen Vertrag 
mit ARAMCO, um drei Jahre in Saudi-Arabien zu arbeiten. 
Nach ein paar Monaten beschließt er, dass dieses Leben 
nichts für ihn ist, und kündigt. Dies mag ein moralisches 
Versäumnis sein - eine Verletzung der moralischen 
Verpflichtung. Aber ist es auch eine rechtlich durchsetzbare 
Verpflichtung? Kurz gesagt, kann oder sollte er durch das 
Waffenmonopol der Regierung gezwungen werden, für den 
Rest seiner Amtszeit weiterzuarbeiten? Wenn ja, dann wäre 
das Zwangsarbeit und Versklavung. Es stimmt zwar, dass er 
ein Versprechen für zukünftige Arbeit abgegeben hat, aber 
sein Körper gehört in einer freien Gesellschaft weiterhin nur 
ihm selbst. In der Praxis und auch in der libertären Theorie 
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kann der Ingenieur also für den Vertragsbruch moralisch 
kritisiert werden, er kann bei anderen Ölfirmen auf die 
schwarze Liste gesetzt werden, er kann gezwungen werden, 
alle ihm von der Firma gezahlten Vorschüsse zurückzugeben, 
aber er wird nicht für den Zeitraum von drei Jahren von 
ARAMCO versklavt. 
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Aber wenn dies für ARAMCO oder für jeden anderen 
Beruf oder Job im Privatleben zutrifft, warum sollte es dann 
in der Armee anders sein? Wenn ein Mann sich für sieben 
Jahre verpflichtet und dann aussteigt, sollte er gehen dürfen. 
Er wird seine Rentenansprüche verlieren, er wird moralisch 
kritisiert werden, er kann auf die schwarze Liste für ähnliche 
Berufe gesetzt werden, aber er kann nicht als Selbstbesitzer 
gegen seinen Willen versklavt werden. 


Man könnte einwenden, dass die Streitkräfte ein 
besonders wichtiger Beruf sind, der diese Art von 
Zwangssanktion benötigt, die andere Berufe nicht haben. 
Lassen wir einmal die Bedeutung von Berufen wie 
Medizin, Landwirtschaft und Verkehr beiseite, die nicht auf 
solche Methoden zurückgreifen müssen, betrachten wir einen 
vergleichbaren Verteidigungsberuf im zivilen Leben - die 
Polizei. Sicherlich leistet die Polizei einen ebenso wichtigen, 
vielleicht sogar noch wichtigeren Dienst - und dennoch 
treten jedes Jahr Menschen in den Polizeidienst ein und 
verlassen ihn wieder, ohne dass versucht wird, ihre 
Arbeitskraft durch jahrelange Einberufung zu binden. Der 
Libertäre fordert also nicht nur das Ende der Wehrpflicht, 
sondern schlägt auch vor, das gesamte Konzept der 
Wehrpflicht und die damit verbundene Sklaverei 
abzuschaffen. Die Streitkräfte sollen ähnlich wie die Polizei, 
die Feuerwehr, die Förster, die privaten Wachleute usw. 
arbeiten - frei von dem Makel und dem moralischen 
Verbrechen der unfreiwilligen Knechtschaft. 


Aber es gibt noch mehr über die Armee als Institution zu 
sagen, selbst wenn sie völlig freiwillig wäre. Die Amerikaner 
haben eines der edelsten und stärksten Elemente des 
ursprünglichen amerikanischen Erbes fast völlig vergessen: 
den entschiedenen Widerstand gegen die gesamte Institution 
eines "stehenden Heeres". Eine Regierung, die über ein 
ständiges stehendes Heer verfügt, wird immer versucht sein, 
es einzusetzen, und zwar in einer aggressiven, 
interventionistischen und kriegerischen Weise. Während die 
Außenpolitik weiter unten behandelt wird, ist es klar, dass ein 
ständiges Heer eine ständige Versuchung für den Staat ist, 
seine Macht zu vergrößern, andere Menschen und andere 
Länder herumzuschubsen und das innere Leben der Nation zu 
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beherrschen. Das ursprüngliche Ziel der Jef- fersonianischen 
Bewegung - ein weitgehend libertärer Faktor im politischen 
Leben Amerikas - war die Abschaffung des stehenden Heeres 
und der Marine insgesamt. Der ursprüngliche amerikanische 
Grundsatz lautete, dass sich die Bürger im Falle eines 
Angriffs auf die Nation zusammenschließen würden, um den 
Angreifer zurückzuschlagen. Ein stehendes Heer konnte also 
nur dazu führen, dass 


106 


Für eine neue Freiheit 


Schwierigkeiten und zur Vergrößerung der Staatsmacht. Im 
Zuge seines scharfen und prophetischen Angriffs auf die 
vorgeschlagene Verfassung im Ratifizierungskonvent von 
Virginia warnte Patrick Henry vor einem stehenden Heer: 
"Der Kongress hat durch die Macht der Besteuerung, durch 
die Macht der Aufstellung einer Armee und durch die 
Kontrolle über die Miliz das Schwert in der einen und den 
Geldbeutel in der anderen Hand. Sollen wir ohne beides 
sicher sein? "* 


Jedes stehende Heer stellt also eine ständige Bedrohung 
für die Freiheit dar. Das Monopol auf Zwangswaffen, die 
moderne Tendenz zur Schaffung und Unterstützung eines 
"militärisch-industriellen Komplexes" zur Versorgung dieser 
Armee und nicht zuletzt, wie Patrick Henry anmerkt, die 
Steuermacht zur Finanzierung dieser Armee stellen eine 
ständige Bedrohung durch die fortwährende Expansion der 
Armee in Größe und Macht dar. Der Libertäre lehnt natürlich 
Jede steuerfinanzierte Institution als Zwang ab, aber eine 
Armee ist besonders bedrohlich, weil sie die gewaltige Macht 
der modernen Waffen in einer Hand bündelt und sammelt. 


ANTI-STREIK-GESETZE 


Am 4. Oktober 1971 berief sich Präsident Nixon auf das 
Taft-Hartley-Gesetz, um eine gerichtliche Verfügung zu 
erwirken, die die Aussetzung eines Hafenstreiks für 80 Tage 
erzwang; dies war das neunte Mal, dass die Bundesregierung 
dieses Gesetz bei einem Hafenstreik anwandte. Monate zuvor 
war der Vorsitzende der Lehrergewerkschaft von New York 
City ins Gefängnis gegangen, weil er 


4Arthur A, Ekirch, Jr., The Civilian and the Military (New York: Oxford 
University Press, 1956), S. 28. Einen scharfen Angriff eines 
Jeffersonianischen Theoretikers auf die amerikanische Exekutive als 
Oberbefehlshaber der Streitkräfte findet man in John Taylor of Caroline, 
An Inquiry into the Principles and Poli- tic of the Government of the 
United States (1814, Nachdruck New Haven, Conn.: Yale University 
Press, 1950), S. 175ff. Über den bedeutenden Einfluss englischer libertärer 
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Theoretiker des siebzehnten Jahrhunderts und ihrer Abneigung gegen ein 
stehendes Heer auf die amerikanische Revolution siehe Bernard Bailyn, 
The Ideological Origins of the American Revolution (Cambridge, Mass.: 
Harvard University Press, 1967), S. 61-64. Siehe auch Don Higgenbotham, 
The War of American Independence (New York: Macmil- 

lan, 1971), S. 14-16. 
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mehrere Tage, weil sie sich über ein Gesetz hinweggesetzt 
haben, das den Beschäftigten des öffentlichen Dienstes das 
Streiken verbietet. Zweifellos ist es für eine leidgeprüfte 
Öffentlichkeit bequem, von den Störungen eines Streiks 
verschont zu bleiben. Doch die auferlegte "Lösung" war 
schlicht und einfach Zwangsarbeit; die Arbeitnehmer wurden 
gegen ihren Willen gezwungen, wieder zur Arbeit zu gehen. 
In einer Gesellschaft, die behauptet, gegen Sklaverei zu sein, 
und in einem Land, das unfreiwillige Sklaverei verboten hat, 
gibt es keine moralische Entschuldigung für gesetzliche oder 
gerichtliche Maßnahmen, die Streiks verbieten - oder für die 
Inhaftierung von Gewerkschaftsführern, die sich nicht daran 
halten. Sklaverei ist allzu oft bequemer für die Sklavenhalter. 


Es stimmt, dass der Streik eine besondere Form der 
Arbeitsniederlegung ist. Die Streikenden legen nicht nur ihre 
Arbeit nieder, sondern behaupten auch, dass sie irgendwie, in 
einem metaphysischen Sinne, immer noch ihre Arbeit 
"besitzen" und ein Recht darauf haben, und dass sie 
beabsichtigen, an ihren Arbeitsplatz zurückzukehren, wenn 
die Probleme gelöst sind. Die Abhilfe für diese in sich 
widersprüchliche Politik sowie für die störende Macht der 
Gewerkschaften besteht jedoch nicht darin, Gesetze zu 
erlassen, die Streiks verbieten; die Abhilfe besteht darin, den 
umfangreichen Gesetzesbestand auf Bundes-, Landes- und 
kommunaler Ebene zu beseitigen, der den Gewerkschaften 
besondere staatliche Privilegien einräumt. Alles, was sowohl 
für das freiheitliche Prinzip als auch für eine gesunde 
Wirtschaft notwendig ist, ist die Abschaffung dieser 
besonderen Privilegien. 


Diese Privilegien sind im Bundesrecht verankert, 
insbesondere im Wagner-Taft-Hartley-Gesetz, das 
ursprünglich 1935 verabschiedet wurde, und im Norris- 
LaGuardia-Gesetz von 1931. Letzteres verbietet den 
Gerichten den Erlass von einstweiligen Verfügungen in 
Fällen drohender gewerkschaftlicher Gewalt; ersteres 
verpflichtet die Arbeitgeber zu Verhandlungen "in gutem 
Glauben" mit jeder Gewerkschaft, die die Stimmen der 
Mehrheit einer von der Bundesregierung willkürlich 
festgelegten Arbeitseinheit erhält, und verbietet den 
Arbeitgebern auch die Diskriminierung von 
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Gewerkschaftsorganisatoren. Erst nach dem Wagner-Gesetz - 
und seinem Vorgänger, dem NIRA von 1933 - konnten die 
Gewerkschaften zu einer starken Kraft im amerikanischen 
Leben werden. Zu diesem Zeitpunkt stieg der Anteil der 
Gewerkschaften an der Erwerbsbevölkerung von etwa fünf 
Prozent auf über zwanzig Prozent. Darüber hinaus schützen 
lokale und bundesstaatliche Gesetze die Gewerkschaften 
häufig vor Klagen und schränken die Einstellung 
streikbrechender Arbeitskräfte durch die Arbeitgeber ein, und 
die Polizei ist häufig angewiesen, bei der Anwendung von 
Gewalt gegen Streikbrecher durch Gewerkschaftsstreikposten 
nicht einzugreifen. Wegnehmen 
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Die Gewerkschaften würden auf ihre frühere unbedeutende 
Rolle in der amerikanischen Wirtschaft zurückfallen. 


Es ist bezeichnend für unsere staatsfeindliche Tendenz, 
dass die Regierung, als die allgemeine Empörung gegen die 
Gewerkschaften zum Taft-Hartley-Gesetz von 1947 führte, 
keines dieser Sonderprivilegien aufhob. Stattdessen fügte sie 
den Gewerkschaften besondere Beschränkungen hinzu, um 
die Macht zu begrenzen, die die Regierung selbst geschaffen 
hatte. Wenn der Staat die Wahl hat, neigt er naturgemäß 
dazu, seine Macht auszubauen und nicht zu beschneiden, und 
so kommt es zu der merkwürdigen Situation, dass die 
Regierung zunächst die Gewerkschaften aufbaut und dann 
nach Einschränkungen ihrer Macht ruft. Dies erinnert an die 
amerikanischen Landwirtschaftsprogramme, bei denen eine 
Abteilung des Landwirtschaftsministeriums die Landwirte 
dafür bezahlt, ihre Produktion einzuschränken, während eine 
andere Abteilung derselben Behörde sie dafür bezahlt, ihre 
Produktivität zu steigern. Aus der Sicht der Verbraucher und 
der Steuerzahler sicherlich irrational, aber aus der Sicht der 
subventionierten Landwirte und der wachsenden Macht der 
Bürokratie vollkommen rational. In ähnlicher Weise dient die 
scheinbar widersprüchliche Politik der Regierung gegenüber 
den Gewerkschaften erstens dazu, die Macht der Regierung 
über die Arbeitsbeziehungen zu vergrößern, und zweitens 
dazu, eine entsprechend integrierte und auf das Establishment 
ausgerichtete Gewerkschaftsbewegung als Juniorpartner in 
der Rolle der Regierung in der Wirtschaft zu fördern. 


DAS STEUERSYSTEM 


In gewissem Sinne ist das gesamte Steuersystem eine 
Form der unfreiwilligen Knechtschaf. Nehmen wir 
insbesondere die Einkommensteuer. Die hohe 
Einkommensteuer bedeutet, dass wir alle einen großen Teil 
des Jahres - mehrere Monate - umsonst für Onkel Sam 
arbeiten, bevor wir unser Einkommen auf dem Markt 
genießen können. Ein Teil des Wesens der Sklaverei ist 
schließlich die erzwungene Arbeit für jemanden zu geringem 
oder gar keinem Lohn. Aber die Einkommenssteuer bedeutet, 
dass wir schwitzen und Einkommen verdienen, nur um zu 
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sehen, wie die Regierung einen großen Teil davon durch 
Zwang für ihre eigenen Zwecke abzieht. Was ist das anderes 
als unentgeltliche Zwangsarbeit? 


Der Einbehalt der Einkommensteuer ist ein noch 
deutlicherer Fall von unfreiwilliger Knechtschaft. Denn wie 
der unerschrockene 
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Vivien Kellems, Industrielle aus Connecticut, argumentierte 
schon vor Jahren, dass der Arbeitgeber gezwungen ist, Zeit, 
Arbeit und Geld aufzuwenden, um die Steuern seiner 
Angestellten einzubehalten und an die Bundes- und 
Landesregierungen abzuführen - und dennoch wird er für 
diese Ausgaben nicht entschädigt. Welcher moralische 
Grundsatz rechtfertigt es, dass der Staat die Arbeitgeber 
zwingt, als unbezahlte Steuereintreiber zu fungieren? 


Das Prinzip des Steuerabzugs ist natürlich der Dreh- und 
Angelpunkt des gesamten Bundeseinkommenssteuersystems. 
Ohne den stetigen und verhältnismäßig schmerzlosen Abzug 
der Steuer vom Lohnscheck des Arbeitnehmers könnte die 
Regierung niemals hoffen, die hohen Steuerbeträge von den 
Arbeitnehmern in einer einzigen Summe einzutreiben. Nur 
wenige Menschen erinnern sich daran, dass das 
Quellensteuersystem erst während des Zweiten Weltkriegs 
eingeführt wurde und eigentlich ein kriegsbedingtes Mittel 
sein sollte. Wie so viele andere Merkmale staatlicher Willkür 
wurde jedoch auch diese Notmaßnahme der Kriegszeit bald 
zu einem festen Bestandteil des amerikanischen Systems. 


Es ist vielleicht bezeichnend, dass die Bundesregierung, 
die von Vivien Kellems herausgefordert wurde, die 
Verfassungsmäßigkeit des Quellensteuersystems zu prüfen, 
diese Herausforderung nicht annahm. Im Februar 1948 gab 
Frau Kellems, eine kleine Fabrikantin in Westport, 
Connecticut, bekannt, dass sie sich über das 
Quellensteuergesetz hinwegsetzte und sich weigerte, die 
Steuer von ihren Angestellten abzuziehen. Sie verlangte, dass 
die Bundesregierung sie anklagt, damit die Gerichte über die 
Verfassungsmäßigkeit des Quellensteuersystems entscheiden 
können. Die Regierung weigerte sich, dies zu tun, und 
beschlagnahmte stattdessen den fälligen Betrag von ihrem 
Bankkonto. Frau Kellems klagte daraufhin vor einem 
Bundesgericht auf Rückgabe des Geldes durch die Regierung. 
Als die Klage schließlich im Februar 1951 verhandelt wurde, 
wiesen die Geschworenen die Regierung an, ihr Geld 
zurückzuzahlen. Die Verfassungsmäßigkeit wurde jedoch nie 
geprüft.> 

Zu allem Überfluss wird der einzelne Steuerzahler beim 
Ausfüllen seines Steuerformulars von der Regierung auch 
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noch gezwungen, ohne Bezahlung an der mühsamen und 
undankbaren Aufgabe zu arbeiten, zu berechnen, wie viel er 
der Regierung schuldet. Auch hier kann er nicht berechnen 


5 Zum Fall Kellems siehe Vivien Kellems, Toil, Taxes and Trouble (New 
York: E.P. Dutton, 1952). 
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die Regierung für die Kosten und den Arbeitsaufwand beim 
Ausfüllen seiner Steuererklärung. Darüber hinaus ist das 
Gesetz, das von jedem verlangt, seine Steuererklärung 
auszufüllen, ein klarer Verstoß gegen den Fünften 
Verfassungszusatz, der es der Regierung verbietet, jemanden 
zu zwingen, sich selbst zu belasten. Doch die Gerichte, die 
oft eifrig die Rechte des fünften Verfassungszusatzes in 
weniger sensiblen Bereichen schützen, haben in diesem Fall, 
in dem die gesamte Existenz der aufgeblähten föderalen 
Regierungsstruktur auf dem Spiel steht, nichts unternommen. 
Die Aufhebung der Einkommenssteuer, der Quellensteuer 
oder der sich selbst belastenden Bestimmungen würde die 
Regierung auf das relativ geringe Maß an Macht 
zurückdrängen, das das Land vor dem zwanzigsten 
Jahrhundert hatte. 


Verkaufs-, Verbrauchs- und Zulassungssteuern im 
Einzelhandel erfordern ebenfalls unbezahlte Arbeit - in 
diesen Fällen die unbezahlte Arbeit des Einzelhändlers bei 
der Erhebung und Weiterleitung der Steuern an die 
Regierung. 

Die hohen Kosten der Steuererhebung für den Staat haben 
eine weitere unglückliche Auswirkung - vielleicht nicht 
unbeabsichtigt von den Machthabern. Diese Kosten, die 
gerne von großen Unternehmen getragen werden, belasten 
den kleinen Arbeitgeber unverhältnismäßig stark und oft 
sogar lähmend. Der große Arbeitgeber kann dann fröhlich die 
Kosten schultern, da er weiß, dass sein kleiner Konkurrent 
einen weitaus größeren Teil der Last zu tragen hat. 


DIE GERICHTE 


Die Zwangsarbeit durchdringt unser Rechts- und 
Justizsystem. So beruhen viele verehrte Gerichtsverfahren auf 
erzwungenen Zeugenaussagen. Da es für den Libertarismus 
unabdingbar ist, dass jeglicher Zwang - in diesem Fall jeglicher 
Zwang zur Arbeit - gegenüber allen Menschen außer 
verurteilten Verbrechern abgeschafft wird, bedeutet dies, dass 
auch der Zwang zur Zeugenaussage abgeschafft werden 
muss. In den letzten Jahren haben die Gerichte zwar den 
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Schutz des fünften Verfassungszusatzes beachtet, wonach 
kein mutmaßlicher Verbrecher gezwungen werden darf, 
gegen sich selbst auszusagen, um das Material für seine 
eigene Verurteilung zu liefern. Die Gesetzgeber haben diesen 
Schutz durch die Verabschiedung von Immunitätsgesetzen 
erheblich geschwächt, indem sie Straffreiheit anbieten, wenn 
jemand gegen seine Mitmenschen aussagt - und darüber 
hinaus den Zeugen zwingen, das Angebot anzunehmen und 
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gegen seine Komplizen auszusagen. Die Erzwingung von 
Zeugenaussagen aus irgendeinem Grund ist jedoch 
Zwangsarbeit und kommt darüber hinaus einer Entführung 
gleich, da die Person gezwungen wird, zur Anhörung oder 
zum Prozess zu erscheinen und dann gezwungen ist, die 
Arbeit der Zeugenaussage zu leisten. Das Problem sind nicht 
nur die jüngsten Immunitätsgesetze; das Problem ist die 
Abschaffung aller erzwungenen Zeugenaussagen, 
einschließlich der allgemeinen Vorladung von Zeugen einer 
Straftat, die dann gezwungen werden, auszusagen. Im Falle 
von Zeugen besteht überhaupt kein Zweifel daran, dass sie 
sich eines Verbrechens schuldig gemacht haben, so dass die 
Anwendung von Zwang gegen sie - die bisher von 
niemandem in Frage gestellt wurde - noch weniger 
gerechtfertigt ist als die Erzwingung von Zeugenaussagen bei 
angeklagten Straftätern. 


Eigentlich sollte die gesamte Vorladungsbefugnis 
abgeschafft werden, denn die Vorladungsbefugnis zwingt zur 
Teilnahme an einer Verhandlung. Selbst der angeklagte 
Verbrecher oder Unfallverursacher sollte nicht gezwungen 
werden, an seiner eigenen Verhandlung teilzunehmen, da er 
noch nicht verurteilt wurde. Wenn er tatsächlich - gemäß dem 
ausgezeichneten und freiheitlichen Grundsatz des 
angelsächsischen Rechts - unschuldig ist, bis seine Schuld 
bewiesen ist, dann haben die Gerichte kein Recht, den 
Angeklagten zu zwingen, an seiner Verhandlung 
teilzunehmen. Es sei daran erinnert, dass die einzige 
Ausnahme vom Verbot der unfreiwilligen Knechtschaft im 
dreizehnten Zusatzartikel lautet: "außer als Strafe für ein 
Verbrechen, für das die Partei ordnungsgemäß verurteilt 
wurde"; ein Angeklagter ist noch nicht verurteilt worden. Das 
Gericht sollte also höchstens in der Lage sein, dem 
Angeklagten mitzuteilen, dass er vor Gericht gestellt wird, 
und ihn oder seinen Anwalt aufzufordern, der Verhandlung 
beizuwohnen; andernfalls wird die Verhandlung in 
Abwesenheit stattfinden, wenn der Angeklagte nicht 
erscheint. In diesem Fall wird der Angeklagte natürlich nicht 
in den Genuss einer optimalen Darstellung seines Falles 
kommen. 


Sowohl der Dreizehnte Verfassungszusatz als auch das 
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libertäre Glaubensbekenntnis machen eine Ausnahme für 
verurteilte Kriminelle. Der Libertäre glaubt, dass ein 
Verbrecher seine Rechte in dem Maße verliert, in dem er 
die Rechte eines anderen angegriffen hat, und dass es daher 
zulässig ist, den verurteilten Verbrecher einzukerkern und 
ihn in diesem Maße unfreiwilliger Knechtschaft zu 
unterwerfen. In der freiheitlichen Welt wird der Zweck der 
Inhaftierung und Bestrafung jedoch zweifellos ein anderer 
sein; es wird keinen "Staatsanwalt" geben, der sich 
anmaßt, einen Fall im Namen einer nicht existierenden 
"Gesellschaft" zu verhandeln, und der dann den 
Verbrecher im Namen der "Gesellschaft" bestraft. In dieser 
Welt wird der Staatsanwalt immer 
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das einzelne Opfer vertreten, und die Strafe wird so verhängt, 
dass sie dem Opfer zugute kommt. Ein wesentlicher 
Schwerpunkt der Bestrafung besteht also darin, den 
Verbrecher zu zwingen, das Opfer zu entschädigen, ihm 
Schadenersatz zu leisten. Ein solches Modell war eine Praxis 
im kolonialen Amerika. Anstatt beispielsweise einen Mann 
einzusperren, der einen Farmer in der Gegend ausgeraubt 
hatte, wurde der Verbrecher zwangsweise an den Farmer 
ausgeliehen - er wurde für eine bestimmte Zeit "versklavt" -, 
um für den Farmer zu arbeiten, bis seine Schuld beglichen 
war. Im Mittelalter war die Rückerstattung an das Opfer das 
vorherrschende Konzept der Bestrafung; erst als der Staat 
immer mächtiger wurde, griffen die staatlichen Behörden - 
Könige und Barone - mehr und mehr in den 
Entschädigungsprozess ein, konfiszierten immer mehr vom 
Eigentum des Verbrecherss für sich selbst und 
vernachlässigten das unglückliche Opfer. Und je mehr sich 
der Schwerpunkt von der Wiedergutmachung auf die 
Bestrafung abstrakter Verbrechen "gegen den Staat" 
verlagerte, desto härter wurden die Strafen, die der Staat 
gegen den Übeltäter verhängte. 


Wie Professor Schafer schreibt: "In dem Maße, in dem 
der Staat die Institution der Strafe monopolisierte, wurden die 
Rechte der Geschädigten langsam vom Strafrecht getrennt". 
Oder mit den Worten des Kriminologen William Tallack aus 
der Jahrhundertwende: "Es war vor allem der gewalttätigen 
Gier der Feudalbarone und der mittelalterlichen kirchlichen 
Mächte zu verdanken, dass die Rechte des Geschädigten 
allmählich verletzt und schließlich, Die Obrigkeit hat sich die 
Rechte des Geschädigten nach und nach angeeignet und den 
Täter doppelt gerächt, indem sie sein Eigentum anstelle des 
Opfers an sich selbst verfallen ließ und ihn dann mit Kerker, 
Folter, Scheiterhaufen oder Galgen bestrafte. Aber das 


ursprüngliche Opfer des Unrechts wurde praktisch ignoriert. 
"6 


Der Libertäre hat zwar nichts gegen Gefängnisse an sich, 
aber er sträubt sich gegen mehrere Praktiken, die im 
derzeitigen Justiz- und Strafvollzugssystem üblich sind. Eine 
davon ist die lange Haftstrafe, die dem Angeklagten auferlegt 
wird, während er auf seinen Prozess wartet. Die Verfassung 
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6Stephen Schafer, Restitution to Victims of Crime (Chicago: Quadrangle Books, 
1960), S. 7-8; William Tallack, Reparation to the Injured and the Rights of the 
Victims of Crime to Compensation (London, 1900), S. 11-12. 
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Das Recht auf ein "schnelles Verfahren" ist nicht willkürlich, 
sondern ein Mittel, um die Dauer der unfreiwilligen Haft vor 
der Verurteilung wegen eines Verbrechens zu minimieren. 
Außer in den Fällen, in denen der Verbrecher auf frischer Tat 
ertappt wurde und daher eine gewisse Schuldvermutung 
besteht, ist eine Inhaftierung vor der Verurteilung, 
geschweige denn vor dem Prozess, nicht zu rechtfertigen. 
Und selbst wenn jemand auf frischer Tat ertappt wird, gibt es 
eine wichtige Reform, die eingeführt werden muss, um das 
System ehrlich zu halten: die Polizei und die anderen 
Behörden müssen demselben Recht unterworfen werden wie 
alle anderen. Wenn alle Menschen demselben Strafrecht 
unterworfen werden sollen, gibt die Befreiung der Behörden 
von diesem Gesetz ihnen einen Freibrief für ständige 
Übergriffe, wie weiter unten noch erläutert wird. Der Polizist, 
der einen Verbrecher aufgreift und verhaftet, und die Justiz- 
und Strafvollzugsbehörden, die ihn vor der Verhandlung und 
Verurteilung inhaftieren - sie alle sollten dem universellen 
Gesetz unterworfen sein. Kurz gesagt, wenn sie einen Fehler 
begangen haben und der Angeklagte sich als unschuldig 
erweist, dann sollten diese Behörden denselben Strafen 
unterworfen werden wie jeder andere, der einen unschuldigen 
Menschen entführt und einsperrt. Immunität in Ausübung 
ihres Berufes sollte ebenso wenig als Entschuldigung dienen, 
wie Leutnant Calley für die Gräueltaten in My Lai während 
des Vietnamkrieges entschuldigt wurde.” 


Die Gewährung einer Kaution ist ein halbherziger 
Versuch, das Problem der Inhaftierung vor der 
Gerichtsverhandlung zu lösen, aber es ist klar, dass die Praxis 
der Kaution die Armen diskriminiert. Diese Diskriminierung 
besteht fort, auch wenn durch den Aufschwung des 
Kautionsgeschäfts viel mehr Menschen die Möglichkeit 
haben, eine Kaution zu hinterlegen. Der Einwand, dass die 
Gerichte mit Fällen überlastet sind und daher kein zügiges 
Verfahren gewähren können, ist natürlich keine Verteidigung 
des Systems; im Gegenteil, diese eingebaute Ineffizienz ist 
ein hervorragendes Argument für die Abschaffung der 
staatlichen Gerichte. 


Darüber hinaus liegt die Festsetzung der Kaution 
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willkürlich in den Händen des Richters, der übermäßige und 
kaum kontrollierte Befugnisse hat 


7 Für eine witzige Kritik an den Immunitäten der Verhaftungs- und 
Strafbehörden siehe H.L. Mencken, "The Nature of Liberty", 
Prejudices: A Selection (New York: Vintage Books, 1958), S. 138-43. 
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Menschen ins Gefängnis zu stecken, bevor sie verurteilt 
werden. Besonders bedrohlich ist dies bei Vorladungen 
wegen Missachtung des Gerichts, denn Richter haben nahezu 
unbegrenzte Befugnisse, jemanden ins Gefängnis zu stecken, 
nachdem der Richter selbst als Ein-Mann-Ankläger, Richter 
und Geschworener gehandelt hat, indem er den Schuldigen 
völlig frei von den üblichen Beweis- und Prozessregeln 
angeklagt, "verurteilt" und verurteilt hat, und dies unter 
Verletzung des grundlegenden Rechtsprinzips, nicht Richter 
in eigener Sache zu sein. 


Schließlich gibt es noch einen weiteren Eckpfeiler des 
Justizsystems, der unverständlicherweise viel zu lange 
unangefochten geblieben ist, selbst von Liberalen. Es handelt 
sich dabei um die Pflicht, als Geschworene zu arbeiten. Zwischen 
der Geschworenenpflicht und der Wehrpflicht gibt es kaum 
einen Unterschied in der Art, aber offensichtlich einen großen 
Unterschied im Ausmaß; beide sind Versklavung, beide 
zwingen den Einzelnen, Aufgaben im Namen des Staates und 
auf dessen Geheiß zu erfüllen. Und beide sind eine Funktion 
der Bezahlung zu Sklavenlöhnen. So wie der Mangel an 
freiwilligen Rekruten in der Armee auf eine weit unter dem 
Marktlohn liegende Entlohnung zurückzuführen ist, sorgt die 
abgrundtief niedrige Entlohnung für den Dienst als 
Geschworener dafür, dass, selbst wenn es möglich wäre, 
Geschworene zu rekrutieren, sich nicht viele melden würden. 
Darüber hinaus werden die Geschworenen nicht nur 
gezwungen, an der Verhandlung teilzunehmen und als 
Geschworene zu dienen, sondern manchmal werden sie auch 
wochenlang hinter verschlossenen Türen eingesperrt und 
dürfen keine Zeitung lesen. Was ist das anderes als Gefängnis 
und unfreiwillige Knechtschaft für Nicht-Kriminelle? 


Man wird einwenden, dass die Tätigkeit als 
Geschworener eine äußerst wichtige staatsbürgerliche 
Aufgabe ist und ein faires Verfahren gewährleistet, das ein 
Angeklagter vor dem Richter nicht erhalten kann, zumal der 
Richter Teil des staatlichen Systems ist und daher 
möglicherweise parteiisch für den Fall des Anklägers ist. 
Sehr richtig, aber gerade weil dieser Dienst so wichtig ist, ist 
es besonders wichtig, dass er von Menschen geleistet wird, 
die ihn gerne und freiwillig tun. Haben wir vergessen, dass 
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freie Arbeit glücklicher und effizienter ist als Sklavenarbeit? 
Die Abschaffung der Sklaverei unter den Richtern sollte ein 
wesentlicher Bestandteil jeder liberalen Plattform sein. Die 
Richter werden nicht zwangsverpflichtet, die gegnerischen 
Anwälte auch nicht, und die Geschworenen sollten es auch 
nicht. 


Es ist vielleicht kein Zufall, dass Anwälte in den 
Vereinigten Staaten überall vom Geschworenendienst befreit 
sind. Da es fast immer Anwälte sind, die die Gesetze 
schreiben, können wir feststellen, dass Klassengesetze und 
Klassenprivilegien am Werk sind? 
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OBLIGATORISCHE SELBSTVERPFLICHTUNG 


Einer der schändlichsten Bereiche unfreiwilliger 
Knechtschaft in unserer Gesellschaft ist die weit verbreitete 
Praxis der Zwangseinweisung oder unfreiwilligen 
Hospitalisierung psychisch Kranker. In früheren 
Generationen wurde diese Einweisung von Nicht-Kriminellen 
ganz offen als Maßnahme gegen Geisteskranke durchgeführt, 
um sie aus der Gesellschaft zu entfernen. Die Praxis des 
Liberalismus des zwanzigsten Jahrhunderts ist oberflächlich 
betrachtet humaner, aber in Wirklichkeit viel heimtückischer: 
Jetzt helfen Ärzte und Psychiater dabei, diese Unglücklichen 
"zu ihrem eigenen Wohl" einzukerkern. Die humanitäre 
Rhetorik hat eine weitaus breitere Anwendung dieser Praxis 
ermöglicht und es zum Beispiel verärgerten Angehörigen 
erlaubt, ihre Lieben ohne schlechtes Gewissen wegzusperren. 


In den letzten zehn Jahren hat der libertäre Psychiater und 
Psychoanalytiker Dr. Thomas S. Szasz einen zunächst 
scheinbar aussichtslosen, inzwischen aber in der Psychiatrie 
immer einflussreicheren Ein-Mann-Kreuzzug gegen die 
Zwangseinweisung geführt. In zahlreichen Büchern und 
Artikeln hat Dr. Szasz einen umfassenden und systematischen 
Angriff auf diese Praxis geführt. Er hat zum Beispiel darauf 
bestanden, dass die unfreiwillige Einweisung einen Verstoß 
gegen die medizinische Ethik darstellt. Anstatt dem Patienten 
zu dienen, dient der Arzt hier anderen - der Familie, dem 
Staat -, um gegen den Patienten, dem er eigentlich helfen 
sollte, zu handeln und ihn vollständig zu tyrannisieren. 
Zwangseinweisungen und Zwangstherapien verschlimmern 
die "Geisteskrankheit" viel eher, als dass sie sie heilen. Allzu 
oft, so Szasz, ist die Zwangseinweisung eher ein Mittel, um 
unliebsame Angehörige einzuschüchtern und sich ihrer zu 
entledigen, als eine echte Hilfe für den Patienten. 


Das Hauptargument für die Zwangseinweisung ist, dass 
der Patient "für sich selbst oder für andere gefährlich sein 
könnte". Der erste schwerwiegende Fehler dieses Ansatzes 
besteht darin, dass die Polizei oder das Gesetz eingreift, und 
zwar nicht dann, wenn eine offene aggressive Handlung im 
Gange ist, sondern aufgrund der Einschätzung einer Person, 
dass eine solche Handlung eines Tages stattfinden könnte. 
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Doch damit wird der Tyrannei Tür und Tor geöffnet. Jeder 
könnte für fähig oder wahrscheinlich gehalten werden, eines 
Tages eine Straftat zu begehen, und deshalb kann man bei 
einer solchen 
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Aus diesem Grund kann jeder rechtmäßig eingesperrt werden 
- nicht wegen eines Verbrechens, sondern weil jemand 
glaubt, er könnte eines begehen. Diese Art des Denkens 
rechtfertigt nicht nur die Inhaftierung, sondern auch die 
dauerhafte Inhaftierung von Personen, die unter Verdacht 
stehen. Das grundlegende libertäre Glaubensbekenntnis 
besagt jedoch, dass jedes Individuum zu einem freien Willen 
und einer freien Entscheidung fähig ist; dass niemand, wie 
wahrscheinlich es auch sein mag, dass er aufgrund einer 
statistischen oder anderen Einschätzung in Zukunft ein 
Verbrechen begehen wird, zwangsläufig dazu entschlossen 
ist; und dass es in jedem Fall unmoralisch und selbst invasiv 
und kriminell ist, jemanden zu zwingen, der nicht ein 
offenkundiger und gegenwärtiger, sondern ein mutmaßlicher 
Krimineller ist. 


Kürzlich wurde Dr. Szasz gefragt: "Aber sind Sie nicht 
der Meinung, dass die Gesellschaft das Recht und die Pflicht 
hat, sich um jene Personen zu kümmern, die als 'gefährlich 
für sich selbst und andere’ eingestuft werden?" Szasz 
antwortete mit Überzeugung: 


Ich denke, dass die Idee, Menschen zu "helfen", indem man 
sie einsperrt und ihnen schreckliche Dinge antut, ein 
religiöses Konzept ist, so wie es einst die Idee war, Hexen 
durch Folter und Verbrennung zu "retten". Was die 
"Selbstgefährdung" betrifft, so glaube ich wie John Stuart 
Mill, dass der Körper und die Seele eines Menschen ihm 
gehören und nicht dem Staat. Und außerdem, dass jeder 
Mensch das "Recht" hat, mit seinem Körper zu tun, was er 
will - solange er niemandem schadet oder die Rechte eines 
anderen beeinträchtigt. 


Was die "Gefährlichkeit für andere" anbelangt, so würden 
die meisten Psychiater, die mit Krankenhauspatienten 
arbeiten, zugeben, dass dies reine Fantasie ist Es wurden 
tatsächlich statistische Studien durchgeführt 

die zeigen, dass psychisch Kranke wesentlich 
gesetzestreuer sind als die Normalbevölkerung. 


Und der Anwalt für Bürgerrechte Bruce Ennis fügt hinzu, dass: 


Wir wissen, dass 85 Prozent aller Ex-Sträflinge in Zukunft 


weitere Straftaten begehen werden und dass 
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Ghettobewohner und männliche Teenager weitaus häufiger 
kriminell werden als der Durchschnitt der Bevölkerung. 
Aus neueren Studien wissen wir auch, dass psychisch 
Kranke statistisch gesehen weniger gefährlich sind als der 
Durchschnitt der Bevölkerung. Wenn wir also wirklich um 
die Gefahr besorgt sind, warum sperren wir dann nicht 
zuerst alle ehemaligen Sträflinge ein, dann alle 
Ghettobewohner, und dann, warum sperren wir nicht 
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alle männlichen Teenager einsperren? . . Die Frage, die 
Szasz gestellt hat, lautet: Wenn eine Person kein Gesetz 
gebrochen hat, welches Recht hat die Gesellschaft, sie 
einzusperren?8 


Die unfreiwillig Eingewiesenen lassen sich in zwei 
Klassen einteilen: diejenigen, die kein Verbrechen begangen 
haben, und diejenigen, die ein Verbrechen begangen haben. 
Für die ersteren fordert der Libertäre bedingungslos ihre 
Freilassung. Aber was ist mit den letzteren, was mit den 
Kriminellen, die aufgrund von Unzurechnungsfähigkeit oder 
anderen Gründen der "Brutalität" der Gefängnisstrafe 
entgehen und stattdessen vom Staat medizinisch versorgt 
werden? Auch hier hat Dr. Szasz mit einer energischen und 
vernichtenden Kritik an der Willkür des liberalen 
"Humanitarismus" Pionierarbeit geleistet. Erstens ist es 
grotesk zu behaupten, dass die Inhaftierung in einer 
staatlichen psychiatrischen Klinik irgendwie "humaner" sei 
als eine gleichwertige Inhaftierung im Gefängnis. Im 
Gegenteil, die Willkür der Behörden ist wahrscheinlich 
stärker, und der Gefangene hat wahrscheinlich weit weniger 
Möglichkeiten, seine Rechte zu verteidigen, denn als jemand, 
der als "psychisch krank" eingestuft wird, wird er in die 
Kategorie der "Nicht-Person" eingeordnet, der sich niemand 
mehr verpflichtet fühlt, ernst zu nehmen. Wie Dr. Szasz 
scherzhaft gesagt hat: "In einer staatlichen Nervenheilanstalt 
zu sein, würde jeden verrückt machen!" 


Aber darüber hinaus müssen wir die gesamte Idee in 
Frage stellen, jemanden aus der Herrschaft des objektiven 
Rechts herauszunehmen. Ein solches Vorgehen schadet den 
Betroffenen eher, als dass es ihnen hilft. Nehmen wir zum 
Beispiel an, dass zwei Männer, A und B, einen gleichwertigen 
Raubüberfall begehen und dass die übliche Strafe für dieses 
Verbrechen fünf Jahre Gefängnis beträgt. Nehmen wir an, 
dass B dieser Strafe "entgeht", indem er für geisteskrank 
erklärt und in eine staatliche psychiatrische Anstalt 
eingewiesen wird. Der Liberale konzentriert sich auf die 
Möglichkeit, dass B in zwei Jahren vom staatlichen 
Psychiater als "geheilt" oder "rehabilitiert" entlassen werden 
kann. Was aber, wenn der Psychiater ihn nie oder erst nach 
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sehr langer Zeit für geheilt hält? Dann ist 3 für die 


8Zitiert in Maggie Scarf, "Dr. Thomas Szasz .... ," New York Times Mag- 
azine (Oktober 3, 1971): 42, 45. Neben anderen Werken siehe Thomas S. 
Szasz, Law, Liberty, and Psychiatry (New York: Macmillan, 1963). 
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einfachen Diebstahls mit dem Schrecken einer lebenslangen 
Einweisung in eine psychiatrische Anstalt konfrontiert 
werden kann. Das "liberale" Konzept der unbestimmten 
Strafe - jemanden nicht aufgrund seines objektiven 
Verbrechens zu verurteilen, sondern aufgrund der 
Einschätzung seiner Psyche oder seines Kooperationswillens 
durch den Staat - stellt daher Tyrannei und Entmenschlichung 
in ihrer schlimmsten Form dar. Es ist eine Tyrannei, die den 
Gefangenen zu betrügerischem Verhalten ermutigt, um den 
staatlichen Psychiater - den er zu Recht als seinen Feind 
ansieht - zu täuschen, damit er glaubt, er sei "geheilt" und 
könne aus der Haft entlassen werden. Dieses Verfahren als 
"Therapie" oder "Rehabilitation" zu bezeichnen, ist sicherlich 
eine grausame Verhöhnung dieser Begriffe. Es ist weitaus 
prinzipieller und wahrhaft humaner, jeden Gefangenen nach 
dem objektiven Strafrecht zu behandeln. 
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6 
PERSÖNLICHE FREIHEIT 


FREIHEIT DER MEINUNGSÄUBERUNG 


Freiheit, die nicht unter die Kategorie der 
"unfreiwilligen Knechtschaft" subsumiert werden 
können. Rede- und Pressefreiheit 
werden seit langem von denjenigen geschätzt, die sich darauf 
beschränken, "bürgerliche Libertäre" zu sein - "bürgerlich" 
bedeutet, dass die wirtschaftliche Freiheit und die Rechte des 
Privateigentums außen vor gelassen werden. Aber wir haben 
bereits gesehen, dass die "Meinungsfreiheit" nicht als 
absolutes Recht aufrechterhalten werden kann, es sei denn, 
sie wird unter die allgemeinen Eigentumsrechte des 
Einzelnen subsumiert (was ausdrücklich das Eigentumsrecht 
an seiner eigenen Person einschließt). So hat der Mann, der in 
einem überfüllten Theater "Feuer" schreit, kein Recht dazu, 
weil er damit gegen die vertraglichen Eigentumsrechte des 
Theaterbesitzers und der Besucher der Vorstellung verstößt. 
Abgesehen von den Eingriffen in das Eigentum wird 
jedoch die Redefreiheit von jedem Libertären zwangsläufig 
bis zum Äußersten verteidigt werden. Die Freiheit, jede 
beliebige Äußerung zu sagen, zu drucken und zu verkaufen, 
wird zu einem absoluten Recht, ganz gleich, welchen Bereich 
die Rede oder die Äußerung abdecken soll. In diesem Bereich 
haben die Bürgerrechtler im Allgemeinen eine gute Bilanz 
vorzuweisen, und in der Justiz war der verstorbene Richter 
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T: gibt natürlich viele Probleme der persönlichen 


Hugo Black besonders bemerkenswert, als er die Redefreiheit 
auf der Grundlage des Ersten Verfassungszusatzes vor 
staatlichen Einschränkungen verteidigte. 
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Aber es gibt Bereiche, in denen selbst die eifrigsten 
Bürgerrechtler leider unscharf sind. Was ist zum Beispiel 
mit der "Aufwiegelung zum Aufruhr", bei der der Redner 
eines Verbrechens für schuldig befunden wird, weil er einen 
Mob aufstachelt, der dann randaliert und verschiedene 
Handlungen und Verbrechen gegen Personen und 
Eigentum begeht? Unserer Ansicht nach kann 
"Aufwiegelung" nur dann als Verbrechen angesehen 
werden, wenn wir die Willens- und Entscheidungsfreiheit 
eines jeden Menschen leugnen und davon ausgehen, dass, 
wenn A zu B und C sagt: "Du und er, geht und randaliert!", 
B und C dann irgendwie hilflos entschlossen sind, 
weiterzumachen und die unrechtmäßige Handlung zu 
begehen. Aber der Libertäre, der an die Willensfreiheit 
glaubt, muss darauf bestehen, dass es zwar unmoralisch 
oder unglücklich sein mag, wenn A einen Aufstand 
befürwortet, dass dies aber strikt in den Bereich der 
Befürwortung fällt und nicht rechtlich geahndet werden 
sollte. Wenn A jedoch auch an dem Aufstand teilnimmt, 
wird er selbst zum Aufrührer und kann ebenfalls bestraft 
werden. Wenn A Chef eines kriminellen Unternehmens ist 
und im Rahmen der Straftat seinen Handlangern befiehlt: 
"Du und er, geht und raubt diese und jene Bank aus", dann 
wird A nach dem Gesetz über die Beihilfe natürlich selbst 
zum Teilnehmer oder sogar Anführer des kriminellen 
Unternehmens. 


Wenn Befürwortung niemals ein Verbrechen sein sollte, 
dann sollte es auch keine "Verschwörung zur Befürwortung" 
geben, denn im Gegensatz zur unglücklichen Entwicklung 
des Verschwörungsrechts sollte die "Verschwörung" (d. h. 
die Vereinbarung), etwas zu tun, niemals illegaler sein als die 
Handlung selbst. (Wie kann man "Verschwörung" überhaupt 
definieren, wenn nicht als eine Vereinbarung zwischen zwei 
oder mehreren Personen, etwas zu tun, was Ihnen, dem 
Definierenden, nicht gefällt?)! 


Ein weiteres schwieriges Gebiet ist das Recht der 
Verleumdung und üblen Nachrede. Nach allgemeiner 
Auffassung ist es legitim, die Meinungsfreiheit 
einzuschränken, wenn diese Äußerungen dazu führen, dass 
der Ruf einer anderen Person fälschlicherweise oder 
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böswillig geschädigt wird. Mit dem Gesetz über 
Verleumdung und üble Nachrede wird, kurz gesagt, ein 
"Eigentumsrecht" an einer Person geltend gemacht. 


! Für eine Kritik des Kriteriums der "klaren und gegenwärtigen Gefahr" 
als unzureichend, um eine klare Grenze zwischen Befürwortung und 
offener Handlung zu ziehen, siehe Alexander Meiklejohn, Political 
Freedom (New York: Harper and Bros., 1960), S. 29-50; und O. John 
Rogge, The First and the Fifth (New York: Thomas Nelson and Sons, 
1960), S. 88ff. 
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jemand in seinem eigenen Ruf. Der "Ruf" eines Menschen ist 
jedoch nicht sein "Eigentum" und kann es auch nicht sein, 
denn er ist lediglich eine Funktion der subjektiven Gefühle 
und Einstellungen anderer Menschen. Da aber niemand 
jemals wirklich "die Meinung und Einstellung eines anderen 
besitzen kann, bedeutet dies, dass niemand buchstäblich ein 
Eigentumsrecht an seinem "Ruf" haben kann. Der Ruf einer 
Person ändert sich ständig, je nach den Einstellungen und 
Meinungen der übrigen Bevölkerung. Daher kann eine 
Äußerung, die jemanden angreift, kein Eingriff in sein 
Eigentumsrecht sein und sollte daher nicht eingeschränkt 
oder rechtlich geahndet werden. 


Natürlich ist es unmoralisch, eine andere Person zu 
Unrecht zu beschuldigen, aber auch hier sind das Moralische 
und das Rechtliche für den Libertären zwei sehr 
unterschiedliche Kategorien. 


Gäbe es keine Gesetze über Verleumdung und üble 
Nachrede, wären die Menschen pragmatischerweise viel 
weniger bereit, Anschuldigungen ohne vollständige 
Dokumentation zu glauben, als sie es heute tun. Wenn 
heutzutage ein Mann eines Fehlers oder einer Missetat 
beschuldigt wird, ist die allgemeine Reaktion, dies zu 
glauben, denn wenn die Beschuldigung falsch wäre, "warum 
klagt er dann nicht wegen Verleumdung?" Das 
Verleumdungsrecht benachteiligt auf diese Weise natürlich 
die Armen, da eine Person mit geringen finanziellen Mitteln 
kaum so bereit ist, einen kostspieligen Verleumdungsprozess 
zu führen wie eine wohlhabende Person. Darüber hinaus 
können wohlhabende Personen die Verleumdungsgesetze nun 
als Keule gegen ärmere Personen einsetzen, indem sie völlig 
legitime Anschuldigungen und Äußerungen unter der 
Drohung einschränken, ihre ärmeren Gegner wegen 
Verleumdung zu verklagen. Paradebeispiel: Eine Person mit 
begrenzten Mitteln ist im gegenwärtigen System eher von 
Verleumdungen betroffen - und wird in ihrer eigenen 
Meinungsäußerung eingeschränkt - als in einer Welt ohne 
Gesetze gegen Verleumdung oder Diffamierung. 


Glücklicherweise wurden in den letzten Jahren die 
Verleumdungsgesetze immer weiter abgeschwächt, so dass 
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man heute scharfe und pointierte Kritik an Amtsträgern und 
Personen des öffentlichen Lebens üben kann, ohne 
kostspielige rechtliche Schritte oder Strafen befürchten zu 
müssen. 


Eine weitere Maßnahme, die völlig frei von 
Beschränkungen sein sollte, ist der Boykott. Bei einem 
Boykott nutzen eine oder mehrere Personen ihr Recht auf 
freie Meinungsäußerung, um andere Personen aus wichtigen 
oder trivialen Gründen aufzufordern, das Produkt einer 
anderen Person nicht mehr zu kaufen. 
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Wenn beispielsweise mehrere Personen - aus welchen 
Gründen auch immer - eine Kampagne organisieren, um die 
Verbraucher aufzufordern, das Bier XYZ nicht mehr zu 
kaufen, so ist dies wiederum eine reine Befürwortung und 
darüber hinaus eine Befürwortung einer völlig legitimen 
Handlung - nämlich das Bier nicht zu kaufen. Ein 
erfolgreicher Boykott könnte für die Hersteller von XYZ-Bier 
unglücklich sein, aber auch dies fällt strikt in den Bereich der 
freien Meinungsäußerung und der Rechte des 
Privateigentums. Die Hersteller von XYZ-Bier nehmen die 
freie Wahl der Verbraucher in Kauf, und die Verbraucher 
haben das Recht, zuzuhören und sich von einem beliebigen 
Anbieter beeinflussen zu lassen. Dennoch haben unsere 
Arbeitsgesetze das Recht der Gewerkschaften verletzt, 
Boykotte gegen Unternehmen zu organisieren. Nach unseren 
Bankengesetzen ist es auch illegal, Gerüchte über die 
Zahlungsunfähigkeit einer Bank zu verbreiten - ein 
offensichtlicher Fall, in dem die Regierung den Banken 
besondere Privilegien einräumt, indem sie die freie 
Meinungsäußerung gegen ihre Nutzung verbietet. 


Eine besonders heikle Frage ist die Frage der 
Kundgebungen und Demonstrationen. Die Redefreiheit 
impliziert natürlich auch die Versammlungsfreiheit - die 
Freiheit, sich zu versammeln und sich gemeinsam mit 
anderen zu äußern. Die Situation wird jedoch komplexer, 
wenn es um die Nutzung der Straße geht. Es ist klar, dass 
Streikposten unrechtmäßig sind, wenn sie - wie häufig - dazu 
benutzt werden, den Zugang zu einem privaten Gebäude oder 
einer Fabrik zu blockieren, oder wenn die Streikposten 
Gewalt gegen diejenigen androhen, die die Streikpostenkette 
übertreten. Es ist auch klar, dass Sitzstreiks ein unzulässiges 
Eindringen in Privateigentum sind. Aber auch "friedliche 
Streikposten" sind nicht eindeutig legitim, denn sie sind Teil 
eines umfassenderen Problems: Wer entscheidet über die 
Nutzung der Straßen? Das Problem ergibt sich aus der 
Tatsache, dass die Straßen fast durchgängig Eigentum der 
(lokalen) Regierung sind. Da der Staat aber kein privater 
Eigentümer ist, fehlt ihm jedes Kriterium für die Zuweisung 
der Straßennutzung, so dass jede Entscheidung willkürlich 
ist. 
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Nehmen wir zum Beispiel an, dass die Freunde der 
Glyzinie auf einer Öffentlichen Straße für die Glyzinie 
demonstrieren und einen Umzug veranstalten wollen. Die 
Polizei verbietet die Demonstration mit der Begründung, sie 
würde die Straßen verstopfen und den Verkehr behindern. 
Bürgerrechtler werden auto- matisch protestieren und 
behaupten, dass das "Recht auf freie Meinungsäußerung" der 
Wisteria-Demonstranten zu Unrecht beschnitten wird. Aber 
auch die Polizei mag ein völlig legitimes Argument haben: 
Die Straßen können durchaus verstopft sein, und es liegt in 
der Verantwortung der Regierung 
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um den Verkehrsfluss aufrechtzuerhalten. Wie also 
entscheiden? Unabhängig davon, wie sich die Regierung 
entscheidet, wird eine Gruppe von Steuerzahlern durch die 
Entscheidung geschädigt werden. Wenn die Regierung 
beschließt, die Demonstration zuzulassen, werden die 
Autofahrer oder Fußgänger geschädigt; wenn sie es nicht tut, 
erleiden die Freunde der Wisteria einen Verlust. In jedem Fall 
führt die Tatsache, dass die Regierung Entscheidungen trifft, 
unweigerlich zu Konflikten darüber, wer von den 
Steuerzahlern und Bürgern die staatliche Ressource nutzen 
darf und wer nicht. 


Nur die allgemeine Tatsache, dass die Straßen in 
staatlichem Besitz sind und von der Regierung kontrolliert 
werden, macht dieses Problem unlösbar und verschleiert die 
wahre Lösung des Problems. Der Punkt ist, dass derjenige, 
der eine Ressource besitzt, darüber entscheiden wird, wie 
diese Ressource genutzt werden soll. Der Eigentümer einer 
Presse wird entscheiden, was auf dieser Presse gedruckt wird. 
Und der Eigentümer der Straßen wird entscheiden, wie er ihre 
Nutzung aufteilt. Kurz gesagt, wenn die Straßen in 
Privatbesitz wären und die "Friends of Wisteria" um die 
Nutzung der Fifth Avenue für eine Demonstration bitten 
würden, müsste der Eigentümer der Fifth Avenue 
entscheiden, ob er die Straße für eine Demonstration 
vermietet oder sie für den Verkehr freihält. In einer rein 
libertären Welt, in der alle Straßen in Privatbesitz sind, 
entscheiden die verschiedenen Straßenbesitzer zu jedem 
beliebigen Zeitpunkt, ob sie die Straße für Demonstrationen 
vermieten, an wen sie sie vermieten und welchen Preis sie 
dafür verlangen. Es wäre dann klar, dass es sich nicht um 
eine Frage der "Redefreiheit" oder der 
"Versammlungsfreiheit" handelt, sondern um eine Frage der 
Eigentumsrechte: um das Recht einer Gruppe, die 
Vermietung einer Straße anzubieten, und um das Recht des 
Straßenbesitzers, das Angebot entweder anzunehmen oder 
abzulehnen. 


FREIHEIT VON RADIO UND FERNSEHEN 
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Es gibt einen wichtigen Bereich des amerikanischen 
Lebens, in dem es unter dem gegenwärtigen System keine 
wirksame Rede- oder Pressefreiheit gibt oder geben kann. 
Das ist der gesamte Bereich von Radio und Fernsehen. In 
diesem Bereich verstaatlichte die Bundesregierung mit dem 
äußerst wichtigen Radio Act von 1927 den Äther. Damit 
wurde der Bund zum Eigentümer aller Radio- und 
Fernsehkanäle. Er hat sich dann angemaßt, folgende Rechte 
zu gewähren 
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nach eigenem Gutdünken Lizenzen für die Nutzung der 
Kanäle an verschiedene Privatsender. Einerseits müssen die 
Sender, da sie die Lizenzen kostenlos erhalten, nicht für die 
Nutzung der knappen Funkfrequenzen zahlen, wie es auf dem 
freien Markt der Fall wäre. So erhalten diese Sender eine 
enorme Subvention, die sie gerne beibehalten. Andererseits 
beansprucht die Bundesregierung als Lizenzgeberin für den 
Äther das Recht und die Macht, die Sender minutiös und 
kontinuierlich zu regulieren. So droht jeder Station die 
Nichtverlängerung oder sogar die Aussetzung ihrer Lizenz. 
Infolgedessen ist die Idee der Meinungsfreiheit in Rundfunk 
und Fernsehen nicht mehr als ein Hohn. Jeder Sender ist stark 
eingeschränkt und gezwungen, sein Programm nach den 
Vorgaben der Federal Communications Commission zu 
gestalten. So muss jeder Sender ein "ausgewogenes" 
Programm haben, eine bestimmte Anzahl von "öffentlich- 
rechtlichen" Ankündigungen ausstrahlen, jedem politischen 
Kandidaten für dasselbe Amt und jeder politischen 
Meinungsäußerung die gleiche Sendezeit einräumen, 
"umstrittene" Texte in den von ihm gespielten Platten 
zensieren, usw. Viele Jahre lang war es keinem Sender 
erlaubt, überhaupt eine redaktionelle Meinung zu senden; 
jetzt muss jede Meinung durch "verantwortungsvolle" 
redaktionelle Gegenrede ausgeglichen werden. 


Da jeder Sender und jede Sendeanstalt der FCC immer 
über die Schulter schauen muss, ist die freie 
Meinungsäußerung im Rundfunk eine Farce. Ist es da 
verwunderlich, dass die Meinung des Fernsehens, wenn sie 
überhaupt zu kontroversen Themen geäußert wird, dazu 
neigt, das "Establishment" zu bevorzugen? 


Die Öffentlichkeit hat sich mit dieser Situation nur 
abgefunden, weil es sie seit Beginn des kommerziellen 
Großradios gibt. Aber was würden wir zum Beispiel davon 
halten, wenn alle Zeitungen eine Lizenz bekämen, die von 
einer Bundespressekommission erneuert werden müsste, und 
wenn die Zeitungen ihre Lizenz verlieren würden, wenn sie 
es wagen, eine "unlautere" redaktionelle Meinung zu äußern, 
oder wenn sie den Öffentlichen Bekanntmachungen nicht das 
volle Gewicht geben? Wäre dies nicht eine unerträgliche, um 
nicht zu sagen verfassungswidrige, Zerstörung des Rechts auf 
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eine freie Presse? Oder wie wäre es, wenn alle Buchverlage 
lizenziert werden müssten und ihre Lizenzen nicht erneuert 
werden könnten, wenn ihre Bücherlisten nicht den 
Anforderungen einer Bundesbuchkommission entsprechen? 
Doch was wir alle als unerträglich und totalitär für die Presse 
und die Buchverlage empfinden würden, wird als 


143 


Persönliche Freiheit 


in einem Medium, das heute das beliebteste Mittel zur 
Meinungsäußerung und Bildung ist: Radio und Fernsehen. 
Doch die Grundsätze sind in beiden Fällen genau dieselben. 


Hier zeigt sich auch einer der fatalen Fehler der Idee des 
"demo-kratischen Sozialismus", nämlich die Vorstellung, 
dass die Regierung alle Ressourcen und Produktionsmittel 
besitzen und dennoch die Rede- und Pressefreiheit für alle 
Bürger bewahren und aufrechterhalten sollte. Eine abstrakte 
Verfassung, die "Pressefreiheit" garantiert, ist in einer 
sozialistischen Gesellschaft bedeutungslos. Der Punkt ist, 
dass dort, wo die Regierung das gesamte Zeitungspapier, die 
Druckmaschinen usw. besitz, die Regierung als 
Eigentümerin entscheiden muss, wie sie das Zeitungspapier 
aufteilt und was darauf gedruckt wird. So wie die Regierung 
als Eigentümer der Straße entscheiden muss, wie die Straße 
genutzt wird, muss eine sozialistische Regierung entscheiden, 
wie sie das Zeitungspapier und alle anderen Ressourcen, die 
mit Sprache und Presse zu tun haben, verteilt: 
Versammlungsräume, Maschinen, Lastwagen usw. Jede 
Regierung kann sich zur Pressefreiheit bekennen, aber ihr 
gesamtes Zeitungspapier nur an ihre Befürworter und 
Unterstützer verteilen. Eine freie Presse ist dann nur noch ein 
Hohn; warum sollte eine sozialistische Regierung auch nur 
einen nennenswerten Teil ihrer knappen Ressourcen den 
Antiso- zialisten zugestehen? Das Problem einer echten 
Pressefreiheit ist dann unlösbar. 


Die Lösung für Radio und Fernsehen? Ganz einfach: 
Behandeln Sie diese Medien genau so, wie die Presse und die 
Buchverlage behandelt werden. Sowohl für den Libertären als 
auch für den Anhänger der amerikanischen Verfassung sollte 
sich die Regierung vollständig aus allen Medien 
zurückziehen und sich nicht mehr einmischen. Kurz gesagt, 
die Bundesregierung sollte den Äther enteignen und die 
einzelnen Kanäle in Privatbesitz geben oder verkaufen. Wenn 
die Privatsender wirklich Eigentümer ihrer Kanäle sind, 
werden sie wirklich frei und unabhängig sein; sie werden in 
der Lage sein, alle Programme zu senden, die sie produzieren 
wollen oder von denen sie glauben, dass ihre Zuhörer sie 
hören wollen; und sie werden in der Lage sein, sich so 
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auszudrücken, wie sie es wünschen, ohne Angst vor 
staatlichen Vergeltungsmaßnahmen. Sie werden auch in der 
Lage sein, die Funkfrequenzen zu verkaufen oder zu 
vermieten, an wen immer sie wollen, und auf diese Weise 
werden die Nutzer der Kanäle nicht mehr künstlich 
subventioniert werden. 
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Wenn die Fernsehsender frei, in Privatbesitz und 
unabhängig werden, können die großen Sender außerdem 
keinen Druck mehr auf die FCC ausüben, um das Pay-TV zu 
verbieten. Nur weil die FCC das Bezahlfernsehen geächtet 
hat, konnte es nicht Fuß fassen. "Free-TV" ist natürlich nicht 
wirklich "kostenlos"; die Programme werden von den 
Werbetreibenden bezahlt, und der Verbraucher zahlt, indem 
er die Werbekosten in den Preis des von ihm gekauften 
Produkts einbezieht. Man könnte sich fragen, welchen 
Unterschied es für den Verbraucher macht, ob er die 
Werbekosten indirekt oder direkt für jedes Programm, das er 
kauft, bezahlt. Der Unterschied ist, dass es sich nicht um 
dieselben Verbraucher für dieselben Produkte handelt. Der 
Fernsehwerber zum Beispiel ist immer daran interessiert, (a) 
einen möglichst großen Zuschauermarkt zu gewinnen und (b) 
die Zuschauer zu gewinnen, die für seine Botschaft am 
empfänglichsten sind. Daher werden alle Programme auf den 
kleinsten gemeinsamen Nenner im Publikum und 
insbesondere auf die Zuschauer ausgerichtet, die für die 
Botschaft am empfänglichsten sind, d. h. auf die Zuschauer, 
die keine Zeitungen oder Zeitschriften lesen, damit die 
Botschaft nicht die dort geschalteten Anzeigen überschneidet. 
Infolgedessen sind die Programme des frei empfangbaren 
Fernsehens in der Regel einfallslos, langweilig und 
gleichförmig. Pay-TV würde bedeuten, dass sich jedes 
Programm seinen eigenen Markt sucht, und es würden sich 
viele spezialisierte Märkte für ein spezialisiertes Publikum 
entwickeln - so wie sich im Bereich der Zeitschriften- und 
Buchverlage äußerst lukrative spezialisierte Märkte 
entwickelt haben. Die Qualität der Programme wäre höher 
und das Angebot viel vielfältiger. Tatsächlich muss die 
Bedrohung durch die potenzielle Pay-TV-Konkurrenz so groß 
sein, dass sich die Sender jahrelang dafür einsetzen, sie zu 
unterdrücken. Aber in einem wirklich freien Markt könnten 
und würden natürlich beide Formen des Fernsehens sowie das 
Kabelfernsehen und andere Formen, die wir uns noch nicht 
vorstellen können, in den Wettbewerb eintreten. 

Ein gängiges Argument gegen das Privateigentum an 
Fernsehkanälen ist, dass diese Kanäle "knapp" sind und daher 
vom Staat gehalten und aufgeteilt werden müssen. Für einen 
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Wirtschaftswissenschaftler ist dies ein dummes Argument; 
alle Ressourcen sind knapp, und alles, was auf dem Markt 
einen Preis hat, hat diesen Preis, eben weil es knapp ist. Wir 
müssen einen bestimmten Betrag für einen Laib Brot, für 
Schuhe, für Kleider zahlen, weil sie 


147 


Persönliche Freiheit 


sind alle knapp. Wären sie nicht knapp, sondern im Überfluss 
vorhanden wie Luft, wären sie kostenlos, und niemand 
müsste sich um ihre Produktion oder Verteilung kümmern. 
Im Pressebereich ist Zeitungspapier knapp, Papier ist knapp, 
Druckmaschinen und Lastwagen sind knapp, usw. Je knapper 
sie sind, desto höher ist der Preis, den sie erzielen, und 
umgekehrt. Außerdem, und auch das ist pragmatisch, gibt es 
viel mehr Fernsehkanäle, als derzeit genutzt werden. Die 
frühe Entscheidung der FCC, die Sender in die VHF- statt in 
die UHF-Zone zu zwingen, hat zu einer weitaus größeren 
Knappheit an Kanälen geführt, als es nötig gewesen wäre. 


Ein weiterer gängiger Einwand gegen privates Eigentum 
in den Rundfunkmedien ist, dass private Sender sich 
gegenseitig stören würden und dass eine solche weit 
verbreitete Störung praktisch verhindern würde, dass 
irgendwelche Programme gehört oder gesehen werden 
können. Dies ist jedoch ein ebenso absurdes Argument für die 
Verstaatlichung des Rundfunks wie die Behauptung, dass alle 
Autos - oder Grundstücke - verstaatlicht werden müssten, 
weil die Menschen mit ihren Autos über fremdes Land fahren 
können. In beiden Fällen besteht das Problem darin, dass die 
Gerichte die Eigentumsrechte sorgfältig genug abgrenzen, 
damit jeder Eingriff in das Eigentum eines anderen eindeutig 
und strafrechtlich verfolgt werden kann. Im Falle von 
Landtiteln ist dieser Prozess klar genug. Aber die Gerichte 
können ein ähnliches Verfahren zur Absteckung von 
Eigentumsrechten auch in anderen Bereichen anwenden - sei 
es im Luftraum, im Wasser oder in Ölfeldern. Im Falle von 
Funkwellen besteht die Aufgabe darin, die technologische 
Einheit zu finden - d. h. den Ort der Übertragung, die 
Entfernung der Welle und die technische Breite eines freien 
Kanals - und dann die Eigentumsrechte an dieser besonderen 
technologischen Einheit zuzuweisen. Wenn beispielsweise 
dem Radiosender WXYZ ein Eigentumsrecht an der 
Ausstrahlung auf 1500 Kilozyklen, plus oder minus einer 
bestimmten Breite von Kilozyklen, im Umkreis von 200 
Meilen um Detroit zugewiesen wird, dann würde jeder 
Sender, der anschließend ein Programm auf dieser 
Wellenlänge in den Raum Detroit ausstrahlt, wegen Eingriffs 
in Eigentumsrechte belangt werden. Wenn die Gerichte ihrer 
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Aufgabe nachgehen, Eigentumsrechte zu fordern und zu 
verteidigen, dann ist in diesem Gebiet nicht mehr als 
anderswo mit ständigen Eingriffen in solche Rechte zu 
rechnen. 


Die meisten Menschen glauben, dass dies genau der 
Grund für die Verstaatlichung des Rundfunks ist, die vor dem 
Radio Act von 1927 stattfand, 
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Die Sender störten sich gegenseitig und es entstand ein 
Chaos, so dass die Bundesregierung schließlich eingreifen 
musste, um für Ordnung zu sorgen und endlich eine 
Radioindustrie zu ermöglichen. Aber das ist eine historische 
Legende, keine Tatsache. Die tatsächliche Geschichte ist 
genau das Gegenteil. Als nämlich Störungen auf demselben 
Kanal auftraten, verklagte der Geschädigte die Angreifer auf 
dem Äther vor Gericht, und die Gerichte begannen, Ordnung 
in das Chaos zu bringen, indem sie sehr erfolgreich die 
Theorie des Gewohnheitsrechts der Eigentumsrechte - die in 
vielerlei Hinsicht der freiheitlichen Theorie ähnelt - auf 
diesen neuen technischen Bereich anwandten. Kurz gesagt, 
die Gerichte begannen, den Nutzern, die sich selbst 
versorgen, Eigentumsrechte am Äther zuzuweisen. Nachdem 
die Bundesregierung die Wahrscheinlichkeit dieser neuen 
Ausweitung des Privateigentums erkannt hatte, beeilte sie 
sich, den Äther zu verstaatlichen, wobei sie das angebliche 
Chaos als Vorwand benutzte. 


Um das Bild etwas genauer zu beschreiben, war der Funk 
in den ersten Jahren des Jahrhunderts fast ausschließlich ein 
Kommunikationsmittel für Schiffe - entweder von Schiff zu 
Schiff oder von Schiff zu Land. Das Marineministerium war 
daran interessiert, den Funkverkehr zu regulieren, um die 
Sicherheit auf See zu gewährleisten, und die erste 
Bundesvorschrift, ein Gesetz von 1912, sah lediglich vor, 
dass jede Funkstation eine vom Handelsminister ausgestellte 
Lizenz haben musste. Das Gesetz enthielt jedoch keine 
Befugnisse zur Regulierung oder zur Entscheidung über die 
Nichtverlängerung von Lizenzen, und als der öffentliche 
Rundfunk in den frühen 1920er Jahren begann, versuchte 
Handelsminister Herbert Hoover, die Sender zu regulieren. 
Gerichtsentscheidungen in den Jahren 1923 und 1926 hoben 
jedoch die Befugnis der Regierung auf, die Lizenzen zu 
regulieren, sie nicht zu erneuern oder sogar zu entscheiden, 
auf welchen Wellenlängen die Sender arbeiten sollten.?2 Etwa 
zur gleichen Zeit arbeiteten die Gerichte das Konzept der 
privaten Eigentumsrechte am Äther aus, insbesondere im Fall 
Tribune Co. v. Oak Leaves Broadcasting 
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2In den Entscheidungen Hoover v. Intercity Radio Co., 286 Fed. 1003 
(Appeals D.C., 1923); und United States v. Zenith Radio Corp., 12 F. 2d 
614 (ND. Ill., 1926). Siehe den hervorragenden Artikel von Ronald H. 
Coase, "The Federal Com- munications Commission", Journal of Law and 
Economics (Oktober 1959): 4-5. 
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Station (Circuit Court, Cook County, Illinois, 1926). In diesem Fall 
entschied das Gericht, dass der Betreiber einer bestehenden 
Station ein durch vorherige Nutzung erworbenes 
Eigentumsrecht besaß, das ausreichte, um einer neuen Station 
die Nutzung einer Funkfrequenz in einer Weise zu 
untersagen, die zu Störungen der Signale der vorherigen 
Station führte3 So wurde durch die Übertragung von 
Eigentumsrechten Ordnung in das Chaos gebracht. Doch 
genau dieser Entwicklung wollte die Regierung 
zuvorkommen. 


Die Zenith-Entscheidung von 1926, mit der die Befugnis 
der Regierung, Lizenzen zu regulieren oder nicht zu erneuern, 
aufgehoben und das Handelsministerium gezwungen wurde, 
jedem Sender, der einen Antrag stellte, eine Lizenz zu 
erteilen, löste einen großen Boom in der Rundfunkbranche 
aus. In den neun Monaten nach der Entscheidung wurden 
über zweihundert neue Sender gegründet. Infolgedessen 
setzte der Kongress im Juli 1926 im Eiltempo eine 
Überbrückungsmaßnahme durch, um Eigentumsrechte an 
Radiofrequenzen zu verhindern, und beschloss, dass alle 
Lizenzen auf 90 Tage begrenzt sein sollten. Im Februar 1927 
verabschiedete der Kongress das Gesetz zur Gründung der 
Federal Radio Commission, die den Äther verstaatlichte und 
ähnliche Befugnisse wie die heutige FCC erhielt. Dass es den 
wissenden Politikern nicht darum ging, das Chaos zu 
verhindern, sondern das Privateigentum am Äther als Lösung 
für das Chaos zu verhindern, zeigt der Rechtshistoriker H.P. 
Warner. Warner stellt fest, dass "die Gesetzgeber und 
diejenigen, die allgemein mit der Verwaltung der 
Kommunikation betraut sind, ernsthafte Befürchtungen 
äußerten . ... dass eine wirksame staatliche Regulierung durch 
die Anhäufung von Eigentumsrechten an Lizenzen oder 
Zugangsmitteln dauerhaft verhindert werden könnte und dass 
auf diese Weise Konzessionen im Wert von Millionen von 
Dollar für alle Zeiten etabliert werden könnten".* Das 
Endergebnis war jedoch, dass gleichwertige Konzessionen 
trotzdem etabliert wurden, allerdings auf monopolistische 
Weise durch die Großzügigkeit der Federal Radio 
Commission und später der FCC und nicht durch 
wettbewerbsorientierte Selbstverwaltung. 
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3lbid,, S, 31n. 


A4Harry P. Warner, Radio and Television Law (1958), S. 540. Zitiert in 
Coase, "The Federal Communications Commission", S. 32. 
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Von den zahlreichen direkten Eingriffen in die 
Redefreiheit durch die Lizenzvergabe der FRC und der FCC 
sollen zwei Fälle genügen. Einer davon war 1931, als die 
FRC einem Herrn Baker, der einen Radiosender in Iowa 
betrieb, die Erneuerung der Lizenz verweigerte. Bei der 
Verweigerung der Erneuerung sagte die Kommission: 


Diese Kommission ist nicht für die Ärztekammern und 
andere Parteien zuständig, die Herr Baker nicht mag. Ihre 
angeblichen Sünden mögen zuweilen von öffentlicher 
Bedeutung sein und müssen der Öffentlichkeit auf die 
richtige Art und Weise über den Äther nahegebracht 
werden. Aber diese Aufzeichnung zeigt, dass Herr Baker 
dies nicht auf eine hochmütige Art und Weise tut. Es zeigt, 
dass er ständig und unberechenbar über die Luft ein 
persönliches Hobby, seine Krebsheilungsideen und seine 
Vorlieben und Abneigungen gegenüber bestimmten 
Personen und Dingen ausbreitet. Dass er dies alles den 
Hörern zumutet, ist sicher nicht der richtige Umgang mit 
einer Rundfunklizenz. Viele seiner Äußerungen sind 
vulgär, wenn nicht sogar unanständig. Sie sind mit 
Sicherheit nicht erbaulich oder unterhaltsam. 


Können wir uns den Aufschrei vorstellen, wenn die 
Bundesregierung eine Zeitung oder einen Buchverlag aus 
ähnlichen Gründen aus dem Verkehr ziehen würde? 


Kürzlich drohte die FCC dem Radiosender KTRG in 
Honolulu, einer wichtigen Radiostation auf Hawaii, mit der 
Nichtverlängerung der Lizenz. KTRG hatte etwa zwei Jahre 
lang täglich mehrere Stunden lang libertäre Pro- gramme 
ausgestrahlt. Ende 1970 beschloss die FCC schließlich, 
langwierige Anhörungen einzuleiten, die auf eine 
Nichterneuerung der Lizenz hinausliefen, und die drohenden 
Kosten zwangen die Eigentümer, den Sender für immer zu 
schließen.® 


SEntscheidungen der FRC, Docket Nr. 967, 5. Juni 1931. Zitiert in 
Coase, "The Federal Communications Commission", S. 9. 


6 Die beste und ausführlichste Darstellung, wie private Eigentumsrechte 

an Radio und Fernsehen zugewiesen werden könnten, findet sich in A. 

DeVany et al: A Legal-Economic-Engineering Study", Stanford Law Review 
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(Juni 1969). Siehe auch William NH. Meckling, "National 
Communications Policy: Discussion", American Economic Review, 
Papers and Proceedings (Mai 1970): 222-23. Seit dem DeVany-Artikel 
ist das Wachstum von Community und 
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PORNOGRAFIE 


Für den Libertären sind die Auseinandersetzungen 
zwischen Konservativen und Liberalen über Gesetze zum 
Verbot von Pornografie erschreckend nebensächlich. Die 
Konservativen vertreten den Standpunkt, dass Pornografie 
entwürdigend und unmoralisch ist und daher verboten werden 
sollte. Die Liberalen neigen dazu, dem entgegenzuhalten, 
dass Sex gut und gesund ist und dass Pornografie daher nur 
positive Auswirkungen hat und dass Gewaltdarstellungen - 
etwa im Fernsehen, im Kino oder in Comics - stattdessen 
verboten werden sollten. Keine der beiden Seiten geht auf 
den entscheidenden Punkt ein: dass die guten, schlechten 
oder gleichgültigen Folgen der Pornographie zwar ein 
interessantes Problem für sich sind, aber für die Frage, ob sie 
verboten werden sollte oder nicht, völlig irrelevant sind. Der 
Libertäre vertritt die Auffassung, dass es nicht Aufgabe des 
Gesetzes ist - also der Anwendung von Vergeltungsgewalt - 
die Moralvorstellungen anderer durchzusetzen. Es ist nicht die 
Aufgabe des Gesetzes - selbst wenn dies praktisch möglich 
wäre, was natürlich sehr unwahrscheinlich ist -, jemanden gut 
oder ehrfürchtig oder moralisch oder sauber oder aufrecht zu 
machen. Das muss jeder Einzelne für sich selbst entscheiden. 
Es ist nur die Aufgabe der legalen Gewalt, Menschen gegen 
die Anwendung von Gewalt zu verteidigen, sie vor 
gewaltsamen Übergriffen auf ihre Person oder ihr Eigentum 
zu schützen. Wenn sich die Regierung jedoch anmaßt, 
Pornografie zu verbieten, wird sie selbst zum echten 
Verbrecher, denn sie greift in die Eigentumsrechte der 
Menschen ein, die pornografisches Material herstellen, 
verkaufen, kaufen oder besitzen. 


Wir erlassen keine Gesetze, um die Menschen aufrecht 
zu halten; wir erlassen keine Gesetze, um die Menschen zu 
zwingen, freundlich zu ihren Nachbarn zu sein oder den 
Busfahrer nicht anzuschreien; wir erlassen keine Gesetze, 
um die Menschen zu zwingen, ehrlich zu ihren Lieben zu 
sein. Wir erlassen keine Gesetze, um sie zu zwingen, eine 
bestimmte Menge an Vitaminen pro Tag zu essen. Es ist 
auch nicht die Aufgabe der Regierung oder irgendeiner 
Behörde, Gesetze gegen die freiwillige Produktion oder den 
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Verkauf von Pornografie zu erlassen. Ob Pornografie gut, 
schlecht oder gleichgültig ist, sollte für die Justizbehörden 
nicht von Interesse sein. 


Das Kabelfernsehen hat die Knappheit der Frequenzen weiter 
verringert und die Bandbreite des potenziellen Wettbewerbs erweitert. 
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Das Gleiche gilt für das liberale Schreckgespenst der 
"Gewaltpornographie". Ob das Anschauen von Gewalt im 
Fernsehen zu tatsächlichen Verbrechen führt oder nicht, sollte 
nicht in den Zuständigkeitsbereich des Staates fallen. 
Gewaltfilme zu verbieten, weil sie jemanden dazu verleiten 
könnten, ein Verbrechen zu begehen, ist eine Verweigerung 
des freien Willens des Menschen und natürlich auch eine 
völlige Verweigerung des Rechts derjenigen, die keine 
Verbrechen begehen wollen, den Film zu sehen. Aber noch 
wichtiger ist, dass ein Verbot von Gewaltfilmen aus diesem 
Grund genauso wenig zu rechtfertigen ist, wie es zu 
rechtfertigen wäre, alle männlichen Neger im Teenageralter 
einzusperren, weil sie eine größere Neigung zu Verbrechen 
haben als der Rest der Bevölkerung. 


Es sollte auch klar sein, daß das Verbot von Pornographie 
ein Eingriff in das Eigentumsrecht ist, in das Recht, zu 
produzieren, zu verkaufen, zu kaufen und zu besitzen. Die 
Konservativen, die ein Verbot von Pornografie fordern, 
scheinen nicht zu erkennen, dass sie damit genau das Konzept 
der Eigentumsrechte verletzen, für das sie sich einsetzen. Es 
ist auch ein Verstoß gegen die Pressefreiheit, die, wie wir 
gesehen haben, in Wirklichkeit eine Unterform des 
allgemeinen Rechts auf Privateigentum ist. 


Manchmal hat es den Anschein, als sei es das schöne 
Ideal vieler Konservativer wie auch vieler Liberaler, jeden in 
einen Käfig zu sperren und ihn zu zwingen, das zu tun, was 
die Konservativen oder Liberalen für moralisch richtig halten. 
Es wären natürlich unterschiedlich gestaltete Käfige, aber es 
wären Käfige, die sich nicht unterscheiden. Der Konservative 
würde unerlaubten Sex, Drogen, Glücksspiel und Unzucht 
verbieten und jeden dazu zwingen, sich gemäß seiner Version 
von moralischem und religiösem Verhalten zu verhalten. Der 
Liberale würde Gewaltfilme, unästhetische Werbung, Fußball 
und Rassendiskriminierung verbieten und im Extremfall alle 
in eine "Skinner-Box" sperren, die von einem angeblich 
wohlwollenden liberalen Diktator geleitet wird. Der Effekt 
wäre jedoch derselbe: Jeder würde auf ein untermenschliches 
Niveau herabgesetzt und des wertvollsten Teils seiner 
Menschlichkeit beraubt - der Freiheit zu wählen. 


Die Ironie besteht natürlich darin, dass die konservativen 
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oder liberalen Gefängniswärter, indem sie die Menschen 
zwingen, "moralisch" zu sein, d. h. moralisch zu handeln, den 
Menschen in Wirklichkeit die Möglichkeit nehmen würden, 
überhaupt moralisch zu sein. Das Konzept der "Moral" macht 
keinen Sinn, wenn die moralische Handlung nicht frei 
gewählt ist. Nehmen wir zum Beispiel an, dass jemand ein 
gläubiger Muslim ist, der so viele Menschen wie möglich zu 
sich holen möchte. 
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Es ist möglich, dass sich ein Mensch dreimal am Tag vor 
Mekka verneigt; für ihn ist das die höchste moralische 
Handlung. Wenn er aber Zwang ausübt, um jeden zu 
zwingen, sich vor Mekka zu verbeugen, nimmt er damit 
jedem die Möglichkeit, moralisch zu sein - sich frei zu 
entscheiden, sich vor Mekka zu verbeugen. Der Zwang 
beraubt den Menschen der Freiheit der Wahl und damit der 
Möglichkeit, sich moralisch zu entscheiden. 


Der Libertäre will, im Gegensatz zu vielen Konservativen 
und Liberalen, den Menschen nicht in einen Käfig sperren. 
Was er für jeden will, ist Freiheit, die Freiheit, moralisch oder 
unmoralisch zu handeln, wie jeder Mensch entscheiden soll. 


SEX-GESETZE 


In den letzten Jahren sind die Liberalen glücklicherweise 
zu dem Schluss gekommen, dass "jede Handlung zwischen 
zwei (oder mehr) einwilligungsfähigen Erwachsenen" legal 
sein sollte. Es ist bedauerlich, dass die Liberalen dieses 
Kriterium noch nicht von Sex auf Handel und Austausch 
ausgeweitet haben, denn wenn sie das jemals tun würden, 
wären sie nahe dran, vollwertige Libertäre zu werden. Denn 
der Libertäre ist gerade daran interessiert, alle Beziehungen 
zwischen "einwilligenden Erwachsenen" zu legalisieren. Die 
Liberalen haben auch begonnen, die Abschaffung der 
"Verbrechen ohne Opfer" zu fordern, was großartig wäre, 
wenn die "Opfer" genauer als Opfer aggressiver Gewalt 
definiert würden. 


Da Sex ein einzigartig privater Aspekt des Lebens ist, ist 
es besonders unerträglich, dass Regierungen sich anmaßen, 
sexuelles Verhalten zu regulieren und gesetzlich zu regeln, 
aber natürlich ist dies eine der Lieblingsbeschäftigungen des 
Staates. Gewalttätige Handlungen wie Vergewaltigung sind 
selbstverständlich als Verbrechen einzustufen, wie jede 
andere Gewalttat gegen Personen. 


Während freiwillige sexuelle Handlungen häufig als 
illegal eingestuft und vom Staat verfolgt werden, werden 
Vergewaltiger seltsamerweise von den Behörden weitaus 
sanfter behandelt als Angeklagte, die andere Formen der 

160 


Körperverletzung begangen haben. In vielen Fällen wurde 
das Vergewaltigungsopfer von den Strafverfolgungsbehörden 
praktisch als der Schuldige behandelt - eine Haltung, die 
gegenüber Opfern anderer Straftaten fast nie eingenommen 
wird. Eine unzulässige sexuelle Doppelbestrafung liegt auf 
der Hand. 
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Standard am Werk war. Wie der nationale Vorstand der 
American Civil Liberties Union im März 1977 erklärte: 


Die Opfer sexueller Übergriffe sollten nicht anders 
behandelt werden als die Opfer anderer Verbrechen. Opfer 
von sexuellen Übergriffen werden von den 
Strafverfolgungsbehörden und dem Personal des 
Gesundheitswesens oft mit Skepsis und Missbrauch 
behandelt. Diese Behandlung reicht von offizieller 
Ungläubigkeit und Gefühllosigkeit bis hin zu grausamen 
und harten Untersuchungen des Lebensstils und der Motive 
des Opfers. Eine solche Vernachlässigung der 
Verantwortung durch Institutionen, die Verbrechensopfer 
unterstützen und schützen sollen, kann das Trauma der 
ursprünglichen Erfahrung des Opfers nur verstärken. 


Die von der Regierung auferlegte Doppelmoral kann 
durch die Abschaffung der Vergewaltigung als 
Sonderkategorie der rechtlichen und gerichtlichen 
Behandlung und ihre Unterstellung unter das allgemeine 
Recht der Körperverletzung beseitigt werden. Die Maßstäbe, 
die für die Anweisungen der Richter an die Geschworenen 
oder für die Zulässigkeit von Beweisen gelten, sollten in all 
diesen Fällen in gleicher Weise angewandt werden. 


Wenn Arbeit und Menschen im Allgemeinen frei sein 
sollen, dann sollte es auch Freiheit für Prostitution geben. 
Prostitution ist ein freiwilliger Verkauf einer Arbeitsleistung, 
und die Regierung hat kein Recht, solche Verkäufe zu 
verbieten oder einzuschränken. Es sei darauf hingewiesen, 
dass viele der schlimmeren Aspekte des Straßenstrichs durch 
das Verbot von Bordellen hervorgerufen wurden. Als 
langlebige Häuser der Prostitution, die von Madams betrieben 
werden, die bestrebt sind, sich über einen langen Zeitraum 
einen guten Ruf bei den Kunden zu erarbeiten, konkurrierten 
die Bordelle früher darum, einen hochwertigen Service zu 
bieten und ihren "Markennamen" aufzubauen. Das Verbot der 
Bordelle hat die Prostitution in ein "Schwarzmarkt"-Dasein 
gezwungen, mit all den Gefahren und dem allgemeinen 
Qualitätsverlust, den dies immer mit sich bringt. In letzter 
Zeit neigt die Polizei in New York City dazu, gegen die 
Prostitution mit der Begründung vorzugehen, dass das 
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Gewerbe nicht mehr "opferlos" sei, da viele Prostituierte 
Straftaten gegen ihre Kunden begehen. Ein Verbot des 
Gewerbes, das Verbrechen anziehen kann, wäre jedoch eine 
Rechtfertigung für die Prohibition, da viele Schlägereien in 
Bars stattfinden. Die Antwort liegt nicht darin, die freiwillige 
und wirklich legale Tätigkeit zu verbieten, sondern darin, 
dass die Polizei dafür sorgt, dass die echten Verbrechen nicht 
begangen werden. Es sollte klar sein, dass das Eintreten für 
die Freiheit der 
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Prostitution impliziert für den Libertären nicht im Geringsten 
eine Befürwortung der Prostitution selbst. Kurz gesagt, wenn 
eine besonders puristische Regierung alle Kosmetika 
verbieten würde, würde der Libertäre für die Legalisierung 
von Kosmetika plädieren, ohne in irgendeiner Weise zu 
implizieren, dass er die Verwendung von Kosmetika an sich 
befürwortet - oder gar ablehnt. Im Gegenteil, je nach seiner 
persönlichen Ethik oder Ästhetik könnte er sich durchaus 
gegen die Verwendung von Kosmetika nach deren 
Legalisierung aussprechen; sein Versuch ist immer, zu 
überzeugen und nicht zu zwingen. 


Wenn Sex frei sein sollte, dann sollte natürlich auch die 
Geburtenkontrolle frei sein. Es ist jedoch leider bezeichnend 
für unsere Gesellschaft, dass, kaum ist die Geburtenkontrolle 
gesetzlich geregelt, Leute - in diesem Fall Liberale - 
aufstehen und für eine obligatorische Geburtenkontrolle 
eintreten. Es stimmt natürlich, dass, wenn meine Nachbarin 
ein Kind bekommt, sich das auf mich auswirken kann, im 
Guten wie im Schlechten. Aber fast alles, was jemand tut, 
kann sich auf einen oder mehrere Menschen auswirken. Für 
den Libertären ist dies kaum eine Rechtfertigung für die 
Anwendung von Gewalt, die nur zur Bekämpfung oder 
Eindämmung der Gewalt selbst eingesetzt werden darf. Es 
gibt kein persönlicheres Recht, keine wertvollere Freiheit als 
die Entscheidung einer Frau, ein Kind zu bekommen oder 
nicht zu bekommen, und es ist extrem totalitär, wenn sich 
eine Regierung anmaßt, ihr dieses Recht zu verweigern. 
Außerdem, wenn eine Familie mehr Kinder hat, als sie 
bequem ernähren kann, wird die Familie selbst die Hauptlast 
tragen; daher das fast eindeutige Ergebnis, dass der Wunsch, 
einen geschätzten Anstieg des Lebensstandards zu bewahren, 
eine freiwillige Reduzierung der Geburten durch die Familien 
selbst bewirken wird. 


Dies bringt uns zu dem komplexeren Fall der Abtreibung. Für 
den Libertären kann das "katholische" Argument gegen die 
Abtreibung, auch wenn es letztlich als ungültig verworfen 
wird, nicht von der Hand gewiesen werden. Denn der Kern 
dieser Argumentation - die im theologischen Sinne gar nicht 
wirklich "katholisch" ist - besteht darin, dass die Abtreibung 
ein menschliches Leben zerstört und somit Mord ist und 
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daher nicht gebilligt werden kann. Mehr noch: Wenn 
Abtreibung wirklich Mord ist, dann kann der Katholik - oder 
jede andere Person, die diese Ansicht teilt - nicht einfach mit 
den Schultern zucken und sagen, dass "katholische" 
Ansichten Nicht-Katholiken nicht aufgezwungen werden 
sollten. Mord ist kein Ausdruck religiöser Präferenz; keine 
Sekte kann oder sollte im Namen der "Religionsfreiheit" mit 
der Begründung, dass 
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ihre Religion so gebietet. Die entscheidende Frage lautet also: 
Sollte eine Abtreibung als Mord betrachtet werden? 


Die meisten Diskussionen zu diesem Thema verlieren 
sich in Kleinigkeiten wie der Frage, wann menschliches 
Leben beginnt, wann oder ob ein Fötus als lebendig 
betrachtet werden kann, usw. All dies ist für die Frage der 
Rechtmäßigkeit (und nicht unbedingt der Moral) der 
Abtreibung eigentlich irrelevant. Der katholische 
Abtreibungsgegner zum Beispiel erklärt, dass er für den 
Fötus nur die Rechte eines jeden Menschen will, d. h. das 
Recht, nicht ermordet zu werden. Aber hier geht es um mehr, 
und das ist die entscheidende Überlegung. Wenn wir dem 
Fötus die gleichen Rechte wie einem Menschen zugestehen, 
dann müssen wir uns fragen: Welcher Mensch hat das Recht, 
unaufgefordert als unerwünschter Teil im Körper eines 
anderen Menschen zu verbleiben? Das ist der Kern des 
Problems: das absolute Recht eines jeden Menschen und 
damit auch einer jeden Frau auf das Eigentum an ihrem 
eigenen Körper. Was die Mutter bei einer Abtreibung tut, ist, 
ein unerwünschtes Wesen aus ihrem Körper zu entfernen: 
Wenn der Fötus stirbt, widerlegt dies nicht die Tatsache, dass 
kein Wesen das Recht hat, unaufgefordert als Parasit im oder 
auf dem Körper einer anderen Person zu leben. 


Die übliche Erwiderung, dass die Mutter den Fötus 
entweder ursprünglich gewollt hat oder zumindest dafür 
verantwortlich war, dass er in ihren Körper eingepflanzt 
wurde, ist ebenfalls nicht stichhaltig. Selbst in dem stärkeren 
Fall, dass die Mutter das Kind ursprünglich wollte, hat sie als 
Eigentümerin ihres Körpers das Recht, ihre Meinung zu 
ändern und es auszustoßen. 


Wenn der Staat freiwillige sexuelle Aktivitäten nicht 
unterdrücken darf, sollte er auch nicht für oder gegen ein 
Geschlecht diskriminieren. Verordnungen über 
"Gleichstellungsmaßnahmen" sind ein offensichtliches Mittel, 
um die Diskriminierung von Männern oder anderen Gruppen 
bei der Beschäftigung, bei der Zulassung oder überall dort, 
wo dieses implizite Quotensystem angewandt wird, zu 
erzwingen. Aber "schützende" Arbeitsgesetze in Bezug auf 
Frauen geben heimtückisch vor, Frauen zu begünstigen, 
während sie sie in Wirklichkeit diskriminieren, indem sie 
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ihnen verbieten, während bestimmter Stunden oder in 
bestimmten Berufen zu arbeiten. Frauen werden per Gesetz 
daran gehindert, ihre individuelle Wahlfreiheit auszuüben 
und selbst zu entscheiden, ob sie diese Berufe ergreifen oder 
während dieser vermeintlich belastenden Arbeitszeiten 
arbeiten wollen oder nicht. Auf diese Weise hindert der Staat 
die Frauen daran, in diesen Bereichen frei mit den Männern 
zu konkurrieren. 
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Alles in allem ist das Parteiprogramm der Libertarian 
Party von 1978 pointiert und präzise, wenn es darum geht, die 
Position der Libertarians zu staatlicher Diskriminierung 
aufgrund des Geschlechts oder anderer Faktoren darzulegen: 
"Keine individuellen Rechte sollten durch die Gesetze der 
Vereinigten Staaten oder eines Staates oder einer Gemeinde 
aufgrund von Geschlecht, Rasse, Hautfarbe, Glaube, Alter, 
nationaler Herkunft oder sexueller Präferenz verweigert oder 
eingeschränkt werden." 


ABHÖREN 


Das Abhören ist ein verachtenswerter Eingriff in die 
Privatsphäre und in das Eigentumsrecht und sollte natürlich 
als invasiver Akt verboten werden. Nur wenige, wenn 
überhaupt, würden private Abhöraktionen gutheißen. Die 
Kontroverse entsteht mit denjenigen, die behaupten, dass die 
Polizei die Möglichkeit haben sollte, die Leitungen von 
Personen abzuhören, die sie als Kriminelle verdächtigt. Wie 
könnten sonst Kriminelle gefasst werden? 


Erstens ist es aus pragmatischer Sicht selten, dass das 
Abhören bei solchen "einmaligen" Verbrechen wie 
Banküberfällen wirksam ist. Abhörmaßnahmen werden in der 
Regel in Fällen eingesetzt, in denen das "Geschäft" auf einer 
regelmäßigen und kontinuierlichen Basis aufgebaut wird - 
wie bei Drogen und Glücksspiel - und daher anfällig für 
Spionage und "Abhören" ist. Zweitens bleiben wir bei unserer 
Behauptung, dass es an sich schon kriminell ist, in das 
Eigentum von Personen einzudringen, die noch nicht wegen 
einer Straftat verurteilt wurden. Es mag zwar stimmen, dass, 
wenn die Regierung zum Beispiel eine zehn Millionen Mann 
starke Spionagetruppe einsetzen würde, um die gesamte 
Bevölkerung auszuspionieren und abzuhören, die gesamte 
private Kriminalität zurückgehen würde - genauso wie wenn 
alle Ghettobewohner oder männlichen Teenager sofort ins 
Gefängnis kämen. Aber was wäre das im Vergleich zu der 
Massenkriminalität, die auf diese Weise legal und ohne 
Scham von der Regierung selbst begangen würde? 


Es gibt ein Zugeständnis an die polizeiliche 
168 


Argumentation, aber es ist zweifelhaft, ob die Polizei mit 
diesem Zugeständnis zufrieden wäre. Es ist zum Beispiel 
angemessen, in das Eigentum eines Diebes einzudringen, 
der selbst in weit größerem Umfang in das Eigentum 
anderer eingedrungen ist. Angenommen, die Polizei 
beschließt, dass John Jones ein Juwelendieb ist. Sie zapft 
seine Leitungen an und verwendet diesen Beweis, um 
Jones des Verbrechens zu überführen. Man könnte sagen, 
dass dieses Abhören rechtmäßig ist und nicht bestraft 
werden sollte, vorausgesetzt, dass 
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Sollte sich herausstellen, dass Jones kein Dieb ist, werden die 
Polizei und die Richter, die den Gerichtsbeschluss für die 
Abhörung ausgestellt haben, nun selbst zu Kriminellen erklärt 
und für ihr Verbrechen des ungerechtfertigten Abhörens ins 
Gefängnis gesteckt. Diese Reform hätte zwei erfreuliche 
Folgen: Kein Polizist oder Richter würde sich an 
Abhörmaßnahmen beteiligen, wenn er nicht absolut sicher ist, 
dass das Opfer tatsächlich ein Krimineller ist; und die Polizei 
und die Richter würden endlich mit allen anderen 
gleichermaßen dem Strafrecht unterliegen. Die Gleichheit der 
Freiheit setzt voraus, dass das Gesetz für alle gilt; daher sollte 
jedes Eindringen in das Eigentum eines Nichtkriminellen 
durch irgendjemanden verboten werden, unabhängig davon, 
wer die Tat begangen hat. Der Polizist, der sich verschätzt hat 
und dadurch einen Nichtkriminellen angegriffen hat, sollte 
daher genauso schuldig sein wie jeder "private" 
Abhörgeräteträger. 


GLÜCKSSPIEL 


Es gibt nur wenige Gesetze, die absurder und ungerechter 
sind als die Gesetze gegen das Glücksspiel. Erstens ist das 
Gesetz in seinem weitesten Sinne eindeutig nicht 
durchsetzbar. Wenn jedes Mal, wenn Jim und Jack eine stille 
Wette auf ein Fußballspiel, eine Wahl oder irgendetwas 
anderes abschließen würden, dies illegal wäre, bräuchte man 
eine riesige, mehrere Millionen Mann starke Gestapo, um ein 
solches Gesetz durchzusetzen, jeden auszuspionieren und 
jede Wette aufzuspüren. Eine weitere große Super- 
Spionagetruppe wäre dann erforderlich, um die Spione 
auszuspionieren und sicherzustellen, dass sie nicht gekauft 
wurden. Auf solche Argumente, die gegen Gesetze zur 
Ächtung von Sexualpraktiken, Pornografie, Drogen usw. 
vorgebracht werden, erwidern Konservative gerne, dass auch 
das Verbot von Mord nicht vollständig durchsetzbar sei, aber 
das ist kein Argument für die Aufhebung dieses Gesetzes. 
Dieses Argument lässt jedoch einen entscheidenden Punkt 
außer Acht: Die Masse der Öffentlichkeit, die eine instinktive 
libertäre Unterscheidung trifft, verabscheut und verurteilt 


170 


Mord und begeht ihn nicht; daher ist das Verbot weitgehend 
durchsetzbar. Die Masse der Öffentlichkeit ist jedoch nicht so 
sehr von der Kriminalität des Glücksspiels überzeugt und 
nimmt daher weiterhin daran teil, so dass das Gesetz - 
richtigerweise - nicht durchsetzbar ist. 


Da die Gesetze gegen das stille Wetten offensichtlich 
nicht durchsetzbar sind, beschließen die Behörden, sich auf 
bestimmte 
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sichtbaren Formen des Glücksspiels und beschränken ihre 
Aktivitäten auf diese: Roulette, Buchmacher, "Zahlen"- 
Wetten - kurz gesagt, auf die Bereiche, in denen das 
Glücksspiel eine einigermaßen regulierte Aktivität ist. 
Doch dann kommt es zu einer eigentümlichen und 
sicherlich völlig unhaltbaren ethischen Beurteilung: 
Roulette, Pferdewetten usw. sind irgendwie moralisch 
verwerflich und müssen mit der geballten Macht der 
Polizei bekämpft werden, während stille Wetten moralisch 
legitim sind und nicht behelligt werden müssen. 


Im Bundesstaat New York hat sich im Laufe der Jahre 
eine besondere Form des Schwachsinns herausgebildet: Bis 
vor einigen Jahren waren alle Formen von Pferdewetten 
illegal, mit Ausnahme derjenigen, die auf den Rennbahnen 
selbst abgeschlossen wurden. Warum Pferdewetten auf der 
Aqueduct- oder Belmont-Rennbahn vollkommen moralisch 
und legitim sein sollen, während Wetten auf dasselbe Rennen 
beim freundlichen Buchmacher von nebenan sündhaft sein 
und die schreckliche Majestät des Gesetzes zu Fall bringen 
sollen, entzieht sich der Vorstellungskraft. Es sei denn, man 
sieht den Sinn des Gesetzes darin, die Wettenden zu zwingen, 
die Kassen der Rennbahnen zu füllen. Kürzlich hat sich eine 
neue Situation ergeben. Die Stadt New York ist selbst in das 
Pferdewettgeschäft eingestiegen, und Wetten in stadteigenen 
Geschäften sind völlig in Ordnung, während Wetten bei 
konkurrierenden privaten Buchmachern nach wie vor 
sündhaft und geächtet sind. Der Sinn des Systems besteht 
eindeutig darin, zunächst den Rennbahnen ein besonderes 
Privileg zu gewähren und dann die stadteigene Wettanlage. 
Auch verschiedene Staaten beginnen, ihre ständig 
wachsenden Ausgaben durch Lotterien zu finanzieren, die auf 
diese Weise mit dem Mantel der Moral und Seriosität umhüllt 
werden. 


Ein Standardargument für das Verbot von Glücksspielen 
ist, dass der arme Arbeiter, wenn ihm das Glücksspiel erlaubt 
wird, seinen wöchentlichen Gehaltsscheck unvorsichtig 
verprasst und dadurch seine Familie verarmen lässt. 
Abgesehen von der Tatsache, dass er nun seinen Lohn für 
freundliche Wetten ausgeben kann, ist dieses paternalistische 
und diktatorische Argument seltsam. Denn es beweist viel zu 
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viel: Wenn wir das Glücksspiel verbieten müssen, weil die 
Massen zu viel von ihrer Substanz ausgeben könnten, warum 
sollten wir dann nicht viele andere Artikel des 
Massenkonsums verbieten? Wenn ein Arbeiter entschlossen 
ist, seinen Lohn zu verprassen, hat er schließlich viele 
Möglichkeiten, dies zu tun: Er kann unvorsichtigerweise zu 
viel für einen Fernseher, eine Stereoanlage, Alkohol, eine 
Baseballausrüstung und unzählige andere Dinge ausgeben. 
Die Logik der 


173 


Für eine neue Freiheit 


Das Verbot des Glücksspiels zu seinem eigenen Wohl oder 
dem seiner Familie führt geradewesgs in den totalitären Käfig, 
in dem Papa Staat dem Mann genau vorschreibt, was er zu 
tun hat, wie er sein Geld auszugeben hat, wie viele Vitamine 
er zu sich nehmen muss, und ihn zwingt, sich dem Diktat des 
Staates zu unterwerfen. 


RAUSCHGIFT UND ANDERE DROGEN 


Das Argument für das Verbot eines Produkts oder einer 
Tätigkeit ist im Wesentlichen dasselbe, das auch zur 
Rechtfertigung der Zwangseinweisung von Geisteskranken 
herangezogen wird: Es schadet der betreffenden Person oder 
führt dazu, dass sie Verbrechen gegen andere begeht. Es ist 
merkwürdig, dass der allgemeine - und berechtigte - 
Schrecken vor Drogen die Masse der Öffentlichkeit zu einem 
irren Enthusiasmus für ihre Ächtung geführt hat. Die 
Argumente gegen ein Verbot von Betäubungsmitteln und 
halluzinogenen Drogen sind viel schwächer als die 
Argumente gegen die Prohibition, ein Experiment, das durch 
die grausame Ära der 1920er Jahre hoffentlich für alle Zeiten 
diskreditiert wurde. Denn obwohl Rauschmittel zweifellos 
schädlicher sind als Alkohol, kann auch letzterer schädlich 
sein, und etwas zu verbieten, weil es dem Konsumenten 
schaden könnte, führt geradewegs auf den logischen 
Gartenweg zu unserem totalitären Käfig, in dem den 
Menschen der Verzehr von Süßigkeiten verboten ist und sie 
gezwungen werden, "zu ihrem eigenen Besten" Joghurt zu 
essen. Aber bei dem weitaus überzeugenderen Argument der 
Schädigung anderer ist es viel wahrscheinlicher, dass Alkohol 
zu Verbrechen, Autounfällen usw. führt als Drogen, die den 
Konsumenten auf übernatürliche Weise friedlich und passiv 
machen. Natürlich gibt es einen engen Zusammenhang 
zwischen Sucht und Kriminalität, aber der Zusammenhang ist 
das Gegenteil von dem, was für ein Verbot spricht. 
Verbrechen werden von Süchtigen begangen, die durch den 
hohen Preis der Drogen, der durch das Verbot selbst 
verursacht wird, zum Diebstahl getrieben werden! Wären 
Drogen legal, würde das Angebot stark zunehmen, die hohen 
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Kosten des Schwarzmarktes und die Bestechungsgelder der 
Polizei würden verschwinden, und der Preis wäre niedrig 
genug, um die meisten durch Süchtige verursachten 
Verbrechen zu beseitigen. 


Damit soll natürlich nicht für ein Alkoholverbot plädiert 
werden; auch hier ist das Verbot von etwas, das zu 
Verbrechen führen könnte, ein unrechtmäßiger und invasiver 
Angriff auf die Rechte von Personen und Eigentum, ein 
Angriff, der wiederum weitaus mehr rechtfertigen würde 
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die sofortige Inhaftierung aller männlichen Teenager. Nur die 
offenkundige Begehung einer Straftat sollte illegal sein, und 
der Weg zur Bekämpfung von Straftaten, die unter 
Alkoholeinfluss begangen werden, besteht darin, die 
Straftaten selbst strenger zu verfolgen, und nicht darin, den 
Alkohol zu verbieten. Dies hätte zudem den positiven Effekt, 
dass die Zahl der nicht unter Alkoholeinfluss begangenen 
Straftaten sinken würde. 


Der Paternalismus in diesem Bereich kommt nicht nur 
von der Rechten; es ist merkwürdig, dass Liberale zwar im 
Allgemeinen die Legalisierung von Marihuana und 
manchmal von Heroin befürworten, sich aber danach zu 
sehnen scheinen, Zigaretten zu verbieten, mit der 
Begründung, dass Zigarettenrauchen oft Krebs verursacht. 
Den Liberalen ist es bereits gelungen, die staatliche Kontrolle 
über das Fernsehen zu nutzen, um die Zigarettenwerbung in 
diesem Medium zu verbieten - und damit einen schweren 
Schlag gegen die Redefreiheit zu führen, die Liberale 
angeblich hochhalten. 


Noch einmal: Jeder Mensch hat das Recht zu wählen. 
Propagieren Sie gegen Zigaretten, so viel Sie wollen, aber 
lassen Sie dem Einzelnen die Freiheit, sein eigenes Leben zu 
führen. Andernfalls könnten wir genauso gut alle möglichen 
krebserregenden Stoffe verbieten - einschließlich enger 
Schuhe, falsch sitzender Zahnprothesen, übermäßiger 
Sonneneinstrahlung sowie übermäßigem Verzehr von 
Eiscreme, Eiern und Butter, die zu Herzkrankheiten führen 
könnten. Und wenn sich solche Verbote als nicht durchsetzbar 
erweisen, besteht die Logik wiederum darin, Menschen in Käfige 
zu sperren, damit sie die richtige Menge an Sonne, die richtige 
Ernährung, richtig sitzende Schuhe usw. erhalten. 


POLIZEIKORRUPTION 


Im Herbst 1971 lenkte die Knapp-Kommission die 
öffentliche Aufmerksamkeit auf das Problem der weit 
verbreiteten Polizeikorruption in New York City. Inmitten 
der Dramatik der Einzelfälle besteht die Gefahr, das eindeutig 
zentrale Problem zu übersehen, ein Problem, dessen sich die 
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Knapp-Kommission selbst durchaus bewusst war. In 
praktisch allen Korruptionsfällen waren die Polizisten an 
regulär funktionierenden Geschäften beteiligt, die von der 
Regierung für illegal erklärt worden waren. Und dennoch hat 
eine große Zahl von Menschen durch die Nachfrage nach 
diesen Gütern und Dienstleistungen gezeigt, dass sie nicht 
damit einverstanden sind, dass solche Aktivitäten in die 
gleiche Kategorie wie Mord, Diebstahl oder 
Körperverletzung gestellt werden sollten. 
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In praktisch keinem Fall handelte es sich bei dem "Kauf" 
durch die Polizei um diese abscheulichen Verbrechen. In fast 
allen Fällen bestand sie darin, dass die Polizei wegschaute, 
während legitime, freiwillige Transaktionen stattfanden. 


Das Gewohnheitsrecht unterscheidet zwischen einem 
Verbrechen, das ein malum in se ist, und einem, das lediglich 
ein malum pro hibitum ist. Ein malum in se ist eine 
Handlung, die die Masse der Menschen instinktiv als 
verwerfliches Verbrechen empfindet, das bestraft werden 
sollte. Dies deckt sich in etwa mit der Definition der 
Libertären, die ein Verbrechen als Angriff auf die Person 
oder das Eigentum definieren: Körperverletzung, Diebstahl 
und Mord. Andere Verbrechen sind Handlungen, die durch 
staatliche Anordnungen zu Verbrechen gemacht werden: In 
diesem weitaus mehr tolerierten Bereich tritt die Korruption 
der Polizei auf. 


Kurz gesagt, Polizeikorruption tritt in den Bereichen auf, 
in denen Unternehmer den Verbrauchern freiwillige 
Dienstleistungen anbieten, die jedoch von der Regierung als 
illegal eingestuft werden: Drogen, Prostitution und 
Glücksspiel. Wo das Glücksspiel beispielsweise verboten ist, 
gibt das Gesetz den für das Glücksspiel zuständigen 
Polizisten die Befugnis, das Privileg des Glücksspiels zu 
verkaufen. Kurz gesagt, es ist so, als ob die Polizei 
ermächtigt wäre, Sonderlizenzen für diese Aktivitäten zu 
erteilen und diese inoffiziellen, aber lebenswichtigen 
Lizenzen dann zu jedem Preis zu verkaufen, den der Verkehr 
hergibt. Ein Polizist sagte aus, dass keine einzige Baustelle in 
New York City weiterarbeiten könnte, wenn das Gesetz 
vollständig durchgesetzt würde, so kompliziert hat die 
Regierung die Baustellen in ein Netz trivialer und 
unmöglicher Vorschriften eingewickelt. Kurz gesagt, ob 
bewusst oder unbewusst, geht die Regierung folgendermaßen 
vor: Zuerst verbietet sie eine bestimmte Tätigkeit - Drogen, 
Glücksspiel, Baugewerbe oder was auch immer - und dann 
verkauft die Regierungspolizei angehenden Unternehmern in 
diesem Bereich das Privileg, in das Geschäft einzusteigen 
und es weiterzuführen. 


Das Ergebnis dieser Maßnahmen ist bestenfalls, dass die 
Kosten für die Tätigkeit höher sind und die Produktion 
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stärker eingeschränkt wird, als es auf einem freien Markt der 
Fall wäre. Aber die Auswirkungen sind noch viel schädlicher. 
Oft verkaufen die Polizisten nicht nur eine Erlaubnis, sondern 
ein privilegiertes Monopol. In diesem Fall bezahlt ein 
Glücksspieler die Polizei nicht nur, um im Geschäft zu 
bleiben, sondern auch, um alle Konkurrenten auszuschließen. 
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die in die Branche einsteigen wollen. Die Verbraucher sind 
dann mit privilegierten Monopolisten konfrontiert und 
kommen nicht in den Genuss der Vorteile des Wettbewerbs. 
Es ist daher nicht verwunderlich, dass bei der endgültigen 
Aufhebung der Prohibition Anfang der 30er Jahre neben 
fundamentalistischen und prohibitionistischen Gruppen die 
organisierten Schmuggler, die aufgrund ihrer 
Sondervereinbarungen mit der Polizei und anderen 
Vollzugsorganen der Regierung besondere monopolistische 
Privilegien genossen hatten, die Hauptgegner der Aufhebung 
waren. 


Der Weg zur Beseitigung der Polizeikorruption ist also 
einfach, aber effektiv: Abschaffung der Gesetze gegen 
freiwillige Geschäftstätigkeit und gegen alle "opferlosen 
Straftaten". Damit würde nicht nur die Korruption beseitigt, 
sondern auch eine große Zahl von Polizisten frei, die dann 
gegen die wirklichen Verbrecher, die Angreifer gegen 
Personen und Eigentum, vorgehen könnten. Dies ist 
schließlich die eigentliche Aufgabe der Polizei. 


Wir sollten also erkennen, dass das Problem der 
Polizeikorruption wie auch die allgemeinere Frage der 
staatlichen Korruption in einen größeren Zusammenhang 
gestellt werden sollte. Es geht darum, dass angesichts der 
unglücklichen und ungerechten Gesetze, die bestimmte 
Aktivitäten verbieten, reglementieren und besteuern, die 
Korruption für die Gesellschaft sehr vorteilhaft ist. In einer 
Reihe von Ländern gäbe es ohne Korruption, die staatliche 
Verbote, Steuern und Abgaben aushebelt, praktisch keinen 
Handel und keine Industrie mehr. Korruption schmiert die 
Räder des Handels. Die Lösung besteht also nicht darin, die 
Korruption zu beklagen und ihre Durchsetzung zu 
verdoppeln, sondern die lähmende Politik und die Gesetze 
der Regierung abzuschaffen, die die Korruption notwendig 
machen. 


WAFFENGESETZE 


Bei den meisten Aktivitäten in diesem Kapitel neigen die 
Liberalen dazu, die Handels- und Handlungsfreiheit zu 
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befürworten, während die Konservativen sich nach einer 
rigorosen Durchsetzung und einem maximalen Durchgreifen 
gegen Gesetzesbrecher sehnen. Doch mysteriöserweise 
kehren sich die Positionen bei der Forderung nach 
Waffengesetzen tendenziell um. Jedes Mal, wenn eine Waffe 
bei einem Gewaltverbrechen verwendet wird, verdoppeln die 
Liberalen ihre Agitation für die strenge Einschränkung, wenn 
nicht gar das Verbot des privaten Besitzes von 
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Waffen, während die Konservativen solche Einschränkungen 
im Namen der individuellen Freiheit ablehnen. 


Wenn, wie Libertäre glauben, jedes Individuum das Recht 
hat, seine Person und sein Eigentum zu besitzen, dann folgt 
daraus, dass es das Recht hat, Gewalt anzuwenden, um sich 
gegen die Gewalttätigkeit krimineller Angreifer zu verteidi- 
gen. Aber aus irgendeinem seltsamen Grund haben die 
Liberalen systematisch versucht, unschuldigen Personen die 
Mittel zur Verteidigung gegen Angriffe vorzuenthalten. 
Obwohl der zweite Verfassungszusatz garantiert, dass "das 
Recht des Volkes, Waffen zu besitzen und zu tragen, nicht 
angetastet werden darf", hat die Regierung dieses Recht 
systematisch ausgehöhlt. So verbietet das Sullivan-Gesetz im 
Bundesstaat New York wie in den meisten anderen 
Bundesstaaten das Tragen von "verdeckten Waffen" ohne 
eine von den Behörden ausgestellte Lizenz. Durch dieses 
verfassungswidrige Gesetz wurde nicht nur das Tragen von 
Waffen stark eingeschränkt, sondern die Regierung hat dieses 
Verbot auch auf fast jeden Gegenstand ausgedehnt, der als 
Waffe dienen könnte - selbst auf solche, die nur zur 
Selbstverteidigung verwendet werden können. Infolgedessen 
wurde potenziellen Opfern von Verbrechen das Mitführen 
von Messern, Tränengasfüllern oder sogar Hutnadeln 
untersagt, und Personen, die sich mit solchen Waffen gegen 
Übergriffe verteidigt haben, wurden von den Behörden 
verfolgt. In den Städten hat dieses invasive Verbot des 
Mitführens von Waffen dazu geführt, dass den Opfern 
jegliche Möglichkeit der Selbstverteidigung gegen 
Verbrechen genommen wurde. (Es gibt zwar kein offizielles 
Verbot des Tragens einer unverhohlenen Waffe, aber ein 
Mann in New York City, der vor einigen Jahren das Gesetz 
auf die Probe stellte, indem er mit einem Gewehr durch die 
Straßen ging, wurde prompt wegen "Ruhestörung" verhaftet.) 
Darüber hinaus sind die Opfer durch die Bestimmungen 
gegen "unangemessene" Gewalt bei der Selbstverteidigung so 
sehr behindert, dass das bestehende Rechtssystem dem 
Kriminellen automatisch einen enormen Vorteil verschafft. 

Es sollte klar sein, dass kein physischer Gegenstand an 
sich aggressiv ist; jeder Gegenstand, sei es eine Pistole, ein 
Messer oder ein Stock, kann zur Aggression, zur 
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Verteidigung oder für zahlreiche andere Zwecke verwendet 
werden, die nichts mit Verbrechen zu tun haben. Es macht 
genauso wenig Sinn, den Kauf und Besitz von Waffen zu 
verbieten oder einzuschränken, wie den Besitz von Messern, 
Knüppeln, Hutnadeln oder Steinen zu verbieten. Und wie 
sollen all diese Gegenstände verboten werden, und wenn 
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Wie soll das Verbot durchgesetzt werden, wenn es verboten 
ist? Anstatt unschuldige Menschen zu verfolgen, die 
verschiedene Gegenstände bei sich tragen oder besitzen, 
sollte sich das Gesetz also mit der Bekämpfung und 
Festnahme echter Krimineller befassen. 


Darüber hinaus gibt es eine weitere Überlegung, die 
unsere Schlussfolgerung bekräftigt. Wenn Waffen 
eingeschränkt oder verboten werden, gibt es keinen Grund zu 
erwarten, dass entschlossene Kriminelle dem Gesetz viel 
Aufmerksamkeit schenken werden. Die Kriminellen werden 
also immer in der Lage sein, Waffen zu kaufen und zu tragen; 
es werden nur ihre unschuldigen Opfer sein, die unter dem 
fürsorglichen Liberalismus leiden, der Gesetze gegen Waffen 
und andere Waffen durchsetzt. Genauso wie Drogen, 
Glücksspiel und Pornografie legalisiert werden sollten, 
sollten auch Waffen und alle anderen Gegenstände, die zur 
Selbstverteidigung dienen könnten, legalisiert werden. 


In einem bemerkenswerten Artikel, der die Kontrolle von 
Handfeuerwaffen angreift (die Art von Waffen, die Liberale 
am liebsten einschränken würden), wirft der Rechtsprofessor 
Don B. Kates, Jr. von der St. Louis University, seinen 
liberalen Kollegen vor, dass sie bei Waffen nicht dieselbe 
Logik anwenden, die sie bei Marihuana-Gesetzen anwenden. 
So weist er darauf hin, dass es heute in Amerika über 50 
Millionen Handwaffenbesitzer gibt und dass laut Umfragen 
und Erfahrungen aus der Vergangenheit zwei Drittel bis über 
80 Prozent der Amerikaner einem Verbot von 
Handfeuerwaffen nicht zustimmen würden. Das 
unvermeidliche Ergebnis wären, wie im Falle der Sexual- und 
Marihuana-Gesetze, harte Strafen und eine äußerst selektive 
Durchsetzung - was zu Respektlosigkeit gegenüber dem 
Gesetz und den Strafverfolgungsbehörden führen würde. Und 
das Gesetz würde selektiv gegen jene Menschen 
durchgesetzt, die den Behörden nicht gefallen: "Die 
Durchsetzung wird immer willkürlicher, bis die Gesetze 
schließlich nur noch gegen diejenigen angewandt werden, die 
sich bei der Polizei unbeliebt machen. Wir müssen wohl 
kaum an die abscheulichen Durchsuchungs- und 
Beschlagnahmungstaktiken erinnert werden, zu denen Polizei 
und Regierungsbeamte oft gegriffen haben, um Verstößen 
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gegen diese Gesetze auf die Spur zu kommen." Kates fügt 
hinzu: "Wenn diese Argumente bekannt vorkommen, liegt 
das wahrscheinlich daran, dass sie dem Standardargument der 
Liberalen gegen Grasgesetze entsprechen. "7 


7Don B. Kates, Jr., "Handgun Control: Prohibition Revisited", Inguiry 
(5. Dezember 1977): 21. Diese Eskalation der strengen Durchsetzung 
und der despotischen Durchsuchungs- und 
Beschlagnahmungsmethoden ist bereits da. Nicht nur in Großbritannien 
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Kates fügt dann einen äußerst scharfsinnigen Einblick in 
diesen merkwürdigen liberalen blinden Fleck hinzu. Für: 


Die Waffenprohibition ist eine Erfindung weißer Liberaler 
aus der Mittelschicht, die sich der Situation armer und 
minderjähriger Menschen, die in Gebieten leben, in denen 
die Polizei bei der Verbrechensbekämpfung aufgegeben 
hat, nicht bewusst sind. Solche Liberalen haben sich in den 
fünfziger Jahren auch nicht über Marihuana-Gesetze 
aufgeregt, als die Verhaftungen auf die Ghettos beschränkt 
waren. Sicher in gut überwachten Vorstädten oder in 
Hochsicherheitswohnungen, die von Pinkertons bewacht 
werden (die niemand entwaffnen will), verhöhnt der 
vergessliche Liberale den Waffenbesitz als 
"Anachronismus aus dem alten Westen "- 


Kates verweist ferner auf den nachgewiesenen 
empirischen Wert der bewaffneten Selbstverteidigung; in 
Chicago beispielsweise töteten bewaffnete Zivilisten in den 
letzten fünf Jahren zu Recht dreimal so viele Gewalttäter wie 
die Polizei. Und in einer Studie über mehrere hundert 
gewalttätige Konfrontationen mit Kriminellen stellte Kates 
fest, dass die bewaffneten Zivilisten erfolgreicher waren als 
die Polizei: Die Zivilisten, die sich selbst verteidigten, 
nahmen in 75 Prozent der Konfrontationen Kriminelle 
gefangen, verwundeten, töteten oder schreckten sie ab, 
während die Polizei nur eine Erfolgsquote von 61 Prozent 
hatte. Es stimmt, dass Opfer, die sich gegen einen 
Raubüberfall wehren, mit größerer Wahrscheinlichkeit 
verletzt werden als diejenigen, die passiv bleiben. Kates weist 
jedoch auf vernachlässigte Faktoren hin: (1) Widerstand ohne 
Waffe war für das Opfer doppelt so gefährlich wie 
Widerstand. 


und zahlreichen anderen Ländern, in denen wahllos nach Waffen 
gesucht wird; in Malaysia, Rhodesien, Taiwan und den Philippinen, wo 
der Besitz von Waffen mit der Todesstrafe geahndet wird; aber auch in 
Missouri, wo die Polizei von St. Louis in den letzten Jahren 
buchstäblich Tausende von Durchsuchungen bei Schwarzen 
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durchgeführt hat, weil sie davon ausging, dass jeder Schwarze, der ein 
Auto neueren Datums fährt, eine illegale Waffe besitzen muss; und in 
Michigan, wo fast 70 Prozent aller Strafverfolgungen wegen 
Schusswaffen von den Berufungsgerichten wegen illegaler 
Durchsuchungsverfahren verworfen wurden. Und ein Polizeibeamter 
aus Detroit hat sich bereits für die Abschaffung des Vierten 
Verfassungszusatzes ausgesprochen, um wahllose allgemeine 
Durchsuchungen bei Verstößen gegen ein künftiges Handwaffenverbot 
zu ermöglichen. Ebd., S. 23. 


8Ebd,,S. 21. 
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und (2) dass die Wahl des Widerstands vom Opfer und seinen 
Umständen und Werten abhängt. 


Für einen weißen, liberalen Akademiker mit einem gut 
gefüllten Bankkonto ist die Vermeidung von Schäden von 
größter Bedeutung. Für den Gelegenheitsarbeiter oder den 
Sozialhilfeempfänger, der um die Mittel beraubt wird, um 
seine Familie einen Monat lang zu ernähren, oder für den 
schwarzen Ladenbesitzer, der keine Versicherung für 
Raubüberfälle abschließen kann und durch wiederholte 
Überfälle buchstäblich in den Ruin getrieben wird, wird 
dies zwangsläufig weniger wichtig sein. 


Und die 1975 von der Decision Making Information 
Organization durchgeführte nationale Umfrage unter 
Handfeuerwaffenbesitzern ergab, dass zu den führenden 
Untergruppen, die eine Waffe nur zur Selbstverteidigung 
besitzen, Schwarze, die untersten Einkommensgruppen und 
ältere Bürger gehören. "Das sind die Leute", warnt Kates 
wortgewandt, "die wir ins Gefängnis stecken sollten, weil sie 
darauf bestehen, den einzigen Schutz zu behalten, der ihren 
Familien in Gebieten zur Verfügung steht, in denen die 
Polizei aufgegeben hat".? 


Was ist mit den historischen Erfahrungen? Haben Verbote 
von Handfeuerwaffen das Ausmaß der Gewalt in der 
Gesellschaft wirklich stark gesenkt, wie die Liberalen 
behaupten? Die Beweise sprechen genau für das Gegenteil. 
Eine umfangreiche Studie der Universität von Wisconsin kam 
im Herbst 1975 zu dem eindeutigen Schluss, dass "Gesetze 
zur Waffenkontrolle weder individuell noch kollektiv zu einer 
Verringerung der Gewaltverbrechen führen". In der 
Wisconsin-Studie wurde beispielsweise die Theorie getestet, 
dass normalerweise friedliche Menschen unwiderstehlich 
versucht sind, ihre Waffen abzufeuern, wenn sie zur 
Verfügung stehen, wenn die Stimmung gereizt ist. In der 
Studie wurde keinerlei Zusammenhang zwischen dem Besitz von 
Handfeuerwaffen und der Zahl der Tötungsdelikte im 
Vergleich der einzelnen Bundesstaaten festgestellt. Darüber 
hinaus wird dieses Ergebnis durch eine Har- vard-Studie aus 
dem Jahr 1976 über ein Gesetz in Massachusetts bestätigt, 
das eine obligatorische 
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9Ibid, Die extrem harte Idee, Menschen für den bloßen Besitz von 
Handfeuerwaffen ins Gefängnis zu stecken, ist kein weit hergeholter 
Strohmann, sondern genau das Schönheitsideal der Liberalen: Der 
Verfassungszusatz von Massachusetts, der glücklicherweise 1977 von 
den Wählern mit überwältigender Mehrheit abgelehnt wurde, sah für 
jede Person, die beim Besitz einer Handfeuerwaffe erwischt wurde, 
eine mahnende Mindeststrafe von einem Jahr Gefängnis vor. 
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ein Mindestjahr Gefängnis für jeden, der eine 
Handfeuerwaffe ohne staatliche Genehmigung besitzt. Es 
stellte sich heraus, dass dieses Gesetz von 1974 im Jahr 1975 
tatsächlich zu einem erheblichen Rückgang des Mitführens 
von Schusswaffen und der Zahl der Übergriffe mit 
Schusswaffen führte. Aber, siehe da, die Harvard-Forscher 
stellten zu ihrer Überraschung fest, dass es keine 
entsprechende Verringerung jeglicher Art von Gewalt gab. 
Und zwar, 


Wie frühere kriminologische Studien gezeigt haben, wird 
ein wütender Bürger, wenn er keine Handfeuerwaffe hat, zu 
der weitaus tödlicheren Langwaffe greifen. Ohne alle 
Schusswaffen wird er sich mit Messern, Schinken usw. als 
fast ebenso tödlich erweisen. 


Und wenn die Verringerung des Besitzes von 
Handfeuerwaffen nicht zu einer Verringerung von 
Tötungsdelikten oder anderen Gewalttaten führt, ist ein 
Verbot von Handfeuerwaffen nur eine weitere Umleitung von 
Polizeiressourcen von echten Verbrechen zu Verbrechen 
ohne Opfer".10 


Schließlich weist Kates noch auf einen weiteren 
interessanten Punkt hin: In einer Gesellschaft, in der 
friedliche Bürger bewaffnet sind, ist es viel wahrscheinlicher, 
dass barmherzige Samariter, die Opfern von Verbrechen 
freiwillig zu Hilfe kommen, gedeihen. Nimmt man den 
Menschen jedoch die Waffen weg, wird die Öffentlichkeit - 
zum Leidwesen der Opfer - dazu neigen, die Angelegenheit 
der Polizei zu überlassen. Bevor der Staat New York 
Handfeuerwaffen verbot, waren die Fälle von barmherzigen 
Samaritern viel weiter verbreitet als heute. Und in einer 
kürzlich durchgeführten Umfrage über Fälle von 
barmherzigen Samaritern waren nicht weniger als 81 Prozent 
der Samariter Besitzer von Schusswaffen. Wenn wir eine 
Gesellschaft fördern wollen, in der die Bürger ihren 
Nachbarn in Not zu Hilfe kommen, dürfen wir ihnen nicht die 
tatsächliche Macht nehmen, etwas gegen Verbrechen zu 
unternehmen. Es ist sicherlich der Gipfel der Absurdität, die 
friedliche Öffentlichkeit zu entwaffnen und sie dann, wie es 


üblich ist, der "Apathie" zu bezichtigen, weil sie den Opfern 
190 


krimineller Übergriffe nicht zu Hilfe eilt. 


10 Ebd, S. 22. Auch in Großbritannien ergab eine Studie der Universität 
Cambridge aus dem Jahr 1971, dass sich die britische Mordrate in den 
letzten 15 Jahren verdoppelt hat, obwohl Handfeuerwaffen verboten 
sind. Darüber hinaus war vor der Verabschiedung des 
Handfeuerwaffenverbots im Jahr 1920 die Verwendung von 
Schusswaffen in der Kriminalität (als es noch keine 
Waffenbeschränkungen gab) weitaus geringer als heute. 
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„ 
BILDUNG 


ÖFFENTLICHE UND OBLIGATORISCHE SCHULBILDUNG 


n den letzten Jahren gab es in Amerika nur wenige 
| Institutionen, die - vor allem von Liberalen - mehr als 

heilig angesehen wurden als die öffentliche Schule. 

Die Hingabe an die öffentliche... 
Die öffentliche Schule hatte selbst jene frühen Amerikaner - 
wie die Jef- fersonianer und Jacksonianer - ergriffen, die in 
den meisten anderen Bereichen libertär waren. In den letzten 
Jahren galt die öffentliche Schule als entscheidender 
Bestandteil der Demokratie, als Quelle der Brüderlichkeit und 
als Feind des Elitismus und der Absonderung im 
amerikanischen Leben. Die öffentliche Schule verkörperte 
das angebliche Recht eines jeden Kindes auf Bildung und 
wurde als Schmelztiegel der Verständigung und Harmonie 
zwischen Menschen aller Berufe und Gesellschaftsschichten 
hochgehalten, die von klein auf mit all ihren Nachbarn auf 
Tuchfühlung gehen würden. 

Hand in Hand mit der Ausbreitung des öffentlichen 
Schulwesens gingen die Gesetze zur Schulpflicht, die alle 
Kinder bis zu einem hohen und ständig steigenden 
Mindestalter zwangen, entweder eine öffentliche Schule oder 
eine vom Staatsapparat als geeignet anerkannte Privatschule 
zu besuchen. Im Gegensatz zu früheren Jahrzehnten, in denen 
nur ein relativ kleiner Teil der Bevölkerung die höheren 
Klassen besuchte, wurde so die gesamte Masse der 
Bevölkerung vom Staat gezwungen, einen großen Teil der 
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prägendsten Jahre ihres Lebens in öffentlichen Einrichtungen 
zu verbringen. Wir hätten die Schulpflichtgesetze leicht in 
unserem Kapitel über unfreiwillige Kinder analysieren 
können. 
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Knechtschaft, denn welche Institution ist offensichtlicher ein 
riesiges System der Inhaftierung? In den letzten Jahren haben 
Paul Goodman und andere Bildungskritiker die öffentlichen 
Schulen der Nation - und in geringerem Maße ihre privaten 
Anhängsel - als ein riesiges Gefängnissystem für die Jugend 
der Nation entlarvt, das zahllose Millionen von unwilligen 
und unangepassten Kindern in die Schulstruktur hineinzieht. 
Die Taktik der Neuen Linken, in die Highschools 
einzubrechen und "Ausbruch!" zu rufen, mag absurd und 
unwirksam gewesen sein, aber sie drückte sicherlich eine 
große Wahrheit über das Schulsystem aus. Denn wenn wir 
die gesamte Jugend unter dem Deckmantel der "Bildung" in 
riesige Gefängnisse sperren, in denen Lehrer und 
Verwaltungsangestellte als Ersatzwächter fungieren, warum 
sollten wir dann nicht mit großer Unzufriedenheit, Unmut, 
Entfremdung und Rebellion seitens der Jugend der Nation 
rechnen? Die einzige Überraschung sollte sein, dass die 
Rebellion so lange auf sich warten ließ. Aber jetzt wird 
zunehmend anerkannt, dass mit Amerikas stolzester 
Institution etwas schrecklich schief läuft; dass die 
öffentlichen Schulen, besonders in städtischen Gebieten, zu 
Senkgruben der Kriminalität, des Bagatelldiebstahls und der 
Drogensucht geworden sind und dass inmitten der geistigen 
und seelischen Verwirrung der Kinder wenig oder keine echte 
Bildung stattfindet.! 


Der Grund für diese Tyrannei über die Jugend der Nation 
ist zum Teil ein unangebrachter Altruismus der gebildeten 
Mittelschicht. Die Arbeiter oder die "unteren Klassen" sollten 
die Möglichkeit haben, die von der Mittelschicht so hoch 
geschätzte Schulbildung zu genießen. Und wenn die Eltern 
oder die Kinder der Massen so unbedarft sind, dass sie sich 
dieser glorreichen Gelegenheit, die sich ihnen bietet, 
entziehen, dann muss eben ein wenig Zwang ausgeübt 
werden - "zu ihrem eigenen Besten", versteht sich. 


Ein entscheidender Irrtum der bürgerlichen Schulanbeter 
ist die Verwechslung von formaler Schulbildung und Bildung 
im Allgemeinen. Bildung ist ein lebenslanger Lernprozess, 
und Lernen findet nicht nur in der Schule statt, sondern in 
allen Bereichen des Lebens. Wenn das Kind 


194 


l Siehe dazu Paul Goodman, Compulsory Mis-education and the 
Community of Scholars (New York: Vintage Press, 1964) und zahlreiche 
Werke von Goodman, John Holt, Jonathan Kozol, Herbert Kohl, Ivan 


Illich und vielen anderen. 
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Wenn ein Kind spielt, seinen Eltern oder Freunden zuhört, 
eine Zeitung liest oder einer Arbeit nachgeht, wird es 
gebildet. Die formale Schule ist nur ein kleiner Teil des 
Bildungsprozesses und eignet sich wirklich nur für formale 
Unterrichtsfächer, insbesondere für die fortgeschrittenen und 
systematischen Fächer. Die elementaren Fächer wie Lesen, 
Schreiben, Rechnen und die sich daraus ergebenden 
Aufgaben können leicht zu Hause und außerhalb der Schule 
gelernt werden. 


Außerdem ist eine der großen Herrlichkeiten der 
Menschheit ihre Vielfalt, die Tatsache, dass jedes Individuum 
einzigartig ist, mit einzigartigen Fähigkeiten, Interessen und 
Begabungen. Kinder in die formale Schule zu zwingen, die 
weder die Fähigkeit noch das Interesse in diesem Bereich 
haben, ist eine kriminelle Entstellung der Seele und des 
Geistes des Kindes. Paul Goodman hat darauf hingewiesen, 
dass es den meisten Kindern weitaus besser gehen würde, 
wenn sie schon in jungen Jahren arbeiten, einen Beruf 
erlernen und das tun könnten, wofür sie am besten geeignet 
sind. Amerika wurde von Bürgern und 
Führungspersönlichkeiten aufgebaut, von denen viele nur 
eine geringe oder gar keine formale Schulbildung genossen 
haben, und die Vorstellung, dass man einen High-School- 
Abschluss - oder heutzutage einen Bachelor-Abschluss - 
haben muss, bevor man anfangen kann zu arbeiten und in der 
Welt zu leben, ist eine Absurdität des heutigen Zeitalters. 
Schafft die Schulpflicht ab und gebt den Kindern ihren 
eigenen Kopf, und wir werden zu einer Nation von Menschen 
zurückkehren, die viel produktiver, interessierter, kreativer 
und glücklicher sind. Viele nachdenkliche Gegner der Neuen 
Linken und der Jugendrebellion haben darauf hingewiesen, 
dass ein großer Teil der Unzufriedenheit der Jugend und ihrer 
Abkopplung von der Realität auf die immer längere Zeit 
zurückzuführen ist, in der die Jugendlichen in der Schule 
bleiben müssen, eingehüllt in einen Kokon aus Abhängigkeit 
und Verantwortungslosigkeit. Schön und gut, aber was ist der 
Hauptgrund für diesen immer länger werdenden Kokon? 
Ganz klar das ganze System und insbesondere die 
Schulpflichtgesetze, die predigen, dass jeder ständig zur 
Schule gehen muss - erst zur High School, jetzt zur 
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Hochschule und bald vielleicht zum Doktorat. Es ist der 
Zwang zur Massenbeschulung, der sowohl die 
Unzufriedenheit als auch den ständigen Schutz vor der 
"realen Welt" erzeugt. In keiner anderen Nation und in 
keinem anderen Zeitalter hat sich diese Manie der 
Massenverschulung so durchgesetzt. 


Es ist bemerkenswert, dass die alte libertäre Rechte und 
die Neue Linke aus sehr unterschiedlichen Perspektiven und 
mit sehr unterschiedlicher Rhetorik zu einer ähnlichen 
Wahrnehmung des despotischen Charakters der 
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Massenschulbildung. So prangerte Albert Jay Nock, der 
große individualistische Theoretiker der 1920er und 30er 
Jahre, an, dass das Bildungssystem die "bildungsunfähigen" 
Massen in die Schulen zwingt, weil es dem eitlen egalitären 
Glauben an die gleiche Bildungsfähigkeit aller Kinder folgt. 
Anstatt den Kindern, die über die erforderliche Eignung und 
Fähigkeit verfügen, den Schulbesuch zu ermöglichen, werden 
alle Kinder zu ihrem vermeintlichen Wohl in die Schulen 
gezwungen, und das Ergebnis ist eine Verzerrung des Lebens 
derjenigen, die nicht für die Schule geeignet sind, und die 
Zerstörung einer angemessenen Schulbildung für die wirklich 
Bildungsfähigen. Nock kritisierte auch scharfsinnig die 
Konservativen, die die "progressive Bildung" angriffen, weil 
sie die Bildungsstandards verwässerten, indem sie Kurse in 
Autofahren, Korbflechten oder der Wahl eines Zahnarztes 
abhielten. Nock wies darauf hin, dass man, wenn man eine 
ganze Reihe von Kindern, die keine klassische Bildung 
aufnehmen können, in die Schule zwingt, die Bildung in 
Richtung einer Berufsausbildung verlagern muss, die für den 
niedrigsten gemeinsamen Nenner geeignet ist. Der fatale 
Fehler liegt nicht in der progressiven Bildung, sondern im 
Streben nach einer allgemeinen Schulbildung, auf die der 
Progressivismus eine behelfsmäßige Antwort war.? 


Kritiker der Neuen Linken wie John McDermott und Paul 
Good- man werfen der Mittelschicht vor, dass sie Kinder aus 
der Arbeiterklasse, von denen viele ganz andere Werte und 
Fähigkeiten haben, in ein öffentliches Schulsystem zwingt, 
das diese Kinder in die Form der Mittelschicht pressen soll. 
Es sollte klar sein, dass unabhängig davon, ob man die eine 
oder die andere Klasse, das eine oder das andere Schulideal 
bevorzugt, der Kern der Kritik derselbe ist: dass eine ganze 
Masse von Kindern in eine Institution gedrängt wird, für die 
sie wenig Interesse oder Eignung haben. 


Wenn wir uns die Geschichte des Strebens nach 
öffentlicher Schulbildung und Schulpflicht in diesem und in 
anderen Ländern ansehen, finden wir an der Wurzel nicht so 
sehr fehlgeleiteten Altruismus als vielmehr ein bewusstes 
Programm, um die Masse der Bevölkerung zu einem 
bestimmten Verhalten zu zwingen. 
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2Siehe Albert Jay Nock, The Theory of Education in the United States 
(Chicago: Henry Regnery, 1949); und idem, Memoirs of a Superfluous Man 
(New York: Harper and Bros., 1943). 
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der vom Establishment gewünschten Form. Widerspenstige 
Minderheiten sollten in eine Mehrheitsform gezwungen 
werden; allen Bürgern sollten die bürgerlichen Tugenden 
eingeimpft werden, zu denen vor allem und immer auch der 
Gehorsam gegenüber dem Staatsapparat gehört. Wenn die 
Masse der Bevölkerung in staatlichen Schulen erzogen 
werden soll, wie sollten diese Schulen dann nicht zu einem 
mächtigen Instrument für die Erziehung zum Gehorsam 
gegenüber den staatlichen Behörden werden? Martin Luther, 
einer der führenden Köpfe der ersten modernen Kampagne 
für die staatliche Schulpflicht, formulierte diese Forderung in 
seinem berühmten Brief von 1524 an die Herrscher von 
Deutschland auf typische Weise: 


Sehr geehrte Regierende... Ich behaupte, dass die 
staatlichen Behörden verpflichtet sind, die Bürger zu 
verpflichten, ihre Kinder zur Schule zu schicken. Wenn die 
Regierung solche Bürger zwingen kann, die 

und Gewehre zu tragen, Widder zu besteigen und andere 
kriegerische Aufgaben in Kriegszeiten zu erfüllen, wie viel 
mehr hat das Volk das Recht, seine Kinder in die Schule zu 
schicken, denn in diesem Fall führen wir Krieg mit dem 
Teufel, dessen Ziel es ist, unsere Städte und Gemeinden 
heimlich zu erschöpfen.? 


So sollten die staatlichen Schulen für Luther ein 
unentbehrlicher Teil des "Krieges mit dem Teufel" sein, d.h. 
mit Katholiken, Juden, Ungläubigen und konkurrierenden 
protestantischen Sekten. Ein moderner Bewunderer Luthers 
und der Schulpflicht sollte anmerken, dass 


der bleibende und positive Wert von Luthers Ausspruch 
von 1524 liegt in den heiligen Assoziationen, die er 
hervorruft 

für das protestantische Deutschland zwischen der 
Staatsreligion und den Erziehungspflichten des Einzelnen 
und des Staates hergestellt. So entstand zweifellos jene 
gesunde öffentliche Meinung, die das Prinzip der 
Schulpflicht in Preußen schon viel früher als in England 
durchsetzbar machte.* 
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3Siehe John William Perrin, The History of Compulsory Education in New 
England (1896). 


4A,E. Twentyman, "Education; Germany", Encyclopaedia Britannica, 14. 
Aufl. (1929), Bd. VI, S. 999-1000. 
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Der andere große protestantische Gründer, Johannes 
Calvin, war nicht weniger eifrig bei der Förderung der 
öffentlichen Massenschulbildung, und zwar aus ähnlichen 
Gründen. Es ist daher nicht verwunderlich, dass die erste 
Pflichtschule in Amerika von den calvinistischen Puritanern 
in der Massachusetts Bay eingerichtet wurde, jenen Männern, 
die so eifrig daran arbeiteten, eine absolutistische 
calvinistische Theokratie in der Neuen Welt zu errichten. Im 
Juni 1642, nur ein Jahr nachdem die Kolonie Massachusetts 
Bay ihre ersten Gesetze erlassen hatte, führte die Kolonie das 
erste Schulpflichtsystem in der englischsprachigen Welt ein. 
Das Gesetz erklärte: 


Weil die gute Erziehung der Kinder von besonderem 
Nutzen für die Allgemeinheit ist, und weil viele Eltern und 
Lehrherren ihre diesbezüglichen Pflichten zu nachsichtig 
und vernachlässigen, wird angeordnet, dass die Stadträte 
jeder Stadt ... ein wachsames Auge auf ihre Nachbarn 
haben sollen, um zuerst zu sehen, dass keiner von ihnen so 
viel Barbarei in einer ihrer Familien duldet, dass er sich 
nicht bemüht, seine Kinder und Lehrlinge selbst oder durch 
andere zu unterrichten. 


Fünf Jahre später folgte die Massachusetts Bay diesem 
Gesetz mit der Einrichtung öffentlicher Schulen. 


So war von Beginn der amerikanischen Geschichte an der 
Wunsch, die Masse der Bevölkerung zu formen, zu 
unterrichten und gehorsam zu machen, der Hauptantrieb für 
das Streben nach öffentlicher Schulbildung. In der 
Kolonialzeit wurde die öffentliche Schule als Mittel zur 
Unterdrückung von religiösem Dissens eingesetzt, aber auch, 
um widerspenstigen Dienern die Tugenden des Gehorsams 
gegenüber dem Staat beizubringen. So war es typisch, dass 
Massachusetts und Connecticut im Zuge ihrer Unterdrückung 
der Quäker dieser verachteten Sekte verboten, eigene Schulen 
zu gründen. Und Connecticut verbot 1742 in einem 
vergeblichen Versuch, die "New Light"-Bewegung zu 
unterdrücken, dieser Sekte die Gründung eigener Schulen. 
Andermfalls, so die Behörden von Connecticut, könnten die 
"Neuen Lichter" dazu neigen, die Jugend in schlechten 
Prinzipien und Praktiken auszubilden und solche Unruhen 
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einzuführen, die fatale Folgen für den öffentlichen Frieden 
und das Wohlergehen dieses Landes haben könnten. 


5Siehe Perrin, The History of Compulsory Education in New England. 


203 


Bildung 


6 Es ist wohl kaum ein Zufall, dass die einzige wirklich freie 
Kolonie in Neuengland - Rhode Island - auch die einzige 
Kolonie in diesem Gebiet war, in der es keine öffentliche 
Schule gab. 


Die Beweggründe für die öffentliche Schule und die 
Schulpflicht nach der Unabhängigkeit unterschieden sich im 
Wesentlichen kaum. So hat Archibald 
D. Murphey, der Vater des öffentlichen Schulsystems in 
North Carolina, forderte solche Schulen wie folgt: 


Alle Kinder werden in diesen Schulen unterrichtet. In diesen Schulen 
die Gebote der Moral und der Religion sollten eingeschärft 

und Gewohnheiten der Unterordnung und des Gehorsams 

gebildet werden. . ... Ihre Eltern wissen nicht, wie sie sie 

erziehen sollen. Der Staat, 

in der Wärme ihrer Zuneigung und Sorge um ihr 
Wohlergehen diese Kinder in ihre Obhut nehmen und sie in 

eine Schule geben muss, in der ihr Verstand aufgeklärt und 

ihr Herz zur Tugend erzogen werden kann.” 


Eine der häufigsten Anwendungen der öffentlichen 
Schulpflicht bestand darin, nationale ethnische und 
sprachliche Minderheiten oder kolonisierte Völker zu 
unterdrücken und zu verkrüppeln - sie zu zwingen, ihre 
eigene Sprache und Kultur zugunsten der Sprache und Kultur 
der herrschenden Gruppen aufzugeben. Die Engländer in 
Irland und Quebec sowie Nationen in ganz Mittel- und 
Osteuropa und in Asien - sie alle haben ihre nationalen 
Minderheiten in die von ihren Herren geführten öffentlichen 
Schulen geschleppt. Einer der stärksten Anreize für die 
Unzufriedenheit und Rebellion dieser unterdrückten Völker 
war der Wunsch, ihre Sprache und ihr Erbe vor der Waffe der 
öffentlichen Schulen zu retten, die von ihren Gegnern 
eingesetzt wurde. So hat der liberale Laissez-faire-Liberale 
Ludwig von Mises geschrieben, dass in sprachlich 
gemischten Ländern, 


Das Festhalten an einer Politik der Schulpflicht ist mit den 


Bemühungen um einen dauerhaften Frieden völlig 
unvereinbar. 
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6Siehe Merle Curti, The Social Ideas of American Educators (New York: 
Charles Scribner's Sons, 1935). 


The Papers of Archibald D. Murphey (Raleigh: University of North Car- 
olina Press, 1914), Bd. II, S. 53-54. 
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Die Frage, welche Sprache zur Grundlage des Unterrichts 
gemacht werden soll, ist von entscheidender Bedeutung. 
Eine Entscheidung in die eine oder andere Richtung kann 
im Laufe der Jahre die Nationalität eines ganzen Gebietes 
bestimmen. Die Schule kann Kinder von der Nationalität 
ihrer Eltern entfremden und als Mittel zur Unterdrückung 
ganzer Nationalitäten eingesetzt werden. Wer die Schulen 
leitet, hat die Macht, anderen Nationalitäten zu schaden und 
der eigenen zu nützen. 


Darüber hinaus weist Mises darauf hin, dass der Zwang, 
der mit der Herrschaft einer Nationalität einhergeht, es 
unmöglich macht, das Problem dadurch zu lösen, dass man 
jedem Elternteil formell erlaubt, sein Kind auf eine Schule zu 
schicken, die die Sprache seiner eigenen Nationalität 
verwendet. 


Oft ist es dem Einzelnen aus Rücksicht auf seinen 
Lebensunterhalt nicht möglich, sich offen für die eine oder 
andere Nationalität zu bekennen. In einem System des 
Interventionismus könnte ihn das die Gunst von Kunden 
anderer Nationalitäten oder einen Arbeitsplatz bei einem 
Unternehmer anderer Nationalität kosten. Wenn man den 
Eltern die Wahl überlässt 

die Schule, auf die sie ihre Kinder schicken wollen, dann 
setzt man sie jeder nur denkbaren Form von politischem 
Zwang aus. In allen Gebieten mit gemischter Nationalität 
ist die Schule ein politisches Gut von höchster Bedeutung. 
Sie kann nicht ihres politischen Charakters beraubt werden, 
solange sie eine öffentliche und obligatorische Einrichtung 
bleibt. Es gibt in der Tat nur eine Lösung: Der Staat, die 
Regierung, die Gesetze dürfen sich in keiner Weise mit der 
Schule oder der Bildung befassen. Öffentliche Gelder 
dürfen nicht für solche Zwecke verwendet werden. Die 
Erziehung und Unterweisung der Jugend muss ganz den 
Eltern und den privaten Vereinen und Institutionen 
überlassen werden.8 


Jahrhunderts, die das moderne öffentliche Schulsystem 
einführten, war genau das Ziel, das kulturelle und sprachliche 
Leben der Einwanderungswellen nach Amerika zu 
verkrüppeln und sie, wie der Bildungsreformer Samuel Lewis 
sagte, zu "einem Volk" zu formen. Es war die 
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N.J.: D. Van Nostrand, 1962), S. 114-15. 


207 


Bildung 


Der Wunsch der angelsächsischen Mehrheit, die Einwanderer 
zu zähmen, zu kanalisieren und umzustrukturieren und 
insbesondere das kirchliche Schulsystem der Katholiken zu 
zerschlagen, bildete den Hauptimpuls für die Bildungs 
"reform". Die Kritiker der Neuen Linken, die in den 
öffentlichen Schulen von heute eine Rolle bei der 
Verkrüppelung und Formung des Geistes von Ghettokindern 
sehen, begreifen nur die gegenwärtige Verkörperung eines 
lang gehegten Ziels des Establishments der öffentlichen 
Schulen - der Horace Manns, Henry Barnards und Calvin 
Stowes. Es waren zum Beispiel Mann und Barnard, die 
darauf drängten, die Schulen zur Indoktrination gegen die 
"Mobokratie" der Jackson-Bewegung einzusetzen. Und es 
war Stowe, Autor eines bewundernswerten Traktats über das 
preußische Pflichtschulsystem, das ursprünglich von Martin 
Luther inspiriert war, der über die Schulen in unverkennbar 
lutherischen und militärischen Begriffen schrieb: 


Wenn die Rücksicht auf die öffentliche Sicherheit einer 
Regierung das Recht gibt, die Bürger zum Militärdienst 
zu zwingen, wenn das Land überfallen wird, so berechtigt 
derselbe Grund die Regierung, sie zu zwingen, für die 
Erziehung ihrer Kinder zu sorgen. Ein Mensch hat nicht 
mehr Recht, den Staat zu gefährden 

indem er eine Familie von unwissenden und lasterhaften 
Kindern darauf wirft, als dass er den Spionen einer 
eindringenden Armee Einlass gewähren muss.? 


Vierzig Jahre später sprach Newton Bateman, ein 
führender Pädagoge, vom "Enteignungsrecht" des Staates 
über "Geist, Seele und Körper" der Kinder der Nation: 
Erziehung, so behauptete er, "kann nicht den Launen und 
Kontinuitäten Einzelner überlassen werden".!0 


Der ehrgeizigste Versuch der Partisanen der öffentlichen 
Schule, ihre Kontrolle über die Kinder der Nation zu 
maximieren, kam in 


9Calvin E. Stowe, The Prussian System of Public Instruction and its 
Applic- ability to the United States (Cincinnati, 1830), S. 6lff. Zu den 
elitären Motiven der Bildungsreformer siehe Michael B. Katz, The Irony of 
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10Zitiert in Edward C. Kirkland, Dream and Thought in the Business 
Community, 1860-1900 (Chicago: Quadrangle Books, 1964), S. 54. 
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Oregon in den frühen 1920er Jahren. Der Staat Oregon, der 
selbst mit der Zulassung staatlich anerkannter Privatschulen 
unzufrieden war, erließ am 7. November 1922 ein Gesetz, das 
Privatschulen verbot und alle Kinder zum Besuch einer 
öffentlichen Schule verpflichtete. Damit war der Traum der 
Pädagogen ausgeträumt. Endlich sollten alle Kinder von den 
staatlichen Behörden in die "demokratisierende" Form der 
Einheitsschule gezwungen werden. Glücklicherweise wurde 
das Gesetz 1925 vom Obersten Gerichtshof der Vereinigten 
Staaten für verfassungswidrig erklärt (Pierce v. Society of 
Sisters, 1. Juni 1925). Der Oberste Gerichtshof erklärte, dass 
"das Kind keine bloße Schöpfung des Staates ist", und stellte 
fest, dass das Gesetz von Oregon gegen die "fundamentale 
Theorie der Freiheit, auf der alle Regierungen in dieser Union 
beruhen", verstieß. Die Fanatiker der öffentlichen Schule 
haben nie wieder versucht, so weit zu gehen. Es ist jedoch 
aufschlussreich, sich die Kräfte vor Augen zu führen, die 
versuchten, alle konkurrierenden Privatschulen im Staat 
Oregon zu verbieten. Denn die Speerspitze des Gesetzes 
waren nicht, wie man erwarten könnte, liberale oder 
fortschrittliche Pädagogen oder Intellektuelle; die Speerspitze 
war der Ku-Klux-Klan, der damals in den Nordstaaten stark 
war und darauf erpicht war, das katholische Pfarrschulsystem 
zu zerschlagen und alle katholischen und eingewanderten 
Kinder in die neo-protestantische und "amerikanisierende" 
Kraft der öffentlichen Schule zu zwingen. Interessanterweise 
vertrat der Klan die Ansicht, dass ein solches Gesetz für die 
"Erhaltung der freien Institutionen" notwendig sei. Es ist gut, 
darüber nachzudenken, dass das viel gepriesene 
"fortschrittliche" und "demokratische" öffentliche 
Schulsystem seine eifrigsten Befürworter in den bekanntesten 
Kreisen des amerikanischen Lebens hatte, unter Leuten, die 
bestrebt waren, die Vielfalt und Verschiedenheit in Amerika 
auszurotten.!1 


EINHEITLICHKEIT ODER VIELFALT? 


Auch wenn die heutigen Pädagogen nicht so weit gehen 
wie der Ku-Klux-Klan, ist es wichtig zu erkennen, dass das 
Wesen der öffentlichen Schule die Auferlegung von 
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Uniformität und die Unterdrückung von Vielfalt und 
Individualität in der Bildung erfordert. 


11Siehe | joyd P. Jorgenson, "The Oregon School Law of 1922: Passage and 
Sequel", Catholic Historical Review (Oktober 1968): 455-60. 


211 


Bildung 


Denn es liegt in der Natur jeder staatlichen Bürokratie, 
nach einem Regelwerk zu leben und dieses Regelwerk 
einheitlich und mit harter Hand durchzusetzen. Täte sie dies 
nicht und würde der Beamte ad hoc über Einzelfälle 
entscheiden, würde man ihm zu Recht vorwerfen, dass er 
nicht alle Steuerzahler und Bürger gleich und einheitlich 
behandelt. Er würde der Diskriminierung und der Förderung 
von Sonderprivilegien beschuldigt werden. Außerdem ist es 
für den Beamten verwaltungstechnisch einfacher, einheitliche 
Regeln für seinen gesamten Zuständigkeitsbereich 
aufzustellen. Im Gegensatz zum privaten, gewinnorientierten 
Unternehmen ist der Regierungsbürokrat weder an Effizienz 
noch daran interessiert, seine Kunden bestmöglich zu 
bedienen. Da er keine Gewinne erzielen muss und vor 
möglichen Verlusten geschützt ist, kann der Bürokrat die 
Wünsche und Forderungen seiner Verbraucher-Kunden 
ignorieren und tut dies auch. Sein Hauptinteresse besteht 
darin, "keine Wellen zu schlagen", und dies erreicht er durch 
die gleichmäßige Anwendung eines einheitlichen 
Regelwerks, unabhängig davon, wie untauglich dieses im 
Einzelfall sein mag. 


Der öffentliche Schulbeamte seinerseits steht vor einer 
Reihe von wichtigen und kontroversen Entscheidungen, wenn 
er über die Struktur der formalen Schulbildung in seinem 
Gebiet entscheide. Er muss entscheiden: Soll die 
Schulbildung traditionell oder progressiv sein? freier Zugang 
oder sozialistisch? wettbewerbsorientiert oder egalitär? 
geisteswissenschaftlich oder berufsorientiert? getrennt oder 
integriert? sexuell orientiert oder nicht? religiös oder säkular? 
oder verschiedene Abstufungen zwischen diesen Polen. Wie 
auch immer die Entscheidung ausfällt, und selbst wenn sie 
den Wünschen der Mehrheit der Öffentlichkeit entspricht, 
wird es immer eine beträchtliche Anzahl von Eltern und 
Kindern geben, denen die von ihnen gewünschte Art von 
Bildung vorenthalten wird. Wenn die Entscheidung für die 
traditionelle Disziplin in den Schulen fällt, haben die 
fortschrittlicheren Eltern das Nachsehen und umgekehrt; das 
Gleiche gilt für alle anderen wichtigen Entscheidungen. Je 
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mehr das Bildungswesen öffentlich wird, desto mehr wird 
den Eltern und Kindern die Bildung vorenthalten, die sie zu 
brauchen glauben. Je mehr die Bildung öffentlich wird, desto 
mehr werden die Bedürfnisse und Wünsche von Individuen 
und Minderheiten durch schwerfällige Uniformität 
unterdrückt. 
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Je größer die Sphäre der Öffentlichen gegenüber der 
privaten Erziehung ist, desto größer ist der Umfang und die 
Intensität der Konflikte im gesellschaftlichen Leben. Denn 
wenn eine Behörde die Entscheidung trifft: Sexualerziehung 
oder nicht, traditionell oder progressiv, integriert oder 
segregiert usw., dann ist es besonders wichtig, die Kontrolle 
über die Regierung zu erlangen und zu verhindern, dass die 
Gegner selbst die Macht übernehmen. Je mehr also im 
Bildungswesen wie auch in allen anderen Bereichen 
staatliche Entscheidungen an die Stelle privater 
Entscheidungen treten, desto mehr werden sich die 
verschiedenen Gruppen in einem verzweifelten Wettlauf 
gegenseitig an die Gurgel gehen, um sicherzustellen, dass die 
einzige Entscheidung in jedem wichtigen Bereich in ihrem 
Sinne ausfällt. 


Vergleichen Sie die Benachteiligung und die intensiven 
sozialen Konflikte, die mit staatlichen Entscheidungen 
einhergehen, mit der Situation auf dem freien Markt. Wäre 
das Bildungswesen rein privat, könnte und würde jede 
Elterngruppe ihre eigene Art von Schule bevormunden. Es 
würde eine Vielzahl von Schulen entstehen, die den 
unterschiedlichen Bildungsansprüchen von Eltern und 
Kindern gerecht werden. Einige Schulen würden traditionell 
sein, andere progressiv. Einige Schulen würden die gesamte 
Skala von traditionell bis fortschrittlich durchlaufen; einige 
Schulen würden mit egalitärer und stufenloser Bildung 
experimentieren, andere würden das strenge Lernen von 
Fächern und wettbewerbsorientierte Benotung betonen; 
einige Schulen würden säkular sein, andere würden 
verschiedene religiöse Glaubensbekenntnisse betonen; einige 
Schulen würden libertär sein und die Tugenden des freien 
Unternehmertums betonen, andere würden verschiedene 
Arten des Sozialismus predigen. 


Betrachten wir zum Beispiel die Struktur des heutigen 
Zeitschriften- oder Buchverlagswesens und bedenken wir 
dabei, dass Zeitschriften und Bücher selbst eine äußerst 
wichtige Form der Bildung darstellen. Auf dem 
Zeitschriftenmarkt, der weitgehend frei ist, gibt es alle Arten 
von Zeitschriften, die den unterschiedlichsten Geschmäckern 
und Ansprüchen der Verbraucher gerecht werden: Es gibt 
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landesweite Allzweckzeitschriften; es gibt liberale, 
konservative und alle möglichen ideologischen Zeitschriften; 
es gibt spezialisierte wissenschaftliche Publikationen; und es 
gibt eine Unzahl von Zeitschriften, die sich speziellen 
Interessen und Hobbys wie Bridge, Schach, Hi-Fi usw. widmen. 
Eine ähnliche Struktur zeigt sich auf dem freien 
Büchermarkt: Es gibt Bücher, die weit verbreitet sind, und 
solche, die einen speziellen Markt ansprechen, 
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Bücher aller ideologischen Richtungen. Wenn man die 
öffentlichen Schulen abschafft, würde der freie, vielfältige 
und unterschiedliche Zeitschriften- und Büchermarkt mit 
einem ähnlichen "Schulmarkt" einhergehen. Gäbe es dagegen 
für jede Stadt oder jeden Staat nur eine einzige Zeitschrift, 
wären die Kämpfe und Konflikte vorprogrammiert, die dann 
toben würden: Soll die Zeitschrift konservativ, liberal oder 
sozialistisch sein; wie viel Platz soll sie der Belletristik oder 
der Brücke widmen usw.? Der Druck und die Konflikte 
wären groß, und keine Lösung wäre zufriedenstellend, denn 
Jede Entscheidung würde unzähligen Menschen das 
vorenthalten, was sie wollen und brauchen. Die Forderung 
des Liberalen ist also gar nicht so abwegig, wie sie auf den 
ersten Blick erscheinen mag: Er fordert ein Schulsystem, das 
so frei und vielfältig ist, wie es die meisten anderen 
Bildungsmedien heute sind. 


Um noch einmal auf andere Bildungsmedien einzugehen: 
Was würden wir dann von einem Vorschlag halten, dass die 
Regierung, ob auf Bundes- oder Landesebene, das Geld der 
Steuerzahler dazu verwendet, eine landesweite Kette von 
öffentlichen Zeitschriften oder Zeitungen einzurichten und 
dann alle Menschen oder alle Kinder zu zwingen, diese zu 
lesen? Was würden wir außerdem davon halten, wenn die 
Regierung alle anderen Zeitungen und Zeitschriften verbieten 
würde, oder zumindest alle Zeitungen oder Zeitschriften, die 
nicht bestimmten "Standards" entsprechen, von denen eine 
Regierungskommission meint, dass Kinder sie lesen sollten? 
Ein solcher Vorschlag würde sicherlich im ganzen Land mit 
Entsetzen aufgenommen werden, doch ist dies genau die Art 
von Regime, die die Regierung in den Schulen eingeführt hat. 
Eine obligatorische öffentliche Presse würde zu Recht als 
Eingriff in das Grundrecht der Pressefreiheit angesehen 
werden; ist die schulische Freiheit nicht mindestens genauso 
wichtig wie die Pressefreiheit? Sind nicht beide 
lebenswichtige Medien für die öffentliche Information und 
Bildung, für die freie Untersuchung und die Suche nach der 
Wahrheit? In der Tat sollte die Unterdrückung der 
Schulfreiheit mit noch größerem Entsetzen betrachtet werden 
als die Unterdrückung einer freien Presse, da hier die zarten 
und ungebildeten Köpfe von Kindern direkter betroffen sind. 
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Es ist faszinierend, dass zumindest einige Befürworter 
öffentlicher Schulen die Analogie zwischen dem Schulwesen 
und der Presse erkannt haben und ihre Logik auf den letzteren 
Bereich übertragen haben. So war in den 1780er und 1790er 
Jahren die erzföderalistische "Essex Junto", eine Gruppe 
führender Kaufleute und Anwälte, die ursprünglich aus Essex 
County, Massachusetts, stammten, in der Bostoner Politik 
prominent vertreten. 
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Die Bürger von Essex waren besonders um ein umfassendes 
öffentliches Schulsystem bemüht, um der Jugend "die 
richtige Unterordnung beizubringen". Der Essexman Stephen 
Higginson erklärte freimütig, dass "das Volk gelehrt werden 
muss, seinen Herrschern zu vertrauen und sie zu verehren". 
Ein anderer führender Kaufmann und Theoretiker aus Essex, 
Jonathan Jackson, war der festen Überzeugung, dass 
Zeitungen eine ebenso wichtige Form der Erziehung wie die 
formale Schulbildung darstellten, und prangerte die freie 
Presse als notwendigerweise unterwürfig gegenüber ihrer 
Leserschaft an. 


Professor E.G. West hat auch eine lehrreiche Analogie 
zwischen der Bereitstellung von Schulbildung und 
Lebensmitteln vorgeschlagen, die sicherlich für Kinder und 
Erwachsene von mindestens gleicher Bedeutung sind. West 
schreibt: 


Der Schutz eines Kindes vor Hunger oder Unterernährung 
ist vermutlich ebenso wichtig wie der Schutz vor Ignoranz. 
Es ist jedoch schwer vorstellbar, dass eine Regierung in 
ihrem Bestreben, den Kindern ein Mindestmaß an Nahrung 
und Kleidung zu sichern, Gesetze für eine allgemeine 
Essenspflicht erlassen oder Maßnahmen in Erwägung 
ziehen würde, die zu einer Erhöhung der Steuern oder 
Abgaben führen, um Kinderlebensmittel "kostenlos" in 
kommunalen Küchen oder Geschäften bereitzustellen. Es 
ist noch schwerer vorstellbar, dass die meisten Menschen 
dieses System fraglos akzeptieren würden, vor allem, wenn 
es sich so weit entwickelt hat, dass die Teilnehmer aus 
"verwaltungstechnischen Gründen" den Geschäften 
zugewiesen werden, die zufällig ihrem Wohnort am 
nächsten sind. . ... Doch so seltsam solche hypothetischen 
Maßnahmen auch erscheinen mögen, wenn sie auf die 
Versorgung mit Lebensmitteln und Kleidung angewandt 
werden, so sind sie doch typisch für die staatliche 
Erziehung. 13 


12Siehe David Hackett Fischer, "The Myth of the Essex Junto", William 
and Mary Quarterly (April 1964): 191-235. Siehe auch Murray N. 
Rothbard, "Economic Thought: Comment," in D.T. Gilchrist, ed., The 
Growth of the Seaport Cities, 1790-1825 (Charlottesville: University Press 
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I3E,.G,. West, Education and the State (London: Institute of Economic 
Affairs, 1965), S. 13-14. 
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Mehrere libertäre Denker, sowohl vom "linken" als auch 
vom "rechten" Ende des libertären Spektrums, haben scharfe 
Kritiken am totalitären Charakter der öffentlichen 
Schulpflicht geäußert. So der linksliberale britische Kritiker 
Herbert Read: 


Der Mensch ist von Natur aus in viele Typen differenziert, 
und alle diese Typen in eine Form zu pressen, muss 
unweigerlich zu Verzerrungen und Unterdrückungen 
führen. Die Schulen sollten viele Arten von Schulen sein, 
die verschiedenen Methoden folgen und verschiedenen 
Veranlagungen gerecht werden. Man könnte 
argumentieren, dass sogar ein totalitärer Staat dieses 
Prinzip anerkennen muss, aber in Wahrheit ist die 
Differenzierung ein organischer Prozess, die spontane und 
umherschweifende Vereinigung von Individuen zu 
bestimmten Zwecken. ... Die ganze Struktur der Erziehung 
als der natürliche Prozess, den wir uns vorgestellt haben, 
zerfällt, wenn wir versuchen, diese Struktur künstlich zu 
machen.!# 


Und der große englische Philosoph Herbert Spencer, ein 
Individualist des späten neunzehnten Jahrhunderts, fragte: 


Denn was ist mit der Aussage gemeint, dass eine Regierung 
das Volk erziehen soll? Warum sollten sie gebildet sein? 
Wozu ist die Bildung da? Offensichtlich, um die Menschen 
für das gesellschaftliche Leben fit zu machen - um sie zu 
guten Bürgern zu machen? Und wer soll sagen, was gute 
Bürger sind? Die Regierung: Es gibt keinen anderen 
Richter. Und wer soll sagen, wie diese guten Bürger 
gemacht werden können? Die Regierung: Es gibt keinen 
anderen Richter. Daher lässt sich der Satz in Folgendes 
umwandeln: Die Regierung soll die Kinder zu guten 
Bürgern formen. Sie muss zuerst für sich selbst ein 
bestimmtes 

Er muss die Vorstellung eines Musterbürgers entwickeln 
und danach ein Disziplinarsystem ausarbeiten, das am 
besten geeignet erscheint, Bürger nach diesem Muster 
hervorzubringen. Dieses System der Disziplin muss sie bis 
zum Äußersten durchsetzen. Tut sie es nicht, so lässt sie zu, 
dass die Menschen anders werden, als sie ihrer Meinung 
nach werden sollten, und versagt daher in der Aufgabe, die 
sie zu erfüllen hat.!5 
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14Herbert Read, The Education of Free Men (London: Freedom Press, 
1944), S. 27-28. 


15Herbert Spencer, Social Statics (London: John Chapman, 1851), S. 332- 
33. 
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Und die amerikanische individualistische Schriftstellerin 
des zwanzigsten Jahrhunderts, Isabel Paterson, erklärte: 


Lehrtexte sind notwendigerweise selektiv, was den Inhalt, 
die Sprache und die Sichtweise betrifft. Wenn der 
Unterricht von Privatschulen durchgeführt wird, gibt es 
erhebliche Unterschiede zwischen den einzelnen Schulen; 
die Eltern müssen anhand des angebotenen Lehrplans 
beurteilen, was sie ihren Kindern beibringen wollen. ... . 
Nirgendwo wird es einen Anreiz geben, die "Vorherrschaft 
des Staates als Pflichtphilosophie" zu lehren. Aber jedes 
politisch kontrollierte Bildungssystem wird früher oder 
später die Doktrin der Vorherrschaft des Staates einführen, 
sei es als göttliches Recht der Könige oder als "Wille des 
Volkes" in der "Demokratie". Ist diese Doktrin erst einmal 
akzeptiert, wird es zu einer fast übermenschlichen Aufgabe, 
den Würgegriff der politischen Macht über das Leben des 
Bürgers zu brechen. Sie hat seinen Körper, sein Eigentum 
und seinen Geist von Kindesbeinen an in ihren Klauen. Ein 
Oktopus würde seine Beute eher loslassen. 


Ein steuerfinanziertes, obligatorisches Bildungssystem ist 
das vollständige Modell des totalitären Staates. 16 


Wie E.C. West feststellte, hat die bürokratische 
Bequemlichkeit die Staaten stets dazu veranlasst, 
geografische öffentliche Schulbezirke festzulegen, in jedem 
Bezirk eine Schule einzurichten und dann jedes öffentliche 
Schulkind zu zwingen, die Schule in dem seinem Wohnort 
am nächsten gelegenen Bezirk zu besuchen. Während auf 
einem freien Privatschulmarkt die meisten Kinder zweifellos 
Schulen in der Nähe ihres Wohnorts besuchen würden, 
erzwingt das derzeitige System das Monopol einer Schule pro 
Bezirk und zwingt so zur Einheitlichkeit in jedem Gebiet. 
Kinder, die, aus welchen Gründen auch immer, lieber eine 
Schule in einem anderen Bezirk besuchen würden, können 
dies nicht tun. Das Ergebnis ist eine erzwungene geografische 
Homogenität, und es bedeutet auch, dass der Charakter jeder 
Schule vollständig von ihrer Wohngegend abhängt. Es ist 
dann unvermeidlich, dass die öffentlichen Schulen innerhalb 
der einzelnen Bezirke nicht völlig einheitlich sind und dass 
die Zusammensetzung der Schüler, die Finanzierung der 
einzelnen Schulen und die Qualität des Unterrichts 
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161sabel Paterson, Der Gott der Maschine (New York: G.P. Putnam, 1943), 
pp: 2357-58. 
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von den Werten, dem Wohlstand und der Steuerbasis eines 
jeden geografischen Gebiets abhängen. Die Tatsache, dass in 
wohlhabenden Schulbezirken teurerer und hochwertigerer 
Unterricht, höhere Lehrergehälter und bessere 
Arbeitsbedingungen herrschen als in ärmeren Bezirken, ist 
dann unvermeidlich. Die Lehrer werden die besseren Schulen 
als die besseren Lehrämter ansehen, und die besseren Lehrer 
werden sich in die besseren Schulbezirke begeben, während 
die schlechteren in den einkommensschwächeren Gebieten 
bleiben müssen. Das Funktionieren der öffentlichen Schulen 
in den Bezirken führt also unweigerlich dazu, dass genau das 
Gleichheitsziel, das eigentlich ein Hauptziel des öffentlichen 
Schulsystems sein sollte, zunichte gemacht wird. 


Wenn die Wohngebiete rassisch segregiert sind, wozu sie 
oft neigen, ist die Folge eines zwangsweisen geographischen 
Monopols die zwangsläufige rassische Segregation der 
öffentlichen Schulen. Die Eltern, die eine integrierte Schule 
bevorzugen, müssen sich mit dem geografischen 
Monopolsystem auseinandersetzen. Darüber hinaus ist die 
jüngste Tendenz der Bürokraten im öffentlichen Schulwesen 
nicht die Einführung freiwilliger Schulbusse, um den 
elterlichen Ermessensspielraum zu erweitern, sondern das 
Gegenteil, nämlich die Einführung obligatorischer 
Schulbusse und die obligatorische rassische Integration der 
Schulen - was oft zu einer grotesken Verlagerung der Kinder 
weit weg von ihrem Zuhause führt. Wieder einmal das 
typische Regierungsmuster: entweder Zwangssegregation 
oder Zwangsintegration. Der freiwillige Weg - die 
Entscheidung den einzelnen Eltern zu überlassen - 
widerspricht jeder staatlichen Bürokratie. 


Es ist merkwürdig, dass die jüngsten Bewegungen für 
eine lokale elterliche Kontrolle der öffentlichen Bildung 
manchmal als "rechtsextrem" und manchmal als 
"lnksextrem" bezeichnet wurden, obwohl die libertäre 
Motivation in beiden Fällen genau dieselbe war. Wenn sich 
also Eltern gegen den obligatorischen Transport ihrer Kinder 
zu weit entfernten Schulen gewehrt haben, hat die 
Bildungseinrichtung diese Bewegungen als "bigott" und 
"rechts" verurteilt. Aber wenn Neger-Eltern - wie im Fall von 
Ocean Hill-Brownsville in New York City - die lokale 
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Die Bewegung wurde ihrerseits als "linksextrem" und 
"nihilistisch" verurteilt. Das Merkwürdigste an der 
Angelegenheit ist, dass die Eltern in beiden Fällen ihren 
gemeinsamen Wunsch nach lokaler elterlicher Kontrolle nicht 
erkannt haben und selbst die "Fanatiker" oder "Militanten" in 
der anderen Gruppe verurteilt haben. Tragischerweise haben 
weder die lokalen weißen noch die schwarzen Gruppen ihre 
gemeinsame Sache gegen das Bildungs-Establishment 
erkannt: gegen die diktatorische Kontrolle der Erziehung 
ihrer Kinder durch eine Bildungsbürokratie, die versucht, 
ihnen eine Form der Schulbildung aufzudrängen, die sie 
glaubt, den widerspenstigen Massen aufzwingen zu müssen. 
Eine wichtige Aufgabe der Libertären ist es, die gemeinsame 
Sache aller Elterngruppen gegen die _ staatliche 
Bildungstyrannei hervorzuheben. Natürlich muss auch darauf 
hingewiesen werden, dass Eltern den Staat erst dann 
loswerden können, wenn das öffentliche Schulsystem 
vollständig abgeschafft ist und die Schule wieder frei wird. 


Der geografische Charakter des öffentlichen 
Schulsystems hat auch zu einer erzwungenen Segregation der 
Wohngebiete nach Einkommen und folglich nach Rasse im 
ganzen Land und insbesondere in den Vorstädten geführt. 
Wie jeder weiß, ist die Bevölkerung in den Vereinigten 
Staaten seit dem Zweiten Weltkrieg gewachsen, und zwar 
nicht in den Innenstädten, sondern in den umliegenden 
Vorstädten. Da neue und jüngere Familien in die Vorstädte 
gezogen sind, besteht die bei weitem größte und wachsende 
Belastung der lokalen Haushalte in der Finanzierung der 
öffentlichen Schulen, die eine junge Bevölkerung mit einem 
relativ hohen Anteil an Kindern pro Kopf aufnehmen müssen. 
Diese Schulen werden ausnahmslos aus der wachsenden 
Grundsteuer finanziert, die größtenteils von den Vorstädten 
getragen wird. Das heißt, je wohlhabender die Familie in den 
Vorstädten ist und je teurer ihr Haus ist, desto höher ist ihr 
Steuerbeitrag für die örtliche Schule. Da die Belastung durch 
die Schulsteuern ständig steigt, versuchen die Vorstädter 
verzweifelt, den Zuzug wohlhabender Einwohner und teurer 
Häuser zu fördern und den Zuzug ärmerer Bürger zu 
verhindern. Kurz gesagt, es gibt einen Break-even-Punkt des 
Hauspreises, über den hinaus eine neue Familie in einem 
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neuen Haus die Ausbildung ihrer Kinder über die 
Grundsteuer mehr als bezahlen wird. Familien in Häusern 
unterhalb dieses Preisniveaus werden nicht genug 
Grundsteuern zahlen, um die Ausbildung ihrer Kinder zu 
finanzieren, und daher 
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eine höhere Steuerlast für die bestehende Bevölkerung des 
Vororts mit sich bringen wird. Aus diesem Grund haben die 
Vorstädte in der Regel strenge Bebauungsvorschriften 
erlassen, die den Bau von Wohnungen unterhalb eines 
Mindestkostenniveaus verbieten und so den Zustrom ärmerer 
Bürger unterbinden. Da der Anteil der armen Neger weitaus 
größer ist als der der armen Weißen, werden dadurch auch 
die Neger vom Zuzug in die Vorstädte abgehalten. Und da in 
den letzten Jahren eine zunehmende Verlagerung von 
Arbeitsplätzen und Industrie aus dem Stadtzentrum in die 
Vororte stattgefunden hat, ist das Ergebnis ein zunehmender 
Druck der Arbeitslosigkeit auf die Neger - ein Druck, der sich 
zwangsläufig verstärken wird, wenn sich die Verlagerung der 
Arbeitsplätze beschleunigt. Die Abschaffung der öffentlichen 
Schulen und damit der Verknüpfung von Schullast und 
Grundsteuer würde einen großen Beitrag zur Beseitigung von 
Gebietsbeschränkungen und zur Beendigung der Vorstadt als 
Reservat der weißen oberen Mittelschicht leisten. 


BELASTUNGEN UND SUBVENTIONEN 


Die Existenz des öffentlichen Schulsystems selbst 
beinhaltet ein komplexes Netz von Zwangsabgaben und 
Subventionen, die aus ethischen Gründen nur schwer zu 
rechtfertigen sind. Zunächst einmal zwingen die öffentlichen 
Schulen die Eltern, die ihre Kinder auf Privatschulen 
schicken wollen, zu einer doppelten Belastung: Sie werden 
gezwungen, die Kinder der öffentlichen Schulen zu 
subventionieren, und sie müssen auch für die Ausbildung 
ihrer eigenen Kinder aufkommen. Nur der offensichtliche 
Zusammenbruch des öffentlichen Schulwesens in den 
Großstädten hat dort ein florierendes privates Schulsystem 
aufrechterhalten; im Hochschulwesen, wo der 
Zusammenbruch nicht so krass war, werden die privaten 
Hochschulen durch die Konkurrenz der steuerlich 
subventionierten kostenlosen Studiengebühren und der 
steuerfinanzierten höheren Gehälter rasch aus dem Geschäft 
gedrängt. Da die öffentlichen Schulen laut Verfassung 
säkular sein müssen, bedeutet dies, dass religiöse Eltern 
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gezwungen werden müssen, die säkularen öffentlichen 
Schulen zu subventionieren. Die "Trennung von Kirche und 
Staat" ist zwar ein edles Prinzip - und ein Teil des libertären 
Prinzips, alles vom Staat zu trennen -, aber es geht sicherlich 
zu weit in die andere Richtung, wenn man die Religiösen 
zwingt, die Nichtreligiösen durch staatlichen Zwang zu 
subventionieren. 
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Die Existenz der öffentlichen Schule bedeutet auch, dass 
unverheiratete und kinderlose Paare dazu gezwungen 
werden, Familien mit Kindern zu subventionieren. Was ist 
hier das ethische Prinzip? Und jetzt, wo das 
Bevölkerungswachstum nicht mehr in Mode ist, sollte man 
sich die Anomalie vor Augen führen, dass liberale 
Bevölkerungsgegner ein öffentliches Schulsystem 
befürworten, das Familien mit Kindern nicht nur 
subventioniert, sondern sie im Verhältnis zur Anzahl ihrer Kinder 
subventioniert. Man muss nicht das ganze Ausmaß der 
gegenwärtigen Antibevölkerungshysterie annehmen, um 
die Weisheit der Subventionierung der Kinderzahl pro 
Familie durch staatliche Maßnahmen in Frage zu stellen. 
Das bedeutet auch, dass arme Alleinstehende und arme 
kinderlose Paare gezwungen werden, reiche Familien mit 
Kindern zu subventionieren. Ist das ethisch überhaupt 
sinnvoll? 


In den letzten Jahren haben die öffentlichen 
Schulbehörden die Doktrin verkündet, dass "jedes Kind ein 
Recht auf Bildung hat" und dass daher die Steuerzahler 
gezwungen werden sollten, dieses Recht zu gewähren. Aber 
dieses Konzept missversteht den Begriff des "Rechts" völlig. 
Ein "Recht" muss philosophisch gesehen etwas sein, das in 
der Natur des Menschen und der Realität verankert ist, etwas, 
das zu jeder Zeit und in jedem Zeitalter bewahrt und erhalten 
werden kann. Das "Recht" auf Selbsteigentum, das Recht, 
sein Leben und seinen Besitz zu verteidigen, ist eindeutig ein 
solches Recht: Es kann für neutestamentliche 
Höhlenmenschen, im modernen Kalkutta oder in den 
heutigen Vereinigten Staaten gelten. Ein solches Recht ist 
unabhängig von Zeit und Ort. Aber ein "Recht auf einen 
Arbeitsplatz" oder auf "drei Mahlzeiten am Tag" oder auf 
"zwölf Jahre Schulbildung" kann so nicht garantiert werden. 
Nehmen wir an, dass es so etwas nicht geben kann, wie in der 
Zeit der Neandertaler oder im modernen Kalkutta? Von 
einem "Recht" als etwas zu sprechen, das nur unter modernen 
industriellen Bedingungen erfüllt werden kann, bedeutet 
nicht, überhaupt von einem menschlichen, natürlichen Recht 
zu sprechen. Außerdem erfordert das liberale "Recht" auf 
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Selbsteigentum nicht, dass eine Gruppe von Menschen 
gezwungen wird, einer anderen Gruppe ein solches "Recht" 
zu verschaffen. Jeder Mensch kann das Recht auf 
Selbsteigentum genießen, ohne dass jemandem ein spezieller 
Zwang auferlegt wird. Aber im Falle eines "Rechts" auf 
Schulbildung kann dieses nur gewährt werden, wenn andere 
Menschen gezwungen werden, es zu erfüllen. Das "Recht" 
auf Schulbildung, auf einen Arbeitsplatz, auf drei Mahlzeiten 
usw. ist also nicht in der Natur des Menschen verankert, 
sondern bedarf zu seiner Verwirklichung der Existenz einer 
Gruppe von 
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ausgebeutete Menschen, die dazu gezwungen werden, ein 
solches "Recht" zu gewähren. 


Darüber hinaus sollte das gesamte Konzept des "Rechts 
auf Bildung" immer vor dem Hintergrund gesehen werden, 
dass die formale Schulbildung nur einen kleinen Teil der 
Bildung im Leben eines Menschen ausmacht. Wenn jedes 
Kind wirklich ein "Recht" auf Bildung hat, warum dann nicht 
auch ein "Recht" auf das Lesen von Zeitungen und 
Zeitschriften, und warum sollte die Regierung nicht alle 
besteuern, um kostenlose öffentliche Zeitschriften für jeden, 
der sie haben möchte, bereitzustellen. 


Professor Milton Friedman, Wirtschaftswissenschaftler an 
der Universität von Chicago, hat sich um die Trennung von 
Geldbeträgen und verschiedenen Aspekten staatlicher 
Subventionen verdient gemacht, sowohl im Bildungswesen 
als auch in anderen Bereichen. Friedman vertritt zwar 
unumwunden die Ansicht, dass die Schulbildung eines jeden 
Kindes vom Steuerzahler finanziert werden sollte, weist aber 
darauf hin, dass es nicht logisch ist, dies als Argument für 
öffentliche Schulen zu verwenden: Es ist durchaus möglich, 
dass der Steuerzahler die Bildung jedes Kindes 
subventioniert, ohne dass es überhaupt öffentliche Schulen 
gibt!!?” In Friedmans berühmt gewordenem "Gutscheinplan" 
würde die Regierung jedem Elternteil einen Gutschein 
aushändigen, der ihn berechtigt, für jedes Kind einen 
bestimmten Betrag an Schulgeld zu zahlen, und zwar in einer 
Schule der Wahl der Eltern. Der Gutscheinplan würde die 
steuerfinanzierte Bereitstellung von Bildung für jedes Kind 
fortsetzen, aber die Abschaffung der riesigen 
monopolistischen, ineffizienten, diktatorischen öffentlichen 
Schulbürokratie ermöglichen. Die Eltern könnten dann ihr 
Kind auf jede beliebige Privatschule schicken, und die 
Wahlmöglichkeiten für alle Eltern und Kinder wären 
maximiert. Das Kind könnte dann auf jede Art von Schule 
gehen - ob progressiv oder traditionell, religiös oder säkular, 
freies Unternehmertum oder sozialistisch -, die die Eltern 
wünschen. Die finanzielle Subventionierung wäre dann völlig 
getrennt von der tatsächlichen Bereitstellung der 
Schulbildung durch die Regierung in einem Öffentlichen 
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Der Friedman-Plan wäre zwar eine große Verbesserung 
gegenüber dem derzeitigen System, da er eine breitere Palette 
von 


17Milton Friedman, Capitalism and Freedom (Chicago: University of 
Chicago Press, 1962), S. 85-107. 
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Wenn man die Wahlfreiheit der Eltern und die Abschaffung 
des öffentlichen Schulsystems ermöglicht, bleiben für den 
Libertären viele gravierende Probleme bestehen. Erstens 
würde die Sittenwidrigkeit der erzwungenen 
Subventionierung des Schulwesens weiter bestehen bleiben. 
Zweitens ist es unvermeidlich, dass die Befugnis zur 
Subventionierung auch die Befugnis zur Regulierung und 
Kontrolle mit sich bringt: Die Regierung hat nicht vor, 
Gutscheine für irgendeine Art von Schulbildung zu verteilen. 
Die Regierung würde also nur Gutscheine für Privatschulen 
ausgeben, die vom Staat als geeignet und angemessen 
eingestuft werden, was eine detaillierte Kontrolle der 
Privatschulen durch die Regierung bedeutet - Kontrolle des 
Lehrplans, der Methoden, der Art der Finanzierung, usw. Die 
Macht des Staates über die Privatschulen wird durch seine 
Befugnis, Gutscheine zu zertifizieren oder nicht zu 
zertifizieren, noch größer sein als jetzt.!8 


Seit dem Oregon-Fall sind die Befürworter der 
öffentlichen Schulen nie so weit gegangen, Privatschulen 
abzuschaffen, aber diese Schulen bleiben in vielerlei Hinsicht 
reguliert und eingeschränkt. Jeder Bundesstaat schreibt 
beispielsweise vor, dass jedes Kind in einer von ihm 
zertifizierten Schule unterrichtet werden muss, wodurch die 
Schulen wiederum in eine von der Regierung gewünschte 
Lehrplanform gezwungen werden. Um sich als zertifizierte 
Privatschule zu "qualifizieren", müssen alle möglichen 
sinnlosen und kostspieligen Vorschriften erfüllt werden, 
sowohl von der Schule als auch von den Lehrern, die oft eine 
Vielzahl sinnloser "Bildungs"-Kurse absolvieren müssen, um 
als qualifiziert für den Unterricht zu gelten. Viele gute 
Privatschulen arbeiten heute technisch "illegal", weil sie sich 
weigern, die oft lähmenden staatlichen Anforderungen zu 
erfüllen. Die vielleicht größte Ungerechtigkeit besteht darin, 
dass es den Eltern in den meisten Staaten untersagt ist, ihre 
Kinder selbst zu unterrichten, da der Staat ihnen nicht 
zugesteht, eine richtige "Schule" zu sein. Es gibt eine große 
Zahl von Eltern, die mehr als qualifiziert sind, ihre Kinder 
selbst zu unterrichten, insbesondere in den 
Grundschulklassen. Außerdem sind sie besser als jeder 
Außenstehende in der Lage, die Fähigkeiten und das 
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18 Für eine libertäre Kritik am Gutscheinsystem, siehe George Pearson, 
Another Look at Education Vouchers (Wichita, Kan.: Center for 
Indepen- dent Education). 
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und den Unterricht auf die individuellen Bedürfnisse und 
Fähigkeiten eines jeden Kindes abzustimmen. Keine formale 
Schule, die auf einheitliche Klassenzimmer beschränkt ist, 
kann diese Art von Dienstleistung erbringen. 


"Kostenlose" Schulen, ob es sich nun um Öffentliche 
Schulen oder um künftige Schulen mit Gutscheinen handelt, 
sind natürlich nicht wirklich kostenlos; irgendjemand, d. h. 
der Steuerzahler, muss für die betreffenden 
Bildungsleistungen bezahlen. Wenn aber die Dienstleistung 
von der Bezahlung abgekoppelt ist, kommt es tendenziell zu 
einem Überangebot an Kindern in den Schulen (abgesehen 
von den Gesetzen zur Schulpflicht, die denselben Effekt 
haben) und zu einem mangelnden Interesse des Kindes an der 
Bildungsdienstleistung, für die seine Familie nicht zahlen 
muss. Infolgedessen wird eine große Zahl von Kindern, die 
für die Schule ungeeignet oder an ihr nicht interessiert sind 
und die besser zu Hause oder bei der Arbeit aufgehoben 
wären, dazu gedrängt, in die Schule zu gehen und dort viel 
länger zu bleiben, als sie sollten. Die daraus resultierende 
Manie der Masseneinschulung hat zu einer Masse von 
unzufriedenen und gefangenen Kindern geführt, 
zusammen mit der allgemeinen Ansicht, dass jeder die High 
School (oder sogar das College) abschließen muss, um einer 
Beschäftigung würdig zu sein. Verstärkt wurde dieser 
Druck durch die hysterische Zunahme der "Antidropout"- 
Propaganda in den Massenmedien. Ein Teil dieser 
Entwicklung ist die Schuld der Wirtschaft, denn die 
Arbeitgeber lassen ihre Arbeitskräfte gerne ausbilden, und 
zwar nicht durch sie selbst oder am Arbeitsplatz, sondern 
auf Kosten der unglücklichen Steuerzahler. Inwieweit ist 
die Ausbreitung der öffentlichen Massenschulbildung ein 
Mittel, mit dem die Arbeitgeber die Kosten für die 
Ausbildung ihrer Arbeitnehmer auf den Steuerzahler 
abwälzen? 


Man würde erwarten, dass diese Ausbildung, die den 
Arbeitgebern nichts kostet, sehr teuer, ineffizient und viel zu 
langwierig sein wird. Tatsächlich mehren sich die Anzeichen 
dafür, dass ein großer Teil der derzeitigen Schulbildung für 
eine produktive Beschäftigung nicht erforderlich ist. Wie 
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Arthur Stinchcombe fragt: 


Gibt es irgendetwas, das in der Schule gelehrt werden kann, 
für das die Arbeitgeber bereit wären zu zahlen, wenn es gut 
gelernt würde? Im Allgemeinen lautet die Antwort: Nein. 
Weder die körperlichen Fähigkeiten noch die 
Zuverlässigkeit, die beiden Hauptvariablen, die für die 
Arbeitgeber von manueller Arbeit von Interesse sind, 
werden durch die Schulbildung wesentlich beeinflusst. 
Arbeitgeber, die sich um zuverlässige Arbeitskräfte 
bemühen, können einen High-School-Abschluss als 
Nachweis für 
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gute Disziplin. Ansonsten können sie Arbeitnehmer besser 
und billiger ausbilden als eine High School, nämlich am 
Arbeitsplatz.19 


Und, wie Professor Banfield betont, werden die meisten 
beruflichen Fähigkeiten ohnehin am Arbeitsplatz erlernt.20 


Die relative Nutzlosigkeit des öffentlichen Schulsystems 
für die Ausbildung von Handarbeitern wird durch die 
faszinierende Arbeit von MIND demonstriert, einem privaten 
Bildungsdienst, der jetzt von der Corn Products Refining 
Company in Greenwich, Connecticut, betrieben wird. MIND 
wählte bewusst Schulabbrecher aus, die für manuelle 
Tätigkeiten ungelernt waren, und konnte diesen 
Schulabbrechern in wenigen Wochen durch intensives 
Training und den Einsatz von Lehrmaschinen grundlegende 
Fertigkeiten und das Tippen beibringen und sie in 
Arbeitsplätze in Unternehmen vermitteln. In zehn Jahren 
öffentlicher Schulbildung hatten diese Jugendlichen weniger 
gelernt als in einigen Wochen privater, berufsorientierter 
Ausbildung! Wenn man den Jugendlichen die Möglichkeit 
gibt, sich aus der erzwungenen Abhängigkeit zu lösen und 
unabhängig zu werden, kann dies nur unermessliche Vorteile 
für die Jugendlichen selbst und für den Rest der Gesellschaft 
haben. 


Es gibt zahlreiche Belege für einen Zusammenhang 
zwischen Schulpflichtgesetzen und dem wachsenden Problem 
der Jugendkriminalität, insbesondere bei frustrierten älteren 
Kindern. So stellte Stinchcombe fest, dass rebellisches und 
delinquentes Verhalten "größtenteils eine Reaktion auf die 
Schule selbst" ist; und das britische Crowther Com- mittee 
stellte fest, dass, als 1947 das Mindestalter für den 
Schulabschluss von der Regierung von vierzehn auf fünfzehn 
Jahre angehoben wurde, es einen sofortigen und starken 
Anstieg der von den neu inhaftierten Vierzehnjährigen 
begangenen Delikte gab.21 


Ein Teil der Schuld an der Schulpflicht und der 
öffentlichen Massenbeschulung liegt auch bei den 
Gewerkschaften. 
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19Arthur [, Stinchcombe, Rebellion in a High School (Chicago: Quadran- 
gle Books, 1964), S. 180. Zitiert in Edward C. Banfield, The Unheavenly 


City (Boston: Little, Brown, 1970), S. 136. 
20 Ebd, S, 292. 
211bid,, S. 149ff. 
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Gewerkschaften, die, um die Konkurrenz durch junge, 
heranwachsende Arbeitnehmer zu verringern, versuchen, die 
Jugendlichen so lange wie möglich aus dem Arbeitsmarkt 
und in Bildungseinrichtungen zu drängen. Auf diese Weise 
üben sowohl die Gewerkschaften als auch die Arbeitgeber 
mächtigen Druck auf die Schulpflicht und damit auf die 
Nichtbeschäftigung der meisten Jugendlichen des Landes aus. 


HÖHERE BILDUNG 


Mit Ausnahme der Auswirkungen der Schulpflichtgesetze 
können die gleichen Kritikpunkte, die wir gegen die 
öffentlichen Schulen vorgebracht haben, auch gegen die 
öffentliche Hochschulbildung gerichtet werden, mit einem 
bemerkenswerten Zusatz. Es gibt immer mehr Beweise dafür, 
dass die erzwungene Subventionierung, zumindest im Falle 
der öffentlichen Hochschulbildung, weitgehend in die 
Richtung geht, dass ärmere Bürger gezwungen werden, die 
Ausbildung der reicheren zu subventionieren! Dafür gibt es 
drei wesentliche Gründe: Die Steuerstruktur für Schulen ist 
nicht besonders "progressiv", d.h. sie besteuert die 
Wohlhabenderen nicht überproportional; die Kinder, die ein 
College besuchen, haben in der Regel wohlhabendere Eltern 
als die Kinder, die nicht studieren; und die Kinder, die ein 
College besuchen, werden infolgedessen ein höheres 
Lebensarbeitseinkommen erzielen als diejenigen, die nicht 
studieren. Daraus ergibt sich eine Netto-Umverteilung des 
Einkommens von den Ärmeren zu den Reicheren über die 
öffentliche Hochschule! Wo ist hier die ethische 
Rechtfertigung? 


Die Professoren Weisbrod und Hansen haben diesen 
Umverteilungseffekt bereits in ihren Studien zur öffentlichen 
Hochschulbildung in Wisconsin und Kalifornien 
nachgewiesen. Sie fanden beispielsweise heraus, dass das 
durchschnittliche Familieneinkommen von Wisconsinern 
ohne Kinder an den staatlichen Universitäten von Wisconsin 
in den Jahren 1964-1965 bei 6.500 $ lag, während das 
durchschnittliche Familieneinkommen von Familien mit 
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Kindern an der University of Wisconsin 9.700 $ betrug. In 
Kalifornien betrugen die entsprechenden Zahlen 7.900 $ und 
12.000 $, und das Subventionsgefälle war sogar noch größer, 
weil die Steuerstruktur im letztgenannten Staat viel weniger 
"progressiv" war. Douglas Wind- ham fand einen ähnlichen 
Umverteilungseffekt von den Ärmeren zu den 
Wohlhabenderen im Staat Florida. Hansen und Weisbrod 
folgerten aus ihrer kalifornischen Studie: 
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Insgesamt führen diese Subventionen dazu, dass die 
Ungleichheit zwischen Menschen mit unterschiedlichem 
sozialem und wirtschaftlichem Hintergrund eher verstärkt 
als verringert wird, da sie substanzielle Subventionen zur 
Verfügung stellen, die Familien mit geringerem 
Einkommen entweder nicht in Anspruch nehmen können 
oder aufgrund anderer Bedingungen und Zwänge im 
Zusammenhang mit ihrer Einkommensposition nicht in 
Anspruch nehmen können. 


Was wir in Kalifornien festgestellt haben - eine äußerst 
ungleiche Verteilung der Subventionen für die öffentliche 
Hochschulbildung - trifft wahrscheinlich noch mehr auf 
andere Staaten zu. In keinem anderen Bundesstaat gibt es 
ein so umfangreiches System lokaler Junior Colleges wie in 
Kalifornien, und aus diesem Grund besucht in keinem 
anderen Bundesstaat ein so großer Prozentsatz der 
Highschool-Absolventen eine öffentliche Hochschule. 
Daher können wir ziemlich sicher sein, dass in Kalifornien 
ein geringerer Prozentsatz der Jugendlichen eine 
Nullsubvention erhält als in anderen Staaten.?? 


Darüber hinaus bringen die Bundesstaaten die privaten 
Hochschulen durch ihren unlauteren, steuerlich 
subventionierten Wettbewerb nicht nur in finanzielle 
Bedrängnis, sondern setzen durch verschiedene Vorschriften 
auch eine strenge Kontrolle der privaten Hochschulbildung 
durch. So kann im Staat New York niemand eine Einrichtung 
gründen, die sich "College" oder "Universität" nennt, wenn er 
nicht eine Bürgschaft in Höhe von 500.000 Dollar beim Staat 
New York hinterlegt. Dadurch werden kleine, ärmere 
Bildungseinrichtungen stark benachteiligt und von der 
Hochschulbildung ausgeschlossen. Außerdem können die 
regionalen Verbände der Hochschulen durch ihre Macht der 
"Akkreditierung" jede Hochschule, die nicht den Lehrplänen 
oder der Finanzierung des Establishments entspricht, effektiv 
aus dem Geschäft drängen. Zum Beispiel weigern sich diese 
Verbände strikt, jede Hochschule zu akkreditieren, egal wie 


22W, Lee Hansen und Burton A. Weisbrod, Benefits, Costs, and Finance of 
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Public Higher Education (Chicago: Markham, 1969), S. 78. Zu Wisconsin 
und seinem Vergleich mit Kalifornien siehe W. Lee Hansen, "Income 
Distri- bution Effects of Higher Education", American Economic Review, 
Papers and Proceedings (Mai 1969): 335-40. Zum allgemeinen Problem 
der Umverteilung von Ärmeren zu Reicheren im modernen 
"Wohlfahrtsstaat" siehe Leonard Ross, "The Myth that Things are Getting 
Better", New York Review of Books (August 12, 1971): 7-9. 
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exzellenten Unterricht, der proprietär oder gewinnorientiert 
ist und nicht von einem Treuhänder verwaltet wird. Da 
proprietäre Colleges, die einen weitaus größeren Anreiz 
haben, effizient zu sein und dem Verbraucher zu dienen, dazu 
neigen, finanziell erfolgreicher zu sein, bedeutet diese 
Abschaffung eine weitere schwere wirtschaftliche Belastung 
für die private Hochschulbildung. In den letzten Jahren wurde 
das erfolgreiche Marjorie Webster Junior College in 
Washington, D.C., durch die Weigerung seines 
Regionalverbandes, es zu akkreditieren, fast in die Pleite 
getrieben. Auch wenn man sagen könnte, dass die regionalen 
Verbände privat und nicht öffentlich sind, arbeiten sie doch 
Hand in Hand mit der Bundesregierung, die sich zum 
Beispiel weigert, nicht akkreditierten Colleges die üblichen 
Stipendien oder GI-Leistungen zu gewähren.?3 


Die staatliche Diskriminierung proprietärer Colleges (und 
auch anderer Einrichtungen) beschränkt sich nicht auf die 
Zulassung und Stipendien. Die gesamte 
Einkommenssteuerstruktur diskriminiert sie sogar noch 
stärker. Durch die Befreiung treuhänderisch geführter 
Organisationen von der Einkommenssteuer und die Erhebung 
hoher Steuern auf gewinnorientierte Einrichtungen lähmen 
und unterdrücken Bund und Länder das, was die effizienteste 
und solventeste Form der privaten Bildung sein könnte. Die 
libertäre Lösung für diese Ungerechtigkeit besteht natürlich 
nicht darin, die Treuhandschulen gleichmäßig zu belasten, 
sondern darin, die Steuerlast für die Privatschulen zu 
beseitigen. Die libertäre Ethik besteht nicht darin, allen die 
gleiche Sklavenhaltung aufzuerlegen, sondern gleiche 
Freiheit zu erreichen. 


Die treuhänderische Verwaltung ist im Allgemeinen eine 
schlechte Art, eine Institution zu führen. Erstens ist ein 
treuhänderisch geführtes Unternehmen im Gegensatz zu 
gewinnorientierten Unternehmen, Personen- oder 
Kapitalgesellschaften nicht vollständig im Besitz von 
Jemandem. Die Treuhänder können keine Gewinne aus dem 
erfolgreichen Betrieb der Organisation erzielen, so dass es 
keinen Anreiz gibt, effizient zu sein oder die Kunden des 
Unternehmens angemessen zu bedienen. Solange die 
Hochschule oder eine andere Organisation keine 
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übermäßigen Defizite erleidet, kann sie auf einem niedrigen 
Leistungsniveau verharren. Da die Treuhänder keine 
Gewinne durch die Verbesserung ihrer 


23 Zum Fall des Marjorie Webster Junior College siehe James D. 
Koerner, "The Case of Marjorie Webster", The Public Interest 
(Sommer 1970): 40-64. 
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Dienstleistungen für die Kunden zu erbringen, neigen sie 
dazu, ihre Tätigkeit lax zu gestalten. Darüber hinaus wird ihre 
finanzielle Effizienz durch die Bestimmungen ihrer 
Satzungen eingeschränkt. So ist es den Kuratoren eines 
Colleges beispielsweise untersagt, ihre Einrichtung zu retten, 
indem sie einen Teil des Campus in ein kommerzielles 
Unternehmen umwandeln - _ beispielsweise einen 
gewinnbringenden Parkplatz. 


Die Verknappung der Kunden wird im Fall der heutigen 
Treuhandhochschulen noch verschärft, wo die Studenten nur 
einen kleinen Teil der Kosten für ihre Ausbildung bezahlen, 
während der größte Teil durch Subventionen oder Stiftungen 
finanziert wird. Die übliche Marktsituation, in der die 
Produzenten das Produkt verkaufen und die Konsumenten 
den vollen Betrag zahlen, ist nicht mehr gegeben, und die 
Trennung zwischen Leistung und Bezahlung führt zu einer 
unbefriedigenden Situation für alle. Die Verbraucher haben 
zum Beispiel das Gefühl, dass die Manager den Ton angeben. 
Im Gegensatz dazu, wie ein Freigeist auf dem Höhepunkt der 
Studentenunruhen Ende der 1960er Jahre bemerkte, "sitzt bei 
Berlitz niemand zu Hause". Darüber hinaus bedeutet die 
Tatsache, dass die "Verbraucher" in Wirklichkeit die 
Regierungen, Stiftungen oder Ehemaligen sind, die den 
größten Teil der Rechnung bezahlen, dass die 
Hochschulbildung unweigerlich in Richtung ihrer 
Forderungen und nicht in Richtung der Ausbildung der 
Studenten verzerrt wird. Wie die Professoren Buchanan und 
Devletoglou feststellen: 


Die Zwischenschaltung des Staates zwischen die 
Hochschulen und ihre studentischen Kunden hat dazu 
geführt, dass die Hochschulen nicht in der Lage sind, die 
Nachfrage zu befriedigen und die Mittel zur Befriedigung 
der studentischen Kundenwünsche direkt zu nutzen. Um 
Ressourcen zu erhalten, müssen die Universitäten mit 
anderen steuerfinanzierten Aktivitäten konkurrieren 
(Streitkräfte, niedrigere Schulen, Sozialprogramme usw.). 
Dabei wird die Nachfrage der Studenten vernachlässigt, 
und die daraus resultierende Unruhe unter den Studenten 
liefert die Zutaten für das Chaos, das wir beobachten. Die 

Die zunehmende Abhängigkeit von staatlicher finanzieller 
Unterstützung, die sich in der Einführung kostenloser 

246 


Studiengebühren niedergeschlagen hat, könnte selbst eine 
wichtige Ursache für die derzeitigen Unruhen sein.?* 


24James M. Buchanan und Nicos E. Devletoglou, Academia in Anarchy: 
An Economic Diagnosis (New York: Basic Books, 1970), S. 32-33. 
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Das libertäre Rezept für unser Bildungschaos lässt sich 
also einfach zusammenfassen: Die Regierung soll sich aus 
dem Bildungsprozess heraushalten. Die Regierung hat 
versucht, die Jugend der Nation durch das öffentliche 
Schulsystem zu indoktrinieren und zu formen, und die 
zukünftigen Führungskräfte durch die staatliche Verwaltung 
und Kontrolle der Hochschulbildung zu formen. Die 
Abschaffung der Schulpflicht würde die Rolle der Schulen als 
Gefängnis für die Jugend der Nation beenden und alle, die 
außerhalb der Schulen besser aufgehoben sind, in die 
Unabhängigkeit und in die produktive Arbeit entlassen. Die 
Abschaffung der öffentlichen Schulen würde die lähmende 
Belastung durch die Grundsteuer beenden und ein breites 
Bildungsangebot bereitstellen, das allen frei ausgeübten 
Bedürfnissen und Anforderungen unserer vielfältigen und 
unterschiedlichen Bevölkerung gerecht wird. Die 
Abschaffung des staatlichen Schulwesens würde die 
ungerechtfertigte, erzwungene Bevorzugung von 
Großfamilien beenden, die sich oft zugunsten der Oberschicht 
und gegen die Armen richtet. Das Miasma der Regierung, die 
Jugend Amerikas in die vom Staat gewünschte Richtung zu 
formen, würde durch frei gewählte und freiwillige 
Handlungen ersetzt werden - kurz gesagt, durch eine echte 
und wahrhaft freie Bildung, sowohl innerhalb als auch 
außerhalb der offiziellen Schulen. 


248 


8 
WOHLFAHRT UND DIE 
WOHLFAHRTSSTAAT 


WARUM DIE WOHLFAHRTSKRISE? 


Fast alle Menschen, unabhängig von ihrer Ideologie, 
A“ sich einig, dass mit dem sich beschleunigenden, 

ausufernden Wohlfahrtssystem in den Vereinigten 

Staaten etwas schrecklich falsch läuft. 
ein System, in dem ein immer größerer Teil der Bevölkerung 
als untätige Zwangsabnehmer der Produktion der übrigen 
Gesellschaft lebt. Ein paar Zahlen und Vergleiche sollen die 
Dimensionen dieses galoppierenden Problems skizzieren. Im 
Jahr 1934, mitten in der größten Depression in der 
amerikanischen Geschichte, auf dem Tiefpunkt unseres 
Wirtschaftslebens, beliefen sich die gesamten staatlichen 
Sozialausgaben auf 5,8 Milliarden Dollar, wovon 2,5 
Milliarden Dollar auf direkte Sozialleistungen ("öffentliche 
Hilfe") entfielen. Im Jahr 1976, nach vier Jahrzehnten des 
größten Aufschwungs in der amerikanischen Geschichte, als 
wir den höchsten Lebensstandard in der Weltgeschichte und 
eine relativ niedrige Arbeitslosigkeit erreicht hatten, beliefen 
sich die staatlichen Sozialausgaben auf insgesamt 331,4 
Milliarden Dollar, wovon 48,9 Milliarden Dollar auf die 
direkte Sozialhilfe entfielen. Kurz gesagt, die gesamten 
Sozialausgaben stiegen in diesen vier Jahrzehnten um die 
enorme Summe von 5.614 Prozent, und die direkte 
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Sozialhilfe stieg um 1.856 Prozent. Oder anders ausgedrückt: 
Die Sozialausgaben stiegen im Zeitraum 1934-1976 um 
durchschnittlich 133,7 Prozent pro Jahr. 


176 


Für eine neue Freiheit 


Zeitraum, während die direkte Sozialhilfe um 44,2 Prozent 
pro Jahr zunahm. 

Wenn wir uns weiter auf die direkte Sozialhilfe 
konzentrieren, stellen wir fest, dass die Ausgaben von 1934 
bis 1950 in etwa gleich geblieben sind und dann mit dem 
Boom nach dem Zweiten Weltkrieg in die Stratosphäre 
aufgestiegen sind. In den Jahren von 1950 bis 1976 stiegen 
die Sozialhilfeausgaben um die enorme Summe von 84,4 
Prozent pro Jahr. 


Ein Teil dieses enormen Anstiegs ist auf die Inflation 
zurückzuführen, die den Wert und die Kaufkraft des Dollars 
verwässerte.. Wenn wir alle Zahlen um die Inflation 
bereinigen, indem wir sie in "konstante Dollars von 1958" 
umrechnen (d.h. jeder Dollar hat ungefähr die gleiche 
Kaufkraft wie der Dollar im Jahr 1958), dann ergeben sich 
folgende Zahlen: 1934 - Gesamtausgaben für die 
Sozialfürsorge: 13,7 Milliarden Dollar; direkte Sozialhilfe: 
5,9 Milliarden Dollar. 1976 - Gesamtausgaben für die 
Sozialhilfe: 247,7 Milliarden Dollar; direkte Sozialhilfe: 36,5 
Milliarden Dollar. 


Selbst wenn wir die Zahlen um die Inflation bereinigen, 
stiegen die Sozialausgaben des Staates in diesen 42 Jahren 
um den enormen Betrag von 1.798 Prozent oder 42,8 Prozent 
pro Jahr, während die direkte Sozialhilfe um 519 Prozent 
oder 12,4 Prozent pro Jahr stieg. Betrachtet man darüber 
hinaus die inflationsbereinigten Zahlen für 1950 und 1976 für 
die direkte Sozialhilfe, so stellt man fest, dass die 
Sozialausgaben in den dazwischen liegenden Boomjahren um 
1.077 Prozent bzw. 41,4 Prozent pro Jahr gestiegen sind. 


Wenn wir die Zahlen noch weiter berichtigen, um das 
Bevölkerungswachstum zu berücksichtigen (die 
amerikanische Gesamtbevölkerung betrug 126 Millionen im 
Jahr 1934, 215 Millionen im Jahr 1976), ergibt sich immer 
noch ein fast zehnfacher Anstieg der gesamten 
Sozialausgaben (von 108 $ auf 
$ 1.152 pro Kopf in konstanten Dollars von 1958) und eine 
mehr als dreifache Steigerung der direkten öffentlichen 
Beihilfen (von $ 47 im Jahr 1934 auf $ 170 pro Kopf im Jahr 
1976). 
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Noch ein paar Vergleiche: Von 1955 bis 1976, den Jahren 
des großen Wohlstands, hat sich die Gesamtzahl der 
Sozialhilfeempfänger von 22 auf 112 Millionen 
verfünffacht. Von 1952 bis 1970 stieg die Zahl der Kinder 
unter 18 Jahren um 42 Prozent, die Zahl der 
Sozialhilfeempfänger jedoch um 400 Prozent. Die 
Gesamtbevölkerung blieb statisch, doch die Zahl der 
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Die Zahl der Sozialhilfeempfänger in New York City stieg von 
330.000 im Jahr 1960 auf 1,2 Millionen im Jahr 1971. Wir 
befinden uns eindeutig in einer Sozialhilfekrise.! 


Die Krise ist noch viel größer, wenn man alle 
Sozialhilfeleistungen für die Armen in die 
"Wohlfahrtszahlungen" einbezieht. So verdreifachte sich die 
staatliche "Hilfe für die Armen" zwischen 1960 und 1969 
fast, indem sie von 9,5 Milliarden Dollar auf 27,7 Milliarden 
Dollar anstieg. Die staatlichen und lokalen Sozialausgaben 
stiegen von 3,3 Milliarden Dollar im Jahr 1935 auf 46 
Milliarden Dollar, ein Anstieg um 1.300 Prozent! Insgesamt 
beliefen sich die Sozialausgaben von Bund, Ländern und 
Gemeinden im Jahr 1969 auf schwindelerregende 73,7 
Milliarden Dollar. 


Die meisten Menschen betrachten den Bezug von 
Sozialhilfe als einen Prozess außerhalb der 
Sozialhilfeempfänger selbst, als eine Art Naturkatastrophe 
(wie eine Flutwelle oder ein Vulkanausbruch), die sich 
jenseits und gegen den Willen der Sozialhilfeempfänger 
ereignet. Das übliche Diktum lautet, dass "Armut" die 
Ursache dafür ist, dass Einzelpersonen oder Familien 
Sozialhilfe beziehen. Doch ganz gleich, nach welchem 
Kriterium man Armut auf der Grundlage eines beliebigen 
Einkommensniveaus definieren möchte, es ist unbestreitbar, 
dass die Zahl der Menschen oder Familien unterhalb dieser 
"Armutsgrenze" seit den 1930er Jahren stetig abgenommen 
hat und nicht umgekehrt. Das Ausmaß der Armut kann also 
kaum den spektakulären Anstieg der Zahl der 
Sozialhilfeempfänger erklären. 


Die Lösung des Rätsels wird klar, wenn man sich 
vergegenwärtigt, dass die Zahl der Sozialhilfeempfänger eine 
in der Ökonomie so genannte "positive Angebotsfunktion" 
hat, d. h., dass die Zahl der Sozialhilfeempfänger zunimmt, 
wenn die Anreize zur Inanspruchnahme von Sozialhilfe 
steigen, und dass ein ähnliches Ergebnis eintritt, wenn die 
negativen Anreize zur Inanspruchnahme von Sozialhilfe 
schwächer werden. Seltsamerweise stellt niemand dieses 
Ergebnis in einem anderen Bereich der Wirtschaft in Frage. 
Nehmen wir zum Beispiel an, dass jemand (ob die Regierung 
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oder ein verrückter Milliardär ist hier nicht wichtig) jedem, 
der in einer Schuhfabrik arbeitet, 10.000 Dollar zusätzlich 
anbietet. Es liegt auf der Hand, dass sich die Zahl der eifrigen 
Arbeiter in der Schuhbranche vervielfachen wird. Die 


IDer Statistical Abstract of the United States, in seinen verschiedenen 
jährlichen Ausgaben, enthält die grundlegenden Daten für die gesamte 
Nation. Für die lokalen Zahlen und einige frühere Analysen, siehe 
Henry Hazlitt, Man vs. the Welfare State (New Rochelle, N.Y.: 
Arlington House, 1969), S. 59-60. 
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Das Gleiche wird passieren, wenn negative Anreize reduziert 
werden, z.B. wenn die Regierung verspricht, jeden 
Schuharbeiter von der Zahlung von Einkommenssteuern zu 
befreien. Wenn wir beginnen, die gleiche Analyse auf die 
Klientel der Wohlfahrt anzuwenden wie auf alle anderen 
Bereiche des Wirtschaftslebens, wird die Antwort auf das 
Wohlfahrtsrätsel kristallklar. 


Welches sind also die wichtigsten Anreize bzw. 
Fehlanreize für die Inanspruchnahme von Sozialhilfe, und 
wie haben sie sich verändert? Ein äußerst wichtiger Faktor 
ist natürlich das Verhältnis zwischen dem Einkommen, das 
mit Sozialhilfe erzielt werden kann, und dem Einkommen, das mit 
produktiver Arbeit verdient werden kann. Nehmen wir an, 
um es einfach auszudrücken, dass der "Durchschnittslohn" 
(ganz grob gesagt, der Lohn, den ein "durchschnittlicher" 
Arbeitnehmer erhalten kann) in einem bestimmten Gebiet 
7.000 Dollar pro Jahr beträgt. Nehmen wir weiter an, dass 
das Einkommen, das durch Sozialhilfe erzielt werden kann, 
wie folgt ist 
3.000 $ pro Jahr. Das bedeutet, dass der durchschnittliche 
Nettogewinn aus der Arbeit (vor Steuern) 4.000 $ pro Jahr 
beträgt. Nehmen wir nun an, dass die Sozialhilfezahlungen auf 
5.000 $ steigen (oder alternativ dazu, dass der 
Durchschnittsiohn auf 5.000 $ gesenkt wird). Der 
Unterschiedsbetrag - der Nettogewinn, der durch Arbeit 
erzielt werden kann - wurde nun halbiert, von 4.000 auf 2.000 
Dollar pro Jahr reduziert. Es liegt auf der Hand, dass dies zu 
einem enormen Anstieg der Zahl der Sozialhilfeempfänger 
führen wird (der sich noch verstärken wird, wenn man 
bedenkt, dass die 
7.000 Arbeitnehmer werden höhere Steuern zahlen müssen, 
um eine aufgeblähte und praktisch nicht steuerzahlende 
Sozialhilfeklientel zu versorgen). Wenn also - was natürlich 
der Fall ist - die Sozialhilfeleistungen schneller steigen als die 
Durchschnittslöhne, ist zu erwarten, dass immer mehr 
Menschen in die Sozialhilfe strömen. Dieser Effekt wird noch 
größer, wenn man bedenkt, dass natürlich nicht jeder den 
"Durchschnitt" verdient; es sind die "marginalen" 


Arbeitnehmer, diejenigen, die unter dem Durchschnitt 
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verdienen, die in die Sozialhilfe strömen. Wenn in unserem 
Beispiel die Sozialhilfe auf 5.000 Dollar pro Jahr ansteigt, 
was kann man dann von den Arbeitnehmern erwarten, die 
4.000, 5.000 oder gar 6.000 Dollar verdienen? Die 

Ein Mann mit einem Jahreseinkommen von 5.000 Dollar, der 
zuvor netto 2.000 Dollar mehr verdiente als der 
Sozialhilfeempfänger, stellt nun fest, dass sich seine 
Differenz auf Null reduziert hat, dass er nicht mehr - nach 
Steuern sogar weniger - verdient als der 
Sozialhilfeempfänger, den der Staat in Untätigkeit hält. Ist es 
da verwunderlich, das er sich in Scharen zum 
Sozialhilfeempfänger begibt? 
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So hat sich im Zeitraum zwischen 1952 und 1970, als sich 
die Zahl der Sozialhilfeempfänger von 2 auf 10 Millionen 
verfünffacht hat, die durchschnittliche monatliche Sozialhilfe 
für eine Familie mehr als verdoppelt, nämlich von 82 auf 187 
Dollar, was einem Anstieg von fast 130 Prozent entspricht, 
während die Verbraucherpreise nur um 50 Prozent gestiegen 


sind. Darüber hinaus verglich die 
Bürgerhaushaltskommission von New York City 1968 die 
zehn Unionsstaaten, in denen die Zahl der 


Sozialhilfeempfänger am schnellsten anstieg, mit den zehn 
Staaten, in denen das Wachstum am geringsten war. Die 
Kommission stellte fest, dass die durchschnittliche 
monatliche Sozialhilfe in den zehn am schnellsten 
wachsenden Staaten doppelt so hoch war wie in den zehn am 
langsamsten wachsenden Staaten. (Die monatlichen 
Sozialhilfezahlungen pro Person betrugen im Durchschnitt 
177 Dollar in der ersten Gruppe von Staaten und nur 88 
Dollar in der zweiten).? 


Ein weiteres Beispiel für die Auswirkungen hoher 
Sozialhilfezahlungen und deren Verhältnis zu den Löhnen, 
die durch Arbeit erzielt werden können, wurde von der 
McCone-Kommission angeführt, die den Watts-Aufstand von 
1965 untersuchte. Die Kommission stellte fest, dass eine 
Arbeit zum Mindestlohn etwa 220 Dollar im Monat 
einbrachte, wovon arbeitsbezogene Ausgaben wie Kleidung 
und Transport bezahlt werden mussten. Im Gegensatz dazu 
erhielt die durchschnittliche Sozialhilfe-Familie in diesem 
Gebiet von 
$177 bis $238 pro Monat, wovon keine berufsbezogenen 
Ausgaben abgezogen werden mussten.3 


Ein weiterer wichtiger Faktor für das Anwachsen der Zahl 
der Sozialhilfeempfänger ist das zunehmende Verschwinden 
der verschiedenen soliden Negativanreize für die 
Inanspruchnahme von Sozialhilfe. Der wichtigste Fehlanreiz 
war immer 


2Siehe Roger A. Freeman, "The Wayward Welfare State", Modern Age (Herbst, 
1971): 401-02. In einer detaillierten Studie über die einzelnen 
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Bundesstaaten schätzten die Professoren Brehm und Saving, dass über 
60 Prozent der Zahl der Sozialhilfeempfänger in jedem Bundesstaat im 
Jahr 1951 auf die Höhe der Sozialhilfezahlungen in diesem Staat 
zurückzuführen waren; Ende der 50er Jahre war dieser Prozentsatz auf 
über 80 Prozent gestiegen. C.T. Brehm und T.R. Saving, "The Demand 
for Gen- eral Assistance Payments", American Economic Review (Dezember 
1964): 1002-18. 


3Governor's Commission on the Los Angeles Riots, Violence in the City- 
An End or a Beginning? (Dezember 2, 1965), S. 72; zitiert in Edward C. 
Banfield, The Unheavenly City (Boston: Little, Brown, 1970), 

p- 288. 
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Das Stigma des Schmarotzers, der von der Produktion lebt, 
anstatt zur Produktion beizutragen. Dieses Stigma ist durch 
die durchdringenden Werte des modernen Liberalismus 
gesellschaftlich beseitigt worden; darüber hinaus haben die 
staatlichen Stellen und die Sozialarbeiter selbst zunehmend 
den roten Teppich ausgerollt, um die Menschen willkommen 
zu heißen und sogar dazu zu drängen, so schnell wie möglich 
Sozialhilfe zu erhalten. Das "klassische" Verständnis des 
Sozialarbeiters war es, Hilfe zur Selbsthilfe zu leisten, den 
Menschen zu helfen, ihre Unabhängigkeit zu erreichen und 
zu erhalten und auf eigenen Füßen zu stehen. Bei Klienten 
der Sozialhilfe bestand das Ziel der Sozialarbeiter früher 
darin, ihnen zu helfen, so schnell wie möglich aus der 
Sozialhilfe herauszukommen. Heute haben die Sozialarbeiter 
das gegenteilige Ziel: Sie versuchen, so viele Menschen wie 
möglich in den Genuss von Sozialhilfe zu bringen, um für 
ihre "Rechte" zu werben und sie zu verkünden. Das Ergebnis 
ist eine ständige Lockerung der Anspruchsvoraussetzungen, 
ein Abbau der Bürokratie und die Abschaffung von 
Wohnsitz-, Arbeits- oder sogar Einkommensvoraussetzungen 
für den Bezug von Sozialhilfe. Jeder, der auch nur 
ansatzweise vorschlägt, dass Sozialhilfeempfänger 
verpflichtet werden sollten, eine Arbeit anzunehmen und von 
der Sozialhilfe loszukommen, gilt als reaktionärer 
moralischer Aussätziger. Und da das alte Stigma immer mehr 
verschwindet, neigen die Menschen jetzt immer mehr dazu, 
sich schnell auf die Sozialhilfe zuzubewegen, anstatt davor 
zurückzuschrecken. Irving Kristol hat die 
"Wohlfahrtsexplosion" der 1960er Jahre sehr treffend 
beschrieben: 


Diese "Explosion" wurde teils absichtlich, teils 
unabsichtlich von Beamten und Angestellten des 
öffentlichen Dienstes verursacht, die im Rahmen eines 
"Krieges gegen die Armut" Öffentliche Maßnahmen 
durchführten. Und diese Politik wurde von vielen der 
gleichen Leute befürwortet und umgesetzt, die später von 
der "Wohlfahrtsexplosion" so verwirrt waren. Es ist nicht 
verwunderlich, dass sie eine Weile brauchten, um zu 
erkennen, dass das Problem, das sie zu lösen versuchten, 
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das Problem war, das sie geschaffen hatten. 


Hier... sind die Gründe für die "Wohlfahrtsexplosion" der 
1960er Jahre: 


1. Die Zahl der Armen, die Anspruch auf Sozialhilfe haben, 
wird zunehmen, wenn die offiziellen Definitionen von 
"Armut" und "Bedürftigkeit" angehoben werden. Der Krieg 
gegen die Armut erhöhte diese 
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offiziellen Definitionen, was automatisch zu einem Anstieg 
der Zahl der "Anspruchsberechtigten" führte. 


2.Die Zahl der anspruchsberechtigten Armen, die 
tatsächlich Sozialhilfe beantragen, wird zunehmen, wenn 
die Sozialleistungen steigen - wie in den 1960er Jahren. 
Wenn die Sozialhilfe (und die damit verbundenen 
Leistungen wie Medicaid und Lebensmittelmarken) mit 
niedrigen Löhnen konkurrieren, werden viele Arme 
rationalerweise die Sozialhilfe vorziehen. In New York 
City konkurrieren heute, wie in vielen anderen Großstädten 
auch, die Sozialleistungen nicht nur mit den niedrigen 
Löhnen, sondern übertreffen sie sogar. 


3. Die auf Stolz, Unwissenheit oder Angst beruhende 
Zurückhaltung der tatsächlich Anspruchsberechtigten bei 
der Beantragung von Sozialhilfe wird abnehmen, wenn eine 
organisierte Kampagne gestartet wird, um sie 
"anzumelden". Eine solche Kampagne wurde in den 1960er 
Jahren erfolgreich von (a) verschiedenen kommunalen 
Organisationen, die vom Office of Economic Opportunity 
unterstützt und finanziert wurden, (b) der Welfare Rights 
Movement und (c) dem Berufsstand der Sozialarbeiter 
gestartet, der nun von Hochschulabsolventen bevölkert 
wurde, die es als ihre moralische Pflicht ansahen, 
Menschen dabei zu helfen, in die Sozialhilfe zu kommen - 
und nicht, wie es früher der Fall war, ihnen zu helfen, aus 
der Sozialhilfe herauszukommen. Darüber hinaus arbeiteten 
die Gerichte mit, indem sie verschiedene rechtliche 
Hindernisse (z. B. Wohnsitzauflagen) ausräumten. ... 


Irgendwie scheint die Tatsache, dass mehr arme Menschen 
Sozialhilfe beziehen und großzügigere Zahlungen erhalten, 
dieses Land nicht zu einem angenehmen Ort zum Leben 
gemacht zu haben - nicht einmal für die armen 
Sozialhilfeempfänger, deren Zustand nicht merklich besser 
zu sein scheint als zu der Zeit, als sie arm waren und keine 
Sozialhilfe erhielten. Irgendetwas scheint schief gelaufen 
zu sein; eine liberale und barmherzige Sozialpolitik hat alle 
möglichen unerwarteten und perversen Konsequenzen 
hervorgebracht.*? 


Der Geist, der den Beruf des Sozialarbeiters einst 
beseelte, war ein ganz anderer - ein libertärer. Es gab zwei 
Grundprinzipien: (a) dass alle Hilfs- und 
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Wohlfahrtsleistungen auf freiwilliger Basis von privaten 
Trägern und nicht durch staatliche Zwangsabgaben erbracht 
werden sollten; und (b) dass der Zweck des Gebens 


Alrving Kristol, "Wohlfahrt: Die besten Absichten, die schlechtesten Ergebnisse," 
Atlantic Monthly (August 1971): 47. 
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sollte darin bestehen, dem Empfänger zu helfen, so schnell 
wie möglich unabhängig und produktiv zu werden. Natürlich 
folgt (b) in letzter Konsequenz aus (a), da kein privater 
Träger in der Lage ist, die schier unbegrenzten Mittel 
anzuzapfen, die von den langjährig verdienenden 
Steuerzahlern abgezogen werden können. Da die privaten 
Hilfsgelder streng begrenzt sind, gibt es also keinen Raum für 
die Idee von "Rechten" auf Wohlfahrt als unbegrenzten und 
dauerhaften Anspruch auf die Produktion anderer. Als 
weitere Konsequenz aus der Begrenzung der Mittel erkannten 
die Sozialarbeiter, dass es keinen Platz für Hilfen für 
Malocher gab, die sich weigerten, zu arbeiten, oder die die 
Hilfen als Abzocke nutzten; daher kam das Konzept der 
"verdienenden" gegenüber den "unverdienten" Armen. So 
zählte die englische Laissez-faire-Behörde des neunzehnten 
Jahrhunderts, die Charity Organisation Society, zu den 
unverdienten Armen, die nicht hilfsbedürftig waren, 
Hochstapler und Menschen, deren "Zustand auf 
Unwirtschaftlichkeit oder Sparsamkeit zurückzuführen ist 
und bei denen keine Hoffnung besteht, dass sie in Zukunft 
von wohltätiger Hilfe unabhängig werden können".> 


Der englische Laissez-faire-Liberalismus akzeptierte zwar 
im Allgemeinen die staatliche Fürsorge nach dem "Poor 
Law", bestand aber auf einer starken abschreckenden 
Wirkung: nicht nur auf strengen Regeln für die Gewährung 
von Unterstützung, sondern auch darauf, dass die 
Bedingungen in den Arbeitshäusern unangenehm genug 
waren, um sicherzustellen, dass die Arbeitshaushilfe eher 
abschreckend als attraktiv wirkte. Für die "unverdienten 
Armen", die für ihr eigenes Schicksal verantwortlich waren, 
konnte der Missbrauch des Hilfssystems nur dadurch 
eingedämmt werden, "dass man es den Antragstellern so 
unangenehm wie möglich machte, das heißt, dass man (als 
allgemeine Regel) auf einer Arbeitsprüfung oder dem 
Aufenthalt in einem Arbeitshaus bestand "®- 


Während eine strikte Abschreckung weitaus besser ist als 
ein offenes Willkommen und eine Predigt über die "Rechte" 
der Empfänger, fordert die freiheitliche Position die 
vollständige Abschaffung der staatlichen 
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SCharity Organisation Society, 15th Annual Report (1883), S. 54; zitiert in 
Charles Loch Mowat, The Charity Organisation Society, 1869-1913 
(London: Methuen, 1961), S. 35. 


6Charity Organisation Society, 2. Jahresbericht (1870), S. 5; zitiert in 
Ibid., S. 36. 
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Wohlfahrt und die Abhängigkeit von privater karitativer 
Hilfe, die notwendigerweise darauf beruht, den "bedürftigen 
Armen" auf dem Weg zur Unabhängigkeit so schnell wie 
möglich zu helfen. Schließlich gab es in den Vereinigten 
Staaten bis zur Depression in den 1930er Jahren nur wenig 
oder gar keine staatliche Wohlfahrt, und dennoch kam es in 
einer Zeit mit einem weitaus niedrigeren allgemeinen 
Lebensstandard nicht zu Massenverhungerungen auf den 
Straßen. Ein sehr erfolgreiches privates Wohlfahrtsprogramm 
in der heutigen Zeit ist das der drei Millionen Mitglieder 
zählenden Mormonenkirche. Dieses bemerkenswerte Volk, 
das von Armut und Verfolgung verfolgt wurde, wanderte im 
19. Jahrhundert nach Utah und in die umliegenden 
Bundesstaaten aus und brachte es durch Sparsamkeit und 
harte Arbeit zu allgemeinem Wohlstand und Reichtum. Nur 
sehr wenige Mormonen beziehen Sozialhilfe; den Mormonen 
wird beigebracht, unabhängig und selbständig zu sein und die 
öffentliche Fürsorge zu meiden. Mormonen sind streng 
gläubig und haben diese bewundernswerten Werte daher 
erfolgreich verinnerlicht. Darüber hinaus unterhält die 
Mormonenkirche einen umfangreichen privaten 
Wohlfahrtsplan für ihre Mitglieder, der ebenfalls auf dem 
Grundsatz beruht, ihren Mitgliedern so schnell wie möglich 
zur Unabhängigkeit zu verhelfen. 


Beachten Sie zum Beispiel die folgenden Grundsätze aus 
dem "Wel- fare Plan" der Mormonenkirche. 


Seit ihrer Gründung im Jahr 1830 hat die Kirche ihre 
Mitglieder dazu ermutigt, ihre wirtschaftliche 
Unabhängigkeit zu erlangen und zu bewahren; sie hat zur 
Sparsamkeit ermutigt und die Gründung von 
arbeitsplatzschaffenden Industrien gefördert; sie war 
jederzeit bereit, bedürftigen treuen Mitgliedern zu helfen. 


Im Jahr 1936 entwickelte die Mormonenkirche eine 


Church Welfare Plan .. ... ein System, mit dem der Fluch 
des Müßiggangs beseitigt, die Übel der Arbeitslosigkeit 
abgeschafft und Unabhängigkeit, Fleiß, Sparsamkeit und 
Selbstachtung in unserem Volk wiederhergestellt werden. 
Das Ziel der Kirche ist es, den Menschen zu helfen, sich 
selbst zu helfen. Die Arbeit soll als herrschendes Prinzip im 
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Leben unserer Kirchenmitglieder etabliert werden. "7 


7Wohlfahrtsplan der Kirche Jesu Christi der Heiligen der Letzten Tage 
(Allgemeiner Wohlfahrtsausschuss der Kirche, 1960), S. 1. 
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Mormonische Sozialarbeiter im Programm sind 
angewiesen, entsprechend zu handeln: 


Getreu diesem Grundsatz werden die Mitarbeiter der 
Wohlfahrtspflege die Mitglieder der Kirche ernsthaft lehren 
und auffordern, sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten selbst 
zu versorgen. Kein wahrer Heiliger der Letzten Tage wird, 
solange er körperlich dazu in der Lage ist, freiwillig die 
Last seines eigenen Unterhalts von sich abwälzen. Solange 
er dazu in der Lage ist, wird er sich unter der Inspiration 
des Allmächtigen und mit seiner eigenen Arbeit selbst mit 
dem Lebensnotwendigen versorgen.® 


Die unmittelbaren Ziele des Wohlfahrtsprogramms sind: 


1. Arbeitsfähige Personen in eine Erwerbstätigkeit vermitteln. 
2. Bereitstellung von Arbeitsplätzen im Rahmen des 

Wohlfahrtsprogramms, soweit dies möglich ist, für 

diejenigen, die nicht in eine Erwerbstätigkeit vermittelt 

werden können. 3. Beschaffung der Mittel, um die 

Bedürftigen, für die die Kirche Verantwortung übernimmt, 

mit dem Lebensnotwendigen zu versorgen.? 


Dieses Programm wird so weit wie möglich in kleinen, 
dezentralisierten Gruppen an der Basis durchgeführt: 


Familien, Nachbarn, Kirchengemeinden und andere 
kirchliche Organisationseinheiten können es für klug und 
wünschenswert halten, kleine Gruppen zu bilden, um sich 
gegenseitig zu helfen. Solche Gruppen können Getreide 
anbauen und ernten, Lebensmittel verarbeiten, 
Nahrungsmittel, Kleidung und Brennmaterial lagern und 
andere Projekte zu ihrem gegenseitigen Nutzen 
durchführen. !0 


Insbesondere sind die mormonischen Bischöfe und 
Priestertumsräte angehalten, ihren Brüdern Hilfe zur 
Selbsthilfe zu leisten: 


In seiner weltlichen Verwaltung betrachtet der Bischof 
jeden arbeitsfähigen Bedürftigen als ein rein 
vorübergehendes Problem und kümmert sich um ihn, bis er 
sich selbst helfen kann. Das Priestertum 
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8Ebd,S.4. 
IIbid, 


10 Ebd,, S. 5. 
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Das Kollegium muss sein bedürftiges Mitglied als ein 
ständiges Problem betrachten, bis nicht nur seine zeitlichen, 
sondern auch seine geistigen Bedürfnisse erfüllt sind. Ein 
konkretes Beispiel: Ein Bischof leistet Hilfe, während ein 
Handwerker arbeitsios und bedürftig ist; ein 
Priestertumskollegium hilft ihm, eine Arbeit zu finden, und 
bemüht sich darum, dass er sich selbst versorgen und seine 
priesterlichen Pflichten erfüllen kann. 


Zu den konkreten Rehabilitationsmaßnahmen für 
bedürftige Mitglieder, die den Priesterschaftskollegien 
aufgetragen wurden, gehören: 


1. Vermittlung von Quorum-Mitgliedern und ihren 
Familienangehörigen in feste Arbeitsverhältnisse. In 
einigen Fällen haben Quorum-Mitglieder durch 
Berufsschulunterricht, Lehrstellen und auf andere Weise 
ihren Quorum-Mitgliedern dabei geholfen, sich für bessere 
Arbeitsplätze zu qualifizieren. 2. Unterstützung der 
Mitglieder des Quorums und ihrer Familien bei der 
Gründung eines eigenen Unternehmens. 11 


Das wichtigste Ziel der Mormonenkirche ist es, 
Arbeitsplätze für ihre Bedürftigen zu finden. Zu diesem 
Zweck, 


Die Suche nach geeigneten Arbeitsplätzen im Rahmen des 
Wohlfahrtsprogramms ist eine wichtige Aufgabe der 
Mitglieder des Priestertumskollegiums. Sie und die 
Mitglieder der FHV sollten ständig auf der Suche nach 
Beschäftigungsmöglichkeiten sein. Wenn jedes Mitglied 
des Gemeinde-Wohlfahrtskomitees seine Arbeit in dieser 
Hinsicht gut macht, werden die meisten Arbeitslosen auf 
der Ebene der Gruppe oder der Gemeinde in eine 
gewinnbringende Beschäftigung vermittelt werden 
können.!? 


Andere Mitglieder werden als Selbstständige rehabilitiert, 
die Kirche kann mit einem kleinen Darlehen helfen, und das 
Priesterkollegium des Mitglieds kann die Rückzahlung aus 
seinen Mitteln garantieren. Diejenigen Mormonen, die nicht 
in Arbeit vermittelt oder als Selbstständige rehabilitiert 
werden können, "sollen, soweit möglich, mit produktiver 
Arbeit auf kirchlichen Grundstücken beschäftigt werden". 
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Die Kirche besteht darauf, dass die Empfänger so weit wie 
möglich selbst arbeiten: 


I1 Ebd,, S, 19. 


12 Ebd,, S, 22. 
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Es ist unbedingt erforderlich, dass die Menschen, die durch 
das bischöfliche Lagerhausprogramm unterstützt werden, 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten arbeiten und so das Geld 
verdienen, das sie erhalten. Die Arbeit eines Indi- 

Die Beschäftigung von Sozialhilfeempfängern im Rahmen 
von Sozialhilfeprojekten sollte eher als befristete denn als 
dauerhafte Beschäftigung betrachtet werden. Sie sollte 
jedoch so lange fortgesetzt werden, wie dem Einzelnen 
durch das bischöfliche Lagerhausprogramm geholfen wird. 
Auf diese Weise wird dem geistlichen Wohl der Menschen 
gedient, während ihre zeitlichen Bedürfnisse befriedigt 
werden. Gefühle des Misstrauens werden beseitigt.13 


Wenn es keine andere Arbeit gibt, kann der Bischof 
Wohlfahrtsempfänger damit beauftragen, einzelnen 
Mitgliedern, die Hilfe benötigen, zu helfen, wobei die 
unterstützten Mitglieder der Kirche die Kosten zu den 
geltenden Lohnsätzen erstatten. Im Allgemeinen wird von 
den Wohlfahrtsempfängern erwartet, dass sie im Gegenzug 
für ihre Hilfe jeden ihnen möglichen Beitrag zum 
Wohlfahrtsprogramm der Kirche leisten, sei es in Form von 
Geldmitteln, Waren oder durch ihre Arbeit.!4 


Ergänzend zu diesem umfassenden System privater Hilfe 
nach dem Prinzip der Förderung der Unabhängigkeit rät die 
Mormonenkirche ihren Mitgliedern strikt davon ab, 
öffentliche Wohlfahrt in Anspruch zu nehmen. "Es wird 
darum gebeten, dass die örtlichen Amtsträger der Kirche 
betonen, wie wichtig es ist, dass jeder Einzelne, jede Familie 
und jede Gemeinschaft der Kirche sich selbst versorgen kann 
und von öffentlicher Hilfe unabhängig wird." Und: "Direkte 
öffentliche Unterstützung zu suchen und anzunehmen, lädt 
allzu oft zum Fluch des Müßiggangs ein und begünstigt die 
anderen Übel der Wohlfahrtspflege. Sie zerstört die 
Unabhängigkeit, den Fleiß, die Sparsamkeit und die 
Selbstachtung des Einzelnen. "15 


Es gibt kein besseres Modell als die Mormonenkirche für 
ein privates, freiwilliges, rationales, individualistisches 
Wohlfahrtsprogramm. Wenn die staatliche Wohlfahrt 
abgeschafft würde, könnte man erwarten, dass im ganzen 
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Land zahlreiche solcher Programme für 
gegenseitige Hilfe entstehen würden. 


13 Ebd,, S. 25. 


14 Ebd, S, 25, 46. 
15Ibid,_ S. 46, 48. 
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Das inspirierende Beispiel der Mormonenkirche ist ein 
Beweis dafür, dass der wichtigste Faktor dafür, wer oder wie 
viele Menschen Sozialhilfe beziehen, ihre kulturellen und 
moralischen Werte sind und nicht ihr Einkommen. Ein 
weiteres Beispiel ist die Gruppe der Albanisch-Amerikaner in 
New York City. 


Albanischstämmige Amerikaner sind eine extrem arme 
Gruppe, und in New York sind sie fast ausnahmslos arme 
Slumbewohner. Die Statistiken sind spärlich, aber ihr 
Durchschnittseinkommen ist zweifellos niedriger als das der 
bekannteren Schwarzen und Puertoricaner. Dennoch gibt es 
keinen einzigen albanisch-amerikanischen 
Sozialhilfeempfänger. Und warum? Wegen ihres Stolzes und 
ihrer Unabhängigkeit. Wie einer ihrer Anführer sagte: 
"Albaner betteln nicht, und für Albaner ist die 
Inanspruchnahme von Sozialhilfe wie das Betteln auf der 
Straße".16 


Ein ähnlicher Fall ist die verfallende, arme, überwiegend 
polnisch-amerikanische und fast vollständig katholische 
Gemeinde Northside in Brooklyn, New York. Trotz der 
niedrigen Einkommen, des Verfalls und der alten und 
baufälligen Wohnungen in diesem Gebiet gibt es in dieser 
Gemeinde mit 15.000 Einwohnern praktisch keine 
Sozialhilfeempfänger. Und warum? Rudolph 
J. Stobierski, Präsident des Northside Community Develop- 
ment Council, gab die Antwort: "Sie betrachten die 
Sozialhilfe als Beleidigung "17- 


Zusätzlich zu den Auswirkungen von Religion und 
ethnischen Unterschieden auf die Werte hat Professor 
Banfield in seinem brillanten Buch The Unheavenly City (Die 
himmlische Stadt) die Bedeutung dessen, was er als Kultur 
der "Oberschicht" oder "Unterschicht" bezeichnet, für die 
Beeinflussung der Werte ihrer Mitglieder aufgezeigt. Bei 
Banfields Definitionen von "Klasse" handelt es sich nicht um 
strenge Einkommens- oder Statusniveaus, aber sie 
überschneiden sich stark mit diesen gängigeren Definitionen. 
Im Mittelpunkt seiner Klassendefinition steht die 
unterschiedliche Einstellung zu Gegenwart und Zukunft: 
Angehörige der Ober- und Mittelschicht sind eher 
zukunftsorientiert, zielstrebig, rational und selbstdiszipliniert. 
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Menschen aus der Unterschicht hingegen sind stark 
gegenwartsorientiert, kapriziös, hedonistisch, ziellos und 
daher nicht bereit, einen Job oder eine Karriere mit einem 
bestimmten Ziel zu verfolgen. 


16New York Times, 13. April 1970. 
17Nadine Brozan, in: New York Times, 14. Februar 1972. 
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Konsistenz. Menschen mit den erstgenannten Werten haben 
daher tendenziell ein höheres Einkommen und bessere 
Arbeitsplätze, während Menschen aus der Unterschicht eher 
arm, arbeitslos oder sozialhilfeabhängig sind. Kurz gesagt, 
das wirtschaftliche Schicksal der Menschen liegt langfristig 
eher in ihrer eigenen Verantwortung als dass es - wie Liberale 
immer wieder betonen - von äußeren Faktoren bestimmt 
wird. So zitiert Banfield die Erkenntnisse von Daniel 
Rosenblatt über das mangelnde Interesse an medizinischer 
Versorgung aufgrund des "allgemeinen Mangels an 
Zukunftsorientierung" unter den Armen in den Städten: 


Regelmäßige Kontrollen von Autos, um beginnende 
Defekte zu erkennen, gehören beispielsweise nicht zum 
allgemeinen Wertesystem der armen Stadtbevölkerung. In 
ähnlicher Weise werden Haushaltsgegenstände oft 
abgenutzt und weggeworfen, anstatt sie in einem frühen 
Stadium des Zerfalls zu reparieren. Ratenkäufe werden 
leicht akzeptiert, ohne dass man sich über die Dauer der 
Zahlungen im Klaren ist. 


Der Körper kann einfach als eine weitere Klasse von 
Gegenständen betrachtet werden, die abgenutzt, aber nicht 
repariert werden. So werden die Zähne ohne Zahnpflege 
belassen; später ist das Interesse an Zahnersatz, ob 
kostenlos oder nicht, oft gering. In jedem Fall werden 
falsche Zähne nur selten benutzt. Augenkorrekturen, auch 
bei Brillenträgern, werden oft vernachlässigt - ungeachtet 
der Klinikeinrichtungen. Es scheint, als ob die Mittelschicht 
den Körper als eine Maschine betrachtet, die es zu erhalten 
und in perfektem Zustand zu halten gilt, sei es durch 
Prothesen, Rehabilitation, kosmetische Chirurgie oder 
ständige Behandlungen, während die Armen den Körper als 
etwas betrachten, das nur eine begrenzte Lebensdauer hat: 
in der Jugend zu genießen und dann, mit zunehmendem 
Alter und Verfall, stoisch zu ertragen und zu ertragen. 18 


Banfield weist außerdem darauf hin, dass die 
Sterblichkeitsrate in der Unterschicht seit Generationen weit 
höher ist als in der Oberschicht. Ein Großteil des 
Unterschieds ist nicht auf Armut oder niedrige Einkommen 
an sich zurückzuführen, sondern vielmehr auf die Werte oder 
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18Daniel Rosenblatt, "Barriers to Medical Care for the Urban Poor", in 
A. Shostak und W. Gomberg, Hrsg., New Perspectives on Poverty (Engle- 
wood Cliffs, N.J.: Prentice-Hall, 1965), S. 72-73; zitiert in Banfield, The 


Unheavenly City, S. 286-87. 
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Kultur der Bürger der Unterschicht. So sind Alkoholismus, 
Drogensucht,. Mord und Geschlechtskrankheiten die 
häufigsten Todesursachen in der Unterschicht. Auch die 
Säuglingssterblichkeit ist in der Unterschicht weitaus höher 
und liegt zwei- bis dreimal so hoch wie in den oberen 
Schichten. Dass dies eher auf kulturelle Werte als auf das 
Einkommensniveau zurückzuführen ist, zeigt Banfields 
Vergleich von irischen Einwanderern der Jahrhundertwende 
mit russisch-jüdischen Einwanderern in New York City. Die 
irischen Einwanderer waren damals im Allgemeinen 
gegenwartsorientiertt und gehörten der Unterschicht an, 
während die russischen Juden, obwohl sie in überfüllten 
Mietskasernen lebten und ihr Einkommen wahrscheinlich 
niedigerr war als das der Iren, ungewöhnlich 
zukunftsorientiert, zielstrebig und in ihren Werten und 
Einstellungen der Oberschicht angehörten. Um die 
Jahrhundertwende lag die Lebenserwartung eines irischen 
Einwanderers im Alter von zehn Jahren bei nur 38 Jahren, 
während sie für russisch-jüdische Einwanderer mehr als 50 
Jahre betrug. Außerdem war die Säuglingssterblichkeit in den 
Jahren 1911-1916 in einer Studie über sieben Städte für die 
untersten im Vergleich zu den höchsten Einkommensgruppen 
mehr als dreimal so hoch, während die jüdische 
Säuglingssterblichkeit extrem niedrig war.!? 


Wie bei Krankheit oder Sterblichkeit gilt dies auch für die 
Arbeitslosigkeit, die offensichtlich in engem Zusammenhang 
mit Armut und Wohlfahrt steht. Banfield zitiert die 
Erkenntnisse von Professor Michael J. Piore über die 
grundlegende "Beschäftigungsunfähigkeit" vieler oder der 
meisten Langzeitarbeitslosen mit niedrigem Einkommen. 
Piore fand heraus, dass ihre 


19Siehe Banfield, The Unheavenly City, S. 210-16, 303. Vergleiche zur 
Säuglingssterblichkeit finden sich in O.W. Anderson, "Infant Mortality 
and Social and Cultural Factors: Historical Trends and Current 
Patterns", in 

E.G. Jaco, Hrsg., Patients, Physicians, and Illness (New York: The Free 
Press, 1958), S. 10-22; die Studie über sieben Städte findet sich in R.M. 
Woodbury, Causal fac- tors in Infant Mortality: A Statistical Study Based 
on Investigation in Eight Cities, U.S. Children's Bureau Publication #142 
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(Washington, D.C.: U.S. Government Printing Office, 1925), S. 157. Zur 
irischen und jüdischen Lebenserwartung siehe James J. Walsh, "Irish 
Mortality in New York and Penn- sylvania", Studies: An Irish Quarterly 
Review (Dezember 1921): 632. Zur Notwendigkeit, Werte und Lebensstile 
zu ändern, um die Säuglingssterblichkeit zu senken, siehe C.V. Willie und 
W.B. Rothney, "Racial, Ethnic and Income Factors in the Epidemiology of 
Neonatal Mortality", American Sociologi- cal Review (August 1962): 526. 
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Die Schwierigkeit bestand nicht so sehr darin, die 
Fähigkeiten für eine feste, gut bezahlte Arbeit zu finden oder 
zu erlernen, sondern vielmehr darin, dass sie nicht in der 
Lage waren, eine solche Arbeit anzunehmen. Diese 
Menschen neigen zu hoher Abwesenheit, verlassen ihren 
Arbeitsplatz ohne Vorankündigung, sind ungehorsam und 
bestehlen manchmal den Arbeitgeber.?20 Peter Doeringers 
Studie über den Bostoner "Ghetto"-Arbeitsmarkt aus dem 
Jahr 1968 ergab außerdem, dass etwa 70 Prozent der von den 
Arbeitsämtern in der Nachbarschaft vermittelten Bewerber 
ein Jobangebot erhielten, dass aber mehr als die Hälfte dieser 
Angebote abgelehnt wurde und dass von denjenigen, die 
angenommen wurden, nur etwa 40 Prozent der neuen 
Arbeitskräfte ihren Arbeitsplatz bis zu einem Monat 
behielten. Doeringer schloss daraus: "Ein Großteil der 
Arbeitslosigkeit in den Ghettos scheint eher auf 
Arbeitsunfähigkeit als auf Arbeitsplatzmangel 
zurückzuführen zu sein. "21 


Es ist sehr aufschlussreich, die Beschreibungen dieser 
häufigen Weigerung von Arbeitslosen aus der Unterschicht, 
einer geregelten Arbeit nachzugehen, durch den frostig 
missbilligenden Professor Banfield und den sehr 
zustimmenden linken Soziologen Alvin Gould- ner zu 
vergleichen. Banfield: "Männer, die an das Leben auf der 
Straße, an den Lebensunterhalt von 
Sozialhilfeempfängerinnen und an das 'Gaunertum' gewöhnt 
sind, sind selten bereit, die langweilige Routine eines 'guten' 
Jobs zu akzeptieren".2? In Anbetracht des mangelnden Erfolgs 
der Sozialarbeiter, diese Männer "von einem Leben der 
Verantwortungslosigkeit, der Sinnlichkeit und der 
freilaufenden Aggression wegzulocken", erklärt Gouldner, 
dass sie das angebotene Schnäppchen als unattraktiv 
betrachten: 


Verzichten Sie auf promiskuitiven Sex, verzichten Sie auf 
frei geäußerte Aggression und wilde Spontaneität ... und 
Sie oder Ihre Kinder werden vielleicht in die Welt der drei 
anständigen Mahlzeiten am Tag, in die Welt der High 
School oder vielleicht sogar der College-Ausbildung, in die 
Welt der 
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20Michael J. Piore, "Public and Private Responsibilities in On-the-Job 
Training of Disadvantaged Workers", M.I.T. Department of Economics 
Working Paper #23 (Juni 1968). Zitiert in Banfield, The Unheavenly 
City, 

pp. 105, 285. 


21Peter B, Doeringer, Ghetto Labor Markets-Problems and Programs, Har- 
vard Institute of Economic Research, Discussion Paper #33 (Juni 1968), S. 9; 
zitiert in Banfield, The Unheavenly City, S. 112, 285-86. 


22 Ebd,, S. 105. Auch S. 112. 
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die Welt der Sparbücher, der sicheren Arbeitsplätze und des 
Ansehens "3: 


Interessant ist, dass sowohl Banfield als auch Gouldner 
von beiden Enden des ideologischen Spektrums aus über das 
Wesen dieses Prozesses übereinstimmen, trotz ihrer 
gegensätzlichen Werturteile darüber: dass ein Großteil der 
anhaltenden Arbeitslosigkeit der Unterschicht und damit der 
Armut von den Arbeitslosen selbst freiwillig ist. 


Gouldners Haltung ist typisch für Liberale und Linke in 
der heutigen Zeit: dass es beschämend ist, zu versuchen, 
der herrlich spontanen und "natürlichen" 
Unterschichtskultur "bürgerliche" oder 
"Mittelschichtswerte" aufzuzwingen, und sei es auch nur 
noncoer- tiv. Das ist vielleicht in Ordnung, aber dann sollte 
man nicht erwarten, dass dieselbe hart arbeitende 
Bourgeoisie gezwungen wird, genau die parasitären Werte 
des Müßiggangs und der Verantwortungslosigkeit zu 
unterstützen und zu subventionieren, die sie verabscheut 
und die für das Überleben jeder Gesellschaft eindeutig 
dysfunktional sind, oder sie dazu auffordern. Wenn 
Menschen "spontan" sein wollen, dann sollen sie das in 
ihrer eigenen Zeit und mit ihren eigenen Mitteln tun, und 
dann sollen sie auch die Konsequenzen dieser Entscheidung 
tragen, und nicht mit staatlichem Zwang die hart 
arbeitenden und "nicht spontanen" zwingen, diese 
Konsequenzen zu tragen. Kurzum: Schaffen Sie das 
Sozialsystem ab. 


Wenn das Hauptproblem der armen Unterschichten in 
einer unvernünftigen Gegenwartsorientierung besteht und 
wenn es der Vermittlung "bürgerlicher", zukunftsorientierter 
Werte bedarf, um die Menschen aus der Wohlfahrt und der 
Abhängigkeit herauszuholen (wie die Mormonen), dann 
sollten diese Werte in der Gesellschaft zumindest gefördert 
und nicht entmutigt werden. Die linksliberale Einstellung von 
Sozialarbeitern entmutigt die Armen direkt, indem sie die 
Idee der Wohlfahrt als "Recht" und als moralischen Anspruch 
auf die Produktion fördert. Darüber hinaus fördert die leichte 
Verfügbarkeit des Sozialhilfeschecks offensichtlich den 
Zeitgeist, die mangelnde Arbeitsbereitschaft und die 
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Verantwortungslosigkeit der Empfänger, wodurch der 
Teufelskreis der Armut fortgesetzt wird. 


23Alvin W, Gouldner, "The Secrets of Organizations", in The Social Wel- 
fare Forum, Proceedings of the National Conference on Social Welfare (New 
York: Columbia University Press, 1963), S. 175; zitiert in Banfield, The 
Unheavenly City, S. 221-22, 305. 
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Armenfürsorge. Wie Banfield es ausdrückt, "gibt es vielleicht 
keinen besseren Weg, um Bekehrte für die Gegenwart zu 
gewinnen, als jedem einen großzügigen Sozialhilfescheck zu 
geben "*- 


Im Allgemeinen haben sich die Konservativen bei ihren 
Angriffen auf das Wohlfahrtssystem auf die ethischen und 
moralischen Übel konzentriert, die darin bestehen, dass die 
Steuerzahler gezwungen werden, die Untätigen zu 
unterstützen, während sich die linken Kritiker auf die 
Demoralisierung der Wohlfahrts-"Kunden" durch ihre 
Abhängigkeit von der Großzügigkeit des Staates und seiner 
Bürokratie konzentriert haben. Eigentlich haben beide 
Kritiken recht; es gibt keinen Widerspruch zwischen ihnen. 
Wie wir gesehen haben, sind sich freiwillige Programme wie 
die der Mormonenkirche dieses Problems durchaus bewusst. 
Und in der Tat waren frühere Laissez-faire-Kritiker der 
Sozialhilfe ebenso besorgt über die Demoralisierung wie über 
den Zwang, der auf denjenigen lastet, die zur Zahlung der 
Sozialhilfe gezwungen werden. 


So erklärte der englische Laissez-faire-Befürworter 
Thomas Mackay im neunzehnten Jahrhundert, dass die 
Reform der Wohlfahrt "in einer Wiederherstellung und 
Entwicklung der Kunst der Unabhängigkeit besteht". Er 
forderte "nicht mehr Philanthropie, sondern mehr Respekt vor 
der Würde des menschlichen Lebens und mehr Vertrauen in 
seine Fähigkeit, sein eigenes Heil zu schaffen". Und Mackay 
spottete über die Verfechter von mehr Wohlfahrt, über 


der stellvertretende Philanthrop, der in einem 
rücksichtslosen Wettlauf nach einer billigen Popularität den 
von seinen Nachbarn erpressten Satz [Steuer] dazu benutzt, 
die Gelegenheiten zum Stolpern zu vervielfachen, die der 
Menge vorgesetzt werden, die nur allzu bereit ist, in 
Abhängigkeit zu geraten.?> 


Mackay fügte hinzu, dass die 


Die mit der Sozialhilfe einhergehende "gesetzliche 

Verarmung" bringt einen "höchst gefährlichen und 

zuweilen demoralisierenden Einfluss in unser soziales 

System ein". Seine wirkliche Notwendigkeit ist keineswegs 

erwiesen. Seine scheinbare Notwendigkeit ergibt sich 
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hauptsächlich aus der Tatsache, dass das System seine 
eigene abhängige Bevölkerung geschaffen hat.?6 


24 Ebd, S, 221. 


25Thomas Mackay, Methods of Social Reform (London: John Murray, 
1896), S. 13. 


26 Ebd,, S, 38-39. 
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In Bezug auf das Thema der Abhängigkeit stellte Mackay 
fest 


das bitterste Element in der Not der Armen entspringt nicht 
aus der bloßen Armut, sondern aus dem Gefühl der 
Abhängigkeit, das notwendigerweise ein Bestandteil jeder 
Maßnahme der öffentlichen Hilfe sein muss. Dieses Gefühl 
kann nicht beseitigt werden, sondern wird durch liberale 
Maßnahmen der öffentlichen Unterstützung eher noch 
verstärkt.?7 


Mackay kam zu folgendem Schluss 


Die einzige Möglichkeit, wie der Gesetzgeber oder die 
Verwaltung die Verringerung der Verarmung fördern kann, 
ist die Abschaffung oder Einschränkung der für die 
Verarmung vorgesehenen gesetzlichen Zuwendungen. Das 
Land kann, daran besteht kein Zweifel, genau so viele 
Arme haben, wie es zu finanzieren beschließt. Wenn man 
diese Mittel abschafft oder einschränkt ... und neue Kräfte 
werden aktiv, die natürliche Fähigkeit des Menschen zur 
Unabhängigkeit, die natürlichen Bande der Verwandtschaft 
und der Freundschaft, und unter diesen Begriff würde ich 
die private im Unterschied zur öffentlichen Wohltätigkeit 
stellen.28 


Die Charity Organisation Society, Englands führende 
staatliche Wohltätigkeitsorganisation im späten neunzehnten 
Jahrhundert, arbeitete genau nach diesem Prinzip der Hilfe 
zur Selbsthilfe. Wie Mowat, der Historiker der Society, 
feststellt: 


Die C.O.S. vertrat eine Vorstellung von Nächstenliebe, die 
den Anspruch erhob, die Spaltung der Gesellschaft zu 
überwinden, die Armut zu beseitigen und eine glückliche, 
selbständige Gemeinschaft zu schaffen. Die C.O.S. vertrat 
die Auffassung, dass der schwerwiegendste Aspekt der 
Armut die Degradierung des Charakters des armen Mannes 
oder der armen Frau ist. Willkürliche Wohltätigkeit machte 
alles nur noch schlimmer, sie demoralisierte.. Wahre 
Nächstenliebe erforderte Freundschaft, Nachdenken, die 
Art von Hilfe, die die Selbstachtung eines Menschen und 
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seine Fähigkeit, sich selbst und seine Familie zu versorgen, 
wiederherstellen würde.29 


27 Ebd,, S. 259-60. 
28 Ebd,, S. 268-69. 
29Mowat, The Charity Organisation Society, 1869-1913, S. 1-2. 
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Eine der unangenehmsten Folgen der Sozialhilfe ist 
vielleicht, dass sie aktiv von der Selbsthilfe abhält, indem sie 
den finanziellen Anreiz für die Rehabilitation lähmt. 
Schätzungen zufolge bringt jeder Dollar, den Behinderte in 
ihre eigene Rehabilitation investieren, ihnen im Durchschnitt 
zwischen 10 und 17 Dollar an Gegenwartswert für ein 
höheres künftiges Einkommen. Dieser Anreiz wird jedoch 
durch die Tatsache geschmälert, dass sie durch die 
Rehabilitation ihre Sozialhilfe, die Invalidenrente der 
Sozialversicherung und die Arbeitsentschädigung verlieren. 
Infolgedessen entscheiden sich die meisten Behinderten, nicht 
in ihre eigene Rehabilitation zu investieren.30 Darüber hinaus 
sind viele Menschen inzwischen mit den kriminellen 
Abschreckungseffekten des _Sozialversicherungssystems 
vertraut, das - im krassen Gegensatz zu allen privaten 
Versicherungen - die Zahlungen einstellt, wenn der 
Empfänger dreist genug ist, zu arbeiten und nach dem 62. 


In diesen Tagen, in denen die meisten Menschen das 
Bevölkerungswachstum mit Argwohn betrachten, haben sich 
nur wenige Bevölkerungsgegner auf eine andere unglückliche 
Auswirkung des Sozialsystems konzentriert: Da 
Sozialhilfeempfänger anteilig nach der Zahl ihrer Kinder 
bezahlt werden, stellt das System eine wichtige Subvention 
für die Produktion von mehr Kindern dar. Darüber hinaus 
sind die Menschen, die dazu veranlasst werden, mehr Kinder 
zu bekommen, genau diejenigen, die es sich am wenigsten 
leisten können; das Ergebnis kann nur sein, ihre 
Abhängigkeit von der Sozialhilfe aufrechtzuerhalten und in 
der Tat Generationen hervorzubringen, die dauerhaft von der 
Sozialhilfe abhängig sind. 


In den letzten Jahren gab es viele Stimmen, die forderten, 
dass die Regierung Kindertagesstätten für die Betreuung von 
Kindern berufstätiger Mütter bereitstellen sollte. Angeblich 
hat der Markt es versäumt, diese dringend benötigte 
Dienstleistung anzubieten. 


Da der Markt jedoch die dringende Nachfrage der 
Verbraucher befriedigen soll, stellt sich die Frage, warum der 
Markt in diesem Fall versagt hat. Die Antwort ist, dass die 
Regierung das Angebot an Tagesbetreuungsdiensten 


eingeschränkt hat 
213 


30Estelle James, "Review of The Economics of Vocational Rehabilitation", 
American Economic Review (Juni 1966): 642; siehe auch Yale Brozen, "Wel- 
fare Without the Welfare State", The Freeman (Dezember 1966): 50-51. 
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mit einem Netz von lästigen und kostspieligen rechtlichen 
Beschränkungen. Kurz gesagt: Es ist zwar völlig legal, seine 
Kinder bei einem Freund oder Verwandten unterzubringen, 
unabhängig davon, wer diese Person ist oder wie ihre 
Wohnung beschaffen ist, oder einen Nachbarn zu engagieren, 
der sich um ein oder zwei Kinder kümmert, aber wenn der 
Freund oder Nachbar ein etwas größeres Unternehmen wird, 
greift der Staat mit aller Härte durch. So wird der Staat in der 
Regel darauf bestehen, dass solche Kindertagesstätten eine 
Zulassung erhalten, und er wird sich weigern, die Zulassung 
zu erteilen, es sei denn, registrierte Krankenschwestern sind 
ständig anwesend, es gibt kleine Spielplätze, und die 
Einrichtung hat eine Mindestgröße. Es wird alle möglichen 
anderen absurden und kostspieligen Beschränkungen geben, 
die die Regierung ihren Freunden, Verwandten und Nachbarn 
- oder auch den Müttern selbst - nicht auferlegen will. Wenn 
man diese Beschränkungen aufhebt, wird sich der Markt 
daran machen, die Nachfrage zu befriedigen. 


Seit dreizehn Jahren betreibt der Dichter Ned O'Gorman 
in Harlem eine erfolgreiche, privat finanzierte 
Kindertagesstätte, doch die bürokratischen Auflagen der New 
Yorker Stadtverwaltung drohen ihm das Aus zu bringen. 
Während die Stadt das "Engagement und die Effektivität" von 
O'Gormans Zentrum, The Storefront, anerkennt, droht sie mit 
Geldstrafen und schließlich mit der Schließung des Zentrums, 
wenn nicht ein staatlich anerkannter Sozialarbeiter anwesend 
ist, wenn fünf oder mehr Kinder anwesend sind. Wie 
O'Gorman entrüstet bemerkt: 


Warum um alles in der Welt sollte ich gezwungen sein, 
jemanden mit einem Stück Papier einzustellen, auf dem 
steht, dass er Sozialarbeit studiert hat und qualifiziert ist, 
eine Kindertagesstätte zu leiten? Wenn ich nach dreizehn 
Jahren in Harlem nicht qualifiziert bin, wer ist es dann?31 


Das Beispiel der Tagesbetreuung zeigt eine wichtige 
Wahrheit über den Markt: Wenn es einen Mangel an Angebot 
gibt, um eine offensichtliche Nachfrage zu befriedigen, dann 
ist die Regierung die Ursache des Problems. Gebt dem Markt 
seinen Kopf, und es wird 
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31 "Poet and Agency at Odds Over His Day-Care Center", New York 
Times (17. April 1978): B2. 


216 


Für eine neue Freiheit 


Es wird keinen Mangel an Kindertagesstätten geben, so wie 
es auch keinen Mangel an Motels, Waschmaschinen, 
Fernsehgeräten oder anderen Dingen des täglichen Lebens 
gibt. 


LASTEN UND SUBVENTIONEN DES 
WOHLFAHRTSSTAATES 


Hilft der moderne Wohlfahrtsstaat wirklich den Armen? 
Die allgemein verbreitete Vorstellung, die den 
Wohlfahrtsstaat vorangetrieben und aufrechterhalten hat, ist, 
dass der Wohlfahrtsstaat Einkommen und Vermögen von den 
Reichen an die Armen umverteilt: Das progressive 
Steuersystem nimmt Geld von den Reichen, während 
zahlreiche Wohlfahrts- und andere Dienstleistungen das Geld 
an die Armen verteilen. Doch selbst die Liberalen, die großen 
Befürworter und Förderer des Wohlfahrtsstaates, beginnen zu 
erkennen, dass jeder Teil und jeder Aspekt dieser Idee 
lediglich ein gehegter Mythos ist. Staatliche Aufträge, 
insbesondere für das Militär, lassen Steuergelder in die 
Taschen von begünstigten Unternehmen und gut bezahlten 
Industriearbeitern fließen. Mindestlohngesetze führen auf 
tragische Weise zu Arbeitslosigkeit, insbesondere unter den 
ärmsten und am wenigsten qualifizierten oder ausgebildeten 
Arbeitnehmern - im Süden, unter jugendlichen Negern in den 
Ghettos und unter beruflich Behinderten. Denn ein 
Mindestlohn garantiert natürlich nicht die Beschäftigung 
eines Arbeitnehmers; er verbietet lediglich per Gesetz, dass 
jemand zu dem Lohn beschäftigt wird, den sein Arbeitgeber 
zahlen würde, um ihn einzustellen. Er erzwingt also 
Arbeitslosigkeit. Wirtschaftswissenschaftler haben 
nachgewiesen, dass Erhöhungen des bundesstaatlichen 
Mindestlohns die bekannte Beschäftigungslücke zwischen 
schwarzen und weißen Teenagern geschaffen und die 
Arbeitslosenquote unter männlichen schwarzen Teenagern 
von einer frühen Nachkriegsrate von etwa 8 Prozent auf jetzt 
weit über 35 Prozent erhöht haben - eine Arbeitslosenquote 
unter schwarzen Teenagern, die weitaus katastrophaler ist als 
die massive allgemeine Arbeitslosenquote der 1930er Jahre 
(20-25 Prozent).3? 
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32Unter zahlreichen Studien siehe Yale Brozen und Milton Friedman, 
The Minimum Wage: Who Pays? (Washington, D.C.: Free Society 
Association, 
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Wir haben bereits gesehen, wie die staatliche 
Hochschulbildung das Einkommen von ärmeren zu reicheren 
Bürgern umverteilt. Eine Vielzahl staatlicher 
Zulassungsbeschränkungen, die sich von Beruf zu Beruf 
ziehen, schließen ärmere und weniger qualifizierte 
Arbeitnehmer von diesen Arbeitsplätzen aus. Es wird immer 
deutlicher, dass Stadterneuerungsprogramme, die angeblich 
dazu dienen, die Slums der Armen zu sanieren, in 
Wirklichkeit deren Wohnungen abreißen und die Armen in 
noch beengtere und noch weniger verfügbare Wohnungen 
zwingen, was alles zum Vorteil der wohlhabenderen 
subventionierten Mieter, der Baugewerkschaften, der 
bevorzugten Immobilienentwickler und der 
Geschäftsinteressen in den Innenstädten geschieht. Die 
Gewerkschaften, einst die verwöhnten Lieblinge der 
Liberalen, nutzen ihre staatlichen Privilegien nun dazu, 
ärmere und Minderheiten angehörende Arbeitnehmer 
auszuschließen. Die von der Bundesregierung immer weiter 
angehobenen Preisstützungen für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse belasten die Steuerzahler, um die 
Lebensmittelpreise immer weiter in die Höhe zu treiben, was 
vor allem den armen Verbrauchern schadet und nicht den 
armen Landwirten, sondern den wohlhabenden Landwirten 
zugute kommt, die über einen großen Teil der Anbauflächen 
verfügen. (Da die Landwirte pro Pfund oder pro Scheffel des 
Produkts bezahlt werden, kommt das 
Unterstützungsprogramm weitgehend den wohlhabenden 
Landwirten zugute; da die Landwirte oft dafür bezahlt 
werden, nicht zu produzieren, führt die daraus resultierende 
Stilllegung von Anbauflächen zu schwerer Arbeitslosigkeit 
unter dem ärmsten Teil der landwirtschaftlichen Bevölkerung 
- den Landpächtern und Landarbeitern.) In den aufblühenden 
Vorstädten der Vereinigten Staaten dienen die 
Raumordnungsgesetze dazu, die ärmeren Bürger durch 
gesetzlichen Zwang fernzuhalten, sehr oft Neger, die 
versuchen, aus den Innenstädten wegzuziehen, um den 
wachsenden Arbeitsmöglichkeiten in den Vorstädten zu 
folgen. Der DU.S. Postal Service erhebt hohe 
Monopolgebühren für die von der Allgemeinheit genutzte 
Post erster Klasse, um den Vertrieb von Zeitungen und 
Zeitschriften zu subventionieren. Die FHA subventioniert die 
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Hypotheken von wohlhabenden Hausbesitzern. Das Federal 
Bureau of Reclamation subventioniert Bewässerungswasser 
für wohlhabende Landwirte im Westen, wodurch den Armen 
in den Städten das Wasser vorenthalten wird und sie 
gezwungen sind, höhere Wassergebühren zu zahlen. Die 


April 1966); und John M. Peterson und Charles T. Stewart, Jr., Employ- 
ment Effects of Minimum Wage Rates (Washington, D.C.: American Enter- 
prise Institute, August 1969). 
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Die Rural Electrification Administration und die Tennessee 
Valley Authority subventionieren Stromlieferungen an 
wohlhabende Landwirte, Vorstädter und Unternehmen. Wie 
Professor Brozen sardonisch bemerkt: 


Der Strom für arme Unternehmen wie die Alu- minum 
Corporation of America und die DuPont Company wird 
durch den steuerfreien Status der Tennessee Valley 
Authority subventioniert (27 Prozent des Strompreises 
werden für die Bezahlung der Steuern verwendet, die privat 
betriebenen Versorgungsunternehmen auferlegt werden).33 


Und die staatliche Regulierung monopolisiert und 
kartellisiert einen großen Teil der Industrie, wodurch die 
Preise für die Verbraucher in die Höhe getrieben und die 


Produktion, wettbewerbsfähige Alternativen oder 
Produktverbesserungen eingeschränkt werden (z. B. 
Regulierung der Eisenbahn, der öffentlichen 


Versorgungsbetriebe, der Fluggesellschaften, Ölpreisgesetze). 
So vergibt die Zivilluftfahrtbehörde Flugrouten an bevorzugte 
Unternehmen und hält kleinere Konkurrenten fern oder 
verdrängt sie sogar aus dem Geschäft. Staatliche und 
bundesstaatliche Ölförderungsgesetze sehen absolute 
Obergrenzen für die Rohölförderung vor und treiben so die 
Ölpreise in die Höhe, die durch Einfuhrbeschränkungen 
weiter in die Höhe getrieben werden. Und im ganzen Land 
gewährt die Regierung den Gas-, Strom- und 
Telefongesellschaften in jedem Gebiet ein absolutes Monopol 
und schützt sie so vor dem Wettbewerb und legt ihre Tarife 
fest, um ihnen einen festen Gewinn zu garantieren. Überall 
und in jedem Gebiet ist die Geschichte dieselbe: eine 
systematische Ausbeutung der Masse der Bevölkerung durch 
den "Wohlfahrtsstaat'.3* 


Die meisten Menschen sind der Meinung, dass das 
amerikanische Steuersystem grundsätzlich die Reichen viel 
stärker besteuert als die Armen und dass es 


33Brozen, "Welfare Without the Welfare State", S. 48-49. 


34Neben ebd. siehe Yale Brozen, "The Untruth of the Obvious" The 
Freeman (Juni 1968): 328-40. Siehe auch Yale Brozen, "The Revival of 
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Tra- ditional Liberalism", New Individualist Review (Frühjahr 1965): 3-12; 
Sam Peltzman, "CAB: Freedom from Competition", New Individualist 
Review (Spring, 1963): 16-23; Martin Anderson, The Federal Bulldozer 
(Cam- bridge, Mass.: MIT Press, 1964). Eine Einführung in die 
Ölpreisgeschichte ist Hendrik S. Houthakker, "No Use for Controls", 
Barrons (November 8, 1971): 7-8. 
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also eine Methode zur Umverteilung von Einkommen von 
höheren zu niedrigeren Einkommensklassen. (Es gibt 
natürlich noch viele andere Arten der Umverteilung, z.B. von 
den Steuerzahlern zu Lockheed oder General Dynamics.) 
Aber selbst die Bundeseinkommenssteuer, von der jeder 
annimmt, dass sie "progressiv" ist (die Reichen werden viel 
stärker besteuert als die Armen, und die Mittelschichten 
liegen dazwischen), funktioniert nicht wirklich so, wenn wir 
andere Aspekte dieser Steuer berücksichtigen. Zum Beispiel 
ist die Sozialversicherungssteuer eklatant und deutlich 
"regressiv", da sie die Armen und die Mittelschicht aussaugt: 
Eine Person mit dem Grundeinkommen (8.000 Dollar) zahlt 
genauso viel Sozialversicherungssteuer - und der Betrag 
steigt jedes Jahr - wie jemand, der 1.000.000 Dollar im Jahr 
verdient. Kapitalgewinne, die vor allem wohlhabenden 
Aktionären und Immobilienbesitzern zufallen, werden 
weitaus weniger besteuert als Einkommenssteuern; private 
Stiftungen und Fonds sind steuerfrei, und Zinsen aus Staats- 
und Kommunalanleihen sind ebenfalls von der 
Einkommenssteuer befreit. Daraus ergibt sich die folgende 
Schätzung, welcher Prozentsatz des Einkommens insgesamt 
von jeder "Einkommensklasse" an Bundessteuern gezahlt 
wird: 


1965 
Prozentsatz des 
Einkommensklassen Einkommens, der 
als Bundessteuer 
gezahlt wird 
Unter $2.000 19 
$2,000-$4,000 16 
$4,000-$6,000 17 
$6,000-$8,000 17 
$8,000-$10,000 18 
$10,000-$15,000 19 
Über $15.000 32 
DURCHSC 32. 
HNITT 
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Während die Bundessteuern kaum "progressiv" sind, sind 
die Auswirkungen der staatlichen und lokalen Steuern fast 
schon regressiv. Grundsteuern sind (a) proportional, (b) 
treffen nur die Eigentümer von Immobilien und (c) hängen 
von den politischen Launen der lokalen Steuerprüfer ab. 
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Umsatz- und Verbrauchssteuern treffen die Armen am 
stärksten. Im Folgenden wird der Prozentsatz des 
Einkommens geschätzt, der insgesamt durch staatliche und 
lokale Steuern abgezogen wird: 


1965 


Prozentsatz des 
Einkommensklassen Einkommens, der an 
staatliche und lokale 
Steuern gezahlt wird 


Unter $2.000 25 
$2,000-$4,000 11 
$4,000-$6,000 10 


$6,000-$8,000 
$8,000-$10,000 
$10,000-$15,000 
Über $15.000 
DURCHSCHNITT 9 


Im Folgenden sind die kombinierten Schätzungen für die 
Gesamtauswirkungen der Besteuerung - Bund, Länder und 
Gemeinden - auf die Einkommensklassen aufgeführt: 


1965 
Prozentsatz des Einkommens 
EinkommensklassenZahlung aller Steuern35 

Unter $2.000 44 
$2,000-$4,000 27 
$4,000-$6,000 27 
$6,000-$8,000 26 
$8,000-$10,000 27 
$10,000-$15,000 27 
Über $15.000 38 

DURCHSCHN 31 

ITT 
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35 Zu den Schätzungen siehe Joseph A. Pechman, "The Rich, the Poor, 
and the Taxes They Pay", Public Interest (Fall, 1969): 33. 
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Noch aktuellere Schätzungen (1968) der 
Gesamtauswirkungen der Steuern auf alle staatlichen Ebenen 
bestätigen dies, zeigen aber auch einen weitaus stärkeren 
relativen Anstieg der Steuerbelastung der untersten 
Einkommensgruppen in den drei Jahren: 


1968 
Prozentsatz des 

Einkommensklassen Einkommens, der 

für alle Steuern 

gezahlt wird36 
Unter $2.000 50 
$2,000-$4,000 35 
$4,000-$6,000 31 
$6,000-$8,000 30 
$8,000-$10,000 29 
$10,000-$15,000 30 
$15,000-$25,000 30 
$25,000-$50,000 33 
$50.000 und mehr 45 


Viele Ökonomen versuchen, die Auswirkungen dieser 
verräterischen Zahlen abzuschwächen, indem sie sagen, dass 
die Menschen in der Kategorie "unter 2.000 Dollar" 
beispielsweise mehr an Sozialhilfe und anderen "Transfer"- 
Zahlungen erhalten, als sie an Steuern zahlen; aber das 
ignoriert natürlich die entscheidende Tatsache, dass nicht 
dieselben Menschen in jeder Kategorie die 
Sozialhilfeempfänger und die Steuerzahler sind. Die letztere 
Gruppe wird stark belastet, um die erstere zu subventionieren. 
Kurz gesagt, die Armen (und die Mittelschicht) werden 
besteuert, um für den subventionierten öffentlichen 
Wohnungsbau anderer armer und mittlerer 
Einkommensgruppen zu zahlen. Und es sind die 
erwerbstätigen Armen, die in erheblichem Maße zur 
Finanzierung der Subventionen für die armen 
Sozialhilfeempfänger herangezogen werden. 
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36R,A. Herriott und H.P. Miller, "The Taxes We Pay", The Conference 
Board Record (Mai 1971): 40. 
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Es gibt in diesem Land eine Menge 
Einkommensumverteilung: an Lockheed, an 
Sozialhilfeempfänger und so weiter und so fort, aber die 
"Reichen" werden nicht besteuert, um für die "Armen" zu 
zahlen. Die Umverteilung findet innerhalb der 
Einkommenskategorien statt; einige Arme werden 
gezwungen, für andere Arme zu zahlen. 


Andere Steuerschätzungen bestätigen dieses 
erschreckende Bild. Die Tax Foundation beispielsweise 
schätzt, dass Bundes-, Landes- und Kommunalsteuern 34 
Prozent des Gesamteinkommens derjenigen entziehen, die 
weniger als 3.000 Dollar im Jahr verdienen.>7 


Ziel dieser Diskussion ist es natürlich nicht, eine 


"wirklich" progressive Einkommenssteuerstruktur zu 
befürworten, eine wirkliche Durchtränkung der Reichen, 
sondern darauf hinzuweisen, dass der moderne 


Wohlfahrtsstaat, der so sehr als Durchtränkung der Reichen 
zur Subventionierung der Armen angepriesen wird, nichts 
dergleichen tut. In der Tat hätte die Durchtränkung der 
Reichen katastrophale Auswirkungen, nicht nur für die 
Reichen, sondern auch für die armen und mittleren Schichten 
selbst. Denn es sind die Reichen, die einen verhältnismäßig 
großen Teil der Ersparnisse, des Investitionskapitals, der 
unternehmerischen Vorausschau und der Finanzierung 
technologischer Innovationen bereitstellen, die die 
Vereinigten Staaten auf den bei weitem höchsten 
Lebensstandard - für die Masse der Bevölkerung - aller 
Länder in der Geschichte gebracht haben. Die Reichen zu 
beschneiden wäre nicht nur zutiefst unmoralisch, sondern 
würde genau die Tugenden drastisch bestrafen: Sparsamkeit, 
unternehmerische Weitsicht und Investitionen, die unseren 
bemerkenswerten Lebensstandard ermöglicht haben. Das 
wäre wirklich das Töten der Gans, die goldene Eier legt. 


WAS KANN DIE REGIERUNG TUN? 


Was kann der Staat also tun, um den Armen zu helfen? 
Die einzig richtige Antwort ist auch die libertäre Antwort: 
Aus dem Weg gehen. Die Regierung soll den pro- duktiven 
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Energien aller Bevölkerungsgruppen, der Reichen, der 
Mittleren und der Reichen, aus dem Weg gehen. 


37Siehe William Chapman, "Study Shows Taxes Hit Poor", New York 
Post (10. Februar 1971): U.S. News (Dezember 9, 1968); Rod Manis, Poverty: 
A Libertarian View (Los Angeles: Rampart College, n.d.); Yale 
Brozen, "Welfare Without the Welfare State". 
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Das Ergebnis wird eine enorme Steigerung des Wohlstands 
und des Lebensstandards aller sein, vor allem aber der 
Armen, denen der so genannte "Wohlfahrtsstaat" angeblich 
helfen soll. 


Es gibt vier Hauptwege, auf denen die Regierung dem 
amerikanischen Volk aus dem Weg gehen kann. Erstens kann 
sie alle Steuern abschaffen oder zumindest drastisch 
reduzieren, die produktive Energien, Ersparnisse, 
Investitionen und den technologischen Fortschritt lähmen. 
Die Schaffung von Arbeitsplätzen und die Erhöhung der 
Löhne, die sich aus der Abschaffung dieser Steuern ergeben 
würden, kämen vor allem den unteren Einkommensgruppen 
zugute. Wie Professor Brozen hervorhebt: 


Wenn weniger versucht würde, die Ungleichheit in der 
Einkommensverteilung durch staatliche Macht zu 
verringern, würde die Ungleichheit schneller abnehmen. 
Niedrige Löhne würden mit einer höheren Spar- und 
Kapitalbildungsrate schneller steigen, und die Ungleichheit 
würde mit dem Anstieg der Einkommen der 
Lohnempfänger abnehmen.38 


Der beste Weg, den Armen zu helfen, besteht darin, die 
Steuern zu senken und Ersparnisse, Investitionen und die 
Schaffung von Arbeitsplätzen ungehindert zu ermöglichen. 
Wie Dr. F.A. Harper schon vor Jahren feststellte, sind 
produktive Investitionen die "größte wirtschaftliche 
Wohltätigkeit". Schrieb Harper: 


Nach der einen Auffassung wird das Teilen einer 
Brotkruste als Methode der Nächstenliebe befürwortet. Die 
andere befürwortet Einsparungen und Werkzeuge für die 
Produktion zusätzlicher Brote, was die größte 
wirtschaftliche Wohltätigkeit darstellt. 


Die beiden Ansichten stehen im Widerspruch zueinander, 
weil die beiden Methoden sich gegenseitig ausschließen, da 
sie die Zeit und die Mittel des Einzelnen bei allen 
Entscheidungen, die er Tag für Tag trifft, absorbieren. ... 


Der Grund für diese unterschiedliche Sichtweise liegt in 
den unterschiedlichen Auffassungen über die Natur der 
wirtschaftlichen Welt. Die erste Sichtweise beruht auf der 
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Überzeugung, dass die Summe der wirtschaftlichen Güter 
eine Konstante ist. Die zweite Sichtweise beruht auf der 
Überzeugung, dass 


38Brozen, "Welfare Without the Welfare State", S. 47. 
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Die Ausweitung der Produktion ist ohne jede notwendige 
Einschränkung möglich. 


Der Unterschied zwischen den beiden Ansichten ist wie der 
Unterschied zwischen einer zwei- und dreidimensionalen 
Perspektive der Produktion. Die zweidimensionale Größe 
ist zu jedem Zeitpunkt festgelegt, aber die dritte Dimension 
und damit die Größe des Ganzen ist durch Einsparungen 
und Werkzeuge unbegrenzt erweiterbar..... 


Die gesamte Menschheitsgeschichte leugnet, dass es eine 
feste Summe von Wirtschaftsgütern gibt. Die Geschichte 
zeigt auch, dass Sparen und die Erweiterung der 
Werkzeuge der einzige Weg zu einer nennenswerten 
Steigerung sind.39 


Die libertäre Schriftstellerin Isabel Paterson hat den Fall 
sehr treffend formuliert: 


Was den Unterschied zwischen dem privaten Philanthropen 
und dem als solchen handelnden privaten Kapitalisten 
betrifft, so nehmen wir den Fall eines wirklich bedürftigen 
Menschen an, der nicht entmündigt ist, und nehmen wir an, 
dass der Philanthrop ihm Nahrung, Kleidung und Obdach 
gibt - wenn er diese Dinge in Anspruch genommen hat, ist 
er genau da, wo er vorher war, außer dass er vielleicht die 
Gewohnheit der Abhängigkeit erworben hat. Aber nehmen 
wir an, jemand, der keinerlei wohltätige Motive hat, 
sondern einfach nur aus eigenen Gründen Arbeit haben 
will, stellt den Bedürftigen gegen Lohn ein. Der 
Arbeitgeber hat keine gute Tat vollbracht. Aber der Zustand 
des Beschäftigten hat sich tatsächlich verändert. Worin 
besteht der entscheidende Unterschied zwischen diesen 
beiden Handlungen? 


Der unphilanthropische Arbeitgeber hat den Menschen, den 
er beschäftigt hat, in den großen Kreislauf der Energie 
zurückgebracht, während der Philanthrop die Energie nur so 
umlenken kann, dass es keine Rückkehr in die Produktion 
geben kann und daher die Wahrscheinlichkeit geringer ist, 
dass das Objekt seiner Wohltätigkeit eine Beschäftigung 
findet. .... 


Würde man alle aufrichtigen Philanthropen seit Anbeginn 
der Zeit befragen, so würde man feststellen, dass sie alle 
zusammen durch ihre streng philanthropischen Aktivitäten 
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39F,A, Harper, "The Greatest Economic Charity", in M. Sennholz, Hrsg., 
On Freedom and Free Enterprise (Princeton, N.J.: D. Van Nostrand, 
1956), S. 106. 
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der Menschheit ein Zehntel des Nutzens gebracht, der aus 
den normalerweise eigennützigen Bemühungen von 
Thomas Alva Edison erwuchs, ganz zu schweigen von den 
größeren Geistern, die die von Edison angewandten 
wissenschaftlichen Prinzipien ausgearbeitet haben. 
Unzählige spekulative Denker, Erfinder und Organisatoren 
haben zum Komfort, zur Gesundheit und zum Glück ihrer 
Mitmenschen beigetragen - weil das nicht ihr Ziel war.#0 


Zweitens würde eine drastische Senkung oder 
Abschaffung der Steuern zu einer entsprechenden 
Reduzierung der Staatsausgaben führen. Die knappen 
wirtschaftlichen Ressourcen würden nicht mehr in 
verschwenderische und unproduktive Ausgaben fließen: in 
das milliardenschwere Raumfahrtprogramm, in öffentliche 
Arbeiten, in den militärisch-industriellen Komplex oder was 
auch immer. Stattdessen würden diese Ressourcen für die 
Produktion von Waren und Dienstleistungen zur Verfügung 
stehen, die von der Masse der konsumierenden Bevölkerung 
gewünscht werden. Die Flut von Waren und Dienstleistungen 
würde den Verbrauchern neue und bessere Waren zu weitaus 
niedrigeren Preisen liefern. Wir würden nicht länger unter 
den Ineffizienzen und den Produktivitätsverlusten leiden, die 
durch staatliche Subventionen und Verträge entstehen. 
Darüber hinaus würden die meisten Wissenschaftler und 
Ingenieure der Nation, die für verschwenderische militärische 
und andere staatliche Forschungen und Ausgaben eingesetzt 
werden, für friedliche und produktive Aktivitäten und 
Erfindungen freigesetzt, die den Verbrauchern der Nation 
zugute kommen .* 


Drittens, wenn die Regierung auch die zahlreichen 
Möglichkeiten abschaffen würde, die Ärmeren zu besteuern, 
um die Wohlhabenderen zu subventionieren, wie wir sie oben 
genannt haben (Hochschulbildung, Agrarsubventionen, 
Bewässerung, Lockheed usw.), würde dies an sich schon die 
absichtlichen Erpressungen der Armen durch die Regierung 
beenden. Durch die Beendigung der Besteuerung 


40lsabel Paterson, The God of the Machine (New York: G.P. Putnam's 
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Sons, 1943), S. 248-50. 


41 Zur massiven Abwanderung von Wissenschaftlern und Ingenieuren 
zur Regierung in den letzten Jahren siehe H.L. Nieburg, In the Name of 
Science (Chicago: Quad- rangle, 1966); zu den Ineffizienzen und 
Fehlallokationen des militärisch-industriellen Komplexes siehe 
Seymour Melman, Hrsg., The War Econ- omy of the United States 
(New York: St. Martin's Press, 1971). 


236 


Für eine neue Freiheit 


Die Regierung würde den Armen helfen, indem sie sie von 
ihrer produktiven Tätigkeit entlastet, indem sie die Ärmeren 
unterstützt, um die Reicheren zu subventionieren. 


Schließlich besteht eine der wichtigsten Möglichkeiten, 
wie der Staat den Armen helfen könnte, darin, dass er ihre 
eigenen direkten Hindernisse für ihre produktiven Energien 
beseitigt. So führen Mindestlohngesetze dazu, dass die 
ärmsten und am wenigsten produktiven Teile der 
Bevölkerung arbeitslos werden. Staatliche Privilegien für 
Gewerkschaften ermöglichen es diesen, die ärmeren und 
Minderheiten angehörenden Arbeitnehmer von produktiven 
und hoch bezahlten Arbeitsplätzen fernzuhalten. Und 
Lizenzgesetze, das Verbot von Glücksspielen und andere 
staatliche Beschränkungen hindern die Armen daran, kleine 
Unternehmen zu gründen und selbständig Arbeitsplätze zu 
schaffen. Daher hat die Regierung überall lästige 
Beschränkungen für den Hausierhandel eingeführt, die vom 
völligen Verbot bis zu hohen Lizenzgebühren reichen. Der 
Hausierhandel war der klassische Weg, auf dem arme und 
kapitalschwache Einwanderer zu Unternehmern und 
schließlich zu großen Geschäftsleuten werden konnten. Doch 
nun wurde dieser Weg abgeschnitten - größtenteils, um den 
Einzelhandelsgeschäften in den Städten Monopolprivilegien 
einzuräumen, da diese befürchten, dass sie angesichts der 
hochmobilen Konkurrenz der Straßenhändler 
Gewinneinbußen erleiden würden. 

Ein typisches Beispiel dafür, wie die Regierung die 
produktiven Aktivitäten der Armen behindert hat, ist der Fall 
des Neurochirurgen Dr. Thomas Matthew, des Gründers der 
schwarzen Selbsthilfeorganisation NEGRO, die zur 
Finanzierung ihrer Aktivitäten Anleihen auflegt. Mitte der 
1960er Jahre gründete Dr. Matthew gegen den Widerstand 
der New Yorker Stadtverwaltung ein erfolgreiches 
rassenübergreifendes Krankenhaus im Schwarzenviertel von 
Jamaica, Queens. Bald stellte er jedoch fest, dass der 
öffentliche Nahverkehr in Jamaica so miserabel war, dass die 
Patienten und das Personal des Krankenhauses nur 
unzureichend befördert werden konnten. Dr. Matthew stellte 
fest, dass der Busverkehr unzureichend war, und kaufte 
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einige Busse und richtete einen regelmäßigen Busverkehr in 
Jamaica ein, der regelmäßig, effizient und erfolgreich war. 
Das Problem war, dass Dr. Matthew keine städtische Lizenz 
für den Betrieb einer Buslinie besaß - dieses Privileg ist 
ineffizienten, aber geschützten Monopolen vorbehalten. Der 
erfinderische Dr. Matthew entdeckte, dass die Stadt es nicht 
zuließ, dass nicht lizenzierte Busse Fahrpreise erhoben, und 
machte seinen Busdienst kostenlos, 
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Allerdings konnten alle Fahrgäste, die dies wünschten, 
stattdessen eine Unternehmensanleihe für 25 Cent kaufen, 
wenn sie mit den Bussen fuhren. 


Der Matthew-Busdienst war so erfolgreich, dass er die 
Einrichtung einer weiteren Buslinie in Harlem vorantrieb; 
aber zu diesem Zeitpunkt, Anfang 1968, bekam die New 
Yorker Stadtverwaltung Angst und ging hart dagegen vor. 
Die Regierung ging vor Gericht und schloss beide Linien, 
weil sie ohne Lizenz betrieben wurden. 


Einige Jahre später beschlagnahmten Dr. Matthew und 
seine Kollegen ein ungenutztes Gebäude in Harlem, das der 
Stadtverwaltung gehörte. (Die New Yorker Stadtverwaltung 
ist der größte "Slum-Besitzer" der Stadt, denn sie besitzt eine 
große Anzahl nützlicher Gebäude, die wegen der 
Nichtzahlung hoher Grundsteuern verlassen wurden und 
verrotten, so dass sie unbrauchbar und unbewohnbar 
geworden sind.) In diesem Gebäude richtete Dr. Matthew ein 
kostengünstiges Krankenhaus ein - und das in einer Zeit, in 
der die Krankenhauskosten in die Höhe schossen und der 
Platz knapp war. Der Stadt gelang es schließlich, auch dieses 
Krankenhaus mit der Begründung von 
"Brandschutzverstößen" aus dem Verkehr zu ziehen. Immer 
wieder, in einem Gebiet nach dem anderen, bestand die Rolle 
der Regierung darin, die ökologischen Aktivitäten der Armen 
zu behindern. Es ist kein Wunder, dass Dr. Matthew, als er 
von einem weißen Beamten der New Yorker Stadtverwaltung 
gefragt wurde, wie er die Selbsthilfeprojekte der Neger am 
besten unterstützen könne, antwortete: "Gehen Sie uns aus 
dem Weg, und lassen Sie uns etwas ausprobieren." 


Ein weiteres Beispiel für die Funktionsweise der 
Regierung ereignete sich vor einigen Jahren, als die Bundes- 
und die New Yorker Stadtregierung lautstark verkündeten, 
dass sie eine Gruppe von 37 Gebäuden in Harlem sanieren 
würden. Doch anstatt der üblichen Praxis der Privatwirtschaft 
zu folgen und die Sanierungsaufträge für jedes Haus einzeln 
zu vergeben, vergab die Regierung stattdessen einen Auftrag 
für das gesamte Paket mit 37 Gebäuden. Auf diese Weise 
stellte die Regierung sicher, dass kleine, in schwarzem Besitz 
befindliche Baufirmen nicht mitbieten konnten, und so ging 
der Zuschlag natürlich an ein großes, in weißem Besitz 
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befindliches Unternehmen. Noch ein weiteres Beispiel: Im 
Jahr 1966 verkündete die Bundesverwaltung für kleine 
Unternehmen stolz ein Programm zur Förderung neuer 
kleiner Unternehmen in schwarzem Besitz. Die Regierung 
legte jedoch einige wichtige Beschränkungen für ihre 
Darlehen fest. Erstens beschloss sie, dass jeder Kreditnehmer 
"an der Armutsgrenze" liegen musste. Da nun die Ärmsten 
der Armen 
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Diese Einschränkung schloss viele kleine Unternehmen 
von Eigentümern mit mäßigem Einkommen aus - genau 
diejenigen, die wahrscheinlich Kleinunternehmer sind. Zu 
allem Überfluss fügte die New Yorker SBA eine weitere 
Einschränkung hinzu: Alle Schwarzen, die solche Darlehen 
beantragen, müssen "einen echten Bedarf in ihrer 
Gemeinde" nachweisen, um eine erkennbare "wirtschaftliche 
Lücke" zu füllen - der Bedarf und die Lücke müssen zur 
Zufriedenheit von weit entfernten Bürokraten 
nachgewiesen werden, die weit weg von der tatsächlichen 
Wirtschaftsszene sind.*2 


Ein faszinierender Gradmesser dafür, ob oder inwieweit 
die Regierung den Armen im "Wohlfahrtsstaat" hilft oder 
schadet, ist eine unveröffentlichte Studie des Institute for 
Policy Studies in Washington, D.C. Es wurde eine 
Untersuchung über den geschätzten Fluss staatlicher Gelder 
(Bundes- und Bezirksgelder) in das einkommensschwache 
Neger-Ghetto Shaw-Cardozo in Washington, D.C., im 
Vergleich zu den Abflüssen, die das Gebiet an Steuern an die 
Regierung zahlt, durchgeführt. Im Haushaltsjahr 1967 hatte 
das Gebiet Shaw-Cardozo eine Bevölkerung von 84.000 
(davon 79.000 Schwarze) mit einem mittleren 
Familieneinkommen von 5.600 Dollar pro Jahr. Das gesamte 
Erwerbseinkommen der Einwohner des Gebiets belief sich in 
jenem Jahr auf 126,5 Millionen Dollar. Der Wert der 
gesamten staatlichen Leistungen, die im Geschäftsjahr 1967 
in den Bezirk flossen (von der Sozialhilfe bis zu den 
geschätzten Ausgaben für öffentliche Schulen), wurde auf 
45,7 Millionen Dollar geschätzt. Eine großzügige Subvention, 
die sich auf fast 40 Prozent der Gesamteinnahmen von Shaw- 
Cardozo beläuft? Vielleicht, aber dem steht der gesamte 
Steuerabfluss aus Shaw-Cardozo gegenüber, der auf 50,0 
Millionen Dollar geschätzt wird - ein Nettoabfluss aus diesem 
einkommensschwachen Ghetto von 4,3 Millionen Dollar! 
Kann man noch behaupten, dass die Abschaffung der 
gesamten massiven, unproduktiven Struktur des 
Wohlfahrtsstaates den Armen schaden würde?% 
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42 Zu den Fällen Matthew und Small Business Administration, siehe Jane 
Jacobs, The Economy of Cities (New York: Random House, 1969), S. 225- 
28. 


43Daten angepasst aus einer unveröffentlichten Studie von Earl F. 
Mellor, "Public Goods and Services: Costs and Benefits, A Study of 
the Shaw-Cardozo Area of Washington, D.C." (vorgelegt dem Institute 
for Policy Studies, Washington, D.C., 31. Oktober 1969). 
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Der Staat könnte dann den Armen - und dem Rest der 
Gesellschaft - am besten helfen, indem er ihnen aus dem Weg 
geht: indem er sein riesiges und lähmendes Netz von Steuern, 
Subventionen, Ineffizienzen und Monopolprivilegien abbaut. 
Professor Brozen fasste seine Analyse des 
"Wohlfahrtsstaates" wie folgt zusammen: 


Der Staat ist in der Regel ein Instrument, um Wohlstand für 
einige wenige auf Kosten vieler zu schaffen. Der Markt hat 
Wohlstand für viele mit geringen Kosten auch für einige 
wenige geschaffen. Der Staat hat sich seit den römischen 
Tagen, als es Brot und Spiele für die Massen gab, nicht 
verändert, auch wenn er jetzt vorgibt, Bildung und Medizin 
sowie kostenlose Milch und Kunst zu fördern. Er ist immer 
noch die Quelle von Monopolprivilegien und Macht für die 
Wenigen hinter seiner Fassade, Wohlfahrt für die Vielen zu 
bieten - eine Wohlfahrt, die reichhaltiger wäre, wenn die 
Politiker nicht die Mittel enteignen würden, die sie 
verwenden, um die Illusion zu vermitteln, dass sie sich um 
ihre Wähler kümmern.“ 


DIE NEGATIVE EINKOMMENSTEUER 


Leider geht der jüngste Trend - der von einem breiten 
Spektrum von DBefürwortern (mit unwesentlichen 
Änderungen) von Präsident Nixon über Milton Friedman auf 
der Rechten bis hin zu vielen auf der Linken vertreten wird - 
dahin, das derzeitige Wohlfahrtssystem abzuschaffen, und 
zwar nicht in Richtung Freiheit, sondern in Richtung seines 
genauen Gegenteils. Dieser neue Trend ist das "garantierte 
Jahreseinkommen" oder die "negative Einkommenssteuer" 
oder der "Family Assistance Plan" von Präsident Nixon. 
Unter Berufung auf die Unzulänglichkeiten, 
Ungerechtigkeiten und den bürokratischen Aufwand des 
derzeitigen Systems würde das garantierte Jahreseinkommen 
die Sozialhilfe einfach, "effizient" und automatisch machen: 
Die Einkommenssteuerbehörden werden jedes Jahr Geld an 
Familien auszahlen, die weniger als ein bestimmtes 
Grundeinkommen verdienen - diese automatische 
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Unterstützung wird natürlich durch die Besteuerung von 
Familien finanziert, die mehr als den Grundbetrag verdienen. 
Geschätzte Kosten für diese scheinbar saubere Lösung 


44Brozen, "Wohlfahrt ohne den Wohlfahrtsstaat", S. 52. 
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und einfache Regelung sollen nur einige Milliarden Dollar 
pro Jahr betragen. 


Es gibt jedoch einen äußerst wichtigen Haken: Die 
Kosten werden unter der Annahme geschätzt, dass alle - 
sowohl die Bezieher der allgemeinen Sozialhilfe als auch die 
Finanziers - weiterhin im gleichen Umfang wie bisher 
arbeiten werden. Diese Annahme ist jedoch unzutreffend. 
Denn das Hauptproblem ist die enorm einschränkende 
abschreckende Wirkung, die das garantierte 
Jahreseinkommen auf Steuerzahler und Empfänger 
gleichermaßen haben wird. 


Das Einzige, was das derzeitige Sozialsystem vor einer 
völligen Katastrophe bewahrt, sind die Bürokratie und das 
Stigma, das mit dem Bezug von Sozialhilfe verbunden ist. 
Der Sozialhilfeempfänger trägt immer noch ein psychisches 
Stigma, auch wenn es in den letzten Jahren abgeschwächt 
wurde, und er muss sich immer noch mit einer typisch 
ineffizienten, unpersönlichen und verworrenen Bürokratie 
auseinandersetzen. Aber das garantierte Jahreseinkommen 
wird gerade dadurch, dass es die Sozialhilfe effizient, einfach 
und automatisch macht, die größten Hindernisse, die größten 
Hemmnisse für die "Angebotsfunktion" der Sozialhilfe 
beseitigen und zu einem massiven Ansturm auf die 
garantierte Sozialhilfe führen. Darüber hinaus wird jeder die 
neue Sozialhilfe als ein automatisches "Recht" und nicht 
mehr als ein Privileg oder ein Geschenk betrachten, und alle 
Stigmata werden beseitigt sein. 


Nehmen wir zum Beispiel an, dass 4.000 Dollar pro Jahr 
zur "Armutsgrenze" erklärt werden und dass jeder, der ein 
Einkommen unterhalb dieser Grenze erzielt, die Differenz 
automatisch von Uncle Sam erhält, wenn er seine 
Einkommensteuererklärung ausfüllt. Diejenigen, die kein 
Einkommen haben, erhalten 4.000 Dollar vom Staat, 
diejenigen, die 3.000 Dollar verdienen, erhalten 1.000 Dollar 
und so weiter. Es scheint klar, dass es für jeden, der weniger als 
4.000 Dollar im Jahr verdient, keinen wirklichen Grund gibt, 
weiter zu arbeiten. Warum sollte er auch, wenn sein nicht 
arbeitender Nachbar am Ende das gleiche Einkommen hat 
wie er selbst? Kurz gesagt, das Nettoeinkommen aus der 
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Arbeit wird dann gleich Null sein, und die gesamte arbeitende 
Bevölkerung unterhalb der magischen 4.000-Dollar-Grenze 
wird ihre Arbeit aufgeben und zu den ihr "zustehenden" 
Sozialleistungen strömen. 


Aber das ist noch nicht alles: Was ist mit den Menschen, 
die entweder 4.000 Dollar verdienen oder leicht oder sogar 
mäßig über dieser Grenze liegen? Der Mann, der 4.500 
Dollar im Jahr verdient, wird bald feststellen, dass der faule 
Faulpelz von nebenan, der sich weigert zu arbeiten, seine 
4.000 Dollar im Jahr von der Bundesregierung bekommt; sein 
eigenes Nettoeinkommen aus vierzig Stunden Arbeit pro Tag 
wird von der Regierung übernommen. 
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Woche harter Arbeit nur noch 500 Dollar pro Jahr betragen. 
Also wird er seine Arbeit aufgeben und die Negativsteuer in 
Anspruch nehmen. Das Gleiche wird zweifellos für 
diejenigen gelten, die 5.000 Dollar im Jahr verdienen usw. 


Der unheilvolle Prozess ist noch nicht zu Ende. Wenn alle 
Menschen, die weniger als 4.000 Dollar und sogar deutlich 
mehr als 4.000 Dollar verdienen, ihre Arbeit aufgeben und 
Arbeitslosengeld beziehen, wird die Gesamtzahl der 
Arbeitslosengelder enorm in die Höhe schießen, und sie 
können nur finanziert werden, indem die Menschen mit 
höherem Einkommen, die weiterhin arbeiten, stärker 
besteuert werden. Aber dann wird ihr Nettoeinkommen nach 
Steuern stark sinken, bis viele von ihnen ihre Arbeit aufgeben 
und ebenfalls auf die Sozialhilfe angewiesen sein werden. 
Betrachten wir einen Mann, der 6.000 Dollar im Jahr 
verdient. Er hat zu Beginn ein Nettoeinkommen von nur 
2.000 Dollar, und wenn er, sagen wir, 500 Dollar pro Jahr 
zahlen muss, um die Arbeitslosigkeit der Nichtarbeiter zu 
finanzieren, beträgt sein Nettoeinkommen nach Steuern nur 
noch 1.500 Dollar pro Jahr. Wenn er dann weitere 1.000 
Dollar zahlen muss, um die rasche Zunahme der Arbeitslosen 
zu finanzieren, sinkt sein Nettoeinkommen auf 500 Dollar 
und er wird arbeitslos. Die logische Folge des garantierten 
Jahreseinkommens ist also eine Spirale in die Katastrophe, 
die auf das logische und unmögliche Ziel zusteuert, dass 
praktisch niemand mehr arbeitet und alle arbeitslos werden. 


Darüber hinaus gibt es einige wichtige zusätzliche 
Überlegungen. In der Praxis wird die einmal auf 4.000 Dollar 
festgesetzte Sozialhilfe natürlich nicht auf diesem Niveau 
bleiben; der unwiderstehliche Druck von 
Sozialhilfeempfängern und anderen Interessengruppen wird 
unaufhaltsam dazu führen, dass das Grundniveau jedes Jahr 
angehoben wird, wodurch die Teufelsspirale und die 
wirtschaftliche Katastrophe immer näher rücken. Auch in der 
Praxis wird das garantierte Jahreseinkommen nicht, wie von 
seinen konservativen Befürwortern erhofft, den bestehenden 
Flickenteppich der Sozialhilfe ersetzen, sondern einfach zu 
den bestehenden Programmen hinzukommen. Genau das ist 
zum Beispiel mit den staatlichen 
Alterssicherungsprogrammen geschehen. Das Hauptargument 
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für das föderale Sozialversicherungsprogramm des New Deal 
war, dass es die damals existierenden Flickenteppiche der 
Altersfürsorgeprogramme der Bundesstaaten effizient 
ersetzen würde. In der Praxis war dies natürlich nicht der 
Fall, und die Altersunterstützung ist heute weitaus höher als 
in den 1930er Jahren. Eine ständig wachsende 
Sozialversicherungsstruktur wurde einfach auf die 
bestehenden Programme aufgesetzt. In der Praxis schließlich 
ist Präsident Nixons Zugeständnis an die Konservativen, dass 
die arbeitsfähigen Empfänger der neuen Sozialhilfe zur 
Arbeit gezwungen würden, eine glatte Lüge. Sie würden, 
denn 
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Zum einen müssen sie nur eine "geeignete" Arbeit finden, 
und es ist die einheitliche Erfahrung der staatlichen 
Arbeitslosenhilfsstellen, dass fast nie eine "geeignete" Arbeit 
gefunden wird.*5 


Die verschiedenen Modelle für ein garantiertes 
Jahreseinkommen sind kein echter Ersatz für die allgemein 
anerkannten Übel des Sozialsystems; sie würden uns nur 
noch tiefer in diese Übel stürzen. Die einzige praktikable 
Lösung ist die libertäre: die Abschaffung der Sozialhilfe 
zugunsten von Freiheit und Freiwilligkeit für alle Menschen, 
egal ob reich oder arm. 


45 Für eine brillante theoretische Kritik des garantierten 
Jahreseinkommens, der negativen Einkommenssteuer und des Nixon- 
Systems siehe Hazlitt, Man vs. Welfare State, S. 62-100. Für eine 
endgültige und aktuelle empirische Kritik aller Pläne und Experimente mit 
garantiertem Jahreseinkommen, einschließlich der Wohlfahrtsreform von 
Präsident Carter, siehe Martin Anderson, Welfare: the Polit- ical Economy 
of Welfare Reform in the United States (Stanford, Kalifornien: Hoover 
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Institution, 1978). 
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9 
INFLATION UND DER 
KONJUNKTURZYKLUS: DER 
ZUSAMMENBRUCH DES 
KEYNESIANISCHEN 
PARADIGMAS 


n den Jahren 1973-1974 waren die Keynesianer, die 
| seit den späten 1930er Jahren die vorherrschende 

ökonomische Orthodoxie bildeten, hoch, breit und 

gutaussehend unterwegs. ! 
Praktisch jeder hatte die keynesianische Ansicht akzeptiert, 
dass es in der freien Marktwirtschaft etwas gibt, das sie zu 
Schwankungen von Minder- und Mehrausgaben führt (in der 
Praxis geht es den Keynesianern fast ausschließlich um 
angebliche Minderausgaben), und dass es daher die Aufgabe 
der Regierung ist, diesen Marktfehler auszugleichen. Die 
Regierung sollte dieses angebliche Ungleichgewicht 
ausgleichen, indem sie ihre Ausgaben und Defizite 
manipuliert (in der Praxis, um sie zu erhöhen). Diese 
lebenswichtige "makroökonomische" Funktion der Regierung 
sollte natürlich von einem Gremium keynesianischer 
Ökonomen (dem "Council of Economic Advisors") geleitet 
werden, das in der Lage wäre, die Wirtschaft "fein 
abzustimmen", um entweder Inflation oder Rezession zu 
verhindern, und die richtige Höhe der Gesamtausgaben zu 
regulieren, um weiterhin Vollbeschäftigung ohne Inflation zu 
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gewährleisten. 


1Keynesianer sind die Erfinder der "Makroökonomie" und Jünger von 
Lord Keynes, dem wohlhabenden und charismatischen Ökonomen der 
Universität Cambridge, dessen Allgemeine Theorie der Beschäftigung, 
des Zinses und des Geldes (New York: Harcourt Brace, 1936) den 
Grundstein der keynesianischen Wirtschaftswissenschaft bildet. 
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In den Jahren 1973-1974 erkannten selbst die 
Keynesianer endlich, dass mit diesem zuversichtlichen 
Szenario etwas ganz und gar nicht stimmte, dass es an der 
Zeit war, verwirrt an ihre Zeichenbretter zurückzukehren. 
Denn nicht nur, dass 40 Jahre keynesianischer 
Feinabstimmung die chronische Inflation, die mit dem 
Zweiten Weltkrieg eingesetzt hatte, nicht beseitigt hatten, in 
jenen Jahren stieg die Inflation vorübergehend in den 
zweistelligen Bereich (auf etwa 13 Prozent pro Jahr). Darüber 
hinaus stürzten die Vereinigten Staaten in den Jahren 1973- 
1974 in die tiefste und längste Rezession seit den 1930er 
Jahren (man hätte sie "Depression" genannt, wenn dieser 
Begriff nicht längst von den Ökonomen als unpolitisch 
verworfen worden wäre). Dieses merkwürdige Phänomen, 
dass eine schwungvolle Inflation gleichzeitig mit einer steilen 
Rezession auftritt, sollte nach dem keynesianischen Weltbild 
einfach nicht vorkommen. Die Ökonomen wussten schon 
immer, dass sich die Wirtschaft entweder in einer Boomphase 
befindet, in der die Preise steigen, oder in einer Rezession 
oder Depression mit hoher Arbeitslosigkeit, in der die Preise 
fallen. In der Hochkonjunktur sollte die keynesianische 
Regierung nach dem keynesianischen Rezept "überschüssige 
Kaufkraft auffangen", indem sie die Steuern erhöht, d. h. sie 
sollte der Wirtschaft Ausgaben entziehen; in der Rezession 
hingegen sollte die Regierung ihre Ausgaben und Defizite 
erhöhen, um die Wirtschaft mit Ausgaben zu versorgen. Aber 
wenn sich die Wirtschaft gleichzeitig in einer Inflation und 
einer Rezession mit hoher Arbeitslosigkeit befindet, was in 
aller Welt sollte die Regierung dann tun? Wie sollte sie 
gleichzeitig auf das Gaspedal und die Bremse treten? 


Schon in der Rezession von 1958 hatten die Dinge 
seltsam zu funktionieren begonnen; zum ersten Mal stiegen 
mitten in einer Rezession die Konsumgüterpreise, wenn auch 
nur leicht. Es war eine handtellergroße Wolke, die den 
Keynesianern wenig Anlass zur Sorge zu geben schien. 


Auch in der Rezession von 1966 stiegen die 
Verbraucherpreise an, aber diese Rezession war so mild, dass 
sich niemand darüber Sorgen machte. Die starke Inflation in 
der Rezession von 1969-1971 war jedoch ein erheblicher 
Schock. Aber erst die steile Rezession, die inmitten der 
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zweistelligen Inflation von 1973-1974 begann, warf das 
keynesianische Wirtschaftsestablishment aus der Bahn. 
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in permanente Verwirrung. Sie mussten feststellen, dass nicht 
nur die Feinabstimmung fehlgeschlagen war, dass nicht nur 
der angeblich tote und begrabene Konjunkturzyklus immer 
noch existierte, sondern dass sich die Wirtschaft nun in einem 
Zustand chronischer Inflation befand, der sich noch 
verschlimmerte, und dass sie außerdem immer wieder von 
Rezessionen heimgesucht wurde: einer inflationären 
Rezession oder "Stagflation". Es handelte sich nicht nur um 
ein neues Phänomen, sondern auch um eines, das in den 
Theorien der ökonomischen Orthodoxie nicht erklärt werden 
konnte, ja, das es nicht einmal geben konnte. 


Und die Inflation schien sich zu verschlimmern: etwa 1-2 
Prozent pro Jahr in den Eisenhower-Jahren, bis zu 3-4 
Prozent während der Kennedy-Ära, bis zu 5-6 Prozent in der 
Johnson-Administration, dann bis zu etwa 13 Prozent in den 
Jahren 1973-1974, und dann "zurück" auf etwa 6 Prozent, 
aber nur unter den Hammerschlägen einer steilen und lang 
anhaltenden Depression (etwa 1973-1976). 


Es gibt also mehrere Dinge, die fast dringend einer 
Erklärung bedürfen: (1) Warum die chronische und sich 
beschleunigende Inflation? (2) Warum eine Inflation sogar 
während tiefer Depressionen? Und wenn wir schon dabei 
sind, wäre es wichtig zu erklären, wenn wir es könnten: (3) 
Warum überhaupt der Konjunkturzyklus? Warum die 
scheinbar unendliche Runde von Boom und Bust? 


Glücklicherweise liegen die Antworten auf diese Fragen 
vor, die von der tragisch vernachlässigten "Österreichischen 
Schule" der Wirtschaftswissenschaften und ihrer Theorie des 
Geldes und des Konjunkturzyklus geliefert werden, die in 
Österreich von Ludwig von Mises und seinem Nachfolger 
Friedrich A. Hayek entwickelt und von Hayek in den frühen 
1930er Jahren an die London School of Eco- nomics gebracht 
wurde. Tatsächlich begeisterte Hayeks österreichische 
Konjunkturtheorie die jüngeren Ökonomen in Großbritannien 
gerade deshalb, weil sie als einzige eine zufriedenstellende 
Erklärung für die Große Depression der 1930er Jahre bot. Die 
zukünftigen Führer der Keynesianer wie John R. Hicks, Abba 
P. Lerner, Lionel Robbins und Nicholas Kaldor in England 
sowie Alvin Hansen in den Vereinigten Staaten waren nur 
wenige Jahre zuvor Hayekianer gewesen. Dann fegte Keynes’ 
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Allgemeine Theorie nach 1936 in einer regelrechten 
"keynesianischen Revolution" über die Bretter, die die Welt 
bedeuten, und verkündete lautstark, dass sich niemand vor ihr 
angemaßt hatte, eine wie auch immer geartete Erklärung für 
den Konjunkturzyklus oder die Große Depression anzubieten. 
Es sollte betont werden, dass die keynesianische Theorie 
nicht durch sorgfältige Debatten und Widerlegung der 
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Im Gegenteil, wie so oft in der Geschichte der 
Sozialwissenschaften wurde der Keynesianismus einfach zur 
neuen Mode, und die österreichische Theorie wurde nicht 
widerlegt, sondern nur ignoriert und vergessen. 


Vier Jahrzehnte lang wurde die österreichische Theorie 
von einem Großteil der Ökonomenwelt unbeweint, ungeehrt 
und unbesungen am Leben erhalten: nur Mises (an der NYU) 
und Hayek (in Chicago) selbst und einige wenige Anhänger 
hielten noch an der Theorie fest. Es ist sicher kein Zufall, 
dass die gegenwärtige Renaissance der österreichischen 
Ökonomie mit dem Phänomen der Stagflation und der damit 
verbundenen Zerschlagung des keynesianischen Paradigmas 
für alle sichtbar zusammenfällt. Im Jahr 1974 fand am 
Royalton College in Vermont die erste Konferenz von 
Ökonomen der Österreichischen Schule seit Jahrzehnten statt. 
Später im selben Jahr wurde Hayek zum Erstaunen der 
Wirtschaftswissenschaftler mit dem Nobelpreis 
ausgezeichnet. Seitdem gab es bemerkenswerte 
österreichische Konferenzen an der Universität von Hartford, 
auf Schloss Windsor in England und an der New York 
University, wobei sogar Hicks und Lerner Anzeichen dafür 
zeigten, dass sie zumindest teilweise zu ihrer eigenen, lange 
vernachlässigten Position zurückkehren. Regionale 
Konferenzen wurden an der Ostküste, an der Westküste, im 
Mittleren Westen und im Südwesten abgehalten. Es werden 
Bücher auf diesem Gebiet veröffentlicht, und, was vielleicht 
am wichtigsten ist, eine Reihe von äußerst fähigen 
Doktoranden und jungen Professoren, die sich der 
österreichischen Volkswirtschaftslehre widmen, haben sich 
herauskristallisiert und werden in Zukunft zweifellos einen 
großen Beitrag leisten. 


GELD UND INFLATION 


Was also hat die wiederauflebende österreichische 
Theorie zu unserem Problem zu sagen?? Zunächst einmal ist 
festzuhalten, dass 
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2 Eine kurze Einführung in die österreichische Konjunkturtheorie findet 
sich in Murray N. Rothbard, Depressions: Their Cause and Cure (Lansing, 
Mich.: Constitutional Alliance, März 1969). Die Theorie wird in 
Rothbard, America's Great Depression, 3. Aufl. (Kansas City, Kans.: 
Sheed and Ward, 1975) dargelegt und dann auf die Große Depression 
von 1929-1933 angewandt und auch kurz zur Erklärung der derzeitigen 
Stagflation herangezogen. 
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Inflation ist weder unausweichlich in die Wirtschaft 
eingebaut, noch ist sie eine Voraussetzung für eine 
wachsende und blühende Welt. Jahrhunderts (abgesehen von 
den Jahren des Krieges von 1812 und des Bürgerkrieges) 
fielen die Preise, und dennoch wuchs die Wirtschaft und 
industrialisierte sich. Sinkende Preise haben die Wirtschaft 
und den wirtschaftlichen Wohlstand in keiner Weise 
beeinträchtigt. 


Sinkende Preise sind also offenbar das normale 
Funktionieren einer wachsenden Marktwirtschaft. Wie 
kommt es also, dass die Vorstellung von stetig sinkenden 
Preisen unserer Erfahrung so sehr widerspricht, dass sie wie 
eine völlig unrealistische Traumwelt erscheint? Warum sind 
seit dem Zweiten Weltkrieg die Preise in den Vereinigten 
Staaten und in der ganzen Welt kontinuierlich und sogar 
schnell gestiegen? Zuvor waren die Preise während des 
Ersten und des Zweiten Weltkriegs stark angestiegen; 
dazwischen gingen sie trotz des großen Booms in den 1920er 
Jahren leicht zurück und fielen dann während der 
Weltwirtschaftskrise in den 1930er Jahren stark. Kurz gesagt, 
abgesehen von den Erfahrungen in Kriegszeiten kam die Idee 
der Inflation als Norm in Friedenszeiten erst nach dem 
Zweiten Weltkrieg auf. 


Die beliebteste Erklärung für die Inflation ist, dass gierige 
Geschäftsleute die Preise immer weiter erhöhen, um ihre 
Gewinne zu steigern. Aber der Quotient der "Gier" der 
Unternehmen hat seit dem Zweiten Weltkrieg nicht plötzlich 
einen großen Sprung nach vorne gemacht. Waren die 
Unternehmen im neunzehnten Jahrhundert und bis 1941 nicht 
genauso "gierig"? Warum gab es dann keinen Inflationstrend? 
Und wenn Unternehmer so geizig sind, dass sie die Preise um 
10 Prozent pro Jahr in die Höhe treiben, warum hören sie 
dann damit auf? Warum warten sie ab, warum erhöhen sie die 
Preise nicht sofort um 50 Prozent oder verdoppeln oder 
verdreifachen sie? Was hält sie zurück? 


Ein ähnlicher Fehler widerlegt eine andere beliebte 
Erklärung für die Inflation: dass die Gewerkschaften auf 
höheren Löhnen bestehen, was wiederum die Unternehmer zu 
Preiserhöhungen veranlasst. Abgesehen von der Tatsache, 
dass Inflation schon im alten Rom auftrat und lange 
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Die beste Quelle für die österreichische Geldtheorie ist immer noch das 
Originalwerk: Ludwig von Mises, Theorie des Geldes und des Kredits, 3. 
Aufl. (Irvington- on-Hudson, N.Y.: Foundation for Economic Education, 
1971). Für eine Einführung, siehe Rothbard, What Has Government 


Done to Our Money? 2. Aufl. (Los Angeles: Libertarian Publishers, 
1974). 
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Abgesehen davon, dass es keine Beweise dafür gibt, dass 
gewerkschaftlich organisierte Löhne schneller steigen als 
nicht gewerkschaftlich organisierte oder dass die Preise für 
gewerkschaftlich organisierte Produkte schneller steigen als 
für nicht gewerkschaftlich organisierte, stellt sich eine 
ähnliche Frage: Warum erhöhen die Unternehmen ihre 
Preise nicht trotzdem? Woran liegt es, dass sie die Preise um 
einen bestimmten Betrag erhöhen können, aber nicht um 
mehr? Wenn die Gewerkschaften so mächtig und die 
Unternehmen so reaktionsschnell sind, warum steigen die 
Löhne und Preise dann nicht um 50 oder 100 Prozent pro 
Jahr? Was hält sie davon ab? 


Eine von der Regierung inspirierte TV- 
Propagandakampagne vor einigen Jahren kam der Sache 
schon etwas näher: Die Verbraucher wurden für die Inflation 
verantwortlich gemacht, weil sie zu "schweinisch" seien, weil 
sie zu viel essen und ausgeben. Hier haben wir zumindest den 
Anfang einer Erklärung dafür, was Unternehmen oder 
Gewerkschaften davon abhält, noch höhere Preise zu fordern: 
Die Verbraucher wollen sie nicht zahlen. Die Kaffeepreise 
sind vor einigen Jahren in die Höhe geschnellt; ein oder zwei 
Jahre später sind sie aufgrund des Widerstands der 
Verbraucher stark gesunken - bis zu einem gewissen Grad 
aufgrund eines auffälligen "Boykotts" der Verbraucher -, aber 
vor allem aufgrund einer Verlagerung der Kaufgewohnheiten 
der Verbraucher weg vom Kaffee und hin zu preisgünstigeren 
Ersatzprodukten. Eine Begrenzung der Verbrauchernachfrage 
hält sie also im Zaum. 


Doch damit wird das Problem noch einen Schritt 
zurückgedrängt. Denn wenn die Verbrauchernachfrage, wie 
es logisch erscheint, zu jedem Zeitpunkt begrenzt ist, wie 
kommt es dann, dass sie Jahr für Jahr weiter steigt und Preis- 
und Lohnerhöhungen bestätigt oder zulässt? Und wenn sie 
um 10 Prozent steigen kann, was hält sie dann davon ab, um 
50 Prozent zu steigen? Kurz gesagt, warum kann die 
Verbrauchernachfrage Jahr für Jahr weiter steigen, ohne dass 
sie noch weiter ansteigt? 


Um bei dieser Detektivjagd weiterzukommen, müssen wir 
die Bedeutung des Begriffs "Preis" analysieren. Was genau 
ist ein Preis? Der Preis einer bestimmten Menge eines 
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Produkts ist der Geldbetrag, den der Käufer dafür ausgeben 
muss. Kurz gesagt, wenn jemand sieben Dollar für zehn 
Brote ausgeben muss, dann ist der "Preis" dieser zehn Brote 
sieben Dollar, oder, da wir normalerweise den Preis pro 
Produkteinheit ausdrücken, ist der Preis des Brotes 70 Cent 
pro Laib. Es gibt also zwei Seiten bei diesem Tausch: den 
Käufer mit Geld und den Verkäufer mit Brot. Es sollte klar 
sein, dass das Zusammenspiel der beiden Seiten den Preis auf 
dem Markt bestimmt. Kurz gesagt, wenn mehr Brot auf den 
Markt kommt, steigt der Preis von 
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Wenn die Brotkäufer mehr Geld im Portemonnaie haben, 
wird der Brotpreis nach unten korrigiert (erhöhtes Angebot 
senkt den Preis); wenn die Brotkäufer hingegen mehr Geld 
im Portemonnaie haben, wird der Brotpreis nach oben 
korrigiert (erhöhte Nachfrage steigert den Preis). 


Wir haben nun das entscheidende Element gefunden, das 
die Nachfrage der Verbraucher und damit den Preis begrenzt 
und bremst: die Geldmenge im Besitz der Verbraucher. Wenn 
das Geld in ihren Taschen um 20 Prozent zunimmt, dann 
wird die Begrenzung ihrer Nachfrage um 20 Prozent 
gelockert, und die Preise werden, wenn alles andere gleich 
bleibt, tendenziell ebenfalls um 20 Prozent steigen. Wir 
haben den entscheidenden Faktor gefunden: den Geldbestand 
oder den Geldvorrat. 


Wenn wir die Preise für die gesamte Wirtschaft 
betrachten, dann ist der entscheidende Faktor der 
Gesamtbestand oder die Geldmenge in der gesamten 
Wirtschaft. Wie wichtig die Geldmenge für die Analyse der 
Inflation ist, wird deutlich, wenn man die Betrachtung vom 
Brot- oder Kaffeemarkt auf die Gesamtwirtschaft ausdehnt. 
Denn alle Preise werden umgekehrt durch das Angebot eines 
Gutes und direkt durch die Nachfrage nach diesem bestimmt. 
Das Angebot an Gütern steigt aber in unserer immer noch 
wachsenden Wirtschaft in der Regel Jahr für Jahr an. Aus der 
Sicht der Angebotsseite der Gleichung müssten also die 
meisten Preise sinken, und wir müssten gerade jetzt einen 
stetigen Preisrückgang ("Deflation") im Stil des neunzehnten 
Jahrhunderts erleben. Wäre die chronische Inflation auf die 
Angebotsseite zurückzuführen - auf Aktivitäten von 
Produzenten wie Unternehmen oder Gewerkschaften -, dann 
würde das Warenangebot insgesamt zwangsläufig sinken und 
damit die Preise steigen. Da aber das Warenangebot 
offensichtlich zunimmt, muss die Inflation von der 
Nachfrageseite ausgehen, und der dominierende Faktor auf 
der Nachfrageseite ist, wie wir bereits angedeutet haben, das 
Gesamtangebot an Geld. 


Und in der Tat, wenn wir uns die Vergangenheit und 
die Gegenwart der Welt ansehen, stellen wir fest, dass die 
Geldmenge in rasantem Tempo gestiegen ist. Jahrhundert 
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stieg sie auch, aber viel langsamer, viel langsamer als die 
Zunahme von Waren und Dienstleistungen; aber seit dem 
Zweiten Weltkrieg ist die Geldmenge - sowohl hier als 
auch im Ausland - viel schneller gestiegen als das 
Warenangebot. Daher die Inflation. 
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Die entscheidende Frage lautet also: Wer oder was 
kontrolliert und bestimmt die Geldmenge und erhöht sie 
immer weiter, vor allem in den letzten Jahrzehnten? Um diese 
Frage zu beantworten, müssen wir zunächst betrachten, wie 
Geld in der Marktwirtschaft überhaupt entsteht. Denn Geld 
entsteht zunächst auf dem Markt, wenn Individuen beginnen, 
eine oder mehrere nützliche Waren als Geld auszuwählen: 
Die besten Geldwaren sind solche, die stark nachgefragt 
werden, die einen hohen Wert pro Gewichtseinheit haben, die 
haltbar sind, so dass sie lange gelagert werden können, die 
beweglich sind, so dass sie leicht von einem Ort zum anderen 
transportiert werden können, die leicht erkennbar sind und 
die leicht in kleine Teile zerlegt werden können, ohne ihren 
Wert zu verlieren. Im Laufe der Jahrhunderte haben sich 
verschiedene Märkte und Gesellschaften für eine Vielzahl 
von Waren als Geld entschieden: von Salz über Zucker, 
Kaurimuscheln, Rindern und Tabak bis hin zu Zigaretten in 
den Kriegsgefangenenlagern während des Weltkriegs 
II. Aber in all diesen Jahrhunderten haben zwei Rohstoffe den 
Wettlauf um die Geldverwendung immer gewonnen, wenn 
sie verfügbar waren: Gold und Silber. 


Metalle zirkulieren immer nach ihrem Gewicht - eine 
Tonne Eisen, ein Pfund Kupfer usw. - und ihre Preise werden 
in diesen Gewichtseinheiten berechnet. Gold und Silber 
bilden da keine Ausnahme. Alle modernen 
Währungseinheiten haben ihren Ursprung in 
Gewichtseinheiten von Gold oder Silber. So heißt die 
britische Einheit, das "Pfund Sterling", so, weil sie 
ursprünglich einfach ein Pfund Silber bedeutete. (Um zu 
sehen, wie das Pfund in den vergangenen Jahrhunderten an 
Wert verloren hat, sollten wir beachten, dass das Pfund 
Sterling heute auf dem Markt zwei Fünftel einer Unze Silber 
wert ist. Dies ist die Folge der britischen Inflation - der 
Entwertung des Pfunds.) Der "Dollar" war ursprünglich eine 
böhmische Münze, die aus einer Unze Silber bestand. Später 
wurde der "Dollar" als ein Zwanzigstel einer Unze Gold 
definiert. 

Wenn eine Gesellschaft oder ein Land ein bestimmtes Gut 
als Geld annimmt und seine Gewichtseinheit dann zur 
Währungseinheit wird - die Einheit, mit der im täglichen 
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Leben gerechnet wird -, dann sagt man, dass dieses Land den 
Standard dieses bestimmten Gutes hat. Da die Märkte Gold 
oder Silber allgemein als die besten Standards angesehen 
haben, wann immer sie verfügbar sind, ist es die natürliche 
Entwicklung dieser Volkswirtschaften, sich am Gold- oder 
Silberstandard zu orientieren. In diesem Fall wird das 
Angebot an Gold durch den Markt bestimmt. 
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Kräfte: durch die technologischen Bedingungen des 
Angebots, die Preise anderer Waren usw. 


Seit der Einführung von Gold und Silber als Geld auf dem 
Markt hat der Staat versucht, die Kontrolle über die 
Geldversorgung zu übernehmen, d. h. über die Bestimmung 
und Schaffung des Geldangebots in der Gesellschaft. Es 
sollte offensichtlich sein, warum der Staat dies tun will: Dies 
würde bedeuten, dass er dem Markt die Kontrolle über die 
Geldmenge entzieht und sie einer Gruppe von Personen 
übergibt, die für den Staatsapparat zuständig sind. Der Grund 
dafür liegt auf der Hand: Dies wäre eine Alternative zur 
Besteuerung, die von den Opfern einer Steuer immer als 
lästig empfunden wird. 


Denn jetzt können die Herrscher des Staates einfach ihr 
eigenes Geld erschaffen und es ausgeben oder an ihre 
Lieblingsverbündeten verleihen. Nichts von alledem war 
einfach, bis die Kunst des Druckens entdeckt wurde; danach 
konnte der Staat die Definition des "Dollars", des "Pfunds", 
der "Mark" usw. von Gewichtseinheiten aus Gold oder Silber 
in einfache Bezeichnungen für von der Zentralregierung 
gedruckte Papierstücke ändern. Diese Regierung konnte sie 
dann kostenlos und praktisch nach Belieben drucken und sie 
nach Herzenslust ausgeben oder verleihen. Es hat 
Jahrhunderte gedauert, bis diese komplexe Bewegung 
abgeschlossen war, aber jetzt liegen der Bestand und die 
Ausgabe von Geld vollständig in den Händen jeder 
Zentralregierung. Die Folgen sind überall um uns herum 
zunehmend sichtbar. 


Stellen Sie sich vor, was passieren würde, wenn die 
Regierung an eine Gruppe von Menschen herantreten würde - 
zum Beispiel an die Familie Jones - und zu ihnen sagen 
würde: "Hier geben wir euch die absolute und unbegrenzte 
Macht, Dollar zu drucken und die Anzahl der im Umlauf 
befindlichen Dollar zu bestimmen. Und ihr werdet eine 
absolute Monopolmacht haben: jeder andere, der sich anmaßt, 
diese Macht zu nutzen, wird für eine lange, lange Zeit als 
böser und subversiver Fälscher eingesperrt werden. Wir 
hoffen, dass Sie diese Macht weise nutzen." Wir können 
ziemlich gut vorhersagen, was die Familie Jones mit dieser 
neu gewonnenen Macht tun wird. Zunächst wird sie die 
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Macht langsam und vorsichtig einsetzen, um ihre Schulden zu 
begleichen und sich vielleicht ein paar besonders begehrte 
Dinge zu kaufen; aber dann, gewöhnt an den berauschenden 
Wein, ihre eigene Währung drucken zu können, werden sie 
beginnen, die Macht bis zum Anschlag zu nutzen, um 
Luxusgüter zu kaufen, ihre Freunde zu belohnen usw. Das 
Ergebnis wird sein 
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eine anhaltende und sogar beschleunigte Zunahme der 
Geldmenge und damit eine anhaltende und beschleunigte 
Inflation. 


Aber genau das haben Regierungen - alle Regierungen - 
getan. Nur dass die Regierung, anstatt den Jones oder anderen 
Familien die Monopolmacht zum Fälschen zu gewähren, sich 
selbst diese Macht "gewährt" hat. So wie der Staat sich das 
Monopol auf legalisierte Entführung anmaßt und es 
Wehrpflicht nennt; so wie er sich das Monopol auf 
legalisierten Raub angeeignet hat und es Besteuerung nennt; 
so hat er sich auch das Monopol auf Fälschung angeeignet 
und nennt es Erhöhung des Angebots an Dollars (oder 
Franken, Mark oder was auch immer). Anstelle eines 
Goldstandards, anstelle eines Geldes, das auf dem freien 
Markt entsteht und dessen Angebot vom freien Markt 
bestimmt wird, leben wir unter einem Fiat-Papierstandard. 
Das heißt, der Dollar, der Franken usw. sind einfach nur 
Papierstücke, auf die solche Namen gestempelt sind und die 
von der Zentralregierung - dem Staatsapparat - nach Belieben 
ausgegeben werden. 


Da das Interesse eines Geldfälschers darin besteht, so viel 
Geld zu drucken, wie er nur kann, wird auch der Staat so viel 
Geld drucken, wie er nur kann, und er wird seine 
Steuermacht auf dieselbe Weise einsetzen, nämlich um so 
viel Geld wie möglich herauszuholen, ohne dass ein 
Aufschrei des Protestes zu hören ist. 


Die staatliche Kontrolle der Geldmenge ist also von Natur 
aus inflationär, und zwar aus demselben Grund, aus dem 
Jedes System, in dem eine Gruppe von Menschen die 
Kontrolle über das Drucken von Geld erlangt, zwangsläufig 
inflationär ist. 


DIE FEDERAL RESERVE UND 
FRACTIONAL RESERVE BANKING 


Eine Inflationierung durch das Drucken von mehr Geld 
gilt heute jedoch als altmodisch. Zum einen ist es zu sichtbar; 
wenn viele Geldscheine mit hohem Nennwert im Umlauf 

269 


sind, könnte die Öffentlichkeit auf die unangenehme Idee 
kommen, dass die Ursache für die unerwünschte Inflation das 
Drucken aller Geldscheine durch die Regierung ist - und die 
Regierung könnte ihrer Macht beraubt werden. Stattdessen 
haben sich die Regierungen eine viel komplexere und 
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Sie organisierten die Erhöhung der Geldmenge, um sich 
selbst mehr Geld zum Ausgeben zu geben und um bevorzugte 
politische Gruppen zu subventionieren. Die Idee war 
folgende: Anstatt das Drucken von Geld in den Vordergrund 
zu stellen, sollten die Papierdollars oder -mark oder -franken 
als Basisgeld (das "gesetzliche Zahlungsmittel") beibehalten 
werden, und darauf sollte dann ein geheimnisvolles und 
unsichtbares, aber nicht weniger mächtiges 
"Scheckbuchgeld'" oder Sichteinlagen der Banken 
aufgeschichtet werden. Das Ergebnis ist ein von der 
Regierung gesteuerter Inflationsmotor, den niemand außer 
Bankern, Ökonomen und staatlichen Zentralbankern versteht 
- und das absichtlich. 


Erstens muss man sich darüber im Klaren sein, dass das 
gesamte Geschäftsbankensystem in den Vereinigten Staaten 
oder anderswo unter der totalen Kontrolle der 
Zentralregierung steht - eine Kontrolle, die die Banken 
begrüßen, denn sie erlaubt ihnen, Geld zu schaffen. Die 
Banken stehen unter der vollständigen Kontrolle der 
Zentralbank - einer staatlichen Einrichtung -, eine Kontrolle, 
die sich weitgehend aus dem Zwangsmonopol der 
Zentralbank für das Drucken von Geld ergibt. In den 
Vereinigten Staaten nimmt das Federal Reserve System diese 
Zentralbankfunktion wahr. Die Federal Reserve ("die Fed") 
erlaubt es den Geschäftsbanken, ihre eigenen "Reserven" 
(Einlagen bei der Fed) mit Sichteinlagen ("Scheckbuchgeld") 
in einem Verhältnis von etwa 6:1 zu überlagern. Mit anderen 
Worten: Wenn die Bankreserven bei der Fed um 1 Milliarde 
Dollar steigen, können die Banken ihre Einlagen um 1 
Milliarde Dollar aufstocken. 

6 Milliarden Dollar - das heißt, die Banken schaffen neues 
Geld im Wert von 6 Milliarden Dollar. 


Warum machen die Sichteinlagen der Banken den 
größten Teil der Geldmenge aus? Offiziell sind sie kein 
Geld oder gesetzliches Zahlungsmittel in dem Sinne, dass 
Federal Reserve Notes Geld sind. Aber sie stellen ein 
Versprechen einer Bank dar, dass sie ihre Sichteinlagen 
jederzeit auf Wunsch des Einlageninhabers (des Inhabers des 
"Girokontos") in Bargeld (Federal Reserve Notes) 
zurückzahlen wird. Der Punkt ist natürlich, dass die 
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Banken das Geld nicht haben; sie können es nicht, da sie 
das Sechsfache ihrer Reserven schulden, die ihr eigenes 
Girokonto bei der Fed sind. Die Öffentlichkeit wird jedoch 
dazu verleitet, den Banken zu vertrauen, da sie vom 
Federal Reserve System mit einem Schutzmantel der 
Solidität und Unantastbarkeit umgeben sind. Denn die Fed 
kann und tut Banken retten, wenn 
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Probleme. Wenn die Öffentlichkeit den Prozess verstanden 
hat und in einem Sturm auf die Banken zustürmt und ihr 
Geld einfordert, kann die Fed, wenn sie will, immer genug 
Geld drucken, um die Banken zu überbrücken. 


Die Fed steuert also die Geldinflationsrate, indem sie das 
Verhältnis (6:1) der Geldschöpfung der Banken anpasst, oder, 
was noch wichtiger ist, indem sie den Gesamtbetrag der 
Bankreserven bestimmt. Mit anderen Worten: Wenn die Fed 
die Gesamtgeldmenge um 6 Milliarden Dollar erhöhen 
möchte, wird sie, anstatt die 6 Milliarden Dollar tatsächlich 
zu drucken, die Bankreserven um 1 Milliarde Dollar erhöhen 
und es dann den Banken überlassen, 6 Milliarden Dollar 
neues Scheckbuchgeld zu schaffen. Die Öffentlichkeit wird in 
der Zwischenzeit in Unkenntnis über den Vorgang oder seine 
Bedeutung gehalten. 


Wie schaffen die Banken neue Einlagen? Ganz einfach, 
indem sie sie im Zuge der Schaffung ausleihen. Nehmen wir 
zum Beispiel an, die Banken erhalten 1 Milliarde Dollar an 
neuen Reserven; die Banken werden 6 Milliarden Dollar 
ausleihen und im Zuge dieser neuen Kredite neue Einlagen 
schaffen. Kurz gesagt, wenn die Geschäftsbanken einer 
Privatperson, einem Unternehmen oder der Regierung Geld 
leihen, verleihen sie nicht - wie die Öffentlichkeit gewöhnlich 
glaubt - bereits vorhandenes Geld weiter, das die 
Öffentlichkeit mühsam gespart und in ihren Tresoren 
deponiert hat. Sie verleihen neue Sichteinlagen, die sie im 
Zuge der Kreditvergabe schaffen - und sie sind nur durch das 
"Mindestreserve-Soll" begrenzt, durch das vorgeschriebene 
maximale Verhältnis von Einlagen zu Reserven (zZ. B. 6:1). 
Denn schließlich drucken sie keine Papierdollars oder graben 
Goldstücke aus; sie stellen einfach Einlagen- oder 
"Scheckbuch"-Forderungen an sich selbst für Bargeld aus - 
Forderungen, die sie nicht im Geringsten einlösen könnten, 
wenn die Öffentlichkeit als Ganzes sich jemals erheben und 
eine solche Abrechnung verlangen würde. 


Wie schafft es die Fed also, die Gesamtreserven der 
Geschäftsbanken zu bestimmen (fast immer zu erhöhen)? Sie 
kann den Banken Reserven leihen und tut dies auch, und 
zwar zu einem künstlich verbilligten Satz (dem 
"Rediskontsatz"). Dennoch möchten die Banken keine hohen 
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Schulden bei der Fed machen, und so ist der Gesamtbetrag 
der ausstehenden Kredite der Fed an die Banken nie sehr 
hoch. Der bei weitem wichtigste Weg zur Bestimmung der 
Gesamtreserven durch die Fed ist in der Öffentlichkeit wenig 
bekannt oder verstanden: die Methode der 
"Offenmarktkäufe". Was dies einfach 
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bedeutet, dass die Federal Reserve Bank auf den offenen 
Markt geht und einen Vermögenswert kauft. Dabei spielt es 
streng genommen keine Rolle, welche Art von 
Vermögenswert die Fed kauft. Es könnte zum Beispiel ein 
Taschenrechner für 20 Dollar sein. Angenommen, die Fed 
kauft einen Taschenrechner von XYZ Electronics für 20 
Dollar. Die Fed erwirbt einen Taschenrechner; wichtig für 
unsere Zwecke ist jedoch, dass XYZ Electronics einen 
Scheck über 20 Dollar von der Federal Reserve Bank erwirbt. 
Die Federal Reserve Bank ist nicht offen für Girokonten von 
Privatpersonen, sondern nur von Banken und der 
Bundesregierung selbst. XYZ Electronics kann daher mit 
dem 20-Dollar-Scheck nur eines tun: ihn bei seiner eigenen 
Bank, beispielsweise der Acme Bank, einreichen. An diesem 
Punkt findet eine weitere Transaktion statt: XYZ erhält einen 
Zuwachs von 20 Dollar auf seinem Girokonto, in seinen 
"Sichteinlagen". Im Gegenzug erhält die Acme Bank von der 
Federal Reserve Bank einen Scheck, der auf sie selbst 
ausgestellt ist. 


Nun, das erste, was passiert ist, ist, dass die Geldmenge 
von XYZ um 20 Dollar gestiegen ist - sein neu erhöhtes 
Konto bei der Acme Bank - und die Geldmenge von 
niemandem sonst hat sich überhaupt verändert. Am Ende 
dieser ersten Phase - Phase I - hat sich die Geldmenge also 
um 20 Dollar erhöht, was dem Betrag entspricht, den die Fed 
für den Kauf eines Vermögenswerts ausgegeben hat. Wenn 
man fragt, woher die Fed die 20 Dollar für den Kauf des 
Taschenrechners hat, dann lautet die Antwort: Sie hat die 20 
Dollar aus dem Nichts erschaffen, indem sie einfach einen 
Scheck auf sich selbst ausgestellt hat. Niemand, weder die Fed 
noch sonst jemand, hatte die 20 Dollar, bevor sie im Zuge der 
Ausgaben der Fed geschaffen wurden. 


Aber das ist noch nicht alles. Denn nun stellt die Acme 
Bank zu ihrer Freude fest, dass sie einen Scheck auf die 
Federal Reserve hat. Sie eilt zur Fed, zahlt ihn ein und erhält 
einen Zuwachs von 20 Dollar bei ihren Reserven, d.h. bei 
ihren "Sichteinlagen bei der Fed". Nun, da das Bankensystem 
über einen Zuwachs von 20 Dollar verfügt, kann es die 
Kreditvergabe ausweiten, d. h. mehr Sichteinlagen in Form 
von Krediten an Unternehmen (oder an Verbraucher oder den 


275 


Staat) schaffen, bis der Gesamtzuwachs an Scheckbuchgeld 
120 Dollar beträgt. Am Ende von Phase II haben wir also 
eine Erhöhung der Bankreserven um 20 $, die durch den 
Kauf eines Rechners durch die Fed für diesen Betrag erzeugt 
wurde, eine Erhöhung von 

120 Dollar an Sichteinlagen der Banken und eine Zunahme 
der Bankkredite an Unternehmen oder andere um 100 Dollar. 
Die Gesamtgeldmenge hat sich um 120 $ erhöht, wovon 100 
$ von den Banken im Zuge der Ausleihe von Scheckbuchgeld 
an Unternehmen geschaffen wurden, und 
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20 Dollar wurden von der Fed im Zuge des Ankaufs des 
Calcu- lators geschaffen. 


In der Praxis verbringt die Fed natürlich nicht viel Zeit 
damit, zufällige Vermögenswerte zu kaufen. Ihre Ankäufe 
von Vermögenswerten sind so umfangreich, um die 
Wirtschaft aufzublähen, dass sie sich auf einen regelmäßigen, 
hochliquiden Vermögenswert festlegen muss. In der Praxis 
bedeutet dies den Ankauf von US-Staatsanleihen und anderen 
US-Staatspapieren. Der Markt für US-Staatsanleihen ist 
riesig und sehr liquide, und die Fed muss sich nicht mit den 
politischen Konflikten auseinandersetzen, die entstehen 
würden, wenn sie herausfinden müsste, welche privaten 
Aktien oder Anleihen sie kaufen soll. Für die Regierung hat 
dieses Verfahren auch den angenehmen Effekt, dass es den 
Markt für Staatsanleihen stützt und den Preis für 
Staatsanleihen hoch hält. 


Nehmen wir jedoch an, dass eine Bank, vielleicht unter 
dem Druck ihrer Einleger, einen Teil ihrer 
Girokontenreserven einlösen muss, um harte Währung zu 
erwerben. Was würde dann mit der Fed geschehen, die mit 
ihren Schecks neue Bankreserven aus dem Nichts geschaffen 
hat? Wäre sie dann nicht gezwungen, Konkurs anzumelden 
oder ähnliches? Nein, denn die Fed hat das Monopol auf das 
Drucken von Bargeld, und sie könnte - und würde - ihre 
Sichteinlagen einfach durch den Druck von Fed-Reserve- 
Noten einlösen, wie immer sie benötigt werden. Kurz gesagt, 
wenn eine Bank zur Fed käme und 20 Dollar in bar für ihre 
Reserve verlangte - oder wenn sie sogar 20 Millionen Dollar 
verlangte - müsste die Fed nur diesen Betrag drucken und 
auszahlen. Wie wir sehen, befindet sich die Fed durch die 
Möglichkeit, ihr eigenes Geld zu drucken, in einer einzigartig 
beneidenswerten Position. 


Hier haben wir also endlich den Schlüssel zum Geheimnis 
des modernen Inflationsprozesses. Es handelt sich um 
einen Prozess der kontinuierlichen Ausweitung der 
Geldmenge durch fortgesetzte Ankäufe von Staatsanleihen 
durch die Fed auf dem offenen Markt. Wenn die Fed die 
Geldmenge um 6 Milliarden Dollar erhöhen möchte, kauft 
sie auf dem offenen Markt Staatspapiere im Wert von 1 
Milliarde Dollar (wenn der Geldmultiplikator von 
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Sichteinlagen/Reserven 6:1 beträgt), und das Ziel wird 
schnell erreicht. Tatsächlich geht die Fed Woche für Woche, 
noch während diese Zeilen gelesen werden, auf den offenen 
Markt in New York und kauft die von ihr beschlossene 
Menge an Staatsanleihen auf und trägt so zur Entscheidung 
über die Höhe der Geldinflation bei. 
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Die Währungsgeschichte dieses Jahrhunderts ist geprägt 
von einer wiederholten Lockerung der Beschränkungen für 
die Inflationsneigung des Staates, von der Aufhebung einer 
Kontrolle nach der anderen, bis die Regierung nun in der 
Lage ist, die Geldmenge und damit die Preise nach Belieben 
zu erhöhen. Im Jahr 1913 wurde das Federal Reserve System 
geschaffen, um diesen ausgeklügelten 
Pyramidisierungsprozess zu ermöglichen. Das neue System 
ermöglichte eine starke Ausweitung der Geldmenge und der 
Inflation, um die Kriegsausgaben im Ersten Weltkrieg zu 
finanzieren. 1933 wurde ein weiterer verhängnisvoller Schritt 
unternommen: Die Regierung der Vereinigten Staaten hob 
den Goldstandard auf, d. h. der Dollar war zwar rechtlich 
immer noch durch ein Goldgewicht definiert, aber nicht mehr 
in Gold einlösbar. Kurz gesagt, vor 1933 war die Fähigkeit 
der Fed, die Geldmenge aufzublähen und auszuweiten, stark 
eingeschränkt: Die Federal Reserve Notes selbst waren in 
dem entsprechenden Goldgewicht einlösbar. 


Es gibt natürlich einen entscheidenden Unterschied 
zwischen Gold und Federal Reserve Notes. Die Regierung 
kann nicht nach Belieben neues Gold schaffen. Gold muss in 
einem kostspieligen Prozess aus dem Boden gegraben 
werden. Federal Reserve Notes hingegen können nach 
Belieben ausgegeben werden, und zwar praktisch ohne 
Kosten für die Ressourcen. Im Jahr 1933 hob die Regierung 
der Vereinigten Staaten die Beschränkung _ ihres 
Inflationspotenzials durch Gold auf, indem sie zu Fiat-Geld 
überging: Sie machte den Papierdollar selbst zum 
Geldstandard und die Regierung zum Monopolanbieter von 
Dollars. Die Abkehr vom Goldstandard ebnete den Weg für 
die gewaltige Geld- und Preisinflation in den USA während 
und nach dem Zweiten Weltkrieg. 


Aber es gab immer noch einen Haken an der Sache mit der 
Inflation, eine Beschränkung der Inflationsneigung der US- 
Regierung. Obwohl die Vereinigten Staaten im Inland kein 
Gold mehr besaßen, waren sie immer noch verpflichtet, alle 
Papierdollar (und schließlich Bankdollar,, die von 
ausländischen Regierungen gehalten wurden, in Gold 
einzulösen, falls diese dies wünschten. Kurz gesagt, wir 
befanden uns international immer noch in einer 
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eingeschränkten und abgebrochenen Form des Goldstandards. 
Als die Vereinigten Staaten in den 1950er und 1960er Jahren 
die Geldmenge und die Preise aufblähten, häuften sich die 
Dollars und Dollarforderungen (in Papier-- und 
Scheckbuchgeld) in den Händen der europäischen 
Regierungen an. Nach einer Menge wirtschaftlicher Tricks 
und politischer Winkelzüge, um ausländische Regierungen 
dazu zu bewegen, ihr Recht auf Einlösung von Dollars in 
Gold nicht auszuüben, haben die Vereinigten Staaten in 
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August 1971 den Staatsbankrott, indem sie ihre feierlichen 
vertraglichen Verpflichtungen ablehnte und "die Goldmine 
schloss". Es ist kein Zufall, dass auf dieses Abwerfen der 
letzten Goldzwänge für die Regierungen der Welt die 
zweistellige Inflation von 1973-1974 und eine ähnliche 
Inflation im Rest der Welt folgte. 


Wir haben nun die chronische und sich verschlimmernde 
Infla- tion in der heutigen Welt und in den Vereinigten 
Staaten erklärt: das unglückliche Produkt einer anhaltenden 
Verlagerung in diesem Jahrhundert von Gold zu staatlich 
ausgegebenem Papier als Standardgeld und der Entwicklung 
des Zentralbankwesens und der Aufstockung des 
Scheckbuchgeldes auf das aufgeblasene Papiergeld. Beide 
Entwicklungen, die miteinander zusammenhängen, laufen auf 
eines hinaus: die Übernahme der Kontrolle über die 
Geldmenge durch die Regierung. 


Wenn wir das Problem der Inflation erklärt haben, haben 
wir noch nicht das Problem des Konjunkturzyklus, der 
Rezessionen und der inflationären Rezession oder Stagflation 
untersucht. Warum der Konjunkturzyklus und warum das 
neue mysteriöse Phänomen der Stagflation? 


BANKKREDITE UND DER KONJUNKTURZYKLUS 


Der Konjunkturzyklus kam in der westlichen Welt in der 
zweiten Hälfte des achtzehnten Jahrhunderts auf. 
Jahrhunderts in der westlichen Welt auf. Es handelte sich um 
ein merkwürdiges Phänomen, denn es schien keinen Grund 
dafür zu geben, und in der Tat hatte es ihn vorher nicht 
gegeben. Der Konjunkturzyklus bestand aus einer regelmäßig 
wiederkehrenden (wenn auch nicht streng periodischen) 
Abfolge von Auf- und Abschwüngen, von Inflationsperioden, 
die durch eine Zunahme der Geschäftstätigkeit, höhere 
Beschäftigung und höhere Preise gekennzeichnet waren, 
gefolgt von Rezessionen oder Depressionen, die durch einen 
Rückgang der Geschäftstätigkeit, höhere Arbeitslosigkeit und 
sinkende Preise gekennzeichnet waren; nach einer solchen 
Rezession kam es dann zu einer Erholung und die 
Aufschwungphase begann von neuem. 
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A priori gibt es keinen Grund, diese Art von zyklischem 
Verlauf der Wirtschaftstätigkeit zu erwarten. Natürlich wird es 
zyklische Wellen in bestimmten Tätigkeitsbereichen geben; so 
wird der Sieben-Jahres-Zyklus der Heuschrecken einen 
Sieben-Jahres-Zyklus in der Heuschreckenbekämpfung, in 
der Produktion von Anti-Heuschrecken-Sprays und - 
Ausrüstung usw. auslösen. Aber 
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Es gibt keinen Grund, Boom-Bust-Zyklen in der 
Gesamtwirtschaft zu erwarten. Es gibt sogar Grund, genau 
das Gegenteil zu erwarten; denn normalerweise funktioniert 
der freie Markt reibungslos und effizient, und vor allem ohne 
massive Fehlerhäufung, wie sie sich zeigt, wenn ein Boom 
plötzlich in einen Bust umschlägt und schwere Verluste 
eintritt. Und tatsächlich gab es vor dem späten achtzehnten 
Jahrhundert keine derartigen allgemeinen Zyklen. Im 
Allgemeinen verlief die Wirtschaft reibungslos und 
gleichmäßig, bis es zu einer plötzlichen Unterbrechung kam: 
Eine Hungersnot verursachte einen Zusammenbruch in einem 
Agrarland; der König beschlagnahmte den größten Teil des 
Geldes in den Händen der Finanziers, was eine plötzliche 
Depression auslöste; ein Krieg störte die Handelsstrukturen. 
In jedem dieser Fälle gab es einen spezifischen Schlag für 
den Handel, der durch eine leicht identifizierbare, einmalige 
Ursache ausgelöst wurde, ohne dass man weiter nach 
Erklärungen suchen musste. 


Warum also das neue Phänomen des Konjunkturzyklus? 
Es zeigte sich, dass der Zyklus in den wirtschaftlich 
fortgeschrittensten Gebieten eines jeden Landes auftrat: in 
den Hafenstädten, in den Gebieten, die mit den 
fortgeschrittensten Produktions- und Wirtschaftszentren der 
Welt Handel trieben. Zwei unterschiedliche und äußerst 
wichtige Phänomene begannen in dieser Zeit in Westeuropa 
in großem Umfang aufzutreten, und zwar in den 
fortgeschrittensten Produktions- und Handelszentren: die 
Industrialisierung und das Geschäftsbankwesen. Das 
kommerzielle Bankwesen war die gleiche Art von 
"fraktioniertem Reserve"-Bankwesen, die wir oben analysiert 
haben, mit London als Sitz der ersten Zentralbank der Welt, 
der Bank of England, die um die Wende des 18. Jahrhundert 
begannen sich in der neuen Disziplin der Ökonomie und unter 
den Autoren und Kommentatoren des Finanzwesens zwei 
Arten von Theorien herauszubilden, die versuchten, das neue 
und unerwünschte Phänomen zu erklären: diejenigen, die die 
Schuld auf die Existenz der Industrie lenkten, und diejenigen, 
die das Bankensystem in den Mittelpunkt stellten. Die 
ersteren sahen die Verantwortung für den Konjunkturzyklus 
tief in der freien Marktwirtschaft, und es war für diese 
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Ökonomen ein Leichtes, entweder die Abschaffung des 
Marktes (z. B. Karl Marx) oder seine drastische Kontrolle 
und Regulierung durch die Regierung zu fordern, um den 
Zyklus zu mildern (z. B. Lord Keynes). Auf der anderen Seite 
sahen jene Ökonomen, die den Fehler im Mindestreserve- 
Bankwesen sahen 
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System wies die Schuld außerhalb der Marktwirtschaft einem 
Bereich zu - dem Geld- und Bankwesen -, den selbst der 
englische klassizistische Liberalismus nie der strengen 
staatlichen Kontrolle entzogen hatte. Selbst im neunzehnten 
Jahrhundert bedeutete die Schuldzuweisung an die Banken 
im Wesentlichen, dass die Regierung für den Boom-Bust- 
Zyklus verantwortlich gemacht wurde. 


Wir können hier nicht auf die zahlreichen Irrtümer der 
Denkschulen eingehen, die die Marktwirtschaft für die 
Zyklen verantwortlich machen; es genügt zu sagen, dass 
diese Theorien weder den Preisanstieg in der Hochkonjunktur 
noch den Preisverfall in der Rezession erklären können, und 
auch nicht die massive Häufung von Fehlern, die plötzlich in 
Form von schweren Verlusten auftritt, wenn die 
Hochkonjunktur in eine Pleite übergeht. 


Die ersten Ökonomen, die eine Zyklustheorie 
entwickelten, die sich auf das Geld- und Bankensystem 
konzentrierte, waren der englische klassische Ökonom David 
Ricardo und seine Nachfolger, die die "monetäre Theorie" 
des Konjunkturzyklus entwickelten.? Die Ricardianische 
Theorie sah in etwa so aus: Die Banken mit Mindestreserve, 
die von der Regierung und ihrer Zentralbank angespornt und 
kontrolliert werden, weiten den Kredit aus. In dem Maße, in 
dem die Kredite ausgeweitet und auf Papiergeld und Gold 
aufgestockt werden, wächst die Geldmenge (in Form von 
Bankeinlagen oder, in der damaligen Zeit, Banknoten). Die 
Ausweitung der Geldmenge führt zu einem Anstieg der 
Preise und setzt einen Inflationsboom in Gang. Im weiteren 
Verlauf des Booms, der durch die Anhäufung von Banknoten 
und Einlagen auf Gold angeheizt wird, steigen auch die 
Inlandspreise. Das bedeutet jedoch, dass die Inlandspreise 
höher sind als die Preise der importierten Waren, so dass die 
Importe steigen und die Exporte ins Ausland sinken. Es 
entsteht ein Zahlungsbilanzdefizit, das sich ausweitet und mit 
Gold bezahlt werden muss, das aus dem Land der Inflation in 
die Hartwährungsländer fließt. Doch mit dem Abfluss des 
Goldes wird die sich ausdehnend Geld- und 
Bankenpyramide immer kopflastiger, und die Banken geraten 
zunehmend in Gefahr, bankrott zu gehen. Schließlich werden 
die Regierung und die Banken ihre Expansion stoppen 
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3Zur Analyse des restlichen Teils dieses Kapitels siehe Rothbard, 
Depressionen: Their Cause and Cure, S. 13-26. 
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Und um sich selbst zu retten, werden die Banken ihre 
Bankkredite und ihr Scheckbuchgeld zusammenziehen 
müssen. 


Der plötzliche Wechsel von der Kreditausweitung der 
Banken zur Kontraktion kehrt das wirtschaftliche Bild um, 
und auf den Boom folgt rasch die Pleite. Die Banken müssen 
die Reißleine ziehen, und die Unternehmen und die 
Wirtschaftstätigkeit leiden unter dem zunehmenden Druck 
zur Schuldentilgung und Schrumpfung. Der Rückgang des 
Geldangebots führt wiederum zu einem allgemeinen 
Preisverfall ("Deflation"). Die Phase der Rezession oder 
Depression ist erreicht. Mit dem Rückgang der Geldmenge 
und der Preise werden die Waren jedoch wieder 
wettbewerbsfähiger gegenüber ausländischen Produkten, und 
die Zahlungsbilanz kehrt sich um: An die Stelle des Defizits 
tritt ein Überschuss. Gold fließt in das Land, und da die 
Banknoten und Einlagen auf einer wachsenden Goldbasis 
schrumpfen, wird die Lage der Banken viel besser, und der 
Aufschwung beginnt. 


Die Ricardianische Theorie hatte mehrere 
bemerkenswerte Merkmale: Sie erklärte das Verhalten der 
Preise, indem sie sich auf Veränderungen des 
Bankgeldangebots konzentrierte (das in der Tat in 
Aufschwungphasen immer zunahm und in Abschwungphasen 
zurückging). Sie erklärte auch das Verhalten der 
Zahlungsbilanz. Darüber hinaus wurden Boom und Bust 
miteinander verknüpft, so dass der Bust als Folge des 
vorangegangenen Booms angesehen wurde. Und zwar nicht 
nur als Folge, sondern als heilsames Mittel zur Anpassung 
der Wirtschaft an die unkluge Intervention, die den 
Inflationsboom ausgelöst hatte. 


Kurzum, zum ersten Mal wurde die Pleite weder als 
Heimsuchung aus der Hölle noch als eine Katastrophe 
angesehen, die durch die innere Funktionsweise der 
industrialisierten Marktwirtschaft verursacht wurde. Die 
Ricardianer erkannten, dass das Hauptübel der 
vorangegangene Inflationsboom war, der durch staatliche 
Eingriffe in das Geld- und Bankensystem verursacht worden 
war, und dass die Rezession, so unwillkommen ihre 
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Symptome auch sein mögen, in Wirklichkeit der notwendige 
Anpassungsprozess ist, durch den dieser Interventionsboom 
aus dem Wirtschaftssystem gespült wird. Die Depression ist 
der Prozess, durch den sich die Marktwirtschaft anpasst, die 
Exzesse und Verzerrungen des inflationären Booms abwirft 
und wieder eine gesunde Wirtschaftslage herstellt. Die 
Depression ist die unangenehme, aber notwendige Reaktion 
auf die Verzerrungen und Exzesse des vorangegangenen 
Booms. 


288 


Für eine neue Freiheit 


Warum also wiederholt sich der Konjunkturzyklus? 
Warum beginnt immer der nächste Boom-and-Bust-Zyklus? 
Um diese Frage zu beantworten, müssen wir die 
Beweggründe der Banken und der Regierung verstehen. Die 
Geschäftsbanken leben und profitieren von der Ausweitung 
der Kreditvergabe und der Schaffung einer neuen 
Geldmenge; sie sind also von Natur aus geneigt, dies zu tun, 
"Kredite zu monetarisieren", wenn sie können. Auch die 
Regierung möchte aufblähen, sowohl um ihren eigenen 
Umsatz zu steigern (entweder durch Gelddrucken oder damit 
das Bankensystem Staatsdefizite finanzieren kann) als auch 
um durch einen Boom und billige Kredite begünstigte 
wirtschaftliche und politische Gruppen zu subventionieren. 
Wir wissen also, warum der anfängliche Boom begann. Die 
Regierung und die Banken mussten sich zurückziehen, als 
eine Katastrophe drohte und der Krisenpunkt erreicht war. 
Aber je mehr Gold ins Land fließt, desto besser wird die Lage 
der Banken. Und wenn die Banken sich einigermaßen erholt 
haben, sind sie in der Lage, ihre natürliche Tendenz zur 
Aufblähung der Geld- und Kreditversorgung wieder 
aufzunehmen. Und so nimmt der nächste Boom seinen Lauf 
und sät die Saat für den nächsten unvermeidlichen 
Zusammenbruch. 


So erklärte die ricardianische Theorie auch das ständige 
Wiederkehren des Konjunkturzyklus. Aber zwei Dinge hat 
sie nicht erklärt. Erstens, und das ist das Wichtigste, erklärte 
sie nicht die massenhafte Häufung von Fehlern, die 
Unternehmern plötzlich unterlaufen, wenn die Krise 
zuschlägt und die Pleite auf den Boom folgt. Denn 
Geschäftsleute sind darauf trainiert, erfolgreiche Prognostiker 
zu sein, und es sieht ihnen nicht ähnlich, plötzlich eine 
Häufung von schweren Fehlern zu begehen, die sie dazu 
zwingt, weit verbreitete und schwere Verluste zu erleiden. 
Ein weiteres wichtiges Merkmal jedes Konjunkturzyklus ist 
die Tatsache, dass sowohl Booms als auch Busts in den 
"Investitionsgüterindustrien" (den Industrien, die Maschinen, 
Ausrüstungen, Anlagen oder Industrierohstoffe herstellen) 
viel schwerer waren als in den Konsumgüterindustrien. Die 
ricardianische Theorie hatte keine Möglichkeit, dieses 
Merkmal des Zyklus zu erklären. 
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Die österreichische oder misesianische Theorie des 
Konjunkturzyklus baute auf der ricardianischen Analyse auf 
und entwickelte ihre eigene Theorie der "monetären 
Überinvestition" oder, genauer gesagt, der "monetären 
Fehlinvestition" des Konjunkturzyklus. Die österreichische 
Theorie war in der Lage, nicht nur die von den Ricardianern 
beschriebenen Phänomene zu erklären, sondern auch die 
Fehlerhäufung und die größere Intensität der 
Investitionsgüterzyklen. Und, wie wir sehen werden, ist sie 
die einzige 
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eine, die das moderne Phänomen der Stagflation begreifen 
kann. 


Mises beginnt wie die Ricardianer: Die Regierung und 
ihre Zentralbank stimulieren die Kreditausweitung der 
Banken durch den Ankauf von Vermögenswerten und damit 
die Erhöhung der Bankreserven. Die Banken weiten die 
Kredite und damit die Geldmenge der Nation in Form von 
Giroeinlagen aus (private Banknoten sind praktisch 
verschwunden). Wie die Ricardianer sieht auch Mises, dass 
diese Ausweitung des Bankgeldes die Preise in die Höhe 
treibt und Inflation verursacht. 


Doch wie Mises feststellte, unterschätzten die Rikardianer 
die unglücklichen Folgen der Kreditinflation der Banken. 
Denn es ist etwas noch Unheilvollereess am Werk. Die 
Ausweitung des Bankkredits erhöht nicht nur die Preise, 
sondern senkt auch künstlich den Zinssatz und sendet damit 
irreführende Signale an die Geschäftsleute, die sie zu 
unsoliden und unwirtschaftlichen Investitionen veranlassen. 


Denn auf dem freien und ungehinderten Markt wird der 
Zinssatz für Kredite allein durch die "Zeitpräferenzen" aller 
Individuen bestimmt, die die Marktwirtschaft bilden. Denn 
das Wesen eines jeden Kredits besteht darin, dass ein 
"gegenwärtiges Gut" (Geld, das gegenwärtig verwendet 
werden kann) gegen ein "zukünftiges Gut" (einen 
Schuldschein, der irgendwann in der Zukunft verwendet 
werden kann) getauscht wird. Da die Menschen es immer 
vorziehen, jetzt über Geld zu verfügen, anstatt den gleichen 
Geldbetrag irgendwann in der Zukunft zu erhalten, haben 
gegenwärtige Güter auf dem Markt immer einen Aufschlag 
gegenüber zukünftigen Gütern. Diese Prämie, oder "Agio", 
ist der Zinssatz, und seine Höhe variiert je nach dem Grad, in 
dem die Menschen die Gegenwart der Zukunft vorziehen, d. 
h. dem Grad ihrer Zeitpräferenzen. 


Die Zeitpräferenzen der Menschen bestimmen auch das 
Ausmaß, in dem die Menschen für die Zukunft sparen und 
investieren werden, im Vergleich zu dem, wie viel sie jetzt 
konsumieren werden. Wenn die Zeitpräferenzen der 
Menschen sinken, d. h. wenn der Grad ihrer Präferenz für die 
Gegenwart gegenüber der Zukunft abnimmt, dann werden die 
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Menschen tendenziell weniger in der Gegenwart konsumieren 
und mehr sparen und investieren; gleichzeitig und aus 
demselben Grund wird auch der Zinssatz, der Zinssatz für 
den Zeitdiskont, sinken. Das Wirtschaftswachstum ist 
weitgehend das Ergebnis sinkender Zeitpräferenzraten, die zu 
einem Anstieg der 
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das Verhältnis von Ersparnis und Investitionen zum Konsum 
sowie ein sinkender Zinssatz. 


Was aber passiert, wenn der Zinssatz nicht aufgrund 
freiwilliger geringerer Zeitpräferenzen und höherer 
Ersparnisse der Bevölkerung sinkt, sondern durch staatliche 
Eingriffe, die die Ausweitung von Bankkrediten und 
Bankgeld fördern? Denn das neue Scheckbuchgeld, das im 
Zuge der Kreditvergabe der Banken an die Wirtschaft 
geschaffen wird, kommt als Kreditsupporter auf den Markt 
und senkt damit zumindest anfangs den Zinssatz. Was 
passiert also, wenn der Zinssatz künstlich, aufgrund von 
Interventionen, und nicht natürlich, aufgrund von 
Veränderungen in den Bewertungen und Präferenzen der 
Konsumenten, sinkt? 


Was passiert, ist Ärger. Denn die Unternehmer werden 
angesichts des sinkenden Zinssatzes so reagieren, wie sie 
immer auf eine solche Veränderung der Marktsignale 
reagieren müssen: Sie werden mehr in Investitionsgüter 
investieren. Investitionen, vor allem in langwierige und 
zeitaufwendige Projekte, die zuvor unrentabel erschienen, 
scheinen nun aufgrund der sinkenden Zinsbelastung rentabel 
zu sein. Kurz gesagt, die Unternehmer reagieren so, wie sie 
es getan hätten, wenn die Ersparnisse tatsächlich gestiegen 
wären: Sie investieren diese vermeintlichen Ersparnisse. Sie 
weiten ihre Investitionen in langlebige Ausrüstungen, in 
Investitionsgüter, in Industrierohstoffe und in das 
Baugewerbe aus, im Vergleich zu ihrer direkten Produktion 
von Konsumgütern. 


So leihen sich die Unternehmen gerne das neu 
ausgeweitete Bankgeld, das ihnen zu billigeren Zinssätzen 
zur Verfügung gestellt wird; sie verwenden das Geld, um in 
Investitionsgüter zu investieren, und schließlich wird dieses 
Geld in Form höherer Löhne an die Arbeitnehmer in der 
Investitionsgüterindustrie ausgezahlt. Die gestiegene 
Nachfrage der Unternehmen treibt die Arbeitskosten in die 
Höhe, aber die Unternehmen glauben, dass sie in der Lage 
sein werden, diese höheren Kosten zu zahlen, weil sie durch 
die Intervention der Regierungen und Banken auf dem 
Kreditmarkt und durch die lebenswichtigen Eingriffe in das 
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Zinssignal des Marktes getäuscht wurden - das Signal, das 
bestimmt, wie viele Ressourcen für die Produktion von 
Investitionsgütern und wie viele für Konsumgüter eingesetzt 
werden. 


Probleme tauchen auf, wenn die Arbeitnehmer beginnen, 
das neue Bankgeld, das sie in Form von höheren Löhnen 
erhalten haben, auszugeben. 
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Löhne. Denn die Zeitpräferenzen der Bevölkerung sind nicht 
wirklich gesunken; die Bevölkerung will nicht mehr sparen, 
als sie gespart hat. Also machen sich die Arbeitnehmer daran, 
den größten Teil ihres neuen Einkommens zu konsumieren, 
kurz gesagt, ihr altes Verhältnis zwischen Konsum und 
Sparen wiederherzustellen. Das bedeutet, dass sie die 
Ausgaben in der Wirtschaft wieder auf die 
Konsumgöüterindustrie umlenken und dass sie nicht genug 
sparen und investieren, um die neu produzierten Maschinen, 
Investitionsgüter, Industrierohstoffe usw. zu kaufen. Dieser 
Mangel an Ersparnissen und Investitionen, um alle neuen 
Investitionsgüter zu den erwarteten und bestehenden Preisen 
zu kaufen, äußert sich in einer plötzlichen, starken Depression 
in den Investitionsgüterindustrien. Sobald die Verbraucher ihr 
gewünschtes Konsum-/Investitionsverhältnis 
wiederhergestellt haben, stellt sich heraus, dass die 
Unternehmen zu viel in Investitionsgüter investiert haben 
(daher der Begriff "monetäre Überinvestitionstheorie") und 
auch zu wenig in Konsumgüter investiert haben. Die 
Unternehmen waren durch die staatlichen Manipulationen 
und die künstliche Senkung des Zinssatzes verführt worden 
und taten so, als ob mehr Ersparnisse für Investitionen zur 
Verfügung stünden, als tatsächlich vorhanden waren. Sobald 
das neue Bankgeld durch das System floss und die 
Verbraucher ihr altes Zeitverhältnis wiederherstellten, wurde 
klar, dass die Ersparnisse nicht ausreichten, um alle Waren 
der Produzenten zu kaufen, und dass die Unternehmen die 
begrenzten Ersparnisse falsch investiert hatten ("monetäre 
Fehlinvestitionstheorie"). Die Unternehmen hatten zu viel in 
Investitionsgüter und zu wenig in Konsumgüter investiert. 


Der inflationäre Boom führt also zu Verzerrungen des 
Preis- und Produktionssystems. Die Preise für Arbeit, 
Rohstoffe und Maschinen in den 
Investitionsgüterindustrien werden während des Booms zu 
hoch angesetzt, um rentabel zu sein, sobald die Verbraucher 
ihre alten Konsum-/Investitionspräferenzen wieder geltend 
machen können. Die "Depression" wird daher - mehr noch 
als in der ricardianischen Theorie - als die notwendige und 
gesunde Periode gesehen, in der die Marktwirtschaft die 
unsoliden, unwirtschaftlichen Investitionen des Booms 
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abstreift und liquidiert und das von den Verbrauchern 
wirklich gewünschte Verhältnis zwischen Konsum und 
Investition wiederherstellt. Die Depression ist der 
schmerzhafte, aber notwendige Prozess, durch den sich der 
freie Markt von den Exzessen und Fehlern des Booms 
befreit und die Marktwirtschaft in ihrer Funktion als 
effizienter Dienstleister für die Masse der Bevölkerung 
wiederherstellt. 
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Verbraucher. Da die Preise der Produktionsfaktoren (Grund und 
Boden, Arbeit, Maschinen, Rohstoffe) in den 
Investitionsgüterindustrien während des Booms zu hoch 
angesetzt wurden, bedeutet dies, dass diese Preise in der 
Rezession sinken müssen, bis wieder marktgerechte Preis- und 
Produktionsverhältnisse herrschen. 


Anders ausgedrückt: Der Inflationsboom wird nicht nur 
die Preise im Allgemeinen erhöhen, sondern auch die 
relativen Preise verzerren und die Beziehungen zwischen den 
einzelnen Preistypen verzerren. Kurz gesagt, die inflationäre 
Kreditexpansion wird alle Preise erhöhen, aber die Preise und 
Löhne in der Investitionsgüterindustrie werden schneller 
steigen als die Preise in der Konsumgüterindustrie. Kurz 
gesagt, der Boom wird in den Investitionsgüterindustrien 
intensiver sein als in den Konsumgüterindustrien. 
Andererseits wird die Depressionsanpassungsphase im 
Wesentlichen darin bestehen, die Preise und Löhne in den 
Investitionsgüterindustrien im Vergleich zu den 
Konsumgüterindustrien zu senken, um eine Rückverlagerung 
der Ressourcen von den aufgeblähten 
Investitionsgüterindustrien zu den benachteiligten 
Konsumgüterindustrien zu bewirken. Alle Preise werden 
aufgrund der Schrumpfung der Bankkredite fallen, aber die 
Preise und Löhne in der Investitionsgüterindustrie werden 
stärker fallen als in der Konsumgüterindustrie. Kurzum, 
sowohl der Boom als auch der Bust werden in der 
Investitionsgüterindustrie stärker ausfallen als in der 
Konsumgüterindustrie. Damit haben wir die größere 
Intensität der Konjunkturzyklen in den erstgenannten 
Branchen erklärt. 


Die Theorie scheint jedoch einen Fehler zu haben, denn 
da die Arbeitnehmer das erhöhte Geld in Form von 
höheren Löhnen recht schnell erhalten und dann beginnen, 


ihr gewünschtes Konsum-/Investitionsverhältnis 
wiederherzustellen, wie kommt es dann, dass Booms 
jahrelang andauern, ohne dass sie mit 


Vergeltungsmaßnahmen konfrontiert werden: ohne dass 

ihre unsoliden Investitionen aufgedeckt oder ihre durch die 

Manipulation der Marktsignale durch die Banken 

verursachten Fehler offengelegt werden? Kurz gesagt, 
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warum dauert es so lange, bis der Anpassungsprozess der 
Depression seine Arbeit aufnimmt? Die Antwort ist, dass die 
Booms in der Tat sehr kurzlebig wären (z.B. ein paar 
Monate), wenn die Kreditausweitung der Banken und das 
anschließende Absenken der Zinssätze unter das 
marktübliche Niveau nur eine einmalige Angelegenheit 
wäre. Der entscheidende Punkt ist jedoch, dass die 
Kreditexpansion keine einmalige Angelegenheit ist. Sie 
geht immer weiter und gibt den Verbrauchern nie die 
Möglichkeit, ihre bevorzugten Proportionen von Konsum 
und Sparen wiederherzustellen, und lässt den 
Kostenanstieg in den Investitionsgüterindustrien nicht zu. 
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um den inflationären Anstieg der Preise aufzuholen. Wie das 
wiederholte Doping eines Pferdes wird der Boom durch 
wiederholte und beschleunigte Dosen des Stimulans 
Bankkredit auf seinem Weg und vor seiner unvermeidlichen 
Strafe gehalten. Erst wenn die Ausweitung der Bankkredite 
schließlich gestoppt oder stark verlangsamt werden muss, 
entweder weil die Banken ins Wanken geraten oder weil die 
Öffentlichkeit angesichts der anhaltenden Inflation unruhig 
wird, holt die Vergeltung den Boom schließlich ein. Sobald 
die Kreditexpansion aufhört, muss die Zeche gezahlt werden, 
und die unvermeidlichen Anpassungen müssen die unsoliden 
Überinvestitionen des Booms auflösen und die Wirtschaft 
wieder stärker auf die Konsumgüterproduktion ausrichten. 
Und je länger der Boom anhält, desto größer werden die 
Fehlinvestitionen, die liquidiert werden müssen, und desto 
härter werden die erforderlichen Anpassungen. 


So erklärt die österreichische Theorie die massive 
Häufung von Fehlern (Überinvestitionen in 
Investitionsgüterindustrien, die erst durch die Beendigung der 
künstlichen Stimulierung der Kreditexpansion als solche 
entlarvt werden) und die größere Intensität von Boom und 
Bust in den Investitionsgüterindustrien als in den 
Konsumgüterindustrien. Die Erklärung für die Wiederholung, 
für den Beginn des nächsten Booms, ist ähnlich wie die 
Ricardianische: Sobald die Liquidationen und Konkurse 
durchlaufen und die Preis- und Produktionsanpassungen 
abgeschlossen sind, beginnen sich die Wirtschaft und die 
Banken zu erholen, und die Banken können zu ihrem 
natürlichen und gewünschten Kurs der Kreditexpansion 
zurückkehren. 


Was ist mit der österreichischen Erklärung - der einzigen, 
die für die Stagflation angeführt wird? Wie kommt es, dass in 
den jüngsten Rezessionen die Preise weiter steigen? Hier 
muss man zunächst darauf hinweisen, dass es vor allem die 
Konsumgöüterpreise sind, die in Rezessionen weiter steigen 
und die Öffentlichkeit verwirren, weil sie das Schlimmste aus 
beiden Welten gleichzeitig zu spüren bekommt: hohe 
Arbeitslosigkeit und steigende Lebenshaltungskosten. So 
stiegen während der letzten Depression von 1974 bis 1976 
die Preise für Konsumgüter rapide an, während die 
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Großhandelspreise konstant blieben und die Preise für 
Industrierohstoffe rasch und deutlich fielen. Wie kommt es 
also, dass die Lebenshaltungskosten in den aktuellen 
Rezessionen weiter steigen? 


Gehen wir zurück und untersuchen wir, was mit den 
Preisen im "klassischen" oder altmodischen Boom-Bust- 
Zyklus (vor der Weltwirtschaftskrise) geschah. 
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Krieg), stieg in den Booms die Geldmenge und damit die 
Preise im Allgemeinen, aber die Preise für Investitionsgüter 
stiegen stärker als die für Konsumgüter, was Ressourcen aus 
der Konsumgüterindustrie in die Investitionsgüterindustrie 
zog. Kurz gesagt, abstrahiert man von den allgemeinen 
Preissteigerungen, so stiegen im Boom die Preise für 
Investitionsgüter, während die Verbraucherpreise fielen. Was 
geschah in der Rezession? Die umgekehrte Situation: Die 
Geldmenge ging zurück, die Preise fielen daher allgemein, 
aber die Preise für Investitionsgüter fielen stärker als die für 
Konsumgüter, wodurch Ressourcen aus der 
Investitionsgüterindustrie in die Konsumgüterindustrie 
zurückgezogen wurden. Kurz gesagt, abstrahiert man von den 
allgemeinen Preisrückgängen, so fielen die Preise für 
Investitionsgüter im Verhältnis zueinander und die Preise für 
Konsumgüter stiegen während des Booms. 


Der österreichische Punkt ist, dass dieses Szenario der 
relativen Preise in Boom und Bust immer noch unverändert 
abläuft. In der Hochkonjunktur steigen die Preise für 
Investitionsgüter nach wie vor und die Preise für 
Konsumgüter fallen relativ zueinander, und umgekehrt in der 
Rezession. Der Unterschied besteht darin, dass eine neue 
monetäre Welt eingetreten ist, wie wir weiter oben in diesem 
Kapitel angedeutet haben. Denn nun, da der Goldstandard 
abgeschafft wurde, kann die Fed die Geldmenge ständig 
erhöhen, und das tut sie auch, egal ob es sich um einen Boom 
oder eine Rezession handelt. Seit den frühen 1930er Jahren 
hat es keine Schrumpfung der Geldmenge mehr gegeben, und 
in absehbarer Zukunft wird es wohl auch keine mehr geben. 
Da die Geldmenge nun immer zunimmt, steigen die Preise im 
Allgemeinen immer, manchmal langsamer, manchmal 
schneller. 


Kurz gesagt, in der klassischen Rezession stiegen die 
Preise für Konsumgüter immer relativ zu den Preisen für 
Investitionsgüter. Wenn also die Preise für Konsumgüter in 
einer bestimmten Rezession um 10 Prozent sanken und die 
Preise für Investitionsgüter um 30 Prozent, stiegen die 
Verbraucherpreise relativ gesehen erheblich. Aus der Sicht 
des Verbrauchers war der Rückgang der 
Lebenshaltungskosten jedoch höchst willkommen, und in der 
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Tat war er der segensreiche Zuckerguss auf der Pille der 
Rezession oder Depression. Selbst in der Großen Depression 
der 1930er Jahre mit sehr hohen Arbeitslosenquoten konnten 
sich die 75-80 % der noch beschäftigten Arbeitskräfte über 
günstige Preise für ihre Konsumgüter freuen. 


Aber jetzt, wo die keynesianische Feinabstimmung am 
Werk ist, ist der Zuckerguss von der Pille entfernt worden. 
Nun, da das Angebot 
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Da die Geldmenge - und damit die allgemeinen Preise - 
niemals sinken darf, trifft der Anstieg der relativen 
Konsumgüterpreise während einer Rezession den 
Verbraucher auch als sichtbarer Anstieg der nominalen 
Preise. Seine Lebenshaltungskosten steigen nun in einer 
Depression, und so erntet er das Schlimmste aus beiden 
Welten; im klassischen Konjunkturzyklus, vor der Herrschaft 
von Keynes und dem Rat der Wirtschaftsweisen, musste er 
wenigstens nur eine Katastrophe auf einmal erleiden. 


Was sind nun die politischen Schlussfolgerungen, die sich 
schnell und einfach aus der österreichischen Analyse des 
Konjunkturzyklus ergeben? Sie sind das genaue Gegenteil 
von denen des keynesianischen Establishments. Da der Virus 
der Produktions- und Preisverzerrung von der inflationären 
Kreditausweitung der Banken herrührt, lautet das 
österreichische Rezept für den Konjunkturzyklus: Erstens, 
wenn wir uns in einer Boom-Periode befinden, müssen die 
Regierung und ihre Banken die Inflationierung sofort 
einstellen. Es stimmt, dass diese Beendigung der künstlichen 
Stimulanz den inflationären Boom unweigerlich zu einem 
Ende bringt und die unvermeidliche Rezession oder 
Depression einleitet. Doch je länger die Regierung diesen 
Prozess hinauszögert, desto härter werden die notwendigen 
Anpassungen ausfallen müssen. Denn je früher die 
Depressionsanpassung erfolgt, desto besser. Das bedeutet 
auch, dass die Regierung niemals versuchen darf, den Prozess 
der Depression hinauszuzögern; die Depression muss so 
schnell wie möglich ablaufen, damit eine wirkliche Erholung 
einsetzen kann. Das bedeutet auch, dass die Regierung 
insbesondere alle Interventionen vermeiden muss, die den 
Keynesianern so am Herzen liegen. Er darf niemals 
versuchen, unsolide Geschäftssituationen zu stützen; er darf 
niemals Unternehmen, die in Schwierigkeiten sind, aus der 
Patsche helfen oder ihnen Geld leihen. Denn das würde nur 
die Qualen verlängern und eine scharfe und schnelle 
Depressionsphase in eine langwierige und chronische 
Krankheit verwandeln. Die Regierung darf niemals 
versuchen, die Lohnsätze oder Preise zu stützen, 
insbesondere nicht in der Investitionsgüterindustrie; dadurch 
wird der Abschluss des Anpassungsprozesses der Depression 
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auf unbestimmte Zeit verlängert und verzögert. Es wird auch 
eine unbestimmte und lang anhaltende Depression und 
Massenarbeitslosigkeit in den lebenswichtigen 
Investitionsgüterindustrien verursachen. Die Regierung darf 
nicht versuchen, erneut zu inflationieren, um aus der 
Depression herauszukommen. Denn selbst wenn diese 
Reinflation erfolgreich sein sollte (was keineswegs sicher ist), 
wird sie später nur noch größere Probleme und eine 
langwierigere und erneute Depression hervorrufen. Die 
Regierung 
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Der Staat darf nichts tun, um den Konsum zu fördern, und 
er darf seine eigenen Ausgaben nicht erhöhen, da dies das 
Verhältnis zwischen Konsum und Investitionen in der 
Gesellschaft noch weiter ansteigen lässt - während das 
Einzige, was den Anpassungsprozess beschleunigen 
könnte, die Senkung des Verhältnisses zwischen Konsum 
und Ersparnis ist, so dass mehr der derzeit unsoliden 
Investitionen bestätigt werden und ökologisch sinnvoll sind. 
Die einzige Möglichkeit, wie der Staat diesen Prozess 
unterstützen kann, ist die Senkung seines eigenen Budgets, 
wodurch sich das Verhältnis von Investitionen und 
Konsum in der Wirtschaft erhöht (da die Ausgaben des 
Staates von Bürokraten und Politikern als Konsumausgaben 
betrachtet werden können). 


Was die Regierung nach der österreichischen Analyse der 
Depression und des Konjunkturzyklus tun sollte, ist also 
absolut nichts. Sie sollte ihre eigene Inflationierung stoppen 
und dann eine strikte Laissez-faire-Politik betreiben. Alles, 
was sie tut, verzögert und behindert die Anpassungsprozesse 
des Marktes; je weniger sie tut, desto schneller wird der 
Marktanpassungsprozess seine Arbeit tun und eine gesunde 
wirtschaftliche Erholung eintreten. 


Das österreichische Rezept für eine Depression ist also 
das diametrale Gegenteil des keynesianischen: Die Regierung 
soll die Hände absolut von der Wirtschaft lassen und sich 
darauf beschränken, ihre eigene Inflation zu stoppen und 
ihren eigenen Haushalt zu kürzen. 


Es sollte klar sein, dass die österreichische Analyse des 
Konjunkturzyklus sehr gut mit der libertären Sichtweise auf 
den Staat und die freie Wirtschaft zusammenpasst. Da der 
Staat immer gerne inflationieren und sich in die Wirtschaft 
einmischen würde, würde ein libertäres Konzept die 
Bedeutung der absoluten Trennung von Geld und Bankwesen 
vom Staat betonen. Dies würde zumindest die Abschaffung 
des Federal Reserve Systems und die Rückkehr zu einem 
Warengeld (z.B. Gold oder Silber) bedeuten, so dass die 
Geldeinheit wieder eine Gewichtseinheit einer auf dem Markt 
produzierten Ware wäre und nicht der Name eines vom 
staatlichen Fälschungsapparat gedruckten Stücks Papier. 
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DER ÖFFENTLICHE SEKTOR, 1: 
DIE REGIERUNG IN DER 
WIRTSCHAFT 


unhinterfragte Gewohnheiten zu verfallen, insbesondere 
im Bereich der Verwaltung. Auf dem Markt, in der 
Gesellschaft im Allgemeinen, erwarten wir und passen 
uns schnell an 
für den Wandel, für die unendlichen Wunder und 
Verbesserungen unserer Zivilisation. Neue Produkte, neue 
Lebensstile, neue Ideen werden oft eifrig angenommen. Aber 
im Bereich der Regierung folgen wir blindlings dem Weg der 
Jahrhunderte und geben uns damit zufrieden zu glauben, dass 
das, was schon immer war, richtig sein muss. Insbesondere 
der Staat, in den Vereinigten Staaten und anderswo, versorgt 
uns seit Jahrhunderten und scheinbar seit Urzeiten mit 
bestimmten wesentlichen und notwendigen Dienstleistungen, 
Dienstleistungen, deren Wichtigkeit fast jeder einräumt: 
Verteidigung (einschließlich Armee, Polizei, Justiz und 
Recht), Brandbekämpfung, Straßen und Wege, Wasser, 
Abwasser- und Müllentsorgung, Postdienste usw. Der Staat 
ist in der öffentlichen Meinung so sehr mit der Bereitstellung 
dieser Dienstleistungen identifiziert worden, dass ein Angriff 
auf die staatliche Finanzierung vielen Menschen als Angriff 
auf die Dienstleistung selbst erscheint. Wenn man also 
behauptet, dass der Staat keine Gerichtsdienstleistungen 
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erbringen sollte und dass private Unternehmen auf dem 
Markt solche Dienstleistungen sowohl effizienter als auch 
moralischer erbringen könnten, neigen die Menschen dazu, 
dies als Leugnung der Bedeutung der Gerichte selbst zu 
betrachten. 

Der Libertäre, der in den oben genannten Bereichen den 
Staat durch private Unternehmen ersetzen will, wird also aus 
verschiedenen Gründen genauso behandelt, wie er behandelt 
würde, wenn der Staat dies täte, 
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seit jeher ein steuerfinanziertes Monopol auf die Lieferung 
von Schuhen. Wenn der Staat, und nur der Staat, ein 
Monopol auf die Herstellung und den Verkauf von Schuhen 
gehabt hätte, wie würde der Großteil der Öffentlichkeit mit 
einem Liberalen umgehen, der nun dafür plädiert, dass sich 
der Staat aus dem Schuhgeschäft zurückzieht und es der 
Privatwirtschaft überlässt? Er würde zweifellos wie folgt 
behandelt werden: Die Leute würden schreien: "Wie 
konntest du nur? Sie sind dagegen, dass die Öffentlichkeit 
und die armen Leute Schuhe tragen! Und wer würde die 
Öffentlichkeit mit Schuhen versorgen, wenn sich der Staat 
aus dem Geschäft zurückzieht? Sagen Sie uns das! Seien 
Sie konstruktiv! Es ist leicht, sich negativ und 
klugscheißerisch über die Regierung zu äußern; aber sagen 
Sie uns, wer würde Schuhe liefern? Welche Menschen? 
Wie viele Schuhgeschäfte gäbe es in jeder Stadt und jedem 
Ort? Wie würden die Schuhfirmen kapitalisiert werden? 
Wie viele Marken gäbe es? Welches Material würden sie 
verwenden? Welche Leisten? Wie würde die 
Preisgestaltung für Schuhe aussehen? Müsste die 
Schuhindustrie nicht reguliert werden, um zu 
gewährleisten, dass das Produkt einwandfrei ist? Und wer 
würde die Armen mit Schuhen versorgen? Was wäre, 
wenn ein armer Mensch kein Geld hätte, um ein Paar zu 
kaufen?" 


Diese Fragen, so lächerlich sie im Hinblick auf das 
Schuhgeschäft auch erscheinen und sind, sind genauso 
absurd, wenn sie auf den Libertären angewandt werden, der 
für einen freien Markt bei der Feuerwehr, der Polizei, der 
Post oder einer anderen staatlichen Tätigkeit eintritt. Der 
Punkt ist, dass der Befürworter eines freien Marktes in 
keinem Bereich eine "konstruktive" Blaupause eines solchen 
Marktes im Voraus vorlegen kann. Das Wesen und der Ruhm 
des freien Marktes besteht darin, dass einzelne Firmen und 
Unternehmen, die auf dem Markt miteinander konkurrieren, 
eine sich ständig verändernde Orchestrierung effizienter und 
fortschrittlicher Waren und Dienstleistungen bereitstellen: 
kontinuierliche Verbesserung von Produkten und Märkten, 
technologischer Fortschritt, Kostensenkungen und die 
möglichst rasche und effiziente Erfüllung sich ändernder 
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Verbraucherwünsche. Der libertäre Ökonom kann versuchen, 
einige Richtlinien anzubieten, wie sich Märkte dort 
entwickeln könnten, wo sie jetzt verhindert oder 
eingeschränkt werden; aber er kann kaum mehr tun, als den 
Weg in Richtung Freiheit zu weisen und die Regierung 
aufzufordern, den produktiven und immer erfinderischen 
Energien der Öffentlichkeit, die sich in freiwilligen 
Marktaktivitäten ausdrücken, aus dem Weg zu gehen. 
Niemand kann die Zahl der Unternehmen, die Größe der 
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Jedes Unternehmen, die Preispolitik usw. eines zukünftigen 
Marktes für eine beliebige Dienstleistung oder Ware. Wir 
wissen einfach aus der Wirtschaftstheorie und aus 
historischer Einsicht, dass ein solcher freier Markt die 
Aufgabe unendlich viel besser erfüllen wird als das 
Zwangsmonopol der bürokratischen Regierung. 


Die Frage, wie die Armen für Verteidigung, Brandschutz, 
Post usw. bezahlen sollen, kann im Grunde mit der 
Gegenfrage beantwortet werden: Wie bezahlen die Armen für 
alles, was sie heute auf dem Markt erhalten? Der Unterschied 
besteht darin, dass wir wissen, dass der freie private Markt 
diese Güter und Dienstleistungen weitaus billiger, in größerer 
Menge und von weitaus höherer Qualität liefern wird, als es 
der Monopolstaat heute tut. Davon würden alle in der 
Gesellschaft profitieren, insbesondere die Armen. Und wir 
wissen auch, dass die gewaltige Steuerlast zur Finanzierung 
dieser und anderer Aktivitäten von den Schultern aller 
Mitglieder der Gesellschaft, einschließlich der Armen, 
genommen würde. 


Wir haben oben gesehen, dass die allgemein anerkannten 
drängenden Probleme unserer Gesellschaft alle mit 
staatlichen Maßnahmen zu tun haben. Wir haben auch 
gesehen, dass die enormen sozialen Konflikte, die mit dem 
öffentlichen Schulsystem verbunden sind, alle verschwinden 
würden, wenn jede Gruppe von Eltern die Möglichkeit hätte, 
die von ihr bevorzugte Ausbildung für ihre Kinder zu 
finanzieren und zu unterstützen. Die schwerwiegenden 
Ineffizienzen und die heftigen Konflikte sind dem staatlichen 
Handeln inhärent. Wenn der Staat beispielsweise 
Monopoldienstleistungen erbringt (z. B. im Bildungswesen 
oder bei der Wasserversorgung), dann werden die 
Entscheidungen, die der Staat trifft, der unglücklichen 
Minderheit zwangsweise aufgezwungen - ob es sich nun um 
die Bildungspolitik für die Schulen handelt (Integration oder 
Segregation, fortschrittlich oder traditionell, religiös oder 
säkular usw.) oder sogar um die Art des zu verkaufenden 
Wassers (zZ. B. fluoridiert oder nicht fluoridiert). Es sollte klar 
sein, dass es dort, wo jede Verbrauchergruppe die von ihr 
nachgefragten Waren oder Dienstleistungen kaufen kann, 
keine derartigen heftigen Auseinandersetzungen gibt. Es gibt 
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keine Kämpfe zwischen Verbrauchern darüber, welche Art 
von Zeitungen gedruckt, welche Kirchen gegründet, welche 
Bücher gedruckt, welche Schallplatten vermarktet oder 
welche Autos hergestellt werden sollen. Was auch immer auf 
dem Markt produziert wird, spiegelt sowohl die Vielfalt als 
auch die Stärke der Verbrauchernachfrage wider. 


Auf dem freien Markt, kurz gesagt, ist der Verbraucher 
König, und jedes Unternehmen, das Gewinne erzielen und 
Verluste vermeiden will, versucht 
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sein Bestes, um den Verbraucher so effizient und 
kostengünstig wie möglich zu bedienen. Bei einem 
staatlichen Unternehmen hingegen ist alles anders. /n jedem 
staatlichen Betrieb gibt es eine schwerwiegende und 
verhängnisvolle Trennung zwischen Leistung und Bezahlung, 
zwischen der Erbringung einer Dienstleistung und der 
Bezahlung für deren Erhalt. Das staatliche Unternehmen 
erzielt sein Einkommen nicht wie ein privates Unternehmen, 
indem es dem Verbraucher einen guten Dienst erweist oder 
indem die Verbraucher seine Produkte kaufen, die seine 
Betriebskosten übersteigen. Nein, die staatliche Behörde 
bezieht ihr Einkommen aus der Ausbeutung des leidgeprüften 
Steuerzahlers. Der Betrieb wird dadurch ineffizient und die 
Kosten steigen, da die staatlichen Stellen keine Verluste oder 
Konkurse befürchten müssen; sie können ihre Verluste durch 
zusätzliche Entnahmen aus der öffentlichen Kasse 
ausgleichen. Außerdem wird der Verbraucher, anstatt um 
seine Gunst zu werben, zu einem bloßen Ärgernis für die 
Regierung, zu jemandem, der die knappen Ressourcen der 
Regierung "verschwendet". In staatlichen Betrieben wird der 
Verbraucher wie ein unwillkommener Eindringling 
behandelt, der den Bürokraten in seinem ruhigen Vergnügen 
an seinem festen Einkommen stört. 


Wenn also die Nachfrage der Verbraucher nach den 
Waren oder Dienstleistungen eines Privatunternehmens 
steigt, freut sich das Privatunternehmen; es umwirbt und 
begrüßt das neue Geschäft und erweitert eifrig seinen Betrieb, 
um die neuen Aufträge zu erfüllen. Der Staat hingegen 
begegnet dieser Situation in der Regel, indem er die 
Verbraucher mürrisch dazu drängt oder sogar anweist, 
weniger zu "kaufen", und lässt zu, dass es zu Engpässen und 
einer Verschlechterung der Qualität seiner Dienstleistungen 
kommt. So wird die verstärkte Nutzung der öffentlichen 
Straßen in den Städten durch die Verbraucher mit einer 
Verschärfung des Verkehrsaufkommens und mit ständigen 
Anprangerungen und Drohungen gegenüber denjenigen, die 
mit ihrem eigenen Auto fahren, beantwortet. Die New Yorker 
Stadtverwaltung droht beispielsweise ständig damit, die 
Benutzung von Privatfahrzeugen in Manhattan zu verbieten, 
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wo die Verkehrsüberlastung am schlimmsten ist. Nur die 
Regierung würde jemals auf die Idee kommen, die 
Verbraucher auf diese Weise zu erschlagen; nur die 
Regierung hat die Dreistigkeit, Verkehrsstaus zu "lösen", 
indem sie private Autos (oder Lastwagen oder Taxis oder was 
auch immer) von der Straße verdrängt. Nach diesem Prinzip 
wäre es natürlich die "ideale" Lösung für Verkehrsstaus, 
einfach alle Fahrzeuge zu verbieten! 
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Aber diese Art von Einstellung gegenüber dem 
Verbraucher ist nicht auf den Straßenverkehr beschränkt. 
New York City zum Beispiel leidet seit einiger Zeit unter 
einer "Wasserknappheit". Hier hat die Stadtverwaltung seit 
vielen Jahren ein Zwangsmonopol für die Wasserversorgung 
ihrer Bürger. Da sie nicht in der Lage war, genügend Wasser 
zu liefern und die Preise für dieses Wasser so zu gestalten, 
dass der Markt frei wird und Angebot und Nachfrage in 
Einklang gebracht werden (was die Privatwirtschaft 
automatisch tut), hat New York bei Wasserknappheit stets 
nicht sich selbst die Schuld gegeben, sondern dem 
Verbraucher, dessen Sünde es war, "zu viel" Wasser zu 
verbrauchen. Die Stadtverwaltung konnte nur reagieren, 
indem sie die Bewässerung von Rasenflächen verbot, den 
Wasserverbrauch einschränkte und die Menschen aufforderte, 
weniger Wasser zu trinken. Auf diese Weise überträgt die 
Verwaltung ihre eigenen Versäumnisse auf den Sündenbock, 
den Verbraucher, der bedroht und geprügelt wird, anstatt gut 
und effizient bedient zu werden. 


In ähnlicher Weise hat die Regierung auf das sich ständig 
verschärfende Kriminalitätsproblem in New York City 
reagiert. Anstatt für einen wirksamen Polizeischutz zu 
sorgen, hat die Stadt den unschuldigen Bürger gezwungen, 
sich von kriminalitätsanfälligen Gebieten fernzuhalten. 
Nachdem der Central Park in Manhattan zu einem 
berüchtigten Zentrum für Raubüberfälle und andere 
Verbrechen in den Nachtstunden geworden war, bestand die 
"Lösung" der Stadt New York darin, eine Ausgangssperre zu 
verhängen, die das Betreten des Parks in diesen Stunden 
verbot. Kurz gesagt, wenn sich ein unschuldiger Bürger 
nachts im Central Park aufhalten will, wird er wegen 
Missachtung der Ausgangssperre verhaftet; es ist natürlich 
einfacher, ihn zu verhaften, als den Park von Verbrechen zu 
befreien. 


Kurz gesagt, während in der Privatwirtschaft die Devise 
gilt: "Der Kunde hat immer Recht", ist die implizite Maxime 
des staatlichen Handelns, dass der Kunde immer die Schuld 
trägt. 


Natürlich haben die politischen Bürokraten eine 
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Standardantwort auf die zunehmenden Beschwerden über 
schlechte und ineffiziente Dienstleistungen: "Die 
Steuerzahler müssen uns mehr Geld geben!" Es reicht nicht 
aus, dass der "öffentliche Sektor" und seine steuerlichen 
Begleiterscheinungen in diesem Jahrhundert viel schneller 
gewachsen sind als das Volkseinkommen. Es reicht nicht aus, 
dass sich die Mängel und Probleme der Regierungsarbeit mit 
dem Wachstum der Bevölkerung vervielfacht haben. 
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die zunehmende Belastung des Staatshaushalts. Wir sollen 
noch mehr Geld in das Rattenloch des Staates schütten! 


Das richtige Gegenargument zur politischen Forderung 
nach mehr Steuergeldern ist die Frage: "Wie kommt es, dass 
die Privatwirtschaft diese Probleme nicht hat?" Wie kommt 
es, dass Hi-Fi-Hersteller oder Fotokopierfirmen oder 
Computerfirmen oder was auch immer keine Probleme 
haben, Kapital zu finden, um ihre Produktion zu erweitern? 
Warum geben sie keine Manifeste heraus, in denen sie die 
investierende Öffentlichkeit anprangern, weil sie ihnen nicht 
mehr Geld zur Verfügung stellen, um die Bedürfnisse der 
Verbraucher zu befriedigen? Die Antwort ist, dass die 
Verbraucher für die Hi-Fi-Anlagen oder die Kopiergeräte 
oder die Computer bezahlen und dass die Investoren daher 
wissen, dass sie mit Investitionen in diese Unternehmen Geld 
verdienen können. Auf dem privaten Markt ist es für 
Unternehmen, die die Öffentlichkeit erfolgreich bedienen, 
leicht, Kapital für eine Expansion zu erhalten; ineffiziente, 
erfolglose Unternehmen tun dies nicht und müssen 
schließlich ihr Geschäft aufgeben. In der öffentlichen 
Verwaltung gibt es jedoch keinen Gewinn- und 
Verlustmechanismus, um Investitionen in effiziente Betriebe 
zu fördern und ineffiziente oder veraltete Betriebe zu 
bestrafen und aus dem Geschäft zu drängen. Es gibt keine 
Gewinne oder Verluste in staatlichen Betrieben, die zu einer 
Ausweitung oder Einschränkung der Tätigkeiten führen. In 
der Regierung "investiert" also niemand wirklich, und 
niemand kann dafür sorgen, dass erfolgreiche Betriebe 
expandieren und erfolglose verschwinden. Im Gegensatz dazu 
muss der Staat sein "Kapital" beschaffen, indem er es durch 
den Zwangsmechanismus der Besteuerung buchstäblich 
zwangsverpflichtet. 


Viele Menschen, darunter auch einige Regierungsbeamte, 


sind der Meinung, dass diese Probleme gelöst werden 
könnten, wenn "die Regierung wie ein Unternehmen geführt 


würde". Die Regierung richtet dann ein Pseudo- 
Unternehmensmonopol ein, das von der Regierung geleitet 
wird und die Angelegenheiten auf einer 


"Geschäftsgrundlage" regeln soll. Dies geschah 
beispielsweise im Fall der Post - heute der U.S. "Postal 
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Service" - und im Fall der ständig bröckelnden und 
verfallenden New York City Transit Authority.! Die 
"Unternehmen" werden dazu angehalten, ihre chronischen 
Defizite zu beenden, und es wird ihnen erlaubt, die 


lFür eine Kritik an der Post und dem Postdienst siehe John Haldi, 
Postal Monopoly (Washington, D.C.: American Enterprise Institute for 
Public Policy Research, 1974). 
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Anleihen auf dem Anleihemarkt. Es stimmt, dass die direkten 
Nutzer dann einen Teil der Last von der Masse der 
Steuerzahler nehmen würden, zu denen Nutzer und 
Nichtnutzer gleichermaßen gehören. Aber es gibt fatale 
Fehler, die jeder staatlichen Tätigkeit innewohnen und die 
durch dieses Pseudo-Geschäftsmodell nicht vermieden 
werden können. Erstens ist ein staatlicher Dienst immer ein 
Monopol oder Halbmonopol. Oft, wie im Fall der Post oder 
der Verkehrsbetriebe, handelt es sich um ein 
Zwangsmonopol, bei dem jeder oder fast jeder private 
Wettbewerb verboten ist. Das Monopol bedeutet, dass die 
staatlichen Dienstleistungen weitaus kostspieliger, teurer und 
von schlechterer Qualität sind, als dies auf dem freien Markt 
der Fall wäre. Private Unternehmen erzielen Gewinne, indem 
sie die Kosten so weit wie möglich senken. Der Staat, der 
ohnehin nicht in Konkurs gehen oder Verluste erleiden kann, 
braucht seine Kosten nicht zu senken; da er vor Wettbewerb 
und Verlusten geschützt ist, braucht er nur seine 
Dienstleistungen einzuschränken oder einfach die Preise zu 
erhöhen. Ein zweiter fataler Fehler ist, dass ein staatliches 
Unternehmen niemals wie ein Unternehmen geführt werden 
kann, da sein Kapital weiterhin vom Steuerzahler stammt. Es 
gibt keine Möglichkeit, dies zu vermeiden; die Tatsache, dass 
das staatliche Unternehmen Anleihen auf dem Markt 
aufnehmen kann, beruht immer noch auf der endgültigen 
Befugnis der Besteuerung, diese Anleihen zurückzuzahlen. 


Schließlich gibt es noch ein weiteres kritisches 
Problem, das mit jeder staatlichen Tätigkeit in einem 
Unternehmen verbunden ist. Einer der Gründe, warum 
private Unternehmen ein Vorbild an Effizienz sind, liegt 
darin, dass der freie Markt Preise festlegt, die es ihnen 
ermöglichen, zu kalkulieren, herauszufinden, wie hoch ihre 
Kosten sind und was sie daher tun müssen, um Gewinne zu 
erzielen und Verluste zu vermeiden. Durch dieses 
Preissystem sowie durch die Motivation, Gewinne zu 
steigern und Verluste zu vermeiden, werden die Waren und 
Dienstleistungen auf dem Markt ordnungsgemäß auf all 
die komplizierten Branchen und Produktionsbereiche 
verteilt, aus denen die moderne industrielle "kapitalistische" 
Wirtschaft besteht. Es ist die ökonomische Kalkulation, die 
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dieses Wunder möglich macht; im Gegensatz dazu ist die 
zentrale Planung, wie sie im Sozialismus versucht wird, der 
genauen Preisgestaltung beraubt und kann daher Kosten und 
Preise nicht kalkulieren. Dies ist der Hauptgrund dafür, 
dass sich die zentrale sozialistische Planung mit der 
Industrialisierung der kommunistischen Länder zunehmend 
als Fehlschlag erwiesen hat. Weil die zentrale Planung die 
Preise und Kosten nicht genau bestimmen kann, haben die 
kommunistischen Länder des Ostens 
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Europa hat sich schnell von der sozialistischen Planwirtschaft 
weg und hin zur freien Marktwirtschaft entwickelt. 


Wenn also die zentrale Planung die Wirtschaft in ein 
hoffnungsloses kalkulatorisches Chaos und in irrationale 
Zuteilungen und Produktionsabläufe stürzt, dann führt das 
Voranschreiten der staatlichen Aktivitäten unaufhaltsam 
immer größere Inseln eines solchen Chaos in die Wirtschaft 
ein und erschwert die Kostenkalkulation und die rationale 
Zuteilung von Produktionsressourcen immer mehr. In dem 
Maße, in dem sich die staatlichen Aktivitäten ausweiten und 
die Marktwirtschaft verkümmert, wird das kalkulatorische 
Chaos immer störender und die Wirtschaft zunehmend 
unbrauchbar. 


Das ultimative libertäre Programm lässt sich in einem 
Satz zusammenfassen: die Abschaffung des öffentlichen 
Sektors, die Umwandlung aller vom Staat durchgeführten 
Tätigkeiten und Dienstleistungen in Tätigkeiten, die freiwillig 
von der Privatwirtschaft durchgeführt werden. Wenden wir 
uns nun von den allgemeinen Überlegungen über den Staat 
im Gegensatz zur Privatwirtschaft einigen der wichtigsten 
Bereiche staatlicher Tätigkeit zu und der Frage, wie sie von 
der freien Marktwirtschaft übernommen werden könnten. 
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DER ÖFFENTLICHE SEKTOR, 1]: 
STRABEN UND 
VERKEHRSWEGE 


SCHUTZ DER STRAßBEN 


natürlich, dass alle Grundstücke, alle Flächen, 
einschließlich der Straßen und Wege, in privatem 
Besitz sind, und zwar in der Hand von Privatpersonen 
und Unternehmen. 
oder andere freiwillige Zusammenschlüsse von Personen und 
Kapital. Die Tatsache, dass alle Straßen und Grundstücke in 
Privatbesitz wären, würde an sich schon viele der scheinbar 
unlösbaren Probleme des Privatbetriebs lösen. Was wir tun 
müssen, ist, unser Denken neu auszurichten und eine Welt in 
Betracht zu ziehen, in der alle Landflächen in privatem Besitz 
sind. 

Nehmen wir zum Beispiel den Polizeischutz. Wie würde 
der Polizeischutz in einer völlig privaten Wirtschaft 
gewährleistet werden? Zin Teil der Antwort liegt auf der 
Hand, wenn wir eine Welt mit völlig privatem Land- und 
Straßenbesitz betrachten. Nehmen wir den Times Square in 
New York City, eine notorisch kriminelle Gegend, in der es 
kaum Polizeischutz durch die städtischen Behörden gibt. 
Jeder New Yorker weiß, dass er auf den Straßen, und nicht 
nur auf dem Times Square, praktisch in einem Zustand der 


A Die Abschaffung des öffentlichen Sektors bedeutet 
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"Anarchie" lebt und nur von der normalen Friedfertigkeit und 
dem guten Willen seiner Mitbürger abhängt. Der 
Polizeischutz in New York ist minimal, eine Tatsache, die 
sich vor kurzem in einem einwöchigen Polizeistreik 
dramatisch zeigte, als die Kriminalität in keiner Weise von 
ihrem normalen Zustand abwich, wenn die Polizei angeblich 
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wachsam und einsatzbereit. Nehmen wir einmal an, das 
Gebiet des Times Square, einschließlich der Straßen, befände 
sich in Privatbesitz, z. B. im Besitz der "Times Square 
Merchants Association". Die Händler wüssten natürlich ganz 
genau, dass, wenn die Kriminalität in ihrem Gebiet überhand 
nimmt, wenn Überfälle und Raubüberfäle an der 
Tagesordnung sind, ihre Kunden abwandern und sich in 
konkurrierende Gebiete und Stadtteile begeben würden. Es 
läge also im wirtschaftlichen Interesse der 
Händlervereinigung, für einen effizienten und ausreichenden 
Polizeischutz zu sorgen, damit die Kunden in ihr Viertel 
gelockt und nicht vertrieben werden. Die Privatwirtschaft ist 
schließlich stets bemüht, Kunden anzuziehen und zu halten. 
Doch was nützen attraktive Auslagen und Verpackungen, 
angenehme Beleuchtung und zuvorkommender Service, wenn 
die Kunden bei einem Spaziergang durch das Viertel 
ausgeraubt oder überfallen werden könnten? 


Die Händlervereinigung würde außerdem durch ihr 
Gewinnstreben und die Vermeidung von Verlusten dazu 
veranlasst, nicht nur für ausreichenden, sondern auch für 
höflichen und angenehmen Polizeischutz zu sorgen. Die 
staatliche Polizei hat nicht nur keinen Anreiz, effizient zu 
sein oder sich um die Bedürfnisse ihrer "Kunden" zu 
kümmern; sie lebt auch mit der allgegenwärtigen 
Versuchung, ihre Gewalt auf brutale und zwanghafte Weise 
auszuüben. Die "Polizeibrutalität" ist ein bekanntes Merkmal 
des Polizeisystems, das nur durch Beschwerden der 
belästigten Bürger in Schach gehalten wird. Wenn aber die 
Polizei der privaten Kaufleute der Versuchung nachgibt, die 
Kunden der Kaufleute brutal zu behandeln, werden diese 
Kunden schnell verschwinden und woanders hingehen. Daher 
wird die Händlervereinigung dafür sorgen, dass ihre Polizei 
sowohl höflich als auch zahlreich ist. 


Ein solcher effizienter und qualitativ hochwertiger 
Polizeischutz würde im ganzen Land, auf allen privaten 
Straßen und Grundstücken herrschen. Fabriken würden ihre 
Straßen bewachen, Handelsunternehmen ihre Straßen, und 
Straßenbaugesellschaften würden ihre mautpflichtigen 
Straßen und andere Straßen in Privatbesitz sicher und 
effizient polizeilich schützen. Das Gleiche würde für 
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Wohngebiete gelten. Wir können uns zwei mögliche Arten 
von privatem Straßenbesitz in solchen Vierteln vorstellen. 
Bei der einen Variante könnten alle Grundstückseigentümer 
eines bestimmten Blocks gemeinsam Figentümer dieses 
Blocks werden, sagen wir als "85th St. Block Company". 
Diese 
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Die Kosten hierfür werden entweder von den 
Hauseigentümern direkt oder von den Mietern getragen, 
wenn die Straße Mietwohnungen umfasst. Auch hier haben 
die Hauseigentümer natürlich ein unmittelbares Interesse 
daran, dass ihr Wohnblock sicher ist, während die Vermieter 
versuchen werden, Mieter anzuziehen, indem sie neben den 
üblichen Dienstleistungen wie Heizung, Wasser und 
Hausmeisterservice auch sichere Straßen anbieten. Die Frage, 
warum Vermieter in einer freiheitlichen, vollständig 
privatwirtschaftlichen Gesellschaft für sichere Straßen sorgen 
sollten, ist genauso unsinnig wie die Frage, warum sie ihre 
Mieter mit Wärme oder Warmwasser versorgen sollten. Die 
Kraft des Wettbewerbs und der Verbrauchernachfrage würde 
sie dazu zwingen, solche Leistungen zu erbringen. 
Unabhängig davon, ob es sich um Wohneigentum oder um 
Mietwohnungen handelt, hängt der Kapitalwert des 
Grundstücks und des Hauses in beiden Fällen von der 
Sicherheit der Straße sowie von den anderen bekannten 
Merkmalen des Hauses und des Viertels ab. Sichere und gut 
bewachte Straßen erhöhen den Wert des Grundstücks und der 
Häuser des Grundstückseigentümers genauso wie gepflegte 
Häuser; von Kriminalität heimgesuchte Straßen senken den 
Wert des Grundstücks und der Häuser genauso sicher wie 
baufällige Häuser selbst. Da Grundstückseigentümer immer 
einen höheren als einen niedrigeren Marktwert für ihr 
Eigentum vorziehen, besteht ein eingebauter Anreiz, 
effiziente, gut gepflasterte und sichere Straßen 
bereitzustellen. 


Eine andere Form des privaten Straßenbesitzes in 
Wohngebieten könnten private Straßenbaugesellschaften 
sein, denen nur die Straßen, nicht aber die Häuser oder 
Gebäude auf ihnen gehören. Die Straßenbaugesellschaften 
würden dann von den Grundstückseigentümern Gebühren für 
die Instandhaltung, Verbesserung und Überwachung ihrer 
Straßen verlangen. Auch hier gilt: Sichere, gut beleuchtete 
und gut gepflasterte Straßen werden Grundstückseigentümer 
und Mieter dazu veranlassen, sich in diesen Straßen 
niederzulassen; unsichere, schlecht beleuchtete und schlecht 
gepflegte Straßen werden diese Eigentümer und Nutzer 
vertreiben. Eine glückliche und florierende Nutzung der 
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Straßen durch Grundstückseigentümer und Automobile wird 
die Gewinne und Aktienwerte der Straßengesellschaften 
erhöhen; eine unglückliche und verfallende Wertschätzung 
der Straßen durch ihre Eigentümer wird die Nutzer vertreiben 
und die Gewinne und Aktienwerte der privaten 
Straßengesellschaften senken. Daher werden die 
Straßenunternehmen ihr Bestes tun, um einen effizienten 
Straßendienst, einschließlich Polizeischutz, anzubieten, um 
zufriedene Nutzer zu sichern; sie werden dazu von ihrem 
Wunsch getrieben, Gewinne zu erzielen und den Wert ihres 
Kapitals zu steigern, 
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und durch ihren ebenso aktiven Wunsch, keine Verluste und 
keine Vernichtung ihres Kapitals zu erleiden. Es ist unendlich 
viel besser, sich auf die Verfolgung wirtschaftlicher 
Interessen durch Grundbesitzer oder Straßenbauunternehmen 
zu verlassen als auf den zweifelhaften "Altruismus”" von 
Bürokraten und Regierungsbeamten. 


An diesem Punkt der Diskussion wird sicher jemand die 
Frage aufwerfen: Wenn die Straßen im Besitz von 
Straßenbaugesellschaften sind und diese im Allgemeinen 
bestrebt sind, ihre Kunden mit größtmöglicher Effizienz 
zufrieden zu stellen, was wäre dann, wenn ein verrückter oder 
tyrannischer Straßenbesitzer plötzlich beschließen würde, den 
Zugang zu seiner Straße für einen anliegenden Hausbesitzer 
zu sperren? Wie könnte der Anlieger dann ein- oder 
aussteigen? Könnte er dauerhaft blockiert werden oder 
müsste er eine enorme Gebühr zahlen, um ein- oder ausfahren 
zu dürfen? Die Antwort auf diese Frage ist dieselbe wie auf 
ein ähnliches Problem im Zusammenhang mit dem 
Grundeigentum: Angenommen, alle Eigentümer von Häusern 
in der Umgebung eines Grundstücks würden ihm plötzlich 
nicht mehr erlauben, hinein- oder hinauszugehen. Die 
Antwort ist, dass jeder, der in einer freiheitlichen Gesellschaft 
ein Haus oder eine Straße kauft, sicherstellt, dass der Kauf- 
oder Pachtvertrag den vollen Zugang für einen bestimmten 
Zeitraum gewährt. Mit dieser Art von "Dienstbarkeit", die im 
Voraus vertraglich festgelegt wird, wäre eine solche 
plötzliche Blockade nicht zulässig, da sie eine Verletzung des 
Eigentumsrechts des Grundstückseigentümers darstellen 
würde. 


Das Prinzip dieser geplanten libertären Gesellschaft ist 
natürlich weder neu noch verblüffend. Wir sind bereits mit 
den belebenden Auswirkungen des Wettbewerbs zwischen 
den Standorten und zwischen den Verkehrsträgern vertraut. 
Als zum Beispiel im neunzehnten Jahrhundert die privaten 
Eisenbahnlinien im ganzen Land gebaut wurden, stellten die 
Eisenbahnen und ihre Konkurrenz eine bemerkenswerte 
Antriebskraft für die Entwicklung ihrer jeweiligen Gebiete 
dar. Jede Eisenbahngesellschaft tat ihr Bestes, um die 
Einwanderung und die wirtschaftliche Entwicklung in ihrem 
Gebiet zu fördern, um ihre Gewinne, die Grundstückswerte 
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und den Wert ihres Kapitals zu steigern. Und jede beeilte 
sich, dies zu tun, um zu verhindern, dass Menschen und 
Märkte ihr Gebiet verließen und in die Häfen, Städte und 
Länder zogen, die von konkurrierenden 
Eisenbahngesellschaften bedient wurden. Das gleiche Prinzip 
würde gelten, wenn alle Straßen und Wege ebenfalls privat 
wären. In ähnlicher Weise sind wir bereits mit dem 
Polizeischutz vertraut, der von privaten Kaufleuten und 
Organisationen bereitgestellt wird. Die Geschäfte stellen auf 
ihren Grundstücken Wachen und Wachpersonal; 


328 


Der öffentliche Sektor, II: Straßen und Verkehrswege 


Banken stellen Wächter, Fabriken beschäftigen Wachleute, 
Einkaufszentren haben Wächter usw. Die libertäre 
Gesellschaft würde dieses gesunde und funktionierende 
System einfach auch auf die Straßen ausdehnen. Es ist kaum 
ein Zufall, dass es auf den Straßen vor den Geschäften viel 
mehr Überfälle und Raubüberfälle gibt als in den Geschäften 
selbst; das liegt daran, dass die Geschäfte mit wachsamen 
privaten Wächtern ausgestattet sind, während wir auf den 
Straßen alle auf die "Anarchie" des staatlichen 
Polizeischutzes angewiesen sind. In der Tat wurden in den 
letzten Jahren in verschiedenen Blöcken von New York City 
als Reaktion auf das galoppierende Kriminalitätsproblem 
bereits private Wachleute eingestellt, die durch freiwillige 
Beiträge der Vermieter und Hausbesitzer in diesen Blöcken 
patrouillieren. Die Kriminalität in diesen Blöcken konnte 
bereits erheblich reduziert werden. Das Problem ist, dass 
diese Bemühungen nur zögerlich und ineffizient waren, weil 
diese Straßen nicht den Anwohnern gehören und es daher 
keinen wirksamen Mechanismus gibt, um das Kapital für 
einen wirksamen und dauerhaften Schutz zu beschaffen. 
Außerdem können die patrouillierenden Straßenwächter nicht 
legal bewaffnet sein, da sie sich nicht auf dem Grundstück 
ihrer Eigentümer befinden, und sie können nicht wie Laden- 
oder andere Grundstückseigentümer gegen jeden vorgehen, 
der sich verdächtig, aber noch nicht kriminell verhält. Sie 
können - kurz gesagt - weder finanziell noch 
verwaltungstechnisch die Dinge tun, die Eigentümer mit 
ihrem Eigentum tun können. 


Darüber hinaus würde eine von den Grundbesitzern und 
Bewohnern eines Blocks oder Viertels bezahlte Polizei nicht 
nur der Polizeibrutalität gegenüber den Kunden ein Ende 
setzen; dieses System würde auch dem gegenwärtigen 
Schauspiel ein Ende setzen, dass die Polizei von vielen 
Gemeinschaften als fremde "imperiale" Kolonisatoren 
betrachtet wird, die nicht dazu da sind, der Gemeinschaft zu 
dienen, sondern sie zu unterdrücken. Im heutigen Amerika ist 
es zum Beispiel die Regel, dass in unseren Städten schwarze 
Viertel von Polizisten bewacht werden, die von den zentralen 
Stadtverwaltungen angestellt sind, Regierungen, die von den 
schwarzen Gemeinschaften als fremd empfunden werden. 
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Eine Polizei, die von den Bewohnern und Landbesitzern der 
Gemeinden selbst gestellt, kontrolliert und bezahlt wird, wäre 
eine völlig andere Geschichte; sie würde ihren Kunden 
Dienstleistungen anbieten und als solche wahrgenommen 
werden, anstatt sie im Namen einer fremden Behörde zu 
zwingen. 


Ein dramatischer Kontrast zwischen den Vorzügen des 
öffentlichen und des privaten Schutzes zeigt sich in einem 
Block in Harlem. In der West 135th 
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Street zwischen der Seventh und Eighth Avenue befindet sich 
die Wache des 82. Reviers des New York City Police 
Department. Doch auch die erhabene Präsenz der Wache 
konnte eine Reihe von nächtlichen Überfällen auf 
verschiedene Geschäfte in diesem Viertel nicht verhindern. 
Im Winter 1966 schlossen sich schließlich 15 Händler des 
Viertels zusammen, um einen Wachmann zu engagieren, der 
die ganze Nacht über den Block bewachen sollte. Der 
Wachmann wurde von der Leroy V. George 
Schutzgesellschaft angeheuert, um den Polizeischutz zu 
gewährleisten, den sie von ihren Grundsteuern nicht 
erhalten.! 


Die erfolgreichsten und am besten organisierten privaten 
Polizeikräfte in der amerikanischen Geschichte waren die 
Bahnpolizisten, die von vielen Eisenbahngesellschaften 
unterhalten wurden, um Verletzungen oder Diebstähle von 
Fahrgästen oder Fracht zu verhindern. Die moderne 
Bahnpolizei wurde am Ende des Ersten Weltkriegs von der 
Protection Section der Amerikanischen 
Eisenbahnvereinigung gegründet. Sie funktionierte so gut, 
dass bis 1929 die Entschädigungszahlungen für 
Raubüberfälle um 93 Prozent zurückgegangen waren. Die 
Verhaftungen durch die Bahnpolizei, die zum Zeitpunkt der 
großen Studie über ihre Tätigkeit in den frühen 1930er Jahren 
insgesamt 10.000 Mann umfasste, führten zu einem weitaus 
höheren Prozentsatz an Verurteilungen als bei den 
Polizeidienststellen, der zwischen 83 und 97 Prozent lag. Die 
Bahnpolizei war bewaffnet, konnte normale Verhaftungen 
vornehmen und wurde von einem unsympathischen 
Kriminologen als weithin für ihren guten Charakter und ihre 
Fähigkeiten bekannt dargestellt.? 


1Siehe William C. Wooldridge, Uncle Sam the Monopoly Man (New 
Rochelle, N.Y.: Arlington House, 1970), S. I11ff. 


2 Ebd, S. 115-17. Die kriminologische Studie wurde von Jeremiah P. 
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Shalloo, Private Police (Philadelphia: Annals of the American 
Academy of Political and Social Science, 1933). Wooldridge merkt an, 
dass Shallo's Verweis auf den guten Ruf der Bahnpolizei "im 
Gegensatz zum gegenwärtigen Status vieler öffentlicher Kräfte in 
Großstädten steht; Sanktionen gegen Fehlverhalten sind so ineffektiv 
oder umständlich, dass sie genauso gut nicht existieren könnten, egal 
wie rhetorisch beruhigend der Status der Kräfte als Diener des Volkes 


auch sein mag." Wooldridge, Uncle Sam the Monopoly Man, S. 117. 
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STRABENVERKEHRSORDNUNG 


Eine der unbestrittenen Folgen, wenn alle Grundstücke 
des Landes im Besitz von Privatpersonen und Unternehmen 
wären, wäre ein größerer Reichtum und eine größere Vielfalt 
der amerikanischen Stadtviertel. Der Charakter des 
polizeilichen Schutzes und die Regeln, die von der privaten 
Polizei angewandt werden, würden von den Wünschen der 
Grundbesitzer oder Straßenbesitzer, den Eigentümern des 
jeweiligen Gebiets, abhängen. So würden verdächtige 
Wohngegenden darauf bestehen, dass alle Personen oder 
Autos, die das Gebiet betreten, vorher mit einem Anwohner 
verabredet oder von einem Anwohner durch einen Anruf von 
der Pforte aus genehmigt werden. Kurz gesagt, es würden 
dieselben Regeln für Straßengrundstücke gelten, wie sie 
heute häufig in privaten Wohnhäusern oder 
Familiensiedlungen angewandt werden. In anderen, eher 
verrufenen Gegenden wäre der Zutritt für jedermann erlaubt, 
und dazwischen könnte es unterschiedliche Grade der 
Überwachung geben. Wahrscheinlich wären Geschäftsräume, 
die ihre Kunden nicht abweisen wollen, für alle offen. All 
dies würde den Wünschen und Werten der Bewohner und 
Eigentümer der zahlreichen Gebiete des Landes vollen Raum 
geben. 


Es könnte der Vorwurf erhoben werden, dass all dies die 
Freiheit zur "Diskriminierung" bei der Unterbringung oder 
der Nutzung der Straßen ermöglicht. Daran besteht kein 
Zweifel. Grundlegend für das libertäre Glaubensbekenntnis 
ist das Recht eines jeden Menschen zu wählen, wer sein 
Eigentum betreten oder benutzen soll, vorausgesetzt 
natürlich, dass die andere Person dazu bereit ist. 


"Diskriminierung" im Sinne von Bevorzugung oder 
Benachteiligung nach beliebigen Kriterien ist ein 
wesentlicher Bestandteil der Wahlfreiheit und damit einer 
freien Gesellschaft. Aber auf dem freien Markt ist eine solche 
Diskriminierung natürlich kostspielig und muss von dem 
betreffenden Grundstückseigentümer bezahlt werden. 


Nehmen wir zum Beispiel an, dass jemand in einer freien 
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Gesellschaft Vermieter eines Hauses oder eines Häuserblocks 
ist. Er könnte einfach die freie Marktmiete verlangen und es 
dabei bewenden lassen. Aber dann gibt es Risiken: Er könnte 
sich dafür entscheiden, die Vermietung an Paare mit kleinen 
Kindern zu diskriminieren, weil er davon ausgeht, dass ein 
erhebliches Risiko der Verunstaltung seines Eigentums 
besteht. Andererseits kann er auch 
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sich dafür entscheiden, als Ausgleich für das höhere Risiko 
eine zusätzliche Miete zu verlangen, so dass die Miete auf 
dem freien Markt für solche Familien tendenziell höher sein 
wird als sonst. Dies wird in den meisten Fällen auf dem freien 
Markt auch geschehen. Aber was ist mit der persönlichen, 
nicht rein wirtschaftlichen "Diskriminierung" durch den 
Vermieter? Nehmen wir an, der Vermieter ist ein großer 
Bewunderer von 1,80 m großen schwedischen Amerikanern 
und beschließt, seine Wohnungen nur an Familien aus dieser 
Gruppe zu vermieten. In einer freien Gesellschaft wäre das 
sein gutes Recht, aber er würde dadurch natürlich einen 
großen finanziellen Verlust erleiden. Denn das würde 
bedeuten, dass er einen Mieter nach dem anderen abweisen 
müsste, auf der endlosen Suche nach sehr großen Schweden- 
Amerikanern. Auch wenn dies ein extremes Beispiel ist, so 
ist die Wirkung bei jeder Art von persönlicher 
Diskriminierung auf dem Markt genau dieselbe, wenn auch in 
unterschiedlichem Maße. Wenn der Vermieter zum Beispiel 
Rothaarige nicht mag und beschließt, seine Wohnungen nicht 
an sie zu vermieten, wird er Verluste erleiden, wenn auch 
nicht so gravierende wie im ersten Beispiel. 


In jedem Fall muss jeder, der eine solche 
"Diskriminierung" auf dem freien Markt praktiziert, die 
Kosten tragen, entweder durch Gewinneinbußen oder durch 
den Verlust von Dienstleistungen für den Verbraucher. Wenn 
ein Verbraucher beschließt, Waren zu boykottieren, die von 
Leuten verkauft werden, die er nicht mag, ob die Abneigung 
nun gerechtfertigt ist oder nicht, dann wird er auf Waren oder 
Dienstleistungen verzichten, die er sonst gekauft hätte. 


In einer freien Gesellschaft würden also alle 
Grundstückseigentümer die Regeln für die Nutzung oder den 
Zutritt zu ihrem Grundstück festlegen. Je strenger die Regeln 
sind, desto weniger Menschen werden sich an einer solchen 
Nutzung beteiligen, und der Eigentümer muss dann die 
Strenge der Zulassung gegen den Verlust von Einnahmen 
abwägen. Ein Vermieter könnte beispielsweise 
"diskriminieren", indem er, wie George Pullman in seiner 
"Company Town" in Illinois im späten 19. Jahrhundert, 
darauf besteht, dass alle seine Mieter jederzeit in Jackett und 
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Krawatte erscheinen; er könnte dies tun, aber es ist 
zweifelhaft, dass viele Mieter in ein solches Gebäude oder 
eine solche Anlage einziehen oder dort bleiben würden, und 
der Vermieter würde schwere Verluste erleiden. 


Der Grundsatz, dass Eigentum von seinen Eigentümern 
verwaltet wird, ist auch die Widerlegung eines 
Standardarguments für staatliche Eingriffe in die Wirtschaft. 
Das Argument besagt, dass 
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"Die Regierung legt schließlich die Verkehrsregeln fest - rote 
und grüne Ampeln, Rechtsverkehr, Höchstgeschwindigkeit 
usw. Sicherlich muss jeder zugeben, dass der Verkehr ohne 
solche Regeln im Chaos versinken würde. Warum sollte der 
Staat also nicht auch in die übrige Wirtschaft eingreifen?" 
Der Trugschluss ist nicht, dass der Verkehr reguliert werden 
sollte; natürlich sind solche Regeln notwendig. Aber der 
entscheidende Punkt ist, dass solche Regeln immer von 
demjenigen festgelegt werden, dem die Straßen gehören und 
der sie daher verwaltet. Der Staat hat die Verkehrsregeln 
festgelegt, weil er seit jeher Eigentümer der Straßen ist und 
diese verwaltet; in einer freiheitlichen Gesellschaft mit 
Privateigentum würden die privaten Eigentümer die Regeln 
für die Nutzung ihrer Straßen festlegen. 


Aber könnten die Verkehrsregeln in einer rein freien 
Gesellschaft nicht "chaotisch" sein? Würden nicht einige 
Besitzer rot für "Stopp", andere grün oder blau usw. 
kennzeichnen? Würden nicht einige Straßen auf der rechten 
Seite und andere auf der linken Seite benutzt werden? Solche 
Fragen sind absurd. Es liegt doch auf der Hand, dass es im 
Interesse aller Straßeneigentümer liegt, in diesen Fragen 
einheitliche Regeln zu haben, damit der Straßenverkehr 
reibungslos ineinandergreifen kann. Jeder eigenwillige 
Straßenbesitzer, der auf Linksverkehr oder Grün für "Stop" 
statt "Go" bestand, würde sich bald mit zahlreichen Unfällen 
und dem Verschwinden von Kunden und Nutzern 
konfrontiert sehen. Die privaten Eisenbahnen im Amerika des 
19. Jahrhunderts sahen sich mit ähnlichen Problemen 
konfrontiert und lösten sie harmonisch und ohne 
Schwierigkeiten. Die Eisenbahnen ließen die Wagen der 
anderen auf ihren Gleisen fahren, sie verbanden sich zum 
gegenseitigen Nutzen miteinander, die Spurweiten der 
verschiedenen Eisenbahnen wurden vereinheitlicht, und es 
wurden einheitliche regionale Güterklassifikationen für 6.000 
Güter ausgearbeitet. Außerdem ergriffen die Eisenbahnen 
und nicht die Regierung die Initiative zur Konsolidierung des 
bis dahin bestehenden chaotischen Flickenteppichs von 
Zeitzonen. Um eine genaue Zeitplanung und -einteilung zu 
ermöglichen, mussten die Eisenbahnen konsolidieren. 1883 
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einigten sie sich darauf, die bestehenden 54 Zeitzonen im 
ganzen Land zu den vier heutigen zusammenzufassen. In der 
New Yorker Finanzzeitung Commercial and Financial 
Chronicle hieß es, dass "die Gesetze des Handels und der 
Selbsterhaltungstrieb Reformen bewirken und 
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Verbesserungen, die alle gesetzgebenden Organe zusammen 
nicht erreichen konnten "3- 


PREISGESTALTUNG FÜR STRABEN UND WEGE 


Betrachtet man dagegen die Leistung der staatlichen 
Straßen und Autobahnen in Amerika, so ist es schwer 
vorstellbar, dass privates Eigentum eine ineffizientere oder 
irrationalere Bilanz aufweisen könnte. Es ist inzwischen 
weithin anerkannt, dass die Regierungen von Bund und 
Ländern, angetrieben von der Lobbyarbeit der Automobil-, 
Öl- und Reifenhersteller sowie der Bauunternehmen und 
Gewerkschaften, den Ausbau der Autobahnen massiv 
vorangetrieben haben. Die Autobahnen gewähren den 
Nutzern hohe Subventionen und haben maßgeblich dazu 
beigetragen, dass die Schiene als lebensfähiges Unternehmen 
zerstört wurde. So können Lastkraftwagen auf einer vom 
Steuerzahler errichteten und instandgehaltenen Trasse fahren, 
während die Eisenbahnen ihre Gleise selbst bauen und 
instandhalten mussten. Darüber hinaus führten die 
subventionierten Autobahn- und Straßenbauprogramme zu 
einer übermäßigen Ausdehnung von Vorstädten, die von 
Autos genutzt werden, zum zwangsweisen Abriss zahlloser 
Häuser und Unternehmen und zu einer künstlichen Belastung 
der Innenstädte. Die Kosten für den Steuerzahler und die 
Wirtschaft waren enorm. 


Besonders subventioniertt wurde der städtische 
Autopendler, und gerade in den Städten ist die 
Verkehrsbelastung zusammen mit dieser Subventionierung 
der Überakkumulation des Verkehrs stark angestiegen. 
Professor William Vickrey von der Universität von Columbia 
schätzt, dass die Kosten für den Bau von Stadtautobahnen 
zwischen 6 und 27 Cent pro Fahrzeugkilometer liegen, 
während die Benutzer durch Benzin- und andere 
Kraftfahrzeugsteuern nur etwa 1 Cent pro Fahrzeugkilometer 
zahlen. Der allgemeine Steuerzahler und nicht der Autofahrer 
zahlt für die Instandhaltung der städtischen Straßen. 
Außerdem wird die Benzinsteuer pro Kilometer gezahlt, 
unabhängig davon, welche Straße oder Autobahn benutzt 
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wird, und unabhängig von der Zeit, in der 


3Siehe Edward C. Kirkland, Industry Comes of Age: Business, Labor, and 
Pub- lic Policy, 1860-1897 (New York: Holt, Rinehart, and Winston, 
1961), S. 48-50. 
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Tag der Fahrt. Wenn also Autobahnen aus dem allgemeinen 
Benzinsteuerfonds finanziert werden, werden die Nutzer der 
kostengünstigen ländlichen Fernstraßen besteuert, um die 
Nutzer der weitaus teureren städtischen Schnellstraßen zu 
subventionieren. Ländliche Autobahnen kosten in der Regel 
nur 2 Cent pro Fahrzeugkilometer für Bau und 
Instandhaltung.* 


Darüber hinaus ist die Benzinsteuer kaum ein rationales 
Preissystem für die Straßennutzung, und kein privates 
Unternehmen würde die Straßennutzung jemals auf diese 
Weise bepreisen. In der Privatwirtschaft werden die Preise 
für Waren und Dienstleistungen so festgesetzt, dass "der 
Markt frei ist", d. h. dass das Angebot der Nachfrage 
entspricht und es weder Engpässe noch unverkaufte Waren 
gibt. Die Tatsache, dass die Benzinsteuer unabhängig von der 
Straße pro Kilometer gezahlt wird, bedeutet, dass die stärker 
nachgefragten städtischen Straßen und Autobahnen mit einem 
Preis konfrontiert sind, der weit unter dem Preis auf dem 
freien Markt liegt. Die Folge sind enorme und verschärfte 
Verkehrsstaus auf den stark befahrenen Straßen, vor allem in 
den Stoßzeiten, und ein weitgehend ungenutztes Straßennetz 
in ländlichen Gebieten. Ein rationales Preissystem würde 
gleichzeitig die Gewinne der Straßenbesitzer maximieren und 
stets für freie, staufreie Straßen sorgen. Im gegenwärtigen 
System hält die Regierung den Preis für die Nutzer 
überlasteter Straßen extrem niedrig und weit unter dem Preis 
auf dem freien Markt; das Ergebnis ist eine chronische 
Knappheit an Straßenraum, die sich in Verkehrsstaus 
niederschlägt. Die Regierung hat stets versucht, diesem 
wachsenden Problem nicht durch eine rationale 
Preisgestaltung, sondern durch den Bau von noch mehr 
Straßen zu begegnen, indem sie den Steuerzahler für noch 
mehr Subventionen an die Autofahrer zur Kasse bittet und so 
den Mangel noch verschlimmert. Das Angebot krampfhaft zu 
erhöhen, während der Preis für die Nutzung weit unter dem 
Marktpreis gehalten wird, führt einfach zu chronischen und 
verschärften Staus.5 Es ist wie ein Hund, der ein 
mechanisches Kaninchen jagt. So hat die Washington Post 
die Auswirkungen des Bundesprogramms für Autobahnen in 
der Hauptstadt des Landes nachgezeichnet: 
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4Aus einer unveröffentlichten Studie von William Vickrey, "Transit Fare 
Increases a Costly Revenue". 


5 Für ähnliche Ergebnisse einer irrationalen Preisgestaltung für Start- 
und Landebahnen durch Flughäfen in Staatsbesitz siehe Ross D. 
Eckert, Airports And Congestion (Washington, D.C.: American 
Enterprise Institute for Public Policy Research, 1972). 
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Der Capital Beltway in Washington war eines der ersten 
großen Teilstücke des Systems, das fertiggestellt wurde. 
Als das letzte Teilstück im Sommer 1964 eröffnet wurde, 
galt es als eine der besten Autobahnen, die je gebaut 
wurden. 


Sie sollte (a) die Innenstadt von Washington durch eine 
Umgehungsstraße für den Nord-Süd-Verkehr entlasten und 
(b) die um die Hauptstadt gelegenen Bezirke und Städte 
miteinander verbinden. 


Was der Beltway tatsächlich wurde, war (a) eine 
Pendlerautobahn und ein lokaler Verkehrskreisel und (b) 
die Ursache für einen enormen Bauboom, der die Flucht der 
Weißen und Wohlhabenden aus der Innenstadt 
beschleunigte. 


Anstatt den Verkehr zu entlasten, hat die Umgehungsstraße 
ihn vergrößert. Zusammen mit der I-95, der 70-S und der I- 
66 hat er es den Pendlern ermöglicht, sich immer weiter 
von ihren Arbeitsplätzen in der Innenstadt zu entfernen. 


Sie hat auch dazu geführt, dass Behörden sowie 
Einzelhandels- und Dienstleistungsunternehmen aus der 
Innenstadt in die Vororte verlagert wurden, wodurch die 
von ihnen geschaffenen Arbeitsplätze für viele 
Innenstadtbewohner unerreichbar geworden sind.® 


Wie würde ein rationales Preissystem aussehen, ein 
System, das von privaten Straßenbesitzern eingeführt wird? 
In erster Linie würden die Autobahnen Mautgebühren 
erheben, vor allem an so günstigen Zufahrten zu 


6Hank Burchard, "U.S. Highway System: Wohin jetzt?", Washington 
Post (29. November 1971). Oder, wie John Dyckman es ausdrückt: 


in Verkehrseinrichtungen ... zusätzlicher Raum schafft 
zusätzlichen Verkehr. Die Eröffnung einer Autobahn, die zur 
Deckung der bestehenden Nachfrage konzipiert wurde, kann 
diese Nachfrage schließlich erhöhen, bis die Überlastung der 
Autobahn die Reisezeit auf das Niveau vor der Existenz der 
Autobahn erhöht. 


John W. Dyckman, "Transportation in Cities", in A. Schreiber, P. Gatons 
und R. Clemmer, Hrsg., Economics of Urban Problems; Selected 
Readings (Boston: Houghton Mifflin, 1971), S. 143. Eine 
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ausgezeichnete Analyse darüber, wie ein erhöhtes Angebot die 
Verkehrsüberlastung nicht beenden kann, wenn die Preise weit unter 
dem Marktpreis liegen, findet sich in Charles O. Meiburg, "An 
Economic Analysis of Highway Services", Quarterly Journal of 
Economics (November 1963): 648-56. 
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Städte wie Brücken und Tunnel, aber nicht so, wie es heute 
der Fall ist. Zum Beispiel wären die Mautgebühren zur 
Hauptverkehrszeit und zu anderen Spitzenzeiten (z. B. 
sonntags im Sommer) viel höher als in den verkehrsarmen 
Zeiten. In einem freien Markt würde die größere Nachfrage 
zu den Hauptverkehrszeiten zu höheren Mautgebühren 
führen, bis die Staus beseitigt sind und der Verkehrsfluss 
gleichmäßig verläuft. Aber die Leute müssen doch zur Arbeit 
fahren, wird der Leser fragen? Sicherlich, aber sie müssen 
nicht mit ihrem eigenen Auto fahren. Einige Pendler werden 
ganz darauf verzichten und zurück in die Stadt ziehen; andere 
werden Fahrgemeinschaften bilden; wieder andere werden in 
Schnellbussen oder Zügen fahren. Auf diese Weise würde die 
Nutzung der Straßen zu den Hauptverkehrszeiten auf 
diejenigen beschränkt, die am ehesten bereit sind, den 
marktgerechten Preis für ihre Nutzung zu zahlen. Auch 
andere werden sich bemühen, ihre Arbeitszeiten so zu 
verlagern, dass sie zu gestaffelten Zeiten kommen und gehen. 
Wochenendarbeiter würden ebenfalls weniger fahren oder 
ihre Arbeitszeiten verschieben. Und schließlich werden die 
höheren Gewinne, die z. B. mit Brücken und Tunneln zu 
erzielen sind, private Unternehmen dazu veranlassen, mehr 
davon zu bauen. Der Straßenbau wird nicht durch das 
Geschrei von Interessengruppen und Nutzern nach 
Subventionen bestimmt, sondern durch die effiziente 
Nachfrage- und Kostenkalkulation des Marktes. 


Während sich viele Menschen das Funktionieren 
privater Autobahnen vorstellen können, schreckt sie der 
Gedanke an private Stadtstraßen ab. Wie würden sie bepreist 
werden? Würde es an jedem Block Mautstellen geben? 
Natürlich nicht, denn ein solches System wäre eindeutig 
unwirtschaftlich und sowohl für den Eigentümer als auch 
für den Fahrer unerschwinglich. In erster Linie werden die 
Straßeneigentümer die Preise für das Parken viel rationeller 
gestalten als heute. Sie werden die Preise für das Parken 
auf überlasteten Straßen in der Innenstadt sehr hoch 
ansetzen, um der enormen Nachfrage gerecht zu werden. 
Und im Gegensatz zu der heute üblichen Praxis werden sie 
für längeres, ganztägiges Parken nicht weniger, sondern 
proportional viel mehr verlangen. Kurz gesagt, die 
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Straßenbesitzer werden versuchen, einen schnellen Umsatz 
in den überlasteten Bereichen zu erzielen. Für das Parken 
ist das in Ordnung; auch das ist leicht verständlich. Aber was 
ist mit dem Autofahren auf verstopften Straßen? Wie könnte 
hier der Preis gestaltet werden? Hier gibt es zahlreiche 
Möglichkeiten. Zunächst könnten die Straßenbesitzer in 
den Innenstädten von jedem, der auf ihren Straßen fährt, 
den Erwerb eines Führerscheins verlangen, der am Auto 
angebracht werden könnte, so wie es heute bei 
Führerscheinen und Plaketten der Fall ist. Darüber hinaus 
könnten sie von jedem, der zu den Hauptverkehrszeiten fährt, 
verlangen, dass er einen zusätzlichen, sehr teuren 
Führerschein kauft und vorzeigt. Es gibt auch andere 
Möglichkeiten. Moderne 
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Die Technologie könnte es möglich machen, dass alle 
Autos mit einem Zähler ausgestattet werden, der nicht nur 
pro Kilometer klickt, sondern auf verstopften Straßen und 
Wegen zu Stoßzeiten eine bestimmte Geschwindigkeit 
vorgibt. Dann könnte der Autobesitzer am Ende des 
Monats eine Rechnung erhalten. Ein ähnlicher Plan wurde 
vor einem Jahrzehnt von Professor A.A. Wal- ters vorgestellt: 


Zu den besonderen Verwaltungsinstrumenten, die 
verwendet werden könnten, gehören ... spezielle 
Kilometerzähler (ähnlich denen, die von Taxis verwendet 
werden). Diese speziellen Kilometerzähler würden den 
Kilometerstand aufzeichnen 

wenn die "Fahne" hochgehalten wird, und für diesen 
Kilometerstand würde eine Gebühr erhoben werden. Dies 
würde sich für große städtische Gebiete wie New York, 
London, Chicago usw. eignen. Für bestimmte Stunden des 
Tages könnten "beflaggte" Straßen festgelegt werden. 
Fahrzeuge könnten auf diesen Straßen ohne eine besondere 
Kilometerleistung fahren, sofern sie eine Tagesvignette 
kaufen und vorzeigen. Der Gelegenheitsverkehr mit 
"Vignette" wäre mit höheren Gebühren belastet worden als 
der Höchstbetrag, den die Fahrzeuge mit Kilometerzähler 
zahlen. Die Überwachung des Systems wäre recht einfach. 
Es könnten Kameras aufgestellt werden, um die Fahrzeuge 
ohne Vignette oder Flagge zu erfassen, und bei 
Zuwiderhandlung könnte ein angemessenes Bußgeld 
erhoben werden.’ 


Professor Vickrey schlug außerdem vor, dass 
Fernsehkameras an den Kreuzungen der am stärksten 
verstopften Straßen die Nummernschilder aller Autos 
aufzeichnen und den Autofahrern jeweils eine Rechnung 
schicken könnten 


7Professor Walters fügt hinzu, dass die Kosten für jeden 
Kilometerzähler bei einer angemessenen Anwendung der 
Meilenmessermethode wahrscheinlich auf etwa 10 Dollar reduziert 
werden könnten. A.A. Walters "The Theory and Measurement of 
Private and Social Cost of Highway Congestion", Econometrica (Oktober 
1961): 684. Siehe auch Meiburg, "An Economic Analysis of Highway 
Ser- vices", S. 652; Vickrey, "Transit Fare Increases a Costly Revenue"; 
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Dyck- man, "Transportation in Cities", S. 135-51; John F. Kain, "A Re- 
appraisal of Metropolitan Transport Planning", in Schreiber, Gatons, 
and Clemmer, eds. Economics of Urban Problems, S. 152-66; John R. 
Meyer, "Knocking Down the Straw Men", in B. Chinitz, ed., City and 
Suburb (Englewood Cliffs, N.J.: Prentice-Hall, 1964), S. 85-93; und 
James C. Nelson, "The Pricing of Highway, Waterway, and Airway 
Facilities", American Economic Review, Papers and Proceedings (Mai 1962), 

pp- 426-32. 
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Monat im Verhältnis zu allen Überquerungen der Kreuzung. 
Als Alternative schlug er vor, dass jedes Auto mit dem 
elektronischen Messgerät von Oxford ausgestattet werden 
könnte; jedes Auto würde dann sein eigenes einzigartiges 
Signal aussenden, das von dem an der jeweiligen Kreuzung 
aufgestellten Gerät erfasst würde. 


Auf jeden Fall wäre das Problem einer vernünftigen 
Preisgestaltung für Straßen und Autobahnen für die 
Privatwirtschaft und die moderne Technik leicht zu lösen. 
Geschäftsleute auf dem freien Markt haben schon weitaus 
schwierigere Probleme gelöst; man muss ihnen nur den 
nötigen Freiraum lassen. 


Wenn das gesamte Verkehrswesen völlig frei wäre, wenn 
die Straßen, Fluggesellschaften, Eisenbahnen und 
Wasserstraßen von ihren labyrinthischen Netzen von 
Subventionen, Kontrollen und Vorschriften in einem rein 
privaten System befreit wären, wie würden die Verbraucher 
ihre Verkehrsmittelausgaben verteilen? Würden wir zum 
Beispiel zur Eisenbahn zurückkehren? Die besten 
Schätzungen der Kosten und der Nachfrage nach 
Transportmitteln gehen davon aus, dass die Eisenbahn zum 
Hauptträger des Güterfernverkehrs, die Fluggesellschaften 
zum Hauptträger des Personenfernverkehrs, die Lastwagen 
zum Hauptträger des Güterfernverkehrs und die Busse zum 
Hauptträger des öffentlichen Nahverkehrs werden würden. 
Während die Eisenbahn im Güterfernverkehr ein Comeback 
erleben würde, würde sie ım Personenverkehr kaum 
wiederbelebt werden. In den letzten Jahren haben viele 
Liberale, die mit dem übermäßigen Bau von Autobahnen 
unzufrieden sind, eine massive Einschränkung der 
Autobahnnutzung und die Subventionierung und den Bau von 
U-Bahnen und Pendlerzügen in großem Umfang für den 
Stadtverkehr gefordert. Diese grandiosen Pläne ignorieren 
jedoch die enormen Kosten und die Verschwendung, die 
damit verbunden wären. Denn selbst wenn viele dieser 
Autobahnen nicht hätten gebaut werden sollen, so sind sie 
doch vorhanden, und es wäre töricht, sie nicht zu nutzen. In 
den letzten Jahren haben einige intelligente 
Verkehrsökonomen ihre Stimme gegen die massive 
Verschwendung erhoben, die mit dem Bau neuer 
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Schnellbahnen (wie in der San Francisco Bay 


8Douglass C. North und Roger LeRoy Miller, The Economics of Public 
Issues (New York: Harper and Row, 1971), S. 72. 
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Gebiet) und haben stattdessen gefordert, die bestehenden 
Autobahnen durch den Einsatz von Expressbussen für den 
Pendlerverkehr zu nutzen.? 


Es ist nicht schwer, sich ein Netz von privaten, nicht 
subventionierten und unregulierten Eisenbahnen und 
Fluggesellschaften vorzustellen; aber könnte es ein System 
von Privatstraßen geben? Wäre ein solches System überhaupt 
machbar? Eine Antwort ist, dass private Straßen in der 
Vergangenheit hervorragend funktioniert haben. In England 
vor dem 18. Jahrhundert zum Beispiel waren die Straßen, die 
ausnahmslos im Besitz der lokalen Regierungen waren und 
von diesen betrieben wurden, schlecht gebaut und noch 
schlechter instand gehalten. Diese öffentlichen Straßen hätten 
die gewaltige industrielle Revolution, die England im 18. 
Jahrhundert erlebte, die "Revolution", die das moderne 


Zeitalter einleitete, niemals tragen können. Die 
lebenswichtige Aufgabe, die fast unpassierbaren englischen 
Straßen zu verbessern, wurde von privaten 


Straßenbaugesellschaften übernommen, die ab 1706 das 
große Straßennetz organisierten und errichteten, um das 
England von der ganzen Welt beneidet wurde. Die 
Eigentümer dieser privaten Straßenbaugesellschaften waren 
in der Regel Grundbesitzer, Kaufleute und Industrielle in dem 
Gebiet, das von der Straße bedient wurde, und sie deckten 
ihre Kosten durch die Erhebung von Mautgebühren an 
ausgewählten Mautstellen. Oft wurde die Mauterhebung für 
ein Jahr oder länger an Einzelpersonen verpachtet, die im 
Rahmen von Auktionen ausgewählt wurden. Durch diese 
Privatstraßen entwickelte sich in England ein Binnenmarkt, 
der die Kosten für den Transport von Kohle und anderen 
sperrigen Gütern erheblich senkte. Und da dies für beide 
Seiten vorteilhaft war, schlossen sich die 
Schifffahrtsgesellschaften zusammen, um ein 
zusammenhängendes Straßennetz im ganzen Land zu 
schaffen - alles ein Ergebnis von privatem Unternehmertum 
in Aktion.10 
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9Siehe zum Beispiel die oben zitierten Arbeiten von Meyer und Kain 
sowie Meyer, Kain und Wohl, The Urban Transportation Problem 
(Cambridge, Mass.: Harvard University Press, 1965). 


10Siehe T,S, Ashton, An Economic History of England: The 18th Century (New 
York: Barnes and Noble, 1955), S. 78-90. Siehe dieselbe Quelle, S. 72- 
90, für das mächtige Netz privater Kanäle, die im selben Zeitraum in 
ganz England gebaut wurden. 
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Wie in England, so auch etwas später in den Vereinigten 
Staaten. Angesichts der praktisch unpassierbaren Straßen, die 
von den lokalen Behörden gebaut wurden, bauten und 
finanzierten private Unternehmen von etwa 1800 bis 1830 ein 
großes Netz von Schnellstraßen in den nordöstlichen 
Bundesstaaten. Wieder einmal erwiesen sich private 
Unternehmen im Straßenbau und -besitz den rückständigen 
staatlichen Maßnahmen überlegen. Die Straßen wurden von 
privaten Straßenbaugesellschaften gebaut und betrieben, und 
von den Nutzern wurden Mautgebühren erhoben. Die 
Straßenbaugesellschaften wiederum wurden größtenteils von 
den Kaufleuten und Grundbesitzern entlang der Strecken 
finanziert und schlossen sich freiwillig zu einem 
zusammenhängenden Straßennetz zusammen. Und diese 
Turnpikes waren die ersten wirklich guten Straßen in den 
Vereinigten Staaten.!! 


11Siehe George Rogers Taylor, The Transportation Revolution, 1815- 
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1860 (New York: Rinehart, 1951), S. 22-28. Siehe auch W.C. Wooldridge, 
Uncle Sam the Monopoly Man, S. 128-36. 
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DER ÖFFENTLICHE SEKTOR, Ill: 
POLIZEI, RECHT UND GERICHTSWESEN 


POLIZEILICHER SCHUTZ 


und so können sich die meisten Menschen ohne 
weiteres einen freien Markt für die meisten Waren und 
Dienstleistungen vorstellen. Der wahrscheinlich 
schwierigste Einzelbereich ist 
Die Abschaffung der staatlichen Schutzmaßnahmen - Polizei, 
Gerichte usw. -, die den Schutz von Personen und Gütern vor 
Angriffen oder Invasionen umfassen, ist jedoch eine 
Selbstverständlichkeit. Wie könnten privates 
Unternehmertum und der freie Markt einen solchen Dienst 
leisten? Wie könnten Polizei, Rechtssysteme, Justiz, 
Strafverfolgung, Gefängnisse - wie könnten sie auf einem 
freien Markt bereitgestellt werden? Wir haben bereits 
gesehen, dass zumindest ein großer Teil des polizeilichen 
Schutzes von den verschiedenen Eigentümern von Straßen 
und Grundstücken geleistet werden könnte. Doch nun müssen 
wir diesen gesamten Bereich systematisch untersuchen. 
Erstens ist es ein weit verbreiteter Irrtum, der sogar von 
den meisten Befürwortern des Laissez-faire vertreten wird, 
dass der Staat "Polizeischutz" bereitstellen muss, als ob 
Polizeischutz eine einzige, absolute Einheit wäre, eine feste 
Menge von etwas, das der Staat an alle liefert. Aber in 
Wirklichkeit gibt es kein absolutes Gut namens 


267 


T: Markt und das private Unternehmertum existieren, 


"Polizeischutz", genauso wenig wie es ein absolutes 
Einzelgut namens "Lebensmittel" oder "Regale" gibt. Es 
stimmt zwar, dass jeder Steuern für eine scheinbar feste 
Menge an Schutz zahlt, aber das ist ein Mythos. In 
Wirklichkeit gibt es 
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gibt es fast unendlich viele verschiedene Arten von Schutz. 
Für jede beliebige Person oder jedes beliebige Unternehmen 
kann die Polizei alles bereitstellen, von einem 
Streifenpolizisten, der einmal pro Nacht auf Streife geht, über 
zwei Polizisten, die ständig in jedem Wohnblock 
patrouillieren, bis hin zu Streifenwagen und einem oder sogar 
mehreren Personenschützern, die rund um die Uhr im Einsatz 
sind. Darüber hinaus muss die Polizei noch viele andere 
Entscheidungen treffen, deren Komplexität deutlich wird, 
sobald wir hinter den Schleier des Mythos vom absoluten 
"Schutz" blicken. Wie soll die Polizei ihre Mittel einsetzen, 
die natürlich immer begrenzt sind, wie die Mittel aller 
anderen Personen, Organisationen und Behörden auch? Wie 
viel soll die Polizei in elektronische Geräte investieren? in 
Geräte zur Abnahme von Fingerabdrücken? in Detektive im 
Gegensatz zu uniformierten Polizisten? in Streifenwagen im 
Gegensatz zu Fußpolizisten usw.? 


Der Punkt ist, dass die Regierung keine rationale 
Möglichkeit hat, diese Zuweisungen vorzunehmen. Die 
Regierung weiß nur, dass sie über ein begrenztes Budget 
verfügt. Die Zuweisung der Mittel unterliegt dann dem vollen 
Spiel der Politik, der WVerschwendungssucht und der 
bürokratischen Ineffizienz, ohne dass es irgendeinen 
Anhaltspunkt dafür gibt, ob die Polizeibehörde den 
Verbrauchern in einer Weise dient, die ihren Wünschen 
entspricht, oder ob sie dies effizient tut. Die Situation wäre 
anders, wenn die Polizeidienste auf einem freien, 
wettbewerbsorientierten Markt angeboten würden. In diesem 
Fall würden die Verbraucher für das von ihnen gewünschte 
Maß an Schutz bezahlen. Die Bürger, die nur ab und zu einen 
Polizisten sehen wollen, würden weniger bezahlen als 
diejenigen, die eine ständige Patrouille wünschen, und weit 
weniger als diejenigen, die einen 24-Stunden- 
Leibwächterdienst verlangen. Auf dem freien Markt würde 
der Schutz in dem Maße und auf die Art und Weise 
bereitgestellt, wie die Verbraucher dafür zu zahlen bereit 
sind. Das Streben nach Effizienz wäre, wie immer auf dem 
Markt, durch den Zwang zur Gewinnerzielung und zur 
Vermeidung von Verlusten gewährleistet, um so die Kosten 
niedrig zu halten und die höchsten Ansprüche der 
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Verbraucher zu erfüllen. Jedes Polizei-Unternehmen, das 
unter grober Ineffizienz leidet, würde bald in Konkurs gehen 
und verschwinden. 


Ein großes Problem, dem sich eine staatliche Polizei 
immer stellen muss, ist die Frage, welche Gesetze sie wirklich 
durchsetzen soll. Die Polizeibehörden stehen theoretisch vor 
der absoluten Aufforderung, "alle Gesetze durchzusetzen", 
aber in der Praxis zwingt ein begrenztes Budget sie dazu, ihr 
Personal und ihre Ausrüstung auf die dringendsten 
Verbrechen zu verwenden. Aber 
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das absolute Diktum verfolgt sie und wirkt einer rationalen 
Ressourcenallokation entgegen. Auf dem freien Markt 
würde das durchgesetzt, was die Kunden zu zahlen bereit 
sind. Nehmen wir zum Beispiel an, dass Herr Jones einen 
wertvollen Edelstein besitzt, von dem er glaubt, dass er bald 
gestohlen werden könnte. Er kann einen Rund-um-die-Uhr- 
Polizeischutz verlangen und dafür bezahlen, und zwar in der 
Höhe, die er mit der Polizeigesellschaft aushandeln 
möchte. Andererseits hat er vielleicht auch eine 
Privatstraße auf seinem Grundstück, auf der er nicht 
möchte, dass viele Leute fahren - aber vielleicht sind ihm 
Eindringlinge auf dieser Straße nicht so wichtig. In diesem 
Fall wird er keine polizeilichen Mittel zum Schutz dieser 
Straße einsetzen. Wie auf dem Markt im Allgemeinen ist es 
Sache des Verbrauchers - und da wir alle Verbraucher sind, 
bedeutet dies, dass jede Person individuell entscheidet, wie 
viel und welche Art von Schutz sie wünscht und zu kaufen 
bereit ist. 


Alles, was wir über die Polizei der Grundeigentümer 
gesagt haben, gilt für die private Polizei im Allgemeinen. Die 
Polizei auf dem freien Markt wäre nicht nur effizient, sondern 
hätte auch einen starken Anreiz, höflich zu sein und nicht 
brutal gegen ihre Kunden oder deren Freunde oder Kunden 
vorzugehen. Ein privater Central Park würde effizient 
bewacht werden, um die Parkeinnahmen zu maximieren, 
anstatt eine prohibitive Ausgangssperre für unbedarfte - und 
zahlende - Kunden zu verhängen. Ein freier Polizeimarkt 
würde einen effizienten und höflichen Polizeischutz für die 
Kunden belohnen und jedes Abweichen von diesem Standard 
bestrafen. Es gäbe nicht mehr die derzeitige Trennung 
zwischen Dienstleistung und Bezahlung, die allen staatlichen 
Tätigkeiten innewohnt, eine Trennung, die bedeutet, dass die 
Polizei, wie alle anderen staatlichen Stellen, ihre Einnahmen 
nicht freiwillig und wettbewerbsorientiertt von den 
Verbrauchern, sondern zwangsweise von den Steuerzahlern 
bezieht. 


Da die staatliche Polizei immer ineffizienter wird, 
wenden sich die Verbraucher mehr und mehr privaten 
Formen des Schutzes zu. Wir haben bereits den Block- oder 
Nachbarschaftsschutz erwähnt. Darüber hinaus gibt es private 
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Wachleute, Versicherungsgesellschaften, Privatdetektive und 
immer ausgefeiltere Ausrüstungen wie Tresore, Schlösser, 
Videoüberwachungsanlagen und Einbruchsalarmanlagen. Die 
Presidents Commission on Law Enforcement and the 
Administration of Justice schätzte 1969, dass die staatliche 
Polizei die amerikanische Öffentlichkeit 2,8 Dollar kostet. 
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Milliarden Dollar pro Jahr, während sie 1,35 Milliarden 
Dollar für private Schutzdienste und weitere 200 Millionen 
Dollar für Ausrüstung ausgibt, so dass die Ausgaben für den 
privaten Schutz mehr als die Hälfte der Ausgaben für die 
staatliche Polizei ausmachen. Diese Zahlen sollten jene 
Leichtgläubigen stutzig machen, die glauben, dass der 
Polizeischutz irgendwie, durch irgendein mystisches Recht 
oder eine Macht, notwendigerweise und für immer ein 
Attribut der staatlichen Souveränität ist.! 


Jeder Leser von Kriminalromanen weiß, dass die 
Detektive von Privatversicherungen bei der 
Wiederbeschaffung von gestohlenem Eigentum weitaus 
effizienter sind als die Polizei. Die Versicherungsgesellschaft 
ist nicht nur aus wirtschaftlichen Gründen gezwungen, dem 
Verbraucher zu dienen - und damit zu versuchen, die Zahlung 
von Leistungen zu vermeiden -, sondern ihr Hauptaugenmerk 
ist ein ganz anderes als das der Polizei. Die Polizei, die für 
eine mythische "Gesellschaft" steht, ist in erster Linie daran 
interessiert, den Verbrecher zu fangen und zu bestrafen; die 
Wiederherstellung der gestohlenen Beute für das Opfer ist 
absolut zweitrangig. Der Versicherungsgesellschaft und ihren 
Detektiven hingegen geht es in erster Linie um die 
Wiedererlangung der Beute, und die Ergreifung und 
Bestrafung des Verbrechers ist zweitrangig gegenüber dem 
Hauptzweck, dem Opfer eines Verbrechens zu helfen. Hier 
zeigt sich erneut der Unterschied zwischen einem privaten 
Unternehmen, das gezwungen ist, dem Opfer einer Straftat zu 
dienen, und der öffentlichen Polizei, die keinem solchen 
wirtschaftlichen Zwang unterliegt. 


Wir können keinen Markt entwerfen, der nur als 
Hypothese existiert, aber es ist vernünftig anzunehmen, dass 
der Polizeidienst in einer libertären Gesellschaft von den 
Grundbesitzern oder von Versicherungsgesellschaften 
bereitgestellt würde. Da die Versicherungsgesellschaften den 
Opfern von Straftaten Leistungen zahlen würden, ist es sehr 
wahrscheinlich, dass sie den Polizeidienst als Mittel zur 
Eindämmung der Kriminalität und damit zur Zahlung ihrer 
Leistungen anbieten würden. Es ist auf jeden Fall 
wahrscheinlich, dass der Polizeidienst durch regelmäßige 
monatliche Prämien bezahlt würde, wobei die Polizeibehörde 
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- ob Versicherungsgesellschaft oder nicht - bei Bedarf 
eingeschaltet würde. 


Dies liefert die erste einfache Antwort auf eine typische 
Schreckensfrage von Menschen, die zum ersten Mal von der 
Idee einer völlig privaten Polizei hören: "Das bedeutet doch, 
dass man, wenn man 


1Siehe Wooldridge, Uncle Sam the Monopoly Man, S. 111ff. 
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Wenn Sie überfallen oder ausgeraubt werden, müssen Sie zu 
einem Polizisten eilen und darüber feilschen, wie viel Ihre 
Verteidigung kosten wird. Ein kurzer Moment des 
Nachdenkens sollte zeigen, dass auf dem freien Markt keine 
Dienstleistung auf diese Weise erbracht wird. Natürlich wird 
die Person, die von Agentur A oder 
Versicherungsgesellschaft B geschützt werden möchte, 
regelmäßige Prämien zahlen und nicht warten, bis sie 
angegriffen wird, bevor sie Schutz kauft. "Aber nehmen wir 
an, ein Notfall tritt ein und ein Polizist von Unternehmen A 
sieht, wie jemand überfallen wird; wird er anhalten und 
fragen, ob das Opfer eine Versicherung von Unternehmen A 
abgeschlossen hat?" In erster Linie wird diese Art von 
Straßenkriminalität, wie oben erwähnt, von der Polizei 
erledigt, die von demjenigen beauftragt wurde, dem die 
betreffende Straße gehört. Aber was ist mit dem 
unwahrscheinlichen Fall, dass es in einem Viertel keine 
Straßenpolizei gibt und ein Polizist von Unternehmen A 
zufällig sieht, dass jemand überfallen wird? Wird er dem 
Opfer zu Hilfe eilen? Das wäre natürlich Sache von 
Unternehmen A, aber es ist kaum vorstellbar, dass private 
Polizeifirmen nicht den guten Willen kultivieren, indem sie 
es sich zur Regel machen, Opfern in Notsituationen 
unentgeltliche Hilfe zu leisten und das gerettete Opfer 
anschließend vielleicht um eine freiwillige Spende zu bitten. 
Wenn ein Hausbesitzer ausgeraubt oder überfallen wird, wird 
er natürlich die Polizeidienststelle anrufen, die er bisher 
benutzt hat. Er wird eher die Polizeieinheit A anrufen als "die 
Polizei", die er jetzt anruft. 


Wettbewerb sorgt für Effizienz, niedrige Preise und hohe 
Qualität, und es gibt keinen Grund, von vornherein 
anzunehmen, dass es etwas Göttliches ist, wenn es in einem 
bestimmten geografischen Gebiet nur eine Polizeibehörde 
gibt. Wirtschaftswissenschaftler haben oft behauptet, dass die 
Produktion bestimmter Waren oder Dienstleistungen ein 
"natürliches Monopol" sei, so dass mehr als eine 
Polizeibehörde in einem bestimmten Gebiet nicht lange 
überleben könne. Vielleicht, aber nur ein völlig freier Markt 
könnte diese Frage ein für alle Mal klären. Nur der Markt 
kann entscheiden, welche und wie viele Unternehmen in 
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welcher Größe und Qualität im aktiven Wettbewerb 
überleben können. Aber es gibt keinen Grund, von vornherein 
anzunehmen, dass der Polizeischutz ein "natürliches 
Monopol" ist. Versicherungsunternehmen sind es schließlich 
auch nicht; und wenn wir Metropolitan, Equitable, Prudential 
usw. als Versicherungsunternehmen nebeneinander bestehen 
lassen können, warum nicht auch Metropolitan, Equitable 
und Prudential als Polizeischutzunternehmen? Gustave de 
Molinari, der im neunzehnten Jahrhundert 
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Der französische Marktwirtschaftler Molinari war der erste in 
der Geschichte, der einen freien Markt für den Polizeischutz 
in Erwägung zog und befürwortete.?2 Molinari schätzte, dass 
es letztendlich mehrere private Polizeibehörden 
nebeneinander in den Städten und eine private Behörde in 
jedem ländlichen Gebiet geben würde. Vielleicht - aber wir 
müssen uns darüber im Klaren sein, dass die moderne 
Technologie die Einrichtung von Zweigstellen großer 
städtischer Unternehmen selbst in den entlegensten 
ländlichen Gebieten viel einfacher macht. Eine Person, die in 
einem kleinen Dorf in Wyoming lebt, könnte also die Dienste 
einer lokalen Schutzfirma in Anspruch nehmen oder eine 
nahe gelegene Zweigstelle der Metropol- itan Protection 
Company nutzen. 


"Aber wie könnte sich ein armer Mensch einen privaten 
Schutz leisten, für den er bezahlen müsste, anstatt wie jetzt 
kostenlosen Schutz zu erhalten?" Es gibt mehrere Antworten 
auf diese Frage, eine der häufigsten Kritiken an der Idee eines 
völlig privaten Polizeischutzes. Eine davon ist, dass dieses 
Problem natürlich für jede Ware oder Dienstleistung in einer 
libertären Gesellschaft gilt, nicht nur für die Polizei. Aber ist 
Schutz nicht notwendig? Vielleicht, aber das gilt auch für 
Lebensmittel aller Art, Kleidung, Unterkunft usw. Diese sind 
sicherlich mindestens genauso wichtig, wenn nicht sogar 
wichtiger, als der Schutz durch die Polizei, und dennoch sagt 
fast niemand, dass der Staat deshalb Lebensmittel, Kleidung, 
Unterkünfte usw. verstaatlichen und als Zwangsmonopol 
kostenlos zur Verfügung stellen muss. Sehr arme Menschen 
würden im Allgemeinen durch private Wohltätigkeit versorgt, 
wie wir in unserem Kapitel über Wohlfahrt gesehen haben. 
Darüber hinaus gäbe es im speziellen Fall der Polizei 
zweifellos Möglichkeiten, den Einheimischen freiwillig 
kostenlosen Polizeischutz zu gewähren - entweder durch die 
Polizei- unternehmen selbst aus Wohlwollen (wie es heute 
Krankenhäuser und Ärzte tun) oder durch spezielle 
"Polizeihilfe"-Gesellschaften, die eine ähnliche Arbeit wie 
die heutigen "Rechtshilfe"-Gesellschaften leisten würden. 
(Rechtshilfevereine bieten Bedürftigen, die mit den Behörden 
in Konflikt geraten sind, unentgeltlich Rechtsbeistand an). 


Es gibt wichtige zusätzliche Überlegungen. Wie wir 
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gesehen haben, ist der Polizeidienst nicht "kostenlos"; er wird 
von den Bürgern bezahlt. 


2 Vgl, Gustave de Molinari, The Production of Security (New York: Center 
for Libertarian Studies, 1977). 
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Steuerzahler, und der Steuerzahler ist sehr oft der arme 
Mensch selbst. Es kann gut sein, dass er jetzt mehr Steuern 
für die Polizei zahlt, als er an Gebühren für private und 
weitaus effizientere Polizeigesellschaften zahlen würde. 
Außerdem würden die Polizeiunternehmen einen 
Massenmarkt anzapfen; mit den Einsparungen eines solchen 
großen Marktes wäre der Polizeischutz zweifellos viel 
billiger. Kein Polizei-Unternehmen würde sich selbst aus 
einem großen Teil seines Marktes verdrängen wollen, und die 
Kosten für den Schutz wären nicht unerschwinglicher als z. 
B. die Kosten für eine Versicherung heute. (In der Tat wäre er 
tendenziell viel billiger als die heutige Versicherung, da die 
Versicherungsbranche heute stark von der Regierung 
reguliert wird, um Billiganbieter fernzuhalten.) 


Es gibt einen letzten Alptraum, den die meisten 
Menschen, die über private Schutzeinrichtungen nachgedacht 
haben, als ausschlaggebend für die Ablehnung eines solchen 
Konzepts ansehen. Würden die Agenturen nicht ständig 
aneinandergeraten? Würde nicht eine "Anarchie" ausbrechen, 
mit ständigen Konflikten zwischen den Polizeikräften, weil 
der eine "seine" Polizei anruft, während der andere "seine" 
anruft? 


Auf diese entscheidende Frage gibt es mehrere 
Antworten. Erstens: Da es keinen Gesamtstaat, keine zentrale 
oder auch nur lokale Regierung gäbe, bliebe uns zumindest 
der Schrecken der zwischenstaatlichen Kriege mit ihrer Fülle 
an massiven, superzerstörerischen und inzwischen auch 
nuklearen Waffen erspart. Wenn wir auf die Geschichte 
zurückblicken, ist es dann nicht schmerzlich klar, dass die 
Zahl der Menschen, die in isolierten Nachbarschaftskämpfen 
oder Konflikten getötet werden, nichts im Vergleich zu den 
Massenverwüstungen in zwischenstaatlichen Kriegen ist? 
Hierfür gibt es gute Gründe. Um Emo- tionalismus zu 
vermeiden, nehmen wir zwei hypothetische Länder: 
"Ruritanien" und "Walldavien". Wenn sowohl Ruritanien als 
auch Walldavien in eine libertäre Gesellschaft ohne 
Regierung und mit unzähligen Privatpersonen, Firmen und 
Polizeibehörden aufgelöst würden, wären die einzigen 
Zusammenstöße, die ausbrechen könnten, lokaler Natur, und 
die Waffen wären notwendigerweise in ihrem Umfang und 
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ihrer Zerstörungskraft streng begrenzt. Nehmen wir an, dass 
in einer ruritanischen Stadt zwei Polizeibehörden 
aneinandergeraten und anfangen, sich zu beschießen. 
Schlimmstenfalls könnten sie keine Massenbombardements, 
nukleare Vernichtung oder bakteriologische Kriegsführung 
einsetzen, da sie selbst im Holocaust in die Luft gesprengt 
werden würden. Es geht um die Aufteilung von Territorien in 
einzelne, staatliche Gebiete. 
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Denn wenn die einfache Monopolregierung von Walldavien 
ihrem alten Rivalen, der Regierung von Ruritanien, 
gegenübersteht, kann jeder von ihnen 
Massenvernichtungswaffen und sogar einen Atomkrieg 
führen, weil es der "andere" und das "andere Land" ist, das 
sie verletzen werden. Da nun jeder Mensch Untertan einer 
Monopolregierung ist, wird er in den Augen jeder anderen 
Regierung unwiderruflich mit "seiner" Regierung 
identifiziert. Der Bürger Frankreichs wird mit "seiner" 
Regierung identifiziert, und wenn eine andere Regierung 
Frankreich angreift, wird sie daher sowohl die Bürger als 
auch die Regierung Frankreichs angreifen. Wenn aber 
Unternehmen A gegen Unternehmen B kämpft, können 
höchstens die jeweiligen Kunden der beiden Unternehmen in 
die Schlacht hineingezogen werden, aber sonst niemand. Es 
sollte also klar sein, dass wir, selbst wenn das Schlimmste 
eintreten und eine libertäre Welt tatsächlich zu einer Welt der 
"Anarchie" werden würde, immer noch viel besser dran 
wären als jetzt, wo wir der Gnade zügelloser, "anarchischer" 
Nationalstaaten ausgeliefert sind, von denen jeder ein 
furchterregendes Monopol an Massenvernichtungswaffen 
besitzt. Wir dürfen nie vergessen, dass wir alle in einer Welt 
der "inter-nationalen Anarchie" leben und immer gelebt 
haben, in einer Welt von zwanghaften Nationalstaaten, die 
von keiner übergeordneten Weltregierung kontrolliert 
werden, und es gibt keine Aussicht auf eine Änderung dieser 
Situation. 


Eine libertäre Welt, selbst wenn sie anarchisch wäre, hätte 
nicht die brutalen Kriege, die Massenverwüstungen und die 
Atombombenabwürfe zu erleiden, die unsere staatlich 
geprägte Welt seit Jahrhunderten erleidet. Selbst wenn die 
Polizei vor Ort ständig aneinandergeraten würde, gäbe es 
keine Dres- dens, keine Hiroshimas mehr. 


Aber es gibt noch viel mehr zu sagen. Wir sollten niemals 
zugeben, dass diese lokale "Anarchie" wahrscheinlich 
eintreten wird. Trennen wir das Problem der polizeilichen 
Zusammenstöße in verschiedene Teile: ehrliche 
Meinungsverschiedenheiten und den Versuch einer oder 
mehrerer Polizeikräfte, "gesetzlos" zu werden und Gelder zu 
beschaffen oder ihre Herrschaft durch Zwang durchzusetzen. 


281 


Gehen wir für einen Moment davon aus, dass die 
Polizeikräfte ehrlich sind und nur von ehrlichen 
Meinungsverschiedenheiten angetrieben werden; lassen wir 
das Problem der gesetzlosen Polizei für eine Weile beiseite. 
Einer der wichtigsten Aspekte der Schutzdienste, die die 
Polizei ihren jeweiligen Kunden bieten kann, ist sicherlich der 
Schutz der Ruhe. Jedem Verbraucher, 
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jeder Käufer von Polizeischutz wünscht sich vor allem einen 
effizienten und ruhigen Schutz, ohne Konflikte und 
Störungen. Jede Polizeibehörde wäre sich dieser wichtigen 
Tatsache bewusst. Die Annahme, dass die Polizei ständig 
aneinandergeraten und sich bekämpfen würde, ist absurd, 
denn sie ignoriert die verheerenden Auswirkungen, die diese 
chaotische "Anarchie" auf das Geschäft aller Polizeifirmen 
haben würde. Um es ganz offen zu sagen: Solche Kriege und 
Konflikte wären schlecht - sehr schlecht - für das Geschäft. 
Auf dem freien Markt würden daher alle Polizeibehörden 
dafür sorgen, dass es zwischen ihnen nicht zu Konflikten 
kommt und dass alle Meinungsverschiedenheiten vor privaten 
Gerichten ausgetragen werden, die von privaten Richtern 
oder Schiedsrichtern entschieden werden. 


Um genauer zu werden: Erstens wären, wie gesagt, 
Zusammenstöße minimal, weil der Straßenbesitzer seine 
Wachen hätte, der Ladenbesitzer seine, der Vermieter seine 
und der Hauseigentümer seine eigene Polizeikompanie. 
Realistischerweise gäbe es im Alltag wenig Raum für direkte 
Zusammenstöße zwischen Polizeibehörden. Aber nehmen wir 
einmal an, dass zwei benachbarte Hausbesitzer in einen Streit 
geraten, jeder den anderen beschuldigt, einen Angriff oder 
eine Gewalttat begangen zu haben, und jeder seine eigene 
Polizeieinheit anruft, falls sie zufällig verschiedenen 
Einheiten unterstellt sind. Was dann? Auch hier wäre es 
sinnlos und sowohl wirtschaftlich als auch physisch 
selbstzerstörerisch, wenn die beiden Polizeidienststellen 
anfangen würden, sich zu prügeln. Stattdessen würde jede 
Polizeigesellschaft, um überhaupt im Geschäft zu bleiben, als 
wesentlichen Teil ihrer Dienstleistung den Einsatz von 
privaten Gerichten oder Schiedsrichtern ankündigen, um zu 
entscheiden, wer im Unrecht ist. 


DIE GERICHTE 


Nehmen wir an, der Richter oder Schlichter entscheidet, 
dass Smith in einem Streitfall im Unrecht war und Jones 
angegriffen hat. Wenn Smith das Urteil akzeptiert, gibt es, 
unabhängig von der Höhe des Schadensersatzes oder der 
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Strafe, kein Problem für die Theorie des freiheitlichen 
Schutzes. Was aber, wenn er das Urteil nicht akzeptiert? Oder 
nehmen wir ein anderes Beispiel: Jones wird ausgeraubt. Er 
beauftragt seine Polizeifirma mit Detektivarbeit, um den 
Verbrecher aufzuspüren. Die Firma entscheidet, dass ein 
gewisser Brown der Täter ist. 
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kriminell. Was dann? Wenn Brown seine Schuld anerkennt, 
gibt es wieder kein Problem, und die gerichtliche Bestrafung 
wird fortgesetzt, wobei das Hauptaugenmerk darauf liegt, den 
Verbrecher zu zwingen, dem Opfer Schadenersatz zu leisten. 
Aber was ist, wenn Brown seine Schuld bestreitet? 


Diese Fälle führen uns aus dem Bereich des polizeilichen 
Schutzes heraus und in einen anderen lebenswichtigen 
Bereich des Schutzes: den Justizdienst, d.h. die Bereitstellung 
einer Methode, um nach allgemein anerkannten Verfahren so 
gut wie möglich festzustellen, wer der Kriminelle oder der 
Vertragsbrecher in irgendeinem Verbrechen oder Streitfall 
ist. Viele Menschen, selbst diejenigen, die anerkennen, dass 
ein privater, wettbewerbsfähiger Polizeidienst auf einem 
freien Markt angeboten werden könnte, schrecken vor der 
Idee völlig privater Gerichte zurück. Wie in aller Welt 
könnten Gerichte privat sein? Wie würden Gerichte in einer 
Welt ohne Regierung Gewalt anwenden? Wären dann nicht 
ewige Konflikte und "Anarchie" die Folge? 


Erstens unterliegen die Monopolgerichte der Regierung 
denselben schwerwiegenden Problemen, Ineffizienzen und 
Beeinträchtigungen für den Verbraucher wie jede andere 
staatliche Einrichtung. Wir alle wissen, dass die Richter 
beispielsweise nicht nach ihrer Weisheit, Redlichkeit oder 
Effizienz im Dienste des Verbrauchers ausgewählt werden, 
sondern dass es sich um politische Schreiberlinge handelt, die 
durch den politischen Prozess ausgewählt werden. Darüber 
hinaus sind die Gerichte Monopole; wenn beispielsweise die 
Gerichte in einer Stadt korrupt, käuflich, repressiv oder 
ineffizient werden, hat der Bürger derzeit keine Möglichkeit, 
dagegen vorzugehen. Der geschädigte Bürger von Deep Falls, 
Wyoming, muss sich entweder an das örtliche Gericht in 
Wyoming wenden oder gar nicht. In einer freiheitlichen 
Gesellschaft gäbe es viele Gerichte, viele Richter, an die er 
sich wenden könnte. Auch hier gibt es keinen Grund für die 
Annahme eines "natürlichen Monopols" der richterlichen 
Weisheit. Der Bürger von Deep Falls könnte sich zum 
Beispiel an die örtliche Niederlassung der Pru- dential 
Judicial Company wenden. 


Wie würden die Gerichte in einer freien Gesellschaft 
finanziert werden? Es gibt viele Möglichkeiten. 
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Möglicherweise würde sich jeder Einzelne bei einem 
Gerichtsdienst anmelden, einen monatlichen Beitrag zahlen 
und dann das Gericht in Anspruch nehmen, wenn er es 
braucht. Oder, da Gerichte wahrscheinlich viel seltener 
gebraucht werden als Polizisten, kann er eine Gebühr zahlen, 
wenn er das Gericht in Anspruch nehmen will, wobei der 
Verbrecher oder Vertragsbrecher das Opfer oder den Kläger 
schließlich entschädigt. Eine dritte Möglichkeit wäre, dass 
die Gerichte 
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Es kann sogar "vertikal integrierte" Unternehmen geben, die 
sowohl Polizei- als auch Justizdienste anbieten: die 
Prudential Judicial Company könnte eine Polizei- und eine 
Justizabteilung haben. Nur der Markt wird entscheiden 
können, welche dieser Methoden am besten geeignet ist. 


Wir alle sollten mit der zunehmenden Nutzung privater 
Schiedsgerichte vertraut sein, auch in unserer heutigen 
Gesellschaft. Die staatlichen Gerichte sind so überlastet, 
ineffizient und verschwenderisch geworden, dass sich immer 
mehr Streitparteien an private Schlichter wenden, um ihre 
Streitigkeiten auf billigere und weitaus weniger 
zeitaufwändige Weise beizulegen. In den letzten Jahren hat 
sich die private Schiedsgerichtsbarkeit zu einem wachsenden 
und sehr erfolgreichen Beruf entwickelt. Da es sich um ein 
freiwilliges Verfahren handelt, können die Parteien die 
Regeln für die Schiedsgerichtsbarkeit rasch selbst festlegen, 
ohne dass ein komplizierter, für alle Bürger geltender 
Rechtsrahmen erforderlich ist. Die Schiedsgerichtsbarkeit 
ermöglicht es daher, dass die Entscheidungen von Personen 
getroffen werden, die in dem betreffenden Gewerbe oder 
Beruf Experten sind. Die American Arbitration Association, 
deren Motto lautet "Die Hand ist mächtiger als die Faust", 
verfügt derzeit über 25 regionale Niederlassungen im ganzen 
Land und beschäftigt 23.000 Schiedsrichter. Im Jahr 1969 
führte die Vereinigung über 22.000 Schiedsgerichtsverfahren 
durch. Darüber hinaus regulieren die 
Versicherungsgesellschaften jährlich über 50.000 
Schadensfälle durch freiwillige Schlichtung. Auch in Fällen 
von Autounfällen werden zunehmend und mit Erfolg private 
Schiedsrichter eingesetzt. 


Man könnte einwenden, dass die privaten Schiedsrichter 
zwar immer mehr richterliche Aufgaben wahrnehmen, ihre 
Entscheidungen aber nach wie vor von den Gerichten 
vollstreckt werden, so dass, sobald sich die streitenden 
Parteien auf einen Schiedsrichter einigen, dessen 
Entscheidung rechtsverbindlich wird. Dies ist zwar richtig, 
war aber vor 1920 nicht der Fall, und der Beruf des 
Schiedsrichters wuchs zwischen 1900 und 1920 ebenso 
schnell wie seitdem. Tatsächlich begann die moderne 
Schiedsgerichtsbewegung in England zur Zeit des 
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Amerikanischen Bürgerkriegs, als Kaufleute zunehmend die 
von freiwilligen Schiedsrichtern bereitgestellten 
"Privatgerichte" nutzten, auch wenn die Entscheidungen nicht 
rechtsverbindlich waren. Um 1900 begann sich die freiwillige 
Schiedsgerichtsbarkeit auch in den Vereinigten Staaten 
durchzusetzen. Im mittelalterlichen England entwickelte sich 
die gesamte Struktur des Handelsrechts, das von den 
staatlichen Gerichten ungeschickt und ineffizient gehandhabt 
wurde, aus privaten Kaufmannsgerichten. Die 
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Die Kaufmannsgerichte waren rein freiwillige 
Schiedsgerichte, deren Entscheidungen nicht 
rechtsverbindlich waren. Wie konnten sie dann erfolgreich 
sein? 


Die Antwort ist, dass sich die Kaufleute im Mittelalter 
und bis 1920 ausschließlich auf die Ächtung und den Boykott 
durch die anderen Kaufleute in der Region verließen. Mit 
anderen Worten: Wenn ein Kaufmann sich weigerte, sich 
einem Schiedsverfahren zu unterwerfen oder eine 
Entscheidung zu ignorieren, machten die anderen Kaufleute 
dies im Handel bekannt und weigerten sich, mit dem 
widerspenstigen Kaufmann Geschäfte zu machen, so dass 
dieser schnell unterlag. Wooldridge nennt ein Beispiel aus 
dem Mittelalter: 


Die Kaufleute brachten ihre Gerichte zum Funktionieren, 
indem sie sich einfach bereit erklärten, sich an die 
Ergebnisse zu halten. Der Händler, der gegen die 
Vorschriften verstieß, wurde zwar nicht ins Gefängnis 
geworfen, aber er würde auch nicht lange als Händler 
bestehen bleiben, denn die von seinen Mitmenschen 
geforderte Verbindlichkeit und ihre Macht über seine 
Waren erwiesen sich als wirksamer als physischer Zwang. 
Nehmen wir Johannes von Homing, der seinen 
Lebensunterhalt mit dem Großhandel von Fisch verdiente. 
Als John eine Partie Hering verkaufte, die angeblich einer 
Probe von drei Fässern entsprach, die aber, wie seine 
Mithändler feststellten, in Wirklichkeit mit "Stichlingen 
und fauligem Hering" vermischt war, machte er den 
Mangel unter Androhung der wirtschaftlichen Ächtung 
wieder gut.3 


In der Neuzeit wurde die Ächtung sogar noch wirksamer, 
und sie beinhaltete das Wissen, dass jeder, der einen 
Schiedsspruch ignorierte, nie wieder die Dienste eines 
Schiedsrichters in Anspruch nehmen konnte. Der Industrielle 
Owen D. Young, Chef von Gen- eral Electric, kam zu dem 
Schluss, dass die moralische Zurechtweisung durch andere 
Geschäftsleute eine weitaus wirksamere Sanktion darstellte 
als die gerichtliche Durchsetzung. Heutzutage würden 
moderne Technologien, Computer und 
Kreditwürdigkeitsprüfungen eine solche landesweite Ächtung 
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noch wirksamer machen, als sie es in der Vergangenheit je 
war. 


Selbst wenn eine rein freiwillige Schlichtung für 
kommerzielle Streitigkeiten ausreicht, wie sieht es dann mit 
offenkundig kriminellen Aktivitäten aus? 


3Wooldridge, Uncle Sam the Monopoly Man, S. 96. Siehe auch S. 94-110. 
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der Straßenräuber, der Vergewaltiger, der Bankräuber? In 
diesen Fällen würde die Ächtung wahrscheinlich nicht 
ausreichen - obwohl sie auch die Weigerung der Eigentümer 
privater Straßen einschließen würde, solche Verbrecher in 
ihrem Gebiet zu dulden. Für die kriminellen Fälle werden 
also Gerichte und Rechtsdurchsetzung notwendig. 


Wie würden dann die Gerichte in einer libertären 
Gesellschaft arbeiten? Insbesondere, wie könnten sie ihre 
Entscheidungen durchsetzen? Bei all ihren Handlungen 
müssen sie außerdem die entscheidende libertäre Regel 
beachten, dass keine physische Gewalt gegen jemanden 
angewendet werden darf, der nicht als Verbrecher verurteilt 
wurde - andernfalls würden die Anwender solcher Gewalt, ob 
Polizei oder Gerichte, selbst als Aggressoren verurteilt 
werden, wenn sich herausstellt, dass die Person, gegen die sie 
Gewalt angewendet haben, unschuldig war. Im Gegensatz zu 
etatistischen Systemen könnte keinem Polizisten oder Richter 
eine besondere Immunität für die Anwendung von Zwang 
gewährt werden, die über das hinausgeht, was jeder andere in 
der Gesellschaft anwenden könnte. 


Nehmen wir nun den bereits erwähnten Fall. Mr. Jones 
wird ausgeraubt, sein Detektivbüro entscheidet, dass ein 
gewisser Brown das Verbrechen begangen hat, und Brown 
weigert sich, seine Schuld einzugestehen. Was nun? Zunächst 
einmal müssen wir feststellen, dass es derzeit kein 
übergeordnetes Weltgericht oder eine Weltregierung gibt, die 
ihre Beschlüsse durchsetzt; doch während wir in einem 
Zustand der "internationalen Anarchie" leben, gibt es wenig 
oder gar keine Probleme bei Streitigkeiten zwischen Bürgern 
zweier Länder. Nehmen wir zum Beispiel an, dass ein Bürger 
aus Uruguay behauptet, von einem Bürger aus Argentinien 
betrogen worden zu sein. An welches Gericht wendet er sich 
dann? Er wendet sich an sein eigenes Gericht, d. h. an das des 
Opfers oder des Klägers. Der Fall wird vor dem 
uruguayischen Gericht verhandelt, und dessen Entscheidung 
wird vom argentinischen Gericht anerkannt. Dasselbe gilt, 
wenn sich ein Amerikaner von einem Kanadier betrogen 
fühlt, und so weiter. In Europa nach dem Römischen Reich, 
als deutsche Stämme Seite an Seite und in denselben 
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Gebieten lebten, brachte ein Westgote, der sich von einem 
Franken geschädigt fühlte, den Fall vor sein eigenes Gericht, 
und die Entscheidung wurde im Allgemeinen von den 
Franken akzeptiert. Der Gang vor das Gericht des Klägers ist 
auch das rationale libertäre Verfahren, da das Opfer oder der 
Kläger derjenige ist, der geschädigt wird und der den Fall 
natürlich vor sein eigenes Gericht bringt. Also, in unserem 
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Jones würde sich an die Prudential Court Company wenden, 
um Brown wegen Diebstahls anzuklagen. 


Es ist natürlich möglich, dass Brown auch ein Mandant 
des Prudential Court ist, in diesem Fall gibt es kein Problem. 
Die Entscheidung des Pru- dentialgerichts gilt für beide 
Parteien und ist bindend. Eine wichtige Bedingung ist jedoch, 
dass gegen Brown keine Zwangsvorladung erfolgen darf, da 
er bis zu seiner Verurteilung als unschuldig zu gelten hat. 
Brown würde jedoch eine freiwillige Vorladung erhalten, d.h. 
eine Mitteilung, dass er wegen eines bestimmten Vorwurfs 
angeklagt wird, und eine Aufforderung an ihn oder seinen 
Rechtsvertreter, zu erscheinen. Erscheint er nicht, wird ihm in 
Abwesenheit der Prozess gemacht, was für Brown natürlich 
ungünstiger ist, da seine Sicht der Dinge vor Gericht nicht 
vorgetragen werden kann. Wenn Brown für schuldig erklärt 
wird, werden das Gericht und seine Marshals Gewalt 
anwenden, um Brown zu ergreifen und die Strafe zu 
vollstrecken, die beschlossen wird - eine Strafe, die sich 
natürlich zunächst auf die Entschädigung des Opfers 
konzentriert. 


Was aber, wenn Brown das Gericht nicht anerkennt? Was 
ist, wenn er ein Kunde der Metropolitan Court Company ist? 
Hier wird der Fall noch schwieriger. Was wird dann 
geschehen? Zunächst plädiert das Opfer Jones auf seinen Fall 
vor dem Strafgericht. Wenn Brown für unschuldig befunden 
wird, ist der Streit damit beendet. Nehmen wir jedoch an, 
dass der Angeklagte Brown für schuldig befunden wird. 
Wenn er nichts unternimmt, ergeht das Urteil des Gerichts 
gegen ihn. Nehmen wir jedoch an, Brown bringt den Fall vor 
die Metropolitan Court Company und beruft sich auf 
Ineffizienz oder Käuflichkeit von Prudential. Der Fall wird 
dann von Metro- politan verhandelt. Wenn Metropolitan 
Brown ebenfalls für schuldig befindet, ist die Kontroverse 
beendet und Prudential wird unverzüglich gegen Brown 
vorgehen. Nehmen wir jedoch an, dass Metropolitan Brown 
von der Anklage freispricht. Was dann? Werden sich die 
beiden Gerichte und ihre waffenschwingenden Marschälle 
auf der Straße prügeln? 


Auch dies wäre eindeutig ein irrationales und 
selbstzerstörerisches Verhalten seitens der Gerichte. Ein 
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wesentlicher Teil des richterlichen Dienstes an ihren Klienten 
besteht darin, gerechte, objektive und friedlich 
funktionierende Entscheidungen zu treffen - der beste und 
objektivste Weg, um die Wahrheit über die Täterschaft 
herauszufinden. Eine Entscheidung zu treffen und dann 
chaotische Schießereien zuzulassen, würde kaum als wertvoll 
angesehen werden. 
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gerichtliche Dienstleistung durch ihre Kunden. Ein 
wesentlicher Bestandteil der Dienstleistung eines Gerichts für 
seine Kunden wäre also ein Berufungsverfahren. Kurz gesagt, 
jedes Gericht würde sich bereit erklären, ein 
Berufungsverfahren einzuhalten, das von einem freiwilligen 
Schiedsrichter entschieden wird, an den sich Metropol- itan 
und Prudential nun wenden würden. Der Berufungsrichter 
würde seine Entscheidung treffen, und das Ergebnis dieser 
dritten Verhandlung würde als bindend für die Schuldigen 
betrachtet werden. Das Gericht von Prudential würde dann 
die Vollstreckung einleiten. 


Ein Berufungsgericht! Aber wird damit nicht wieder eine 
Zwangsmonopolregierung geschaffen? Nein, denn das 
System schreibt nicht vor, dass eine bestimmte Person oder 
ein bestimmtes Gericht das Berufungsgericht sein muss. Kurz 
gesagt, in den Vereinigten Staaten ist derzeit der Oberste 
Gerichtshof als Berufungsinstanz etabliert, so dass die 
Richter des Obersten Gerichtshofs unabhängig von den 
Wünschen des Klägers oder des Beklagten die letzte Instanz 
sind. Im Gegensatz dazu könnten sich die verschiedenen 
konkurrierenden Privatgerichtte in einer libertären 
Gesellschaft an jeden Berufungsrichter wenden, den sie für 
fair, sachkundig und objektiv halten. Kein einzelner 
Berufungsrichter oder eine Reihe von Richtern würde der 
Gesellschaft durch Zwang aufgezwungen werden. 


Wie sollen die Berufungsrichter finanziert werden? Es 
gibt viele Möglichkeiten, aber die wahrscheinlichste ist, dass 
sie von den verschiedenen ursprünglichen Gerichten bezahlt 
werden, die ihren Kunden die Berufungsdienstleistungen in 
ihren Beiträgen oder Gebühren in Rechnung stellen würden. 


Aber was ist, wenn Brown auf einen weiteren 
Berufungsrichter besteht, und noch einen? Könnte er sich 
dem Urteil nicht dadurch entziehen, dass er unendlich viele 
Berufungen einlegt? In jeder Gesellschaft können 
Gerichtsverfahren nicht unbegrenzt fortgesetzt werden; es 
muss einen Endpunkt geben. In der gegenwärtigen 
staatsorientierten Gesellschaft, in der die Regierung das 
Justizmonopol innehat, wird der Oberste Gerichtshof 
willkürlich als Endpunkt festgelegt. In der libertären 
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Gesellschaft müsste es ebenfalls eine vereinbarte Grenze 
geben, und da es bei jeder Straftat oder jedem Rechtsstreit 
nur zwei Parteien gibt - den Kläger und den Beklagten -, 
erscheint es am sinnvollsten, wenn das Gesetzbuch erklärt, 
dass eine Entscheidung, die von zwei Gerichten getroffen wird, 
bindend ist. Dies gilt sowohl für den Fall, dass sowohl das 
Gericht des Klägers als auch das des Beklagten zu demselben 
Urteil kommen, als auch für den Fall, dass ein 
Berufungsgericht über eine Unstimmigkeit zwischen den 
beiden ursprünglichen Gerichten entscheidet. 
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DAS GESETZ UND DIE GERICHTE 


Es ist nun klar, dass es in der libertären Gesellschaft ein 
Gesetzbuch geben muss. Aber wie? Wie kann es ein 
Gesetzbuch geben, ein Rechtssystem ohne eine Regierung, 
die es verkündet, ein System ernannter Richter oder eine 
Legislative, die über Gesetze abstimmt‘? Zunächst einmal: Ist 
ein Rechtskodex mit den liberalen Grundsätzen vereinbar? 


Um zunächst die letzte Frage zu beantworten: Es sollte 
klar sein, dass ein Gesetzbuch notwendig ist, um den privaten 
Gerichten genaue Richtlinien vorzugeben. Wenn 
beispielsweise das Gericht A entscheidet, dass alle 
Rothaarigen von Natur aus böse sind und bestraft werden 
müssen, ist es klar, dass solche Entscheidungen das Gegenteil 
von libertär sind, dass ein solches Gesetz einen Eingriff in die 
Rechte der Rothaarigen darstellen würde. Daher wäre eine 
solche Entscheidung nach libertären Grundsätzen illegal und 
könnte von der übrigen Gesellschaft nicht aufrechterhalten 
werden. Es wird also ein allgemein akzeptierter Rechtskodex 
benötigt, zu dessen Einhaltung sich die Gerichte verpflichten 
würden. Das Gesetzbuch würde einfach auf dem libertären 
Prinzip des Verbots von Aggressionen gegen Personen oder 
Sachen bestehen, die Eigentumsrechte in Übereinstimmung 
mit dem libertären Prinzip definieren, Regeln für die 
Beweisführung (wie sie derzeit gelten) aufstellen, um zu 
entscheiden, wer in einem Streitfall der Übeltäter ist, und ein 
Gesetzbuch für die Höchststrafe für ein bestimmtes 
Verbrechen aufstellen. Im Rahmen eines solchen Kodex 
würden die einzelnen Gerichte um die effizientesten 
Verfahren konkurrieren, und der Markt würde dann 
entscheiden, ob Richter, Geschworene usw. die effizientesten 
Methoden zur Erbringung gerichtlicher Dienstleistungen sind. 


Sind solche stabilen und kohärenten Gesetzbücher 
möglich, wenn sie nur von konkurrierenden Richtern 
entwickelt und angewandt werden, und zwar ohne Regierung 
oder Gesetzgeber? Sie sind nicht nur möglich, sondern im 
Laufe der Jahre wurden die besten und erfolgreichsten Teile 
unseres Rechtssystems genau auf diese Weise entwickelt. 
Gesetzgeber wie auch Könige waren launisch, invasiv und 
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inkonsistent. Sie haben nur Anomalien und Despotismus in 
das Rechtssystem eingeführt. In der Tat ist die Regierung 
genauso wenig für die Entwicklung und Anwendung des 
Rechts qualifiziert wie für jede andere Dienstleistung, und 
genauso wenig ist die Religion vom Staat getrennt worden, 
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und die Wirtschaft vom Staat getrennt werden können, so 
auch alle anderen staatlichen Funktionen, einschließlich der 
Polizei, der Gerichte und des Rechts selbst! 


Wie bereits erwähnt, wurde beispielsweise das gesamte 
Kaufmannsrecht nicht vom Staat oder von staatlichen 
Gerichten, sondern von privaten Kaufmannsgerichten 
entwickelt. Erst viel später hat der Staat das Handelsrecht aus 
der Entwicklung der Handelsgerichte übernommen. Das 
Gleiche gilt für das Seerecht, die gesamte Struktur des 
Seerechts, die Schifffahrt, die Bergungen usw. Auch hier war 
der Staat nicht interessiert, und seine Rechtsprechung bezog 
sich nicht auf die hohe See; so übernahmen die Schiffer selbst 
die Aufgabe, die gesamte Struktur des Seerechts in ihren 
eigenen privaten Gerichten nicht nur anzuwenden, sondern 
auszuarbeiten. Auch hier gilt, dass der Staat das 
Admiralitätsrecht erst später in seine eigenen Gerichte 
aufnahm. 


Schließlich wurde der größte Teil des angelsächsischen 
Rechts, das gerechtfertigte Common Law, im Laufe der 
Jahrhunderte von konkurrierenden Richtern entwickelt, die 
altehrwürdige Grundsätze anwandten und nicht die 
wechselnden Erlasse des Staates. Diese Grundsätze wurden 
nicht willkürlich von einem König oder einem Gesetzgeber 
beschlossen, sondern entwickelten sich über Jahrhunderte 
durch die Anwendung rationaler - und sehr oft freiheitlicher - 
Grundsätze auf die ihnen vorliegenden Fälle. Die Idee, sich 
an Präzedenzfälle zu halten, wurde nicht als blinder Dienst an 
der Vergangenheit entwickelt, sondern weil alle Richter der 
Vergangenheit ihre Entscheidungen in Anwendung der 
allgemein anerkannten Grundsätze des Gewohnheitsrechts 
auf bestimmte Fälle und Probleme getroffen hatten. Die 
Aufgabe des Richters, sein Fachwissen, bestand darin, das 
Recht in den allgemein anerkannten Grundsätzen des 
Gewohnheitsrechts zu finden und dieses Recht dann auf 
bestimmte Fälle oder auf neue technische oder institutionelle 
Gegebenheiten anzuwenden. Der Ruhm der 
jahrhundertelangen Entwicklung des Gewohnheitsrechts ist 
ein Zeugnis für ihren Erfolg. 


Die Richter des Gewohnheitsrechts fungierten zudem 
ähnlich wie private Schiedsrichter, als Rechtsexperten, an die 
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sich private Parteien mit ihren Streitigkeiten wandten. Es gab 
kein künstlich auferlegtes "oberstes Gericht", dessen 
Entscheidung verbindlich war, und auch Präzedenzfälle 
wurden nicht automatisch als verbindlich angesehen, auch 
wenn sie anerkannt wurden. So hat der liberale italienische 
Jurist Bruno Leoni geschrieben: 
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Die Gerichtshöfe konnten in England nicht ohne weiteres 
willkürliche Regeln erlassen, da sie nie in der Lage waren, 
dies direkt zu tun, d. h. auf die übliche, plötzliche, 
weitreichende und gebieterische Art des Gesetzgebers. 
Außerdem gab es in England so viele Gerichtshöfe und sie 
waren so eifersüchtig aufeinander, dass selbst der berühmte 
Grundsatz des verbindlichen Präzedenzfalls bis in die 
jüngste Zeit von ihnen nicht offen als gültig anerkannt 
wurde. Außerdem konnten sie nie über etwas entscheiden, 
das nicht zuvor von Privatpersonen vor sie gebracht worden 
war. Schließlich traten nur vergleichsweise wenige 
Menschen vor die Gerichte, um sie um die Regeln zu bitten, 
die ihre Fälle entschieden.* 


Und über das Fehlen von "obersten Gerichten": 


Es ist nicht zu leugnen, dass das Anwaltsrecht oder das 
Richterrecht die Tendenz haben kann, die Merkmale der 
Gesetzgebung, auch die unerwünschten, anzunehmen, wenn 
die Juristen oder Richter in letzter Instanz über einen Fall 
zu entscheiden haben. In unserer Zeit ist die Mech- 

In einigen Ländern, in denen "Oberste Gerichte" 
eingerichtet sind, führt der Justizialismus dazu, dass die 
persönlichen Ansichten der Mitglieder dieser Gerichte oder 
einer Mehrheit von ihnen allen anderen Betroffenen 
aufgezwungen werden, wenn die Meinungen der Ersteren 
und die Überzeugungen der Letzteren weit 
auseinanderklaffen. Aber diese Möglichkeit 

Die Flexibilität ist nicht notwendigerweise in der Natur des 
Anwaltsrechts oder des Richterrechts enthalten, sondern 
stellt vielmehr eine Abweichung davon dar.? 


Abgesehen von solchen Fehlentwicklungen wurden die 
aufgezwungenen persönlichen Ansichten der Richter auf ein 
Minimum beschränkt: (a) durch die Tatsache, dass die 
Richter nur dann Entscheidungen treffen konnten, wenn sie 
von Privatleuten angerufen wurden; (b) weil die 
Entscheidungen jedes Richters nur für den jeweiligen Fall 
galten; und (c) weil die Entscheidungen der Richter und 
Anwälte des Gemeinschaftsrechts immer die Vorgeschichte 
der Jahrhunderte berücksichtigten. Außerdem, wie Leoni 
hervorhebt, in 
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5 Ebd, S. 23-24. 
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Anders als in der Legislative oder der Exekutive, wo 
dominante Mehrheiten oder Interessengruppen mit Füßen 
getreten werden, sind die Richter aufgrund ihrer Stellung 
gezwungen, die Argumente der beiden streitenden Parteien 
zu hören und abzuwägen. "Die Parteien sind dem Richter 
gegenüber gleichberechtigt in dem Sinne, dass es ihnen 
freisteht, Argumente und Beweise vorzubringen. Sie 
bilden keine Gruppe, in der abweichende Minderheiten 
triumphierenden Mehrheiten Platz machen". Und Leoni weist 
auf die Analogie zwischen diesem Prozess und der freien 
Marktwirtschaft hin: "Natürlich können die Argumente 
stärker oder schwächer sein, aber die Tatsache, dass jede 
Partei sie vorbringen kann, ist vergleichbar mit der 
Tatsache, dass jeder individuell mit jedem anderen auf 
dem Markt konkurrieren kann, um zu kaufen und zu 
verkaufen. "® 


Professor Leoni stellte fest, dass die antiken römischen 
Richter im Bereich des Privatrechts auf die gleiche Weise 
arbeiteten wie die englischen Gerichte des Common Law: 


Der römische Jurist war eine Art Wissenschaftler; 
Gegenstand seiner Forschung waren die Lösungen von 
Fällen, die ihm die Bürger zur Untersuchung vorlegten, so 
wie heute ein Industrieller einem Physiker oder einem 
Ingenieur ein technisches Problem in Bezug auf seine 
Anlagen oder seine Produktion vorlegen würde. Das 
römische Privatrecht war also etwas zu Beschreibendes 
oder zu Entdeckendes, nicht etwas zu Erlassendes - eine 
Welt von Dingen, die da waren und zum gemeinsamen 
Erbe aller römischen Bürger gehörten. Niemand erließ 
dieses Recht; niemand konnte es durch die Ausübung 
seines persönlichen Willens ändern. Dies ist das 
langfristige Konzept 

oder, wenn Sie das römische Konzept bevorzugen, die 
Sicherheit des Gesetzes.’ 


Schließlich konnte Professor Leoni sein Wissen über die 
Funktionsweise des alten und des allgemeinen Rechts nutzen, 
um die entscheidende Frage zu beantworten: Wer wird in 
einer libertären Gesellschaft die Richter ernennen? 

die Aufgabe, das Recht zu definieren, ihnen zu 
überlassen?" Seine Antwort lautet: die Menschen selbst, die 
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sich an die Richter wenden würden, die den besten Ruf in 
Bezug auf Sachverstand und Weisheit haben 


6 Ebd, S. 188. 


TEbd,, S. 84-85. 
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die Kenntnis und Anwendung der grundlegenden 
gemeinsamen Rechtsprinzipien der Gesellschaft: 


In der Tat ist es ziemlich unerheblich, im Voraus 
festzulegen, wer die Richter ernennt, denn in gewissem 
Sinne könnte dies jeder tun, wie es bis zu einem gewissen 
Grad geschieht, wenn Menschen sich an _ staatliche 
Schiedsrichter wenden, um ihre eigenen Streitigkeiten zu 
schlichten. Denn die Ernennung 

Die Ernennung von Richtern ist kein so spezielles Problem 
wie beispielsweise die "Ernennung" von Physikern, Ärzten 
oder anderen gelehrten und erfahrenen Personen. Das 
Auftreten guter Fachleute in einer Gesellschaft ist, wenn 
überhaupt, nur scheinbar auf offizielle Ernennungen 
zurückzuführen. In Wirklichkeit beruht sie auf einer weit 
verbreiteten Zustimmung von Kunden, Kollegen und der 
Öffentlichkeit insgesamt - eine Zustimmung, ohne die keine 
Ernennung wirklich wirksam ist. Natürlich können sich die 
Menschen über den wahren Wert, der als würdig 
ausgewählt wurde, irren, aber diese Schwierigkeiten bei der 
Auswahl sind bei jeder Art von Auswahl unausweichlich.3 


In der zukünftigen libertären Gesellschaft würde das 
grundlegende Gesetzbuch natürlich nicht auf blinden 
Gewohnheiten beruhen, von denen viele durchaus anti- 
libertär sein könnten. Das Gesetzbuch müsste auf der 
Grundlage eines anerkannten libertären Prinzips, des Verbots 
von Übergriffen auf die Person oder das Eigentum anderer, 
erstellt werden; kurz gesagt, auf der Grundlage der Vernunft 
und nicht auf der Grundlage einer bloßen Tradition, wie gut 
auch immer deren Grundzüge sein mögen. Da wir jedoch auf 
einen Korpus von Grundsätzen des Gewohnheitsrechts 
zurückgreifen können, wäre die Aufgabe der Vernunft bei der 
Korrektur und Änderung des Gewohnheitsrechts weitaus 
einfacher als der Versuch, einen Korpus systematischer 
Rechtsgrundsätze de novo aus dem Nichts zu konstruieren. 


Das bemerkenswerteste historische Beispiel einer 
Gesellschaft mit libertärem Recht und libertären Gerichten 
wurde jedoch von den Wissenschaftlern bis vor kurzem 
vernachlässigt. Dabei handelte es sich um eine Gesellschaft, 
in der nicht nur die Gerichte und das Recht weitgehend 
libertär waren, sondern in der sie innerhalb einer rein 
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staatslosen und libertären Gesellschaft funktionierten. Dies 
war das alte Irland - ein Irland, das diesen libertären Weg 
etwa tausend Jahre lang bis zu seinem Untergang verfolgte. 


8Ebd,, S. 183. 
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Jahrhundert die brutale Eroberung durch England. Und im 
Gegensatz zu vielen ähnlich funktionierenden primitiven 
Stämmen (wie den Ibos in Westafrika und vielen 
europäischen Stämmen) war Irland vor der Eroberung in 
keiner Weise eine "primitive" Gesellschaft: Es war eine 
hochkomplexe Gesellschaft, die jahrhundertelang die 
fortschrittlichste, gelehrteste und zivilisierteste in ganz 
Westeuropa war. 


Das alte keltische Irland hatte also tausend Jahre lang 
keinen Staat oder etwas Ähnliches. Wie die führende 
Autorität für das alte irische Recht geschrieben hat: "Es gab 
keine Legislative, keine Gerichtsvollzieher, keine Polizei, 
keine öffentliche Rechtsdurchsetzung. Es gab keine Spur 
der staatlich verwalteten Justiz "9 


Wie wurde dann die Gerechtigkeit sichergestellt? Die 
grundlegende politische Einheit des alten Irland war der 
tuath. Alle "Freemen", die Land besaßen, alle Berufstätigen 
und alle Handwerker hatten das Recht, Mitglied eines tuath 
zu werden. Die Mitglieder jedes tuath bildeten eine jährliche 
Versammlung, die über alle gemeinsamen Politiken 
entschied, anderen tuatha den Krieg oder Frieden erklärte 
und ihre "Könige" wählte oder absetzte. Ein wichtiger Punkt 
ist, dass im Gegensatz zu primitiven Stämmen niemand an 
einen bestimmten tuath gebunden war, weder aufgrund der 
Verwandtschaft noch aufgrund der geografischen Lage. 
Einzelnen Mitgliedern stand es frei, sich von einem tuath 
abzuspalten und sich einem konkurrierenden tuath 
anzuschließen, was sie auch oft taten. Oftmals beschlossen 
zwei oder mehr T7uatha, sich zu einer einzigen, effizienteren 
Einheit zusammenzuschließen. Wie Professor Peden 
feststellt, "ist der fuath somit eine Körperschaft von 
Personen, die sich freiwillig zu sozial nützlichen Zwecken 
zusammengeschlossen haben, und die Summe der 
Grundbesitzrechte ihrer Mitglieder bildete ihre territoriale 
Dimension".10 Kurz gesagt, sie hatten nicht den modernen 
Staat mit seinem Anspruch auf Souveränität über ein 
bestimmtes (in der Regel expandierendes) territoriales 
Gebiet, das von den Grundbesitzrechten seiner Untertanen 
losgelöst ist; vielmehr hatten sie die Möglichkeit, sich in 
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9 Zitiert jn der besten Einführung in die alten, anarchistischen irischen 
Institutionen, Joseph R. Peden, "Property Rights in Celtic Irish Law", 
Journal of Liber- tarian Studies I (Spring, 1977): 83; siehe auch S. 81-95. 
Für eine Zusammenfassung, siehe Peden, "Stateless Societies: Ancient 
Ireland", The Libertarian Forum (April 1971): 3-4. 


10Peden, "Staatenlose Gesellschaften", S. 4. 
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Im Gegenteil, die tuatha waren freiwillige Vereinigungen, die 
nur den Grundbesitz ihrer freiwilligen Mitglieder umfassten. 
In Irland gab es zu jeder Zeit etwa 80 bis 100 tuatha. 


Aber was ist mit dem gewählten "König"? Stellte er eine 
Art staatlicher Herrscher dar? In erster Linie fungierte der 
König als religiöser Hohepriester, der den Kultriten der Tuath 
vorstand, die als freiwillige religiöse, aber auch als soziale 
und politische Organisation fungierten. Wie bei den 
heidnischen, vorchristlichen Priesterschaften war die 
königliche Funktion erblich, und diese Praxis setzte sich bis 
in die christliche Zeit fort. Der König wurde von den Tuath 
aus einer königlichen Verwandtschaftsgruppe (derbfine) 
gewählt, die die erbliche priesterliche Funktion innehatte. 
Politisch hatte der König jedoch streng begrenzte 
Funktionen: Er war der militärische Anführer der Tuath und 
führte den Vorsitz in den Versammlungen der Tuath. Aber er 
konnte nur als Vertreter der Versammlungen Kriegs- oder 
Friedensverhandlungen führen; er war in keiner Weise 
souverän und hatte kein Recht, über die tuath-Mitglieder 
Recht zu sprechen. Er konnte keine Gesetze erlassen, und 
wenn er selbst Partei in einem Rechtsstreit war, musste er 
seinen Fall einem unabhängigen Richter vorlegen. 


Wie also wurde das Recht entwickelt und die 
Gerechtigkeit aufrechterhalten? Erstens beruhte das Recht 
selbst auf einem uralten und uralten Brauch, der zunächst 
mündlich und dann schriftlich durch eine Klasse von 
Berufsjuristen, den brehons, überliefert wurde. Die brehons 
waren in keiner Weise öffentliche oder staatliche Beamte; sie 
wurden einfach von den Streitparteien auf der Grundlage 
ihres Rufs für Weisheit, Kenntnis des Gewohnheitsrechts und 
Integrität ihrer Entscheidungen ausgewählt. Wie Professor 
Peden feststellt: 


Die Berufsjuristen wurden von den Streitparteien zu Rate 
gezogen, um zu erfahren, wie das Recht in bestimmten 
Fällen aussah, und diese Männer traten oft als 
Schiedsrichter zwischen den Streitparteien auf. Sie blieben 
immer Privatpersonen und keine Amtsträger; ihre Tätigkeit 
hing von ihrer Rechtskenntnis und der Integrität ihres 
juristischen Rufs ab.!1 


309 


111bid, 


310 


Der öffentliche Sektor, III: Polizei, Recht und Gerichtswesen 


Außerdem hatten die brehons keinerlei Verbindung zu 
den einzelnen fuatha oder ihren Königen. Sie waren 
vollständig privat, hatten einen nationalen Geltungsbereich 
und wurden von Bürgern in ganz Irland genutzt. Außerdem, 
und das ist ein entscheidender Punkt, war der brehon im 
Gegensatz zum System der privaten römischen Juristen alles, 
was es gab; es gab keine anderen Richter, keine 
"öffentlichen" Richter irgendeiner Art im alten Irland. 


Es waren die Brehons, die im Recht geschult waren und 
die das Recht mit Glossen und Anwendungen an die sich 
ändernden Bedingungen anpassten. Außerdem hatten die 
brehon-Juristen keineswegs ein Monopol, sondern es gab 
mehrere konkurrierende Rechtsschulen, die um die 
Gewohnheiten des irischen Volkes konkurrierten. 


Wie wurden die Entscheidungen der Brüdergemeine 
durchgesetzt? Durch ein ausgeklügeltes, freiwillig 
entwickeltes System von "Versicherungen" oder 
Bürgschaften. Die Menschen waren durch eine Vielzahl von 
Bürgschaftsbeziehungen miteinander verbunden, durch die 
sie sich gegenseitig für die Wiedergutmachung von Unrecht 
und für die Durchsetzung des Rechts und der Entscheidungen 
der Brehons garantierten. Kurz gesagt, die Brehons selbst 
waren nicht an der Durchsetzung von Entscheidungen 
beteiligt, die wiederum bei Privatpersonen lag, die durch 
Bürgschaften verbunden waren. Es gab verschiedene Arten 
von Bürgschaften. Der Bürge bürgte beispielsweise mit 
seinem eigenen Vermögen für die Begleichung einer Schuld 
und schloss sich dann dem Kläger bei der Vollstreckung 
eines Urteils an, wenn der Schuldner die Zahlung 
verweigerte. In diesem Fall musste der Schuldner einen 
doppelten Schadenersatz zahlen: einen an den ursprünglichen 
Gläubiger und einen weiteren als Entschädigung an seinen 
Bürgen. Dieses System galt für alle Straftaten, Angriffe und 
Überfälle sowie für Handelsgeschäfte, also für alle Fälle, die 
wir heute als "Zivil-" und "Strafrecht" bezeichnen. Alle 
Verbrecher galten als "Schuldner", die ihren Opfern, die 
damit zu ihren "Gläubigern" wurden, Wiedergutmachung und 
Entschädigung schuldeten. Das Opfer versammelte seine 
Bürgen um sich und nahm den Verbrecher fest oder 
verkündete öffentlich seine Klage und verlangte, dass der 
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Angeklagte sich einem Urteil über seinen Streit mit den 
Brehonen unterwerfen sollte. Der Verbrecher könnte dann 
seine eigenen Bürgen schicken, um einen Vergleich 
auszuhandeln oder sich bereit zu erklären, den Streitfall den 
Brehons zu übergeben. Wenn er dies nicht tat, wurde er von 
der gesamten Gemeinschaft als "Geächteter" betrachtet und 
konnte keine Ansprüche mehr geltend machen. 
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Er konnte vor Gericht keinen eigenen Anspruch geltend 
machen und wurde von der gesamten Gemeinschaft mit 
Schimpf und Schande bedacht. 12 


Sicherlich gab es in den tausend Jahren des keltischen 
Irlands gelegentlich "Kriege", aber das waren kleinere 
Schlägereien, vernachlässigbar im Vergleich zu den 
verheerenden Kriegen, die das übrige Europa heimsuchten. 
Wie Professor Peden hervorhebt, 


Ohne den Zwangsapparat des Staates, der durch 
Besteuerung und Einberufung große Mengen an Waffen 
und Arbeitskräften mobilisieren kann, waren die Iren nicht 
in der Lage, über längere Zeit eine große Streitmacht im 
Feld zu unterhalten. Irische Kriege ... waren nach 
europäischen Maßstäben erbärmliche Schlägereien und 
Viehdiebstähle.13 


Wir haben also angedeutet, dass es in der Geschichte 
durchaus möglich ist, eine effiziente und zuvorkommende 
Polizei, kompetente und gelehrte Richter und eine 
systematische und gesellschaftlich akzeptierte Gesetzgebung 
zu haben - und dass nichts von alledem durch eine 
Zwangsregierung gefördert wird. Die Regierung, die ein 
obligatorisches Schutzmonopol für ein geographisches Gebiet 
beansprucht und ihre Einnahmen mit Gewalt eintreibt, kann 
vom gesamten Bereich des Schutzes getrennt werden. Der 
Staat ist für die Erbringung lebenswichtiger 
Schutzdienstleistungen ebenso wenig notwendig wie für alles 
andere. Und wir haben eine entscheidende Tatsache über die 
Regierung nicht betont: dass ihr Zwangsmonopol über die 
Waffen des Zwangs im Laufe der Jahrhunderte zu unendlich 
mehr Schlächtereien und unendlich größerer Tyrannei und 
Unterdrückung geführt hat, als es dezentralisierte, private 
Agenturen je hätten tun können. Wenn wir uns die schwarze 
Bilanz von Massenmord, Ausbeutung und Tyrannei ansehen, 
die der Gesellschaft im Laufe der Jahrhunderte von den 
Regierungen aufgebürdet wurde, brauchen wir nicht zu 
zögern, den Leviathan Staat aufzugeben und es mit der 
Freiheit zu versuchen. 


12Professor Charles Donahue von der Fordham University hat 
behauptet, dass der weltliche Teil des alten irischen Rechts nicht 
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einfach zufällig entstanden ist, sondern bewusst in der stoischen 
Konzeption des Naturrechts verwurzelt war, das von der menschlichen 
Vernunft entdeckt werden kann. Charles Donahue, "Early Celtic Laws" 
(unveröffentlichter Vortrag, gehalten am Columbia University Semi- 


nar in the History of Legal and Political Thought, Autumn, 1964), S. 
13ff. 


13Peden, "Staatenlose Gesellschaften", S. 4. 
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GESETZLOSE BESCHÜTZER 


Dieses Problem haben wir uns für den Schluss aufgespart: 
Was wäre, wenn Polizei oder Richter und Gerichte käuflich 
und voreingenommen wären - was wäre, wenn sie ihre 
Entscheidungen zum Beispiel zugunsten besonders reicher 
Kunden fällen würden? Wir haben gezeigt, wie ein libertäres 
Rechts- und Justizsystem auf dem rein freien Markt 
funktionieren könnte, wenn man von ehrlichen 
Meinungsverschiedenheiten ausgeht - was aber, wenn eine 
oder mehrere Polizisten oder Gerichte faktisch zu Geächteten 
werden? Was dann? 


Zunächst einmal schrecken Libertäre vor einer solchen 
Frage nicht zurück. Im Gegensatz zu Utopisten wie 
Marxisten oder linken Anarchisten (Anarchokommunisten 
oder Anarchosyndikalisten) gehen Libertäre nicht davon aus, 
dass die Einführung der rein freien Gesellschaft, von der sie 
träumen, auch einen neuen, magisch verwandelten libertären 
Menschen mit sich bringen wird. Wir gehen nicht davon aus, 
dass der Löwe sich mit dem Lamm hinlegen wird oder dass 
niemand mehr kriminelle oder betrügerische Absichten 
gegenüber seinem Nachbarn hegt. Je "besser" die Menschen 
sein werden, desto besser wird natürlich jedes soziale System 
funktionieren, insbesondere desto weniger Arbeit werden 
Polizei und Gerichte zu leisten haben. Aber eine solche 
Annahme wird von den Libertären nicht gemacht. Wir 
behaupten, dass bei einem bestimmten Grad von "Güte" oder 
"Schlechtigkeit" unter den Menschen die rein libertäre 
Gesellschaft gleichzeitig die moralischste und die 
effizienteste, die am wenigsten kriminelle und die sicherste 
für Person und Eigentum sein wird. 


Betrachten wir zunächst das Problem des käuflichen oder 
korrupten Richters oder Gerichts. Was ist mit dem Gericht, 
das seinen eigenen wohlhabenden Klienten in 
Schwierigkeiten begünstigt? Zunächst einmal ist eine solche 
Bevorzugung angesichts der Belohnungen und Vorteile der 
freien Marktwirtschaft höchst unwahrscheinlich. Das Leben 
des Gerichts, der Lebensunterhalt eines Richters, hängt von 
seinem Ruf der Integrität, Fairness, Objektivität und der 
Suche nach der Wahrheit in jedem Fall ab. Dies ist sein 
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"Markenname". Denn selbst kriminell veranlagte Klienten 
werden kaum ein Gericht sponsern, dessen Entscheidungen 
vom Rest der Gesellschaft nicht mehr ernst genommen 
werden oder die selbst wegen unehrlicher und betrügerischer 
Machenschaften im Gefängnis sitzen könnten. Wenn zum 
Beispiel Joe Zilch angeklagt wird 
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einer Straftat oder eines Vertragsbruchs beschuldigt wird und 
er sich an ein "Gericht" wendet, das von seinem Schwager 
geleitet wird, wird niemand, schon gar nicht andere, ehrliche 
Gerichte, die Entscheidung dieses "Gerichts" ernst nehmen. 
Es wird von niemandem mehr als "Gericht" angesehen, außer 
von Joe Zilch und seiner Familie. 


Vergleichen Sie diesen eingebauten 
Korrekturmechanismus mit den heutigen staatlichen 
Gerichten. Richter werden für lange Amtszeiten, bis hin zu 
lebenslänglich, ernannt oder gewählt, und ihnen wird ein 
Monopol auf die Entscheidungsfindung in ihrem jeweiligen 
Bereich eingeräumt. Außer in Fällen grober Korruption ist es 
fast unmöglich, etwas gegen käufliche Entscheidungen von 
Richtern zu unternehmen. Ihre Macht, ihre Entscheidungen 
zu treffen und durchzusetzen, geht Jahr für Jahr ungebremst 
weiter. Ihre Gehälter werden weiterhin gezahlt, und zwar 
unter Zwang durch den unglücklichen Steuerzahler. Aber in 
einer völlig freien Gesellschaft wird jeder Verdacht gegen 
einen Richter oder ein Gericht dazu führen, dass ihre Kunden 
wegschmelzen und ihre "Entscheidungen" ignoriert werden. 
Dies ist ein weitaus effizienteres System, um Richter ehrlich 
zu halten, als der Mechanismus der Regierung. 


Darüber hinaus wäre die Versuchung zu Käuflichkeit und 
Voreingenommenheit auch aus einem anderen Grund weitaus 
geringer: Unternehmen im freien Markt verdienen ihren 
Lebensunterhalt nicht an wohlhabenden Kunden, sondern an 
einem Massenmarkt von Verbrauchern. Macy's verdient sein 
Einkommen an der Masse der Bevölkerung, nicht an einigen 
wenigen wohlhabenden Kunden. Das Gleiche gilt heute für 
die Metropolitan Life Insurance, und das Gleiche würde auch 
für jedes "Metropolitan"-Gerichtssystem von morgen gelten. 
Es wäre in der Tat töricht, wenn die Gerichte den Verlust der 
Gunst der Masse ihrer Kunden für die Gunst einiger weniger 
wohlhabender Kunden riskieren würden. Im Gegensatz zum 
heutigen System, in dem Richter, wie alle anderen Politiker 
auch, wohlhabenden Spendern verpflichtet sein können, die 
die Kampagnen ihrer politischen Partner finanzieren. 

Es ist ein Mythos, dass das "amerikanische System" ein 
hervorragendes System von "checks and balances" bietet, bei 
dem die Exekutive, die Legislative und die Gerichte sich 
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gegenseitig ausgleichen und kontrollieren, so dass sich die 
Macht nicht ungebührlich in einer Hand anhäufen kann. Aber 
das amerikanische System der "checks and balances" ist 
weitgehend ein Betrug. Denn jede dieser Institutionen ist ein 
Zwangsmonopol in ihrem Bereich, und sie alle sind Teil einer 
Regierung, die jeweils von einer politischen Partei geführt 
wird. 
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Darüber hinaus gibt es bestenfalls zwei Parteien, die sich 
ideologisch und personell nahestehen und sich oft 
absprechen, und das eigentliche Tagesgeschäft der Regierung 
wird von einer Bürokratie geleitet, die von den Wählern nicht 
abgelöst werden kann. Stellen Sie diesen mythischen 
Kontrollmechanismen die realen Kontrollmechanismen der 
freien Marktwirtschaft gegenüber! Was A&P ehrlich hält, ist 
die tatsächliche und potenzielle Konkurrenz von Safeway, 
Pioneer und unzähligen anderen Lebensmittelgeschäften. 
Was sie ehrlich hält, ist die Möglichkeit der Verbraucher, 
ihnen die Kundschaft zu entziehen. Was die Richter und 
Gerichte der freien Marktwirtschaft ehrlich halten würde, ist 
die lebendige Möglichkeit, den Block oder die Straße 
hinunter zu einem anderen Richter oder Gericht zu gehen, 
wenn der Verdacht auf einen bestimmten fallen sollte. Was 
sie ehrlich machen würde, ist die lebendige Möglichkeit, dass 
ihre Kunden ihnen den Geldhahn zudrehen. Dies sind die 
wirklichen, aktiven Kontrollen und Gegengewichte der freien 
Marktwirtschaft und der freien Gesellschaft. 


Die gleiche Analyse gilt für die Möglichkeit, dass eine 
private Polizeitruppe geächtet wird, dass sie ihre 
Zwangsbefugnisse nutzt, um Tribut zu fordern, dass sie eine 
"Schutzgelderpressung" betreibt, um ihre Opfer zu erpressen, 
usw. Natürlich könnte so etwas passieren. Aber im Gegensatz 
zur heutigen Gesellschaft gäbe es sofortige Kontrollen und 
Ausgleiche; es gäbe andere Polizeikräfte, die sich mit ihren 
Waffen zusammenschließen könnten, um die Angreifer gegen 
ihre Klientel niederzuschlagen. Sollte die Metropolitan Police 
Force zu Gangstern werden und Tribut fordern, könnte der 
Rest der Gesellschaft zu den Polizeikräften von Prudential, 
Equi- table usw. strömen, die sich zusammenschließen 
könnten, um sie zur Strecke zu bringen. Und dies steht im 
krassen Gegensatz zum Staat. Wenn eine Gruppe von 
Gangstern den Staatsapparat mit seinem Monopol an 
Zwangswaffen erobern sollte, gibt es derzeit nichts, was sie 
aufhalten könnte - es sei denn, es handelt sich um einen 
immens schwierigen Prozess der Revolte. In einer libertären 
Gesellschaft bräuchte es keine Massenrevolution, um den 
Plünderungen der Gangsterstaaten Einhalt zu gebieten; man 
würde sich rasch an die ehrlichen Polizeikräfte wenden, um 
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die zu Banditen gewordene Macht zu kontrollieren und 
niederzuschlagen. 


Und was ist der Staat überhaupt anderes als organisierte 
Kriminalität? Was ist die Besteuerung anderes als Diebstahl 
in einem gigantischen, unkontrollierten Ausmaß? Was ist 
Krieg anderes als Massenmord in einem Ausmaß, das für 
private Polizeikräfte unmöglich ist? Was ist die Wehrpflicht 
anderes als Massen 
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Versklavung? Kann sich irgendjemand vorstellen, dass eine 
private Polizeitruppe mit einem winzigen Bruchteil dessen 
davonkommt, womit Staaten davonkommen, und zwar 
gewohnheitsmäßig, Jahr für Jahr, Jahrhundert für 
Jahrhundert? 


Es gibt noch eine weitere wichtige Überlegung, die es für 
eine gesetzlose Polizei fast unmöglich machen würde, so 
etwas wie das Banditentum zu begehen, das moderne 
Regierungen praktizieren. Einer der entscheidenden Faktoren, 
der es Regierungen erlaubt, die monströsen Dinge zu tun, die 
sie gewöhnlich tun, ist das Gefühl der Legitimität seitens der 
verblendeten Öffentlichkeit. Der Durchschnittsbürger mag 
die Politik und die Ausnahmen seiner Regierung nicht mögen 
- vielleicht sogar entschieden ablehnen. Aber er ist von der 
Idee durchdrungen - sorgfältig indoktriniert durch 
jahrhundertelange Regierungspropaganda -, dass die 
Regierung sein legitimer Souverän ist und dass es böse oder 
verrückt wäre, sich zu weigern, ihren Befehlen zu gehorchen. 
Dieses Gefühl der Legitimität haben die Intellektuellen des 
Staates über die Jahrhunderte hinweg gefördert, unterstützt 
durch alle Legitimitätsfallen: Fahnen, Rituale, Zeremonien, 
Auszeichnungen, Verfassungen usw. Eine Banditenbande - 
selbst wenn sich alle Polizeikräfte zu einer großen Bande 
zusammenschließen würden - könnte niemals über eine 
solche Legitimität verfügen. Die Öffentlichkeit würde sie als 
reine Verbrecher betrachten; ihre Erpressungen und Tribute 
würden niemals als legitime, wenn auch lästige "Steuern" 
betrachtet werden, die automatisch zu zahlen sind. Die 
Öffentlichkeit würde sich schnell gegen diese illegitimen 
Forderungen wehren, und die Banditen würden 
zurückgeschlagen und gestürzt werden. Wenn die 
Öffentlichkeit erst einmal die Freuden, den Wohlstand, die 
Freiheit und die Effizienz einer libertären, staatslosen 
Gesellschaft genossen hat, wäre es für einen Staat fast 
unmöglich, sich wieder an sie zu klammern. Wenn man die 
Freiheit erst einmal genossen hat, ist es keine leichte 
Aufgabe, die Menschen zu zwingen, sie aufzugeben. 

Aber nehmen wir einmal an, dass es dem Staat trotz all 
dieser Hindernisse, trotz der Liebe zu seiner neu gefundenen 
Freiheit, trotz der dem freien Markt innewohnenden 
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Kontrollmechanismen gelingt, sich wieder zu etablieren. Was 
dann? Nun, dann hätten wir nur wieder einen Staat. Wir 
wären nicht schlechter dran als jetzt, mit unserem jetzigen 
Staat. Und, wie es ein liberaler Philosoph formuliert hat, 
"wenigstens hätte die Welt einen glorreichen Feiertag 
gehabt". Das klingende Versprechen von Karl Marx gilt für 
eine libertäre Gesellschaft weit mehr als für den 
Kommunismus: Indem man versucht 
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Freiheit, die Abschaffung des Staates, wir haben nichts zu 
verlieren und alles zu gewinnen. 


LANDESVERTEIDIGUNG 


Wir kommen nun zu dem, was normalerweise das letzte 
Argument gegen die libertäre Position ist. Jeder Libertäre hat 
schon einmal einen wohlwollenden, aber kritischen Zuhörer 
sagen hören: "Gut, ich verstehe, wie dieses System 
erfolgreich auf die lokale Polizei und die Gerichte 
angewendet werden könnte. Aber wie könnte eine libertäre 
Gesellschaft uns gegen die Russen verteidigen?" 


Eine solche Frage impliziert natürlich mehrere 
zweifelhafte Annahmen. Da ist die Annahme, dass die 
Russen auf eine militärische Invasion der Vereinigten Staaten 
aus sind, eine bestenfalls zweifelhafte Annahme. Es gibt die 
Annahme, dass ein solcher Wunsch auch dann noch bestehen 
würde, wenn die Vereinigten Staaten zu einer rein libertären 
Gesellschaft geworden wären. Diese Vorstellung übersieht 
die Lektion der Geschichte, dass Kriege aus Konflikten 
zwischen bis an die Zähne bewaffneten Nationalstaaten 
resultieren, von denen jeder den Angriff des anderen mit 
Argwohn erwartet. Aber ein libertäres Amerika wäre 
eindeutig keine Bedrohung für irgendjemanden, nicht weil es 
keine Waffen hätte, sondern weil es sich keiner Aggression 
gegen irgendjemanden oder irgendein Land widmen würde. 
Da es kein Nationalstaat mehr wäre, der von Natur aus eine 
Bedrohung darstellt, gäbe es kaum eine Chance, dass 
irgendein Land uns angreift. Eines der großen Übel des 
Nationalstaates ist, dass jeder Staat in der Lage ist, alle seine 
Untertanen mit sich selbst zu identifizieren; daher sind in 
jedem zwischenstaatlichen Krieg die unschuldigen Zivilisten, 
die Untertanen jedes Landes, der Aggression durch den 
feindlichen Staat ausgesetzt. In einer libertären Gesellschaft 
gäbe es jedoch keine solche Identifizierung und damit auch 
kaum die Möglichkeit eines solchen verheerenden Krieges. 
Nehmen wir zum Beispiel an, dass unsere vogelfreie 
Metropolitan Police Force nicht nur gegen Amerikaner, 
sondern auch gegen Mexikaner Aggressionen gestartet hat. 
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Wenn Mexiko eine Regierung hätte, dann wüsste die 
mexikanische Regierung ganz genau, dass die Amerikaner im 
Allgemeinen nicht in die Verbrechen der Metropolitan Police 
verwickelt sind und keine symbiotische Beziehung zu ihr 
haben. Wenn die mexikanische Polizei eine Strafexpedition 
zur Bestrafung der Metropolitan-Truppe durchführen würde, 
befände sie sich nicht im Krieg mit den Amerikanern. 
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im Allgemeinen - wie es jetzt der Fall wäre. Es ist sogar sehr 
wahrscheinlich, dass sich andere amerikanische Streitkräfte 
den Mexikanern anschließen würden, um den Angreifer 
niederzuschlagen. Daher würde die Idee eines 
zwischenstaatlichen Krieges gegen ein freiheitliches Land 
oder ein geografisches Gebiet höchstwahrscheinlich 
verschwinden. 


Darüber hinaus liegt ein schwerer philosophischer Fehler 
in der Frage nach den Russen selbst. Wenn wir ein neues 
System in Erwägung ziehen, was auch immer es sein mag, 
müssen wir zuerst entscheiden, ob wir es verwirklicht sehen 
wollen. Um zu entscheiden, ob wir den Libertarismus oder 
den Kommunismus oder den linken Anarchismus oder die 
Theokratie oder irgendein anderes System wollen, müssen 
wir zunächst davon ausgehen, dass es sich etabliert hat, und 
dann überlegen, ob das System funktionieren könnte, ob es 
bestehen bleiben könnte und wie effizient ein solches System 
wäre. Wir haben, so glaube ich, gezeigt, dass ein libertäres 
System, wenn es einmal eingeführt ist, funktionieren und 
lebensfähig sein könnte und gleichzeitig weitaus effizienter, 
wohlhabender, moralischer und freier als jedes andere soziale 
System sein könnte. Aber wir haben nichts darüber gesagt, 
wie man vom gegenwärtigen System zum idealen System 
kommt; denn das sind zwei völlig verschiedene Fragen: die 
Frage, was unser ideales Ziel ist, und die Frage nach der 
Strategie und Taktik, wie man vom gegenwärtigen System zu 
diesem Ziel kommt. Die russische Frage vermischt diese 
beiden Ebenen der Auseinandersetzung. Sie geht nicht davon 
aus, dass sich der Libertarismus überall auf der Welt 
durchgesetzt hat, sondern dass er sich aus irgendeinem Grund 
nur in Amerika und nirgendwo sonst durchgesetzt hat. Aber 
warum diese Annahme? Warum nehmen wir nicht zuerst an, 
dass er sich überall durchgesetzt hat, und schauen, ob er uns 
gefällt? Schließlich ist die libertäre Philosophie eine ewige 
Philosophie, die weder an Zeit noch an Ort gebunden ist. Wir 
befürworten die Freiheit für alle, überall, nicht nur in den 
Vereinigten Staaten. Wenn jemand der Meinung ist, dass eine 
weltweite libertäre Gesellschaft, wenn sie erst einmal 
etabliert ist, das Beste ist, was er sich vorstellen kann, dass 
sie praktikabel, effizient und moralisch ist, dann soll er 
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Libertärer werden, soll er sich uns anschließen, indem er die 
Freiheit als unser ideales Ziel akzeptiert, und dann soll er sich 
mit uns weiter der separaten - und offensichtlich schwierigen 
- Aufgabe widmen, herauszufinden, wie man dieses Ideal 
verwirklichen kann. 

Wenn wir zur Strategie übergehen, ist es offensichtlich, 
dass je größer ein Gebiet ist, in dem die Freiheit zuerst 
etabliert wird, desto besser sind seine Überlebenschancen und 
desto besser ist seine Chance, sich gegen jede gewaltsame 
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Umsturz, der versucht werden könnte. Wenn die Freiheit 
sofort auf der ganzen Welt eingeführt wird, dann gibt es 
natürlich kein Problem der "nationalen Verteidigung". Alle 
Probleme werden lokale Polizeiprobleme sein. Wenn jedoch 
nur Deep Falls, Wyoming, libertär wird, während der Rest 
Amerikas und der Welt statistisch bleibt, werden seine 
Überlebenschancen sehr gering sein. Wenn Deep Falls, 
Wyoming, seine Abspaltung von der Regierung der 
Vereinigten Staaten erklärt und eine freie Gesellschaft 
gründet, sind die Chancen groß, dass die Vereinigten Staaten 
- angesichts ihrer historischen Grausamkeit gegenüber 
Abtrünnigen - schnell in die neue freie Gesellschaft 
einmarschieren und sie zerschlagen würden, und es gibt 
wenig, was die Polizeikräfte von Deep Falls dagegen tun 
könnten. Zwischen diesen beiden polaren Fällen gibt es ein 
unendliches Kontinuum von Abstufungen, und je größer der 
Raum der Freiheit ist, desto besser kann er jeder Bedrohung 
von außen widerstehen. Die "russische Frage" ist daher eher 
eine Frage der Strategie als eine Frage der Entscheidung über 
grundlegende Prinzipien und über das Ziel, auf das wir unsere 
Anstrengungen richten wollen. 


Aber nachdem dies alles gesagt und getan ist, lassen Sie 
uns trotzdem die russische Frage aufgreifen. Nehmen wir an, 
die Sowjetunion wäre wirklich wild entschlossen, eine 
freiheitliche Bevölkerung innerhalb der heutigen Grenzen der 
Vereinigten Staaten anzugreifen (natürlich gäbe es dann 
keine Regierung der Vereinigten Staaten mehr, die einen 
einzigen Nationalstaat bilden würde). Über die Form und den 
Umfang der Verteidigungsausgaben würden in erster Linie 
die amerikanischen Verbraucher selbst entscheiden. 
Diejenigen Amerikaner, die Polaris-U-Boote befürworten und 
eine sowjetische Bedrohung fürchten, würden sich an der 
Finanzierung solcher Schiffe beteiligen. Diejenigen, die ein 
ABM-System bevorzugen, würden in solche 
Verteidigungsraketen investieren. Diejenigen, die eine solche 
Bedrohung belächeln, oder diejenigen, die sich dem Frieden 
verschrieben haben, würden überhaupt keinen Beitrag zu 
einem "nationalen" Verteidigungsdienst leisten. Die 
verschiedenen Verteidigungstheorien würden im Verhältnis 
zu denjenigen angewandt, die den verschiedenen Theorien 
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zustimmen und sie unterstützen. In Anbetracht der enormen 
Verschwendung in allen Kriegen und 
Verteidigungsvorbereitungen in allen Ländern im Laufe der 
Geschichte ist es sicherlich nicht unvernünftig, 
vorzuschlagen, dass private, freiwillige 
Verteidigungsanstrengungen weitaus effizienter wären als 
staatlicher Schnickschnack. Sicherlich wären diese 
Bemühungen auch unendlich viel moralischer. 


328 


Für eine neue Freiheit 


Aber nehmen wir das Schlimmste an. Nehmen wir an, 
dass die Sowjetunion endlich in Amerika einmarschiert und 
das Land erobert. Was dann? Wir müssen uns darüber im 
klaren sein, daß die Schwierigkeiten der Sowjetunion dann 
gerade erst begonnen haben. Der Hauptgrund, warum ein 
eroberndes Land ein besiegtes Land beherrschen kann, ist, 
dass letzteres über einen bestehenden Staatsapparat verfügt, 
der die Befehle des Siegers an die unterworfene Bevölkerung 
weitergibt und durchsetzt. Obwohl Großbritannien flächen- 
und bevölkerungsmäßig viel kleiner ist, konnte es Indien 
jahrhundertelang beherrschen, weil es britische Befehle an 
die herrschenden indischen Prinzen weitergeben konnte, die 
sie wiederum gegenüber der unterworfenen Bevölkerung 
durchsetzen konnten. In den Fällen in der Geschichte, in 
denen die Eroberten keine Regierung hatten, fiel den 
Eroberern die Herrschaft über die Eroberten jedoch äußerst 
schwer. Als die Briten Westafrika eroberten, war es für sie 
beispielsweise äußerst schwierig, den Ibo-Stamm (der später 
Biafra bildete) zu regieren, da dieser Stamm im Wesentlichen 
freiheitlich war und keine Regierung aus 
Stammeshäuptlingen hatte, die den Eingeborenen Befehle 
erteilen konnte. Und vielleicht ist der Hauptgrund dafür, dass 
die Engländer Jahrhunderte brauchten, um das alte Irland zu 
erobern, der, dass die Iren keinen Staat hatten und dass es 
daher keine herrschende Regierungsstruktur gab, um Verträge 
einzuhalten, Befehle zu übermitteln usw. Aus diesem Grund 
bezeichneten die Engländer die "wilden" und "unzivilisierten" 
Iren immer wieder als "treulos", weil sie sich nicht an 
Verträge mit den englischen Eroberern halten wollten. Die 
Engländer konnten nie verstehen, dass die irischen Krieger, 
die mit den Engländern Verträge schlossen, in Ermangelung 
eines Staates nur für sich selbst sprechen konnten; sie 
konnten niemals eine andere Gruppe der irischen 
Bevölkerung verpflichten. !* 


Außerdem würde das Leben der russischen Besatzer 
durch den unvermeidlichen Ausbruch eines Guerillakrieges 
durch die amerikanische Bevölkerung noch schwieriger 
werden. Es ist sicherlich eine Lehre des zwanzigsten 
Jahrhunderts - eine Lehre, die zuerst von den erfolgreichen 
amerikanischen Revolutionären gegen das mächtige britische 
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Empire vermittelt wurde - dass keine Besatzungsmacht eine 
zum Widerstand entschlossene einheimische Bevölkerung 
lange niederhalten kann. Wenn der Riese Vereinigte 


14Peden, "Stateless Societies", S. 3; siehe auch Kathleen Hughes, 
Einleitung zu A. Jocelyn Otway-Ruthven, A History of Medieval Ireland 
(New York: Barnes and Noble, 1968). 
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Wenn die USA, die über eine weitaus größere Produktivität 
und Feuerkraft verfügten, gegen eine winzige und relativ 
unbewaffnete vietnamesische Bevölkerung nicht erfolgreich 
sein konnten, wie um alles in der Welt könnte es dann der 
Sowjetunion gelingen, das amerikanische Volk 
niederzuhalten? Kein Leben eines russischen 
Besatzungssoldaten wäre vor dem Zorn einer sich wehrenden 
amerikanischen Bevölkerung sicher. Der Guerillakrieg hat 
sich gerade deshalb als unwiderstehliche Kraft erwiesen, weil 
er nicht von einer diktatorischen Zentralregierung ausgeht, 
sondern von den Menschen selbst, die für ihre Freiheit und 
Unabhängigkeit gegen einen fremden Staat kämpfen. Und 
sicherlich würde die Vorahnung dieser Flut von Problemen, 
der enormen Kosten und Verluste, die unweigerlich folgen 
würden, selbst eine hypothetische sowjetische Regierung, die 
auf eine militärische Eroberung aus wäre, schon lange im 
Voraus aufhalten. 
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13 
NATURSCHUTZ, ÖKOLOGIE, 
UND WACHSTUM 


LIBERALE BESCHWERDEN 


Gruppe, die man beobachten kann. In den letzten drei 

oder vier Jahrzehnten, was in der 

Menschheitsgeschichte keine sehr lange Zeit ist, haben 

sie wie wirbelnde 
Derwische, eine Reihe von wütenden Beschwerden gegen 
den Kapitalismus der freien Marktwirtschaft los. Das Kuriose 
daran ist, dass jede dieser Klagen im Widerspruch zu einem 
oder mehreren ihrer Vorgänger steht. Aber die 
widersprüchlichen Klagen der liberalen Intellektuellen 
scheinen sie nicht zu beunruhigen oder ihre Gereiztheit zu 
mindern - obwohl es oft dieselben Intellektuellen sind, die 
sich so schnell umkehren. Und diese Kehrtwendungen 
scheinen weder an ihrer Selbstgerechtigkeit noch an ihrem 
Selbstbewusstsein zu rütteln. 

Schauen wir uns die Bilanz der letzten Jahrzehnte an: 


I: Intellektuelle sind oft eine wundersame 


1. In den späten 1930er und frühen 1940er Jahren kamen 
die liberalen Intellektuellen zu dem Schluss, dass der 
Kapitalismus an einer unvermeidlichen "säkularen 
Stagnation" leidet, einer Stagnation, die durch die 
Verlangsamung des Bevölkerungswachstums, das Ende der 
alten westlichen Grenzen und die vermeintliche Tatsache, 
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dass keine weiteren Erfindungen möglich waren, verursacht 
wurde. All dies bedeutete ewige Stagnation, permanente 
Massenarbeitslosigkeit und daher die Notwendigkeit des 
Sozialismus oder einer umfassenden staatlichen Planung, um 
die freie Marktwirtschaft zu ersetzen. 


302 


Für eine neue Freiheit 


Kapitalismus. Und das an der Schwelle zum größten Boom in 
der amerikanischen Geschichte! 


2. In den 1950er Jahren, trotz des großen Aufschwungs 
im Amerika der Nachkriegszeit, haben die liberalen 
Intellektuellen ihren Blick weiter nach oben gerichtet; der 
Kult des "Wirtschaftswachstums" trat nun auf den Plan. Der 
Kapitalismus wuchs zwar, aber er wuchs nicht schnell genug. 
Deshalb muss der Kapitalismus der freien Marktwirtschaft 
aufgegeben werden, und der Sozialismus oder staatliche 
Eingriffe müssen eingreifen und die Wirtschaft 
zwangsernähren, müssen Investitionen fördern und zu 
größerem Sparen zwingen, um die Wachstumsrate zu 
maximieren, auch wenn wir nicht so schnell wachsen wollen. 
Konservative Ökonomen wie Colin Clark griffen dieses 
liberale Programm als "Wachstumsmanöver" an. 


3. Plötzlich betrat John Kenneth Galbraith mit seinem 
Bestseller The Affluent Society (1958) die liberale Szene. Und 
ebenso plötzlich revidierten die liberalen Intellektuellen ihre 
Anschuldigungen. Das Problem mit dem Kapitalismus, so 
schien es nun, war, dass er zu sehr gewachsen war; wir 
stagnierten nicht mehr, sondern waren zu wohlhabend, und 
der Mensch hatte seine Spiritualität inmitten von 
Supermärkten und Autoheckflossen verloren. Der Staat 
musste also eingreifen, entweder durch massive Eingriffe 
oder als Sozialismus, und die Verbraucher stark besteuern, 
um ihren aufgeblähten Wohlstand zu verringern. 


4. Der Kult des übermäßigen Wohlstands hatte ausgedient 
und wurde von einer widersprüchlichen Sorge um die Armut 
abgelöst, die durch Michael Harringtons The Other America 
(1962) angeregt wurde. Plötzlich bestand das Problem 
Amerikas nicht mehr in übermäßigem Wohlstand, sondern in 
zunehmender und drückender Armut - und wieder einmal 
bestand die Lösung darin, dass die Regierung eingriff, kräftig 
plante und die Reichen besteuerte, um den Armen zu helfen. 
Und so hatten wir mehrere Jahre lang den Krieg gegen die 
Armut. 


5. Stagnation, Wachstumsdefizite, Überfluss, 
Überarmut, die intellektuelle Mode wechselte wie der Saum 
der Damen. Dann, 1964, veröffentlichte das glücklicherweise 
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kurzlebige Ad-hoc-Komitee für die dreifache Revolution sein 
damals berühmtes Manifest, mit dem sich für uns und die 
liberalen Intellektuellen der Kreis schloss. Zwei oder drei 
frenetische Jahre lang wurden wir mit der Idee verwöhnt, 
Amerikas Problem sei nicht die Stagnation, sondern das 
genaue Gegenteil: 
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In wenigen Jahren würden alle amerikanischen 
Produktionsanlagen automatisiert und kybernetisiert sein, die 
Einkommen und die Produktion wären enorm und im 
Überfluss vorhanden, aber jeder hätte automatisch keinen Job 
mehr. Wieder einmal würde der Kapitalismus der freien 
Marktwirtschaft zu permanenter Massenarbeitslosigkeit 
führen, die nur - Sie haben es erraten - durch massives 
staatliches Eingreifen oder durch völligen Sozialismus 
behoben werden könnte. Mitte der 1960er Jahre litten wir 
daher mehrere Jahre lang unter dem, was zu Recht als 
"Automatisierungshysterie "! bezeichnet wurde. 


6. Ende der 1960er Jahre war allen klar, dass die 
Automatisierungshysterie völlig falsch war, dass die 
Automatisierung nicht schneller voranschreitet als die 
altmodische "Mechanisierung" und dass die Rezession von 
1969 sogar zu einem Rückgang der 
Produktivitätssteigerungsrate führte. Von den Gefahren der 
Automatisierung hört man heute nichts mehr; wir befinden 
uns in der siebten Phase der liberalen Wirtschaftswende. 


7. Der Wohlstand ist wieder zu groß, und im Namen der 
Nachhaltigkeit, der Ökologie und der zunehmenden 
Ressourcenknappheit wächst der marktwirtschaftliche 
Kapitalismus viel zu schnell. Der Staat oder der Sozialismus 
muss natürlich eingreifen, um jegliches Wachstum 
abzuschaffen und eine Null-Wachstumsgesellschaft und - 
wirtschaft zu schaffen - um irgendwann in der Zukunft 
negatives Wachstum oder Rückschritt zu vermeiden! Wir 
befinden uns nun wieder in einer supergalbraithischen 
Position, zu der sich ein wissenschaftlicher Jargon über 
Abwässer, Ökologie und "Raumschiff Erde" sowie ein 
erbitterter Angriff auf die Technologie selbst als böser 
Umweltverschmutzer gesellt hat. Der Kapitalismus hat die 
Technologie, das Wachstum - einschließlich des 
Bevölkerungswachstums, der Industrie und der 
Umweltverschmutzung - hervorgebracht, und der Staat muss 
eingreifen und diese Übel beseitigen. 


Es ist in der Tat nicht ungewöhnlich, dass dieselben Leute 
jetzt eine widersprüchliche Mischung aus den Positionen 5 
und 7 vertreten und gleichzeitig behaupten, dass (a) wir in 
einem "Post-Knappheits"-Zeitalter leben, in dem wir kein 
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Privateigentum, keinen Kapitalismus und keine materiellen 
Produktionsanreize mehr brauchen; und (b) dass 


1Der konservative Wirtschaftswissenschaftler Dr. George Terborgh, der 
eine Generation zuvor die wichtigste Widerlegung der Stagnationsthese 
verfasst hatte (The Bogey of Economic Maturity [1945]), schrieb nun 
die führende Widerlegung der neuen Welle, The Automation Hysteria 
(1966). 
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die kapitalistische Gier erschöpft unsere Ressourcen und 
führt zu einer drohenden weltweiten Verknappung. Die 
liberale Antwort auf beide, ja auf alle diese Probleme ist 
natürlich dieselbe: Sozialismus oder staatliche Planung als 
Ersatz für die freie Marktwirtschaft. Der große 
Wirtschaftswissenschaftler Joseph Schumpeter hat die ganze 
schlampige Leistung der liberalen Intellektuellen schon vor 
einer Generation auf den Punkt gebracht: 


Der Kapitalismus steht vor Richtern vor Gericht, die die 
Todesstrafe in der Tasche haben. Sie werden ihn bestehen, 
egal wie die Verteidigung aussieht; der einzige Erfolg, den 
die Verteidigung haben kann, ist eine Änderung der 
Anklageschrift.? 


Die Anklagen können sich also ändern und im 
Widerspruch zu früheren Anklagen stehen, aber die Antwort 
ist immer dieselbe, wenn auch mühsam. 


DER ANGRIFF AUF TECHNOLOGIE UND WACHSTUM 


Der modische Angriff auf Wachstum und Wohlstand ist 
in erster Linie ein Angriff der bequemen, zufriedenen 
Liberalen der Oberschicht. Da sie eine materielle 
Zufriedenheit und einen Lebensstandard genießen, von dem 
selbst die reichsten Männer der Vergangenheit nicht zu 
träumen wagten, ist es für die Liberalen der Oberschicht ein 
Leichtes, über "Materialismus" zu spotten und ein Einfrieren 
jeglichen weiteren wirtschaftlichen Fortschritts zu fordern.3 
Für die Masse der 


2Joseph A. Schumpeter, Capitalism, Socialism, and Democracy (New York: 
Harper and Bros., 1942), S. 144. 


3Vgl, die Interpretation in William Tucker, "Environmentalism and the 
Leisure Class", Harper's (Dezember 1977): 49-56, 73-80. 
Glücklicherweise beginnen schwarze Gruppen, die Bedeutung der 
liberalen Anti-Wachstums-Ideologie zu verstehen. Im Januar 1978 
wandte sich der Vorstand der National Association for the 
Advancement of Colored People (NAACP) gegen das 
Energieprogramm von Präsident Carter und forderte die Deregulierung 
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der Öl- und Erdgaspreise. Die Vorstandsvorsitzende Margaret Bush 
Wilson erläuterte die neue Position der NAACP: 


Wir sind besorgt über die Politik des langsamen Wachstums 
im Energieplan von Präsident Carter. Die Frage ist, welche 
Art von Energiepolitik 
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Für die Weltbevölkerung, die immer noch im Elend lebt, ist 
ein solcher Schrei nach dem Ende des Wachstums wirklich 
obszön; aber auch in den Vereinigten Staaten gibt es kaum 
Anzeichen für Sättigung und Überfluss. Selbst die Liberalen 
der Oberschicht haben sich nicht damit hervorgetan, dass sie 
ihre Gehaltsschecks als Beitrag zu ihrem Krieg gegen 
"Materialismus" und Wohlstand verbrannt haben. 


Der weit verbreitete Angriff auf die Technologie ist sogar 
noch unverantwortlicher. Würde man die Technik auf den 
"Stamm" und das vorindustrielle Zeitalter zurückführen, so 
würde dies zu Massensterben und Tod auf der ganzen Welt 
führen. Die große Mehrheit der Weltbevölkerung ist für ihr 
Überleben auf moderne Technologie und Industrie 
angewiesen. Der nordamerikanische Kontinent konnte in den 
Tagen vor Kolumbus etwa eine Million Indianer beherbergen, 
die alle am Existenzminimum lebten. Heute ist er in der Lage, 
mehrere hundert Millionen Menschen zu beherbergen, die 
alle auf einem unendlich höheren Lebensstandard leben - und 
der Grund dafür ist die moderne Technologie und Industrie. 
Wenn wir letztere abschaffen, werden wir auch die Menschen 
abschaffen. Wer weiß, vielleicht ist diese "Lösung" der 
Bevölkerungsfrage für unsere fanatischen 
Bevölkerungsgegner eine gute Sache, aber für die große 
Mehrheit von uns wäre dies in der Tat eine drakonische 
"Endlösung". 


Der unverantwortliche Angriff auf die Technologie ist 
eine weitere liberale Kehrtwendung: Er kommt von 
denselben liberalen Intellektuellen, die vor 30 Jahren den 
Kapitalismus anprangerten, weil er die moderne Technologie 
nicht voll in den Dienst der staatlichen Planung stellte, und 
die absolute Herrschaft einer modernen "technokratischen" 
Elite forderten. Doch nun versuchen dieselben Intellektuellen, 
die vor nicht allzu langer Zeit noch eine technokratische 
Diktatur über unser aller Leben herbeisehnten, uns die 
lebenswichtigen Früchte der Technologie selbst 
vorzuenthalten. 


Doch die verschiedenen widersprüchlichen Phasen des 
liberalen Denkens sterben nie ganz aus; und viele der 
gleichen Antitechnologen, 
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wird sich ... für eine lebensfähige expansive Wirtschaft 
eignen, die nicht restriktiv ist, denn unter langsamem 
Wachstum leiden die Schwarzen mehr als alle anderen. 
Paul Delaney, "NAACP in Major Dispute on Energy View", New York 
Times (30. Januar 1978). 


310 


Für eine neue Freiheit 


in einer 180-Grad-Umkehrung der Automatisierungshysterie, 
prognostizieren ebenfalls zuversichtlich eine technologische 
Stagnation von nun an. Sie sagen der Menschheit fröhlich 
eine düstere Zukunft voraus, indem sie davon ausgehen, dass 
die Technik stagnieren und sich nicht weiter verbessern und 
beschleunigen wird. Dies ist die Technik der 
pseudowissenschaftlichen Vorhersage des weithin 
angepriesenen wachstumsfeindlichen Club of Rome-Berichts. 
So schreiben Passell, Roberts und Ross in ihrer Kritik an dem 
Bericht: "Wäre die Telefongesellschaft auf die Technologie 
der Jahrhundertwende beschränkt, wären 20 Millionen 
Telefonisten nötig, um das heutige Anrufvolumen zu 
bewältigen." Oder, wie der britische Redakteur Nor- man 
Macrae feststellte, "eine Extrapolation der Trends der 1880er 
Jahre würde zeigen, dass die heutigen Städte unter Pferdemist 
begraben sind "*. oder weiter: 


Das Modell des Club of Rome geht zwar von einem 
exponentiellen Wachstum des industriellen und 
landwirtschaftlichen Bedarfs aus, setzt aber dem 
technischen Fortschritt, der diese Bedürfnisse befriedigen 
könnte, willkürliche, nicht exponentielle Grenzen. ... 


Thomas Malthus hat sich vor zwei Jahrhunderten ähnlich 
geäußert, ohne dass es dafür Computerausdrucke gab... . 
Malthus argumentierte, dass die Menschen dazu neigen, 
sich exponentiell zu vermehren, während das 
Nahrungsangebot bestenfalls konstant ansteigt. Er rechnete 
damit, dass Hungersnöte und Kriege in regelmäßigen 
Abständen das Gleichgewicht wiederherstellen würden. ... 


Aber es gibt kein bestimmtes Kriterium jenseits der 
Kurzsichtigkeit, auf das man diese Spekulation stützen 
könnte. Malthus hat sich geirtt; die 
Nahrungsmittelkapazität hat mit der Bevölkerungszahl 
Schritt gehalten. Niemand weiß es mit Sicherheit, aber der 
technische Fortschritt zeigt keine Anzeichen einer 
Verlangsamung. Die besten ökonometrischen Schätzungen 
deuten darauf hin, dass er tatsächlich exponentiell wächst.? 


Was wir brauchen, ist mehr Wirtschaftswachstum, nicht 
weniger; mehr und bessere Technologie, und nicht das 
Unmögliche und Absurde 
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4D, Meadows, et al., The Limits to Growth (New York: Universe Books, 
1972); P. Passell, M. Roberts und L. Ross, "Review of The Limits to 
Growth", New York Times Book Review (2. April 1972), S. 10. 


SPassell et al., "Review of The Limits to Growth", S. 12. 
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den Versuch, die Technologie abzuschaffen und zum 
primitiven Stamm zurückzukehren. Verbesserte Technologie 
und größere Kapitalinvestitionen werden zu einem höheren 
Lebensstandard für alle führen und mehr materiellen Komfort 
sowie die Muße bieten, die "spirituelle" Seite des Lebens zu 
verfolgen und zu genießen. Für Menschen, die lange arbeiten 
müssen, um ihren Lebensunterhalt zu bestreiten, gibt es nur 
wenig Kultur und Zivilisation. Das eigentliche Problem 
besteht darin, dass produktive Kapitalinvestitionen durch 
Steuern, Beschränkungen und Regierungsverträge für 
unproduktive und verschwenderische Staatsausgaben, 
einschließlich militärischer und weltraumbezogener 
Verschwendung, abgeschöpft werden. Darüber hinaus 
werden die wertvollen technischen Ressourcen von 
Wissenschaftlern und Ingenieuren immer intensiver für die 
Regierung statt für die "zivile" WVerbraucherproduktion 
eingesetzt. Was wir brauchen, ist, dass der Staat aus dem 
Weg geht, dass er seinen Inkubus aus Steuern und Ausgaben 
aus der Wirtschaft entfernt und es den produktiven und 
technischen Ressourcen wieder ermöglicht, sich voll und 
ganz der Steigerung des Wohlstands der Masse der 
Verbraucher zu widmen. Wir brauchen Wachstum, einen 
höheren Lebensstandard und eine Technologie und 
Kapitalausstattung, die den Wünschen und Ansprüchen der 
Verbraucher gerecht werden; aber wir können dies nur 
erreichen, wenn wir den Inkubus des Statismus beseitigen 
und den Energien der gesamten Bevölkerung erlauben, sich 
in der freien Marktwirtschaft auszudrücken. Wir brauchen ein 
wirtschaftliches und technologisches Wachstum, das, wie 
Jane Jacobs gezeigt hat, frei aus der freien Marktwirtschaft 
hervorgeht, und nicht die Verzerrungen und 
Verschwendungen, die der Weltwirtschaft durch die liberale 
Zwangsfütterung der 1950er Jahre aufgezwungen wurden. 
Wir brauchen, kurz gesagt, eine wirklich freie, libertäre 
Marktwirtschaft. 


SCHONUNG DER RESSOURCEN 


Wie wir bereits erwähnt haben, stehen dieselben 
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Liberalen, die behaupten, dass wir in das Zeitalter der 
"Postknappheit" eingetreten sind und kein 
Wirtschaftswachstum mehr benötigen, an vorderster Front, 
wenn es darum geht, dass die "kapitalistische Gier" unsere 
knappen natürlichen Ressourcen vernichtet. Die 
Schwarzmaler des Club of Rome _ beispielsweise 
prognostizieren durch einfache Extrapolation der aktuellen 
Trends der Ressourcennutzung zuversichtlich die 
Erschöpfung lebenswichtiger Rohstoffe innerhalb von 40 
Jahren. Aber zuversichtlich - und völlig 
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Fehlprognosen über die Erschöpfung von Rohstoffen sind in 
den letzten Jahrhunderten unzählige Male gemacht worden. 


Was die Wahrsager übersehen haben, ist die 
entscheidende Rolle, die der marktwirtschaftliche 
Mechanismus bei der Erhaltung und Vermehrung der 
natürlichen Ressourcen spielt. Betrachten wir zum Beispiel 
eine typische Kupfermine. Warum ist das Kupfererz nicht 
schon längst durch die unaufhaltsamen Anforderungen 
unserer industriellen Zivilisation erschöpft? Warum bauen die 
Kupferbergleute, wenn sie eine Erzader gefunden und 
erschlossen haben, nicht sofort das gesamte Kupfer ab, 
sondern konservieren die Kupfermine, ergänzen sie und 
fördern das Kupfer schrittweise, von Jahr zu Jahr? Weil den 
Minenbesitzern klar ist, dass sie, wenn sie beispielsweise die 
diesjährige Kupferproduktion verdreifachen, zwar das 
diesjährige Einkommen verdreifachen, aber auch die Mine 
und damit das zukünftige Einkommen, das sie daraus erzielen 
können, erschöpfen. Auf dem Markt spiegelt sich dieser 
Verlust an zukünftigen Einnahmen unmittelbar im Geldwert - 
dem Preis - der gesamten Mine wider. Dieser Geldwert, der 
sich im Verkaufspreis der Mine und dann der einzelnen 
Minenaktien widerspiegelt, basiert auf den erwarteten 
zukünftigen Einnahmen aus der Kupferproduktion; jede 
Erschöpfung der Mine senkt also den Wert der Mine und 
damit den Preis der Minenaktien. Jeder Minenbesitzer muss 
also die Vorteile eines sofortigen Einkommens aus der 
Kupferproduktion gegen den Verlust des "Kapitalwerts" der 
Mine als Ganzes und damit gegen den Wertverlust seiner 
Aktien abwägen. 


Die Entscheidungen der Minenbesitzer werden durch ihre 
Erwartungen hinsichtlich der künftigen Kupfererträge und - 
nachfrage, die bestehenden und erwarteten Zinssätze usw. 
bestimmt. Nehmen wir zum Beispiel an, dass Kupfer in 
einigen Jahren durch ein neues synthetisches Metall 
überflüssig wird. In diesem Fall werden sich die Besitzer von 
Kupferminen beeilen, jetzt mehr Kupfer zu produzieren, 
wenn es einen höheren Wert hat, und weniger für die Zukunft 
aufsparen, wenn es wenig Wert haben wird. Wird jedoch für 
die Zukunft eine Kupferknappheit erwartet, werden die 
Minenbesitzer jetzt weniger produzieren und warten, bis sie 


315 


später mehr produzieren, wenn die Kupferpreise höher sind. 
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Zukunft, wenn sie intensiver gebraucht werden. Wir sehen 
also, dass die Marktwirtschaft einen wunderbaren 
eingebauten Mechanismus enthält, durch den die 
Entscheidungen der Ressourcenbesitzer über die 
gegenwärtige gegenüber der zukünftigen Produktion nicht 
nur ihrem eigenen Einkommen und Vermögen zugute 
kommen, sondern auch der Masse der Verbraucher und der 
Wirtschaft als Ganzes. 


Aber dieser Mechanismus der freien Marktwirtschaft hat 
noch viel mehr zu bieten: Angenommen, für die Zukunft wird 
eine zunehmende Kupferknappheit erwartet. Die Folge ist, 
dass jetzt mehr Kupfer zurückgehalten und für die zukünftige 
Produktion aufgespart wird. Der Preis für Kupfer wird nun 
steigen. Der Anstieg der Kupferpreise hat mehrere 
"konservierende" Auswirkungen. Erstens ist der höhere 
Kupferpreis ein Signal an die Verwender von Kupfer, dass es 
knapper und teurer ist; die Kupferverwender werden 
daraufhin das teurere Metall sparsamer verwenden. Sie 
werden weniger Kupfer verwenden und auf billigere Metalle 
oder Kunststoffe ausweichen, und Kupfer wird in größerem 
Umfang aufbewahrt und für die Verwendungszwecke 
eingespart, für die es keinen zufriedenstellenden Ersatz gibt. 
Darüber hinaus werden die höheren Kosten für Kupfer 
Folgendes bewirken 
(a) ein Ansturm auf neue Kupfererze und (b) die Suche nach 
preiswerteren Ersatzstoffen, vielleicht durch neue 
technologische Entdeckungen. Höhere Kupferpreise werden 
auch Kampagnen zur Einsparung und zum Recycling des 
Metalls anregen. Dieser Preismechanismus des freien 
Marktes ist genau der Grund dafür, dass Kupfer und andere 
natürliche Ressourcen nicht vor langer Zeit verschwunden 
sind. Wie Passell, Roberts und Ross in ihrer Kritik am Club 
of Rome sagen: 


Die Reserven und der Bedarf an natürlichen Ressourcen 
werden in dem Modell [in] berechnet. . das Fehlen von 
Preisen als Variable in der "Lim- its"-Projektion der 
Ressourcennutzung. In der realen Welt wirken steigende 
Preise als wirtschaftliches Signal, knappe Ressourcen zu 
schonen, indem sie Anreize schaffen, stattdessen billigere 
Materialien zu verwenden, Forschungsanstrengungen für 
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neue Möglichkeiten zur Einsparung von Ressourceninputs 
anregen und erneute Ausbeutungsversuche rentabler 
machen.® 


Im Gegensatz zu den Pessimisten sind die Preise für 
Rohstoffe und natürliche Ressourcen niedrig geblieben und 
haben 


6 Ebd, S. 12. 
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im Allgemeinen im Vergleich zu anderen Preisen gesunken. 
Für liberale und marxistische Intellektuelle ist dies in der 
Regel ein Zeichen für die kapitalistische "Ausbeutung" der 
unterentwickelten Länder, die oft die Produzenten der 
Rohstoffe sind. Es ist jedoch ein Zeichen für etwas ganz 
anderes, nämlich für die Tatsache, dass die natürlichen 
Ressourcen nicht knapper, sondern reichhaltiger geworden 
sind; daher sind sie relativ billiger. Die Entwicklung billiger 
Ersatzstoffe, z. B. Kunststoffe, Kunstfasern, hat die 
natürlichen Ressourcen billig und reichlich vorhanden 
gehalten. Und in einigen Jahrzehnten können wir davon 
ausgehen, dass die moderne Technologie eine bemerkenswert 
billige Energiequelle entwickeln wird - die Kernfusion - eine 
Entwicklung, die automatisch einen großen Reichtum an 
Rohstoffen für die benötigte Arbeit liefern wird. 


Die Entwicklung synthetischer Materialien und billigerer 
Energie verdeutlicht einen wesentlichen Aspekt der 
modernen Technologie, den die Untergangspropheten 
übersehen: dass Technologie und industrielle Produktion 
Ressourcen schaffen, die nie als effektive Ressourcen 
vorhanden waren. So war zum Beispiel Erdöl vor der 
Entwicklung der Petroleumlampe und vor allem des 
Automobils keine Ressource, sondern ein unerwünschter 
Abfall, ein riesiges flüssiges schwarzes "Unkraut". Erst die 
Entwicklung der modernen Industrie hat Erdöl in eine 
nützliche Ressource verwandelt. Darüber hinaus hat die 
moderne Technologie durch verbesserte geologische 
Techniken und durch die Anreize des Marktes in raschem 
Tempo neue Erdölvorkommen gefunden. 


Vorhersagen über die bevorstehende Erschöpfung von 
Ressourcen sind, wie wir bereits festgestellt haben, nichts 
Neues. Im Jahr 1908 warnte Präsident Theodore Roosevelt 
auf einer von ihm einberufenen Gouverneurskonferenz 
über natürliche Ressourcen vor deren "baldiger 
Erschöpfung". Auf derselben Konferenz sagte der 
Stahlindustrielle Andrew Carnegie die Erschöpfung der 
Eisenvorkommen am Lake Superior bis 1940 voraus, 
während der Eisenbahnmagnat James J. Hill die 
Erschöpfung eines Großteils unserer Holzvorkommen in zehn 
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Jahren prognostizierte. Und nicht nur das: Hill sagte sogar 
einen bevorstehenden Mangel an Weizenproduktion in den 
Vereinigten Staaten voraus, in einem Land, in dem wir 
immer noch mit den Weizenüberschüssen zu kämpfen haben, 
die durch unser Agrarsubventionsprogramm entstanden 
sind. Die aktuellen Unheilsprognosen beruhen auf der 
gleichen Grundlage: einer gravierenden Untergewichtung 
der Aussichten für 
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moderne Technologie und Unkenntnis über die 
Funktionsweise der Marktwirtschaft.”? 


Es stimmt, dass mehrere bestimmte natürliche Ressourcen 
in der Vergangenheit und in der Gegenwart unter der 
Erschöpfung gelitten haben. Aber in jedem Fall war der 
Grund dafür nicht die "kapitalistische Gier", sondern im 
Gegenteil das Versagen der Regierung, privates Eigentum an 
der Ressource zuzulassen - kurz gesagt, ein Versagen, die 
Logik der privaten Eigentumsrechte weit genug zu verfolgen. 


Ein Beispiel sind die Holzressourcen. Im amerikanischen 
Westen und in Kanada befinden sich die meisten Wälder 
nicht im Besitz von Privateigentümern, sondern der Bundes- 
(oder Provinz-) Regierung. Die Regierung verpachtet dann 
die Nutzung an private Holzunternehmen. Kurz gesagt, 
Privateigentum ist nur an der jährlichen Nutzung der 
Ressource zulässig, nicht aber am Wald, der Ressource, 
selbst. In dieser Situation besitzt das private 
Holzunternehmen nicht den Kapitalwert und muss sich daher 
nicht um die Erschöpfung der Ressource selbst kümmern. 
Das Holzunternehmen hat keinen wirtschaftlichen Anreiz, die 
Ressource zu erhalten, Bäume neu zu pflanzen usw. Sein 
einziger Anreiz besteht darin, so schnell wie möglich so viele 
Bäume wie möglich zu schlagen, da es für das 
Holzunternehmen keinen wirtschaftlichen Wert hat, den 
Kapitalwert des Waldes zu erhalten. In Europa, wo 
Privateigentum an Wäldern weitaus verbreiteter ist, gibt es 
kaum Klagen über die Zerstörung der Holzressourcen. Denn 
dort, wo Privateigentum am Wald selbst erlaubt ist, kommt es 
dem Eigentümer zugute, wenn er beim Holzeinschlag das 
Wachstum der Bäume erhält und wiederherstellt, um den 
Kapitalwert des Waldes nicht zu erschöpfen.® 


7 Zu diesen falschen Prognosen siehe Thomas B. Nolan, "The 
Inexhaustible Resource of Technology", in H. Jarrett, Hrsg., 
Perspectives on Conservation (Baltimore: Johns Hopkins Press, 1958), 
S. 49-66. 


8 Zu Holz und zum Naturschutz im Allgemeinen siehe Anthony Scott, 
Natural Resources: The Economics of Conservation (Toronto: University of 
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Toronto Press, 1955), S. 121-25 und passim. Über die Art und Weise, 
wie die Bundesregierung selbst die Holzressourcen zerstört, anstatt sie 
zu erhalten, vom Bau von Autobahnen bis zu den wahllosen Dämmen 
und anderen Projekten des Army Corps of Engineers, siehe Edwin G. 
Dolan, TANSTAAFL (New York: Holt, Rinehart and Winston, 1971), S. 
96. 
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So ist in den Vereinigten Staaten vor allem die 
Forstbehörde des Landwirtschaftsministeriums 
verantwortlich, die Wälder besitzt und jährliche 
Abholzungsrechte verpachtet, was zur Zerstörung der Bäume 
führt. Im Gegensatz dazu werden in privaten Wäldern, die z. 
B. großen Holzfirmen wie Georgia-Pacific und U.S. Plywood 
gehören, die Bäume wissenschaftlich abgeholzt und wieder 
aufgeforstet, um die zukünftige Versorgung sicherzustellen.? 


Eine weitere unglückliche Folge des Versagens der 
amerikanischen Regierung, privates Eigentum an einer 
Ressource zuzulassen, war die Zerstörung des westlichen 
Graslandes im späten neunzehnten Jahrhundert. Jeder 
Zuschauer von "Western"-Filmen ist mit dem Mythos der 
"Open Range" und den oft gewalttätigen "Kriegen" zwischen 
Rinderzüchtern, Schafzüchtern und Farmern um Ranchland 
vertraut. Die "open range" war das Versäumnis der 
Bundesregierung, die Homesteading-Politik auf die 
veränderten Bedingungen des trockeneren Klimas westlich 
des Mississippi anzuwenden. Im Osten bildeten die 160 
Acres, die den Homesteadern auf staatlichem Land kostenlos 
zur Verfügung gestellt wurden, eine praktikable 
technologische Einheit für die Landwirtschaft in einem 
feuchteren Klima. Doch im trockenen Klima des Westens 
konnte auf nur 160 Acres keine erfolgreiche Rinder- oder 
Schafsfarm betrieben werden. Die Bundesregierung weigerte 
sich jedoch, die 160-Hektar-Einheit zu erweitern, um größere 
Rinderfarmen zuzulassen. So entstand das "offene 
Weideland", auf dem private Rinder- und Schafbesitzer 
unkontrolliert auf staatlichem Weideland wumherstreifen 
konnten. Dies bedeutete jedoch, dass die Weide, das Land 
selbst, niemandem gehörte; daher war es für jeden Rinder- 
oder Schafbesitzer von wirtschaftlichem Vorteil, das Land 
abzuweiden und das Gras so schnell wie möglich zu 
verbrauchen, da das Gras sonst von einem anderen Schaf- 
oder Rinderbesitzer abgeweidet würde. Das Ergebnis dieser 
tragisch kurzsichtigen Weigerung, Privateigentum an 
Weideland selbst zuzulassen, war eine Überweidung des 
Landes, die Zerstörung des Grünlands durch zu frühes 
Abweiden in der Saison und das Versagen von 
irgendjemandem, das Gras wiederherzustellen oder neu zu 
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pflanzen - jeder, der sich die Mühe gemacht hätte, das Gras 
wiederherzustellen, hätte hilflos zusehen müssen, während 
jemand 


9Siehe Robert Poole, Jr., "Reason and Ecology", in D. James, Hrsg., 
Outside, Looking In (New York: Harper and Row, 1972), S. 250-51. 
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andere sein Vieh oder seine Schafe weideten. So kam es zur 
Überweidung des Westens und zum Ausbruch der 
"Staubschüssel". Daher auch die illegalen Versuche 
zahlreicher Viehzüchter, Farmer und Schafzüchter, das 
Gesetz in die eigenen Hände zu nehmen und das Land in 
Privateigentum umzuzäunen - und die Weidekriege, die oft 
folgten. 


Professor Samuel P. Hays schreibt in seiner maßgeblichen 
Darstellung der Naturschutzbewegung in Amerika über das 
Problem der Ausbreitung: 


Ein großer Teil der westlichen Viehwirtschaft war auf die 
"offenen" Weideflächen angewiesen, die der 
Bundesregierung gehörten, aber von jedermann frei genutzt 
werden konnten. Der Kongress hatte nie 

Gesetze zur Regulierung der Weidehaltung oder zum 
Erwerb von Weideland durch Viehzüchter. Rinder- und 
Schafzüchter durchstreiften die öffentliche Domäne. ... 
Die Viehzüchter umzäunten das Land für ihre 
ausschließliche Nutzung, aber die Konkurrenten schnitten 
den Draht durch. Schafhirten und Cowboys "lösten" ihre 
Streitigkeiten über Weideland mit Gewalt, indem sie 
rivalisierendes Vieh abschlachteten und rivalisierende 
Viehzüchter ermordeten. ... . Das Fehlen der elementarsten 
Institutionen des Eigentumsrechts schuf Verwirrung, 
Verbitterung und Zerstörung. 


Inmitten dieser Turbulenzen verschlechterte sich das 
öffentliche Weideland rapide. Das ursprünglich reichhaltige 
und üppige Futterangebot war durch die zunehmende 
Nutzung einem starken Druck ausgesetzt. Das öffentliche 
Die Domäne wurde mit mehr Tieren bestückt, als das 
Gebiet aufnehmen konnte. Da jeder Viehzüchter 
befürchtete, dass andere ihm das verfügbare Futter vor der 
Nase wegschnappen würden, weidete er früh im Jahr und 
ließ das junge Gras nicht ausreifen und nachsäen. Unter 
diesen Bedingungen nahmen Qualität und Quantität des 
verfügbaren Futters rasch ab; kräftige Stauden wichen 
einjährigen Pflanzen und einjährige Pflanzen dem 
Unkraut. !0 


Hays kommt zu dem Schluss, dass die in öffentlichem 
Besitz befindlichen Gebiete im Vergleich zu ihrem 
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ursprünglichen Zustand durch diesen Prozess um mehr als 
zwei Drittel dezimiert worden sind. 


10Samuel P. Hays, Conservation and the Gospel of Efficiency (Cambridge, 
Mass.: Harvard University Press, 1959), S. 50-51. Siehe auch E. Louise 
Peffer, The Closing of the Public Domain (Stanford, Kalifornien: Stanford 
Uni- versity Press, 1951), S. 22-31 und passim. 
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Es gibt einen äußerst wichtigen Bereich, in dem das 
Fehlen von Privateigentum an den Ressourcen nicht nur zu 
einer Erschöpfung der Ressourcen, sondern auch zu einem 
völligen Versagen bei der Erschließung riesiger potenzieller 
Ressourcen geführt hat und führt. Es handelt sich um die 
potenziell enorm produktiven Meeresressourcen. Die Ozeane 
sind ein inter- nationales öffentliches Gut, d. h. keine Person, 
kein Unternehmen und nicht einmal eine nationale Regierung 
darf Eigentumsrechte an Teilen der Ozeane haben. 
Infolgedessen sind die Meere in demselben ursprünglichen 
Zustand geblieben wie das Land in den vorzivilisierten Tagen 
vor der Entwicklung der Landwirtschaft. Die 
Produktionsweise des Urmenschen war das "Jagen und 
Sammeln": das Jagen von wilden Tieren und das Sammeln 
von Früchten, Beeren, Nüssen, Wildsamen und Gemüse. Der 
Urmensch arbeitete passiv in seiner Umwelt, anstatt sie zu 
verändern; er lebte einfach vom Land, ohne zu versuchen, es 
umzugestalten. Infolgedessen war das Land unproduktiv, und 
nur relativ wenige Stammesangehörige konnten am Rande 
des Existenzminimums leben. Erst mit der Entwicklung des 
Ackerbaus, der Bewirtschaftung des Bodens und der 
Umgestaltung des Landes durch die Landwirtschaft konnten 
Produktivität und Lebensstandard einen großen Sprung nach 
vorn machen. Und erst mit der Landwirtschaft konnte die 
Zivilisation beginnen. Aber um die Entwicklung der 
Landwirtschaft zu ermöglichen, musste es private 
Eigentumsrechte geben, zuerst an den Feldern und Kulturen, 
und dann am Land selbst. 


In Bezug auf den Ozean befinden wir uns jedoch immer 
noch in der primitiven, unproduktiven Phase des Jagens und 
Sammelns. Jeder kann Fische im Ozean fangen oder seine 
Ressourcen gewinnen, aber nur auf der Flucht, nur als Jäger 
und Sammler. Niemand kann den Ozean bewirtschaften, 
niemand kann Aquakultur betreiben. Auf diese Weise wird 
uns die Nutzung der immensen Fisch- und Bodenschätze der 
Meere vorenthalten. Wenn zum Beispiel jemand versuchen 
würde, das Meer zu bewirtschaften und die Produktivität der 
Fischerei durch Düngemittel zu erhöhen, würde er sofort um 
die Früchte seiner Bemühungen gebracht werden, weil er 
andere Fischer nicht davon abhalten könnte, herbeizurücken 
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und die Fische zu fangen. Und so versucht niemand, die 
Meere so zu düngen, wie das Land gedüngt wird. Darüber 
hinaus besteht kein wirtschaftlicher Anreiz - im Gegenteil, es 
gibt sogar ein großes Hemmnis für jeden, sich mit 
technologischer Forschung zu befassen, um die Produktivität 
der Fischerei zu verbessern, oder mit der Gewinnung von 
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die Bodenschätze der Ozeane. Einen solchen Anreiz wird es 
nur geben, wenn die Eigentumsrechte an Teilen des Ozeans 
ebenso umfassend gewährt werden wie die Eigentumsrechte 
am Land. Schon jetzt gibt es eine einfache, aber wirksame 
Technik, die zur Steigerung der Fischproduktivität eingesetzt 
werden könnte: Teile des Ozeans könnten elektronisch 
eingezäunt werden, und durch diese leicht verfügbaren 
elektronischen Zäune könnten die Fische nach Größe getrennt 
werden. Indem man große Fische daran hindert, kleinere 
Fische zu fressen, könnte die Fischproduktion enorm 
gesteigert werden. Und wenn Privateigentum an Teilen des 
Ozeans erlaubt wäre, würde eine riesige Blüte der Aquakultur 
die Meeresressourcen auf zahlreiche Arten schaffen und 
vermehren, die wir heute noch nicht einmal absehen können. 


Die nationalen Regierungen haben vergeblich versucht, 
das Problem des Fischmangels zu lösen, indem sie irrationale 
und unökonomische Beschränkungen für die 
Gesamtfangmenge oder die Länge der zulässigen Saison 
eingeführt haben. Bei Lachs, Thunfisch und Heilbutt wurden 
die technischen Methoden der Fischerei auf diese Weise 
primitiv und unproduktiv gehalten, indem die Saison 
unangemessen verkürzt und die Qualität des Fangs 
beeinträchtigt wurde und indem die Überproduktion - und die 
Unterauslastung der Fischereiflotten während des Jahres - 
gefördert wurde. Und natürlich tragen solche staatlichen 
Beschränkungen überhaupt nicht dazu bei, das Wachstum der 
Aquakultur zu fördern. Wie die Professoren North und Miller 
schreiben: 


Die Fischer sind arm, weil sie gezwungen sind, ineffiziente 
Ausrüstung zu benutzen und nur einen kleinen Teil der Zeit 
zu fischen [durch die staatlichen Vorschriften], und 
natürlich gibt es viel zu viele von ihnen. Der Verbraucher 
zahlt einen viel höheren Preis für Rotlachs, als es bei 
effizienten Methoden nötig wäre. Trotz der immer enger 
werdenden Verflechtung der Vorschriften ist die Erhaltung 
des Lachses noch immer nicht gesichert. 


Die Wurzel des Problems liegt in der derzeitigen Nicht- 
Eigentumsregelung. Es liegt nicht im Interesse des 
einzelnen Fischerss, sich um den Fortbestand des 
Lachsbestandes zu kümmern. Ganz im Gegenteil: Es liegt 
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vielmehr in seinem Interesse, während der Saison so viele 
Fische zu fangen, wie er kann.!1 


11Douglass C. North und Roger LeRoy Miller, The Economics of Public 
Issues (New York: Harper and Row, 1971), S. 107. 
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Im Gegensatz dazu weisen North und Miller darauf hin, 
dass private Eigentumsrechte im Meer, bei denen der 
Eigentümer die kostengünstigste und _effizienteste 
Technologie einsetzt, um die Ressource selbst zu erhalten und 
produktiv zu machen, heute mehr denn je realisierbar sind: 
"Die Erfindung moderner elektronischer Messgeräte hat die 
Überwachung großer Gewässer relativ billig und einfach 
gemacht".12 


Die zunehmenden internationalen Konflikte um Teile des 
Ozeans machen die Bedeutung privater Eigentumsrechte in 
diesem lebenswichtigen Bereich nur noch deutlicher. In dem 
Maße, wie die Vereinigten Staaten und andere Nationen ihre 
Souveränität 200 Meilen von ihren Küsten entfernt geltend 
machen und sich private Unternehmen und Regierungen um 
Teile des Ozeans streiten, und in dem Maße, in dem Trawler, 
Fischernetze, Ölbohrer und Mineralienschürfer sich um 
dieselben Teile des Ozeans streiten, werden Eigentumsrechte 
immer wichtiger und offensichtlicher. Wie Francis Christy 
schreibt: 


Kohle wird in Schächten unter dem Meeresboden abgebaut, 
Öl wird von Plattformen aus gebohrt, die am Boden 
befestigt sind und aus dem Wasser ragen, Minen können 
von der Oberfläche des Meeresbodens gebaggert werden ... 
sesshafte Tiere werden vom Boden gekratzt, auf dem 
möglicherweise Telefonkabel liegen, Tiere, die sich vom 
Boden ernähren, werden mit Fallen oder Schleppnetzen 
gefangen, Arten aus dem Mittelwasser können mit Haken 
und Leinen oder mit Schleppnetzen gefangen werden, die 
gelegentlich mit Unterwasserfischen kollidieren, Arten von 
der Oberfläche werden mit Netzen und Harpunen gefangen, 
und 


12 Ebd, S, 108. Siehe auch James A. Crutchfield und Giulio Pontecorvo, 
The Pacific Salmon Fisheries: A Study of Irrational Conservation 
(Baltimore: Johns Hopkins Press, 1969). Zu einer ähnlichen Situation in 
der Thunfischindustrie siehe Francis T. Christy, Jr., "New Dimensions for 
Transnational Marine Resources", American Economic Review, Papers 
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and Proceedings (Mai 1970), S. 112; und zur pazifischen Heilbuttindustrie 
siehe James A. Crutch- field und Arnold Zellner, Economic Aspects of the 
Pacific Halibut Industry (Washington, D.C.: U.S. Department of the 
Interior, 1961). Für einen imaginativen Vorschlag für Privateigentum in 
Teilen des Ozeans noch vor der Einführung elektronischer Zäune siehe 
Gordon Tullock, The Fisheries-Some Radical Proposals (Columbia: 
University of South Carolina Bureau of Business and Economic Research, 
1962). 
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die Oberfläche selbst wird für die Schifffahrt genutzt, 
ebenso wie die Schiffe, die für den Abbau der Ressourcen 
eingesetzt werden.!3 


Dieser wachsende Konflikt veranlasst Christy zu der 
Vorhersage, dass sich "die Meere in einem Übergangsstadium 
befinden. Sie bewegen sich von einem Zustand, in dem es so 
gut wie keine Eigentumsrechte gibt, zu einem Zustand, in 
dem Eigentumsrechte in irgendeiner Form angeeignet oder 
verfügbar gemacht werden". Schließlich, so folgert Christy, 
"werden mit dem zunehmenden Wert der Meeresressourcen 
auch exklusive Rechte erworben werden".!4 


VERSCHMUTZUNG 


Nun gut: Selbst wenn wir zugeben, dass vollständiges 
Privateigentum an Ressourcen und der freie Markt 
Ressourcen erhalten und schaffen, und zwar weitaus besser 
als staatliche Regulierung, was ist dann mit dem Problem der 
Umweltverschmutzung? Würden wir nicht unter einer 
verschärften Umweltverschmutzung durch unkontrollierte 
"kapitalistische Gier" leiden? 


Zunächst einmal ist da diese nackte empirische Tatsache: 
Staatliches Eigentum, selbst der Sozialismus, hat sich als 
keine Lösung für das Problem der Umweltverschmutzung 
erwiesen. Selbst die euphorischsten Befürworter staatlicher 
Planung räumen ein, dass die Vergiftung des Baikalsees in 
der Sowjetunion ein Denkmal für die rücksichtslose 
Verschmutzung einer wertvollen natürlichen Ressource durch 
die Industrie ist. Aber das Problem ist weit mehr als das. Man 
beachte zum Beispiel die beiden zentralen Bereiche, in denen 
die Verschmutzung zu einem wichtigen Problem geworden 
ist: die Luft und die Wasserwege, insbesondere die Flüsse. 
Dies sind jedoch genau zwei der wichtigsten Bereiche der 
Gesellschaft, in denen das Privateigentum nicht funktionieren 
darf. 


Zunächst zu den Flüssen. Die Flüsse und auch die Meere 
sind im Allgemeinen Eigentum des Staates; Privateigentum, 
gewiss. 


333 


13Christy "New Dimensions for Transnational Marine Resources", S. 
112. 

14 Ebd,, S, 112-13. Eine umfassende wirtschaftliche, technologische und 
rechtliche Erörterung der gesamten Problematik des Meeres und der 
Meeresfischerei findet sich in Francis I. Christy, Jr. und Anthony Scott, 
The Common Wealth in Ocean Fisheries (Baltimore: Johns Hopkins 
Press, 1965). 
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die vollständig in Privatbesitz sind, nicht in die Gewässer 
gelangen dürfen. Der Staat ist also im Wesentlichen 
Eigentümer der Flüsse. Aber Staatseigentum ist kein echtes 
Eigentum, denn die Regierungsbeamten können zwar die 
Ressource kontrollieren, aber nicht selbst deren Kapitalwert 
auf dem Markt ernten. Die Regierungsbeamten können die 
Flüsse nicht verkaufen und auch keine Anteile an ihnen 
veräußern. Daher haben sie keinen wirtschaftlichen Anreiz, 
die Reinheit und den Wert der Flüsse zu erhalten. Die Flüsse 
sind also im wirtschaftlichen Sinne "herrenlos"; daher haben 
die Regierungsbeamten ihre Korruption und Verschmutzung 
zugelassen. Jeder konnte umweltschädlichen Müll und 
Abfälle in die Gewässer leiten. Aber was würde passieren, 
wenn private Unternehmen die Flüsse und Seen besitzen 
könnten? Wenn beispielsweise der Eriesee einem privaten 
Unternehmen gehören würde, dann würde jeder, der Müll in 
den See kippt, umgehend vor Gericht für seine Aggression 
gegen Privateigentum verklagt und von den Gerichten 
gezwungen werden, Schadenersatz zu zahlen und weitere 
Aggressionen zu unterlassen. Nur das Recht auf 
Privateigentum kann also dafür sorgen, dass der 
Verschmutzung und dem Eindringen in die Ressourcen ein 
Ende gesetzt wird. Nur weil die Flüsse kein Eigentum sind, 
gibt es keinen Eigentümer, der sich erheben und seine 
kostbare Ressource vor Angriffen schützen könnte. Wenn 
dagegen jemand Müll oder Schadstoffe in einen See kippen 
würde, der sich in Privatbesitz befindet (wie viele kleinere 
Seen), würde man ihm das nicht lange erlauben - der 
Eigentümer würde sich lautstark zur Wehr setzen.!5 Professor 
Dolan schreibt: 


Wenn General Motors der Eigentümer des Mississippi 
wäre, könnten Sie sicher sein, dass den Industrien und 
Gemeinden an den Ufern strenge Abwassergebühren 
auferlegt würden und dass das Wasser sauber genug 
gehalten würde, um die Einnahmen aus den Pachtverträgen 
zu maximieren, die an Firmen vergeben werden, die Rechte 
für Trinkwasser, Erholung und kommerzielle Fischerei 
suchen. 16 
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15 "Das bestehende "Aneignungs"-Recht in den westlichen 
Bundesstaaten bietet bereits die Grundlage für ein vollständiges 
"Homesteading" privater Eigentumsrechte an den Flüssen. Für eine 
ausführliche Diskussion siehe Jack Hirshleifer, James C. DeHaven und 
Jerome W. Milliman, Water Supply; Economics, Technology, and 
Policy (Chicago: University of Chicago Press, 1960), Kapitel IX. 


16Edwin G. Dolan, "Kapitalismus und die Umwelt", Individualist 
(März 1971): 3. 
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Wenn der Staat als Eigentümer die Verschmutzung der 
Flüsse zugelassen hat, so ist er auch der größte aktive 
Verursacher, insbesondere in seiner Rolle als kommunaler 
Abwasserentsorger. Es gibt bereits kostengünstige chemische 
Toiletten, die Abwässer verbrennen können, ohne Luft, 
Boden oder Wasser zu verschmutzen; aber wer wird in 
chemische Toiletten investieren, wenn die 
Kommunalverwaltungen ihre Abwässer kostenlos an ihre 
Kunden abgeben? 


Dieses Beispiel weist auf ein ähnliches Problem hin wie 
die Behinderung der Aquakulturtechnologie durch das Fehlen 
von Privateigentum: Wenn die Regierungen als Eigentümer 
der Flüsse die Verschmutzung des Wassers zulassen, dann 
wird die industrielle Technologie zu einer 
wasserverschmutzenden Technologie werden - und wurde es 
auch. Wenn Produktionsprozesse die Flüsse unkontrolliert 
durch ihre Eigentümer verschmutzen dürfen, dann werden 
wir diese Art von Produktionstechnologie haben. 


Wenn das Problem der Wasserverschmutzung durch 
private Eigentumsrechte am Wasser gelöst werden kann, wie 
steht es dann mit der Luftverschmutzung? Wie können 
Libertäre überhaupt eine Lösung für dieses schwerwiegende 
Problem finden? Sicherlich kann es kein Privateigentum an 
der Luft geben? Aber die Antwort lautet: Doch, es kann. Wir 
haben bereits gesehen, dass Radio- und Fernsehfrequenzen in 
privatem Besitz sein können. Das gilt auch für die Fluglinien. 
Kommerzielle Flugrouten könnten zum Beispiel in 
Privatbesitz sein; es gibt keine Notwendigkeit für eine 
Zivilluftfahrtbehörde, um die Routen zwischen verschiedenen 
Städten zu parzellieren und zu beschränken. Bei der 
Luftverschmutzung geht es jedoch nicht so sehr um das 
Privateigentum an der Luft, sondern um den Schutz des 
Privateigentums an den eigenen Lungen, Feldern und 
Obstgärten. Das Entscheidende an der Luftverschmutzung ist, 
dass der Verursacher unerwünschte und ungebetene 
Schadstoffe - von Rauch über nukleare Strahlung bis hin zu 
Schwefeloxiden - durch die Luft und in die Lungen 
unschuldiger Opfer sowie auf deren materielles Eigentum 
schickt. Alle derartigen Emissionen, die Personen oder 
Sachen verletzen, stellen eine Aggression gegen das 
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Privateigentum der Opfer dar. Luftverschmutzung ist nämlich 
ebenso eine Aggression wie Brandstiftung gegen das 
Eigentum eines anderen oder dessen körperliche Schädigung. 
Luftverschmutzung, die andere schädigt, ist schlicht und 
einfach Aggression. Die Hauptaufgabe des Staates - der 
Gerichte und der Polizei - besteht darin, Aggressionen zu 
unterbinden; stattdessen hat der Staat bei dieser Aufgabe 
versagt und seine Verteidigungsfunktion gegen die 
Luftverschmutzung auf schmerzliche Weise vernachlässigt. 
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Es ist wichtig zu erkennen, dass dieses Versagen nicht nur 
eine Frage der Unwissenheit war, eine einfache zeitliche 
Verzögerung zwischen dem Erkennen eines neuen 
technologischen Problems und seiner Bewältigung. Denn 
wenn einige der modernen Schadstoffe erst seit kurzem 
bekannt sind, so sind Fabrikrauch und viele seiner 
schädlichen Auswirkungen schon seit der Industriellen 
Revolution bekannt, und zwar in einem Maße, dass die 
amerikanischen Gerichte im späten - und sogar schon im 
frühen - neunzehnten Jahrhundert die bewusste Entscheidung 
trafen, die Verletzung von Eigentumsrechten durch 
industriellen Rauch zuzulassen. Um dies zu erreichen, 
mussten die Gerichte die im angelsächsischen 
Gewohnheitsrecht verankerte Verteidigung des 
Eigentumsrechts systematisch ändern und abschwächen, was 
sie auch taten. Jahrhunderts galt jede schädliche 
Luftverschmutzung als unerlaubte Handlung, als Belästigung, 
gegen die der Geschädigte auf Schadensersatz klagen konnte 
und gegen die er eine Unterlassungsverfügung erwirken 
konnte, um jede weitere Verletzung seiner Eigentumsrechte 
zu unterlassen. Jahrhundert änderten die Gerichte 
systematisch das Recht der Fahrlässigkeit und das Recht der 
Belästigung, um eine Luftverschmutzung zuzulassen, die 
nicht ungewöhnlich größer war als die eines vergleichbaren 
Produktionsunternehmens und die nicht über die üblichen 
Praktiken der anderen Verschmutzer hinausging. 


Als die Fabriken entstanden und Rauch ausstießen, der 
die Obstgärten der benachbarten Landwirte verunreinigte, 
verklagten die Landwirte die Hersteller vor Gericht und 
verlangten Schadensersatz und Uhnterlassungserklärungen 
gegen weitere Eingriffe in ihr Eigentum. Aber die Richter 
sagten im Grunde: "Tut uns leid. Wir wissen, dass 
Industrierauch (d. h. Luftverschmutzung) in Ihre 
Eigentumsrechte eindringt und diese beeinträchtigt. Aber es 
gibt etwas Wichtigeres als bloße Eigentumsrechte: das ist die 
öffentliche Ordnung, das "Gemeinwohl". Und das 
Gemeinwohl besagt, dass die Industrie eine gute Sache ist, 
dass industrieller Fortschritt eine gute Sache ist, und dass 
deshalb Ihre reinen privaten Eigentumsrechte im Namen des 
Gemeinwohls außer Kraft gesetzt werden müssen." Und nun 
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zahlen wir alle den bitteren Preis für diese Außerkraftsetzung 
des Privateigentums in Form von Lungenkrankheiten und 
unzähligen anderen Leiden. Und das alles für das 
"Gemeinwohl"!17 


17Siehe E.F. Roberts, "Plead the Ninth Amendment!" Naturgeschichte 
(August-September 1970): 18ff. Für eine endgültige Geschichte und 
Analyse des Wandels des Rechtssystems in Richtung Wachstum und 
Eigentumsrechte in den 
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Dass dieser Grundsatz die Gerichte auch im Zeitalter der 
Luftfahrt geleitet hat, geht aus einer Entscheidung des 
Gerichts von Ohio in der Rechtssache Antonik hervor 
v. Chamberlain (1947). Die Bewohner eines Vorortes in der 
Nähe von Akron klagten, um den Beklagten den Betrieb eines 
Flughafens in Privatbesitz zu untersagen. Begründet wurde 
dies mit der Verletzung von Eigentumsrechten durch 
übermäßigen Lärm. Das Gericht lehnte die 
Unterlassungsklage ab und erklärte: 


Bei der Beurteilung dieses Falles müssen wir als 
Billigkeitsgericht nicht nur den Interessenkonflikt zwischen 
dem Eigentümer des Flughafens und den benachbarten 
Grundstückseigentümern abwägen, sondern wir müssen 
auch die öffentliche Ordnung des Landes, in dem wir leben, 
berücksichtigen. Wir müssen anerkennen, dass die 
Einrichtung eines Flughafens ... für die Öffentlichkeit von 
großer Bedeutung ist, und wenn ein solcher Flughafen 
abgeschafft oder seine Einrichtung verhindert wird, werden 
die Folgen nicht nur eine ernsthafte Schädigung des 
Eigentümers des Hafengrundstücks sein, sondern auch ein 
ernsthafter Verlust eines wertvollen Guts für die gesamte 
Gemeinschaft. 18 


Um die Verbrechen der Richter zu begrenzen, schritten 
die Gesetzgeber auf Bundes- und Landesebene ein, um die 
Aggression zu zementieren, indem sie den Opfern der 
Luftverschmutzung verbieten, "Sammelklagen" gegen die 
Verursacher zu erheben. Wenn eine Fabrik die Luft in einer 
Stadt verschmutzt, in der es Zehntausende von Opfern gibt, 
ist es für jedes einzelne Opfer unpraktisch, den Verursacher 
auf Schadenersatz zu verklagen (auch wenn eine einstweilige 
Verfügung von einem kleinen Opfer wirksam eingesetzt 
werden könnte). Das Gewohnheitsrecht erkennt daher die 
Gültigkeit von "Sammelklagen" an, bei denen ein oder einige 
wenige Opfer den Verursacher nicht nur in ihrem eigenen 
Namen, sondern im Namen der gesamten Gruppe ähnlicher 
Opfer verklagen können. Aber der Gesetzgeber hat solche 
Sammelklagen in Fällen von Umweltverschmutzung 
systematisch verboten. Aus diesem Grund kann ein 
Geschädigter einen Verursacher, der ihn geschädigt hat, 
erfolgreich verklagen, und zwar in einem Einzelverfahren. 
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Jahrhunderts, siehe Morton J. Horwitz, The Transfor- mation of American 
Law, 1780-1860 (Cambridge, Mass.: Harvard Univer- sity Press, 1977). 


18Zitiert in Milton Katz, The Function of Tort Liability in Technology 
Assessment (Cambridge, Mass.: Harvard University Program on Tech- 
nology and Society, 1969), S. 610. 
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eins zu eins "private Belästigung" einklagen. Aber es ist ihm 
gesetzlich verboten, gegen einen Massenverschmutzer 
vorzugehen, der eine große Anzahl von Menschen in einem 
bestimmten Gebiet schädigt! Frank Bubb schreibt: "Das ist 
so, als ob die Regierung Ihnen sagen würde, dass sie Sie vor 
einem Dieb schützen (will), der nur Sie bestiehlt, aber sie 
wird Sie nicht schützen, wenn der Dieb auch alle anderen in 
der Nachbarschaft bestiehlt'.19 


Auch Lärm ist eine Form der Luftverschmutzung. Lärm 
ist die Erzeugung von Schallwellen, die die Luft 
durchdringen und dann das Eigentum und die Personen 
anderer Menschen bombardieren und verletzen. Erst in 
jüngster Zeit haben Mediziner begonnen, die schädlichen 
Auswirkungen von Lärm auf die menschliche Physiologie zu 
untersuchen. Auch hier würde ein libertäres Rechtssystem 
Schadensersatz- und Sammelklagen sowie 
Unterlassungsklagen gegen übermäßigen und schädlichen 
Lärm zulassen: gegen "Lärmbelästigung". 


Das Mittel gegen die Luftverschmutzung ist also glasklar 
und hat nichts mit milliardenschweren staatlichen 
Linderungsprogrammen auf Kosten der Steuerzahler zu tun, 
die nicht einmal das eigentliche Problem treffen. Die Abhilfe 
besteht einfach darin, dass die Gerichte zu ihrer Aufgabe 
zurückkehren, die Rechte von Personen und Eigentum gegen 
Eingriffe zu verteidigen, und daher jedem untersagen, 
Schadstoffe in die Luft zu blasen. Aber was ist mit den 
Verfechtern des industriellen Fortschritts? Und was ist mit 
den erhöhten Kosten, die der Verbraucher zu tragen hätte? 
Und was ist mit unserer heutigen umweltbelastenden 
Technologie? 


Das Argument, dass ein solches Verbot der 
Umweltverschmutzung die Kosten der industriellen 
Produktion erhöhen würde, ist ebenso verwerflich wie das 
Argument aus der Zeit vor dem Bürgerkrieg, dass die 
Abschaffung der Sklaverei die Kosten für den 
Baumwollanbau erhöhen würde und daher die Abschaffung, 
so moralisch richtig sie auch sein mag, "unpraktikabel" sei. 
Denn das bedeutet, dass die Verschmutzer in der Lage sind, 
alle hohen Kosten der Verschmutzung denjenigen 
aufzubürden, deren Lungen und Eigentumsrechte sie 

343 


ungestraft verletzen durften. 


19Frank Bubb, "Die Heilung der Luftverschmutzung", The Libertarian 
Forum (15. April 1970): 1. Siehe auch Dolan, TANSTAAFL, S. 37-39. 
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Außerdem übersieht das Kosten- und 
Technologieargument die entscheidende Tatsache, dass, 
wenn die Luftverschmutzung straffrei bleibt, kein 
wirtschaftlicher Anreiz mehr besteht, eine Technologie zu 
entwickeln, die keine Verschmutzung verursacht. Im 
Gegenteil, der Anreiz würde sich weiter verringern, so wie es 
seit einem Jahrhundert der Fall ist, nur eben in die andere 
Richtung. Nehmen wir zum Beispiel an, dass die Gerichte in 
den Tagen, als Autos und Lastwagen zum ersten Mal 
eingesetzt wurden, wie folgt entschieden hätten: 


Normalerweise wären wir dagegen, dass Lkw in den Rasen 
von Menschen eindringen, da dies eine Verletzung des 
Privateigentums darstellt, und wir würden darauf bestehen, 
dass Lkw sich auf die Straßen beschränken, ungeachtet der 
Verkehrsüberlastung. Aber Lkws sind für das öffentliche 
Wohlergehen von entscheidender Bedeutung, und deshalb 
ordnen wir an, dass Lkws jeden Rasen überqueren dürfen, 
den sie wollen, sofern sie glauben, dass dies ihre 
Verkehrsprobleme lindern würde. 


Hätten die Gerichte so geurteilt, dann hätten wir jetzt 
ein Verkehrssystem, in dem Rasenflächen systematisch von 
Lastwagen geschändet werden. Und jeder Versuch, dies zu 
verhindern, würde im Namen der modernen 
Verkehrsbedürfnisse verteufelt! Das ist genau die Art und 
Weise, wie die Gerichte über die Luftverschmutzung 
entschieden haben - eine Verschmutzung, die für uns alle 
viel schädlicher ist als das Zertrampeln von Rasenflächen. 
Auf diese Weise hat die Regierung von Anfang an grünes 
Licht für eine umweltschädliche Technologie gegeben. Es 
ist kein Wunder, dass wir genau diese Technologie haben. 
Die einzige Abhilfe besteht darin, die 
umweltverschmutzenden Eindringlinge zu zwingen, ihre 
Invasion zu stoppen, und so die Technologie in 
umweltfreundliche oder sogar umweltfeindliche Bahnen zu 
lenken. 


Selbst in unserem notwendigerweise primitiven Stadium 
der Umweltschutztechnologie wurden bereits Techniken zur 
Bekämpfung von Luftverschmutzung und Lärm entwickelt. 
An lärmenden Maschinen können Schalldämpfer angebracht 
werden, die Schallwellen genau kontrazyklisch zu den 
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Wellen der Maschinen aussenden und so diese rasenden 
Geräusche auslöschen. Luftabfälle können jetzt sogar schon 
beim Verlassen des Schornsteins aufgefangen und zur 
Herstellung nützlicher Produkte für die Industrie 
wiederverwertet werden. So kann Schwefeldioxid, ein 
wichtiger Luftschadstoff 


20Siehe Jane Jacobs, The Economy of Cities (New York: Random House, 
1969), S. 109fF. 
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Der hochgradig umweltschädliche Verbrennungsmotor muss 
entweder durch neue Geräte "geheilt" oder ganz durch 
umweltfreundliche Motoren wie Diesel-, Gasturbinen- oder 
Dampfmotoren oder durch Elektroautos ersetzt werden. Und, 
wie der libertäre Systemingenieur Robert Poole Jr. betont, 
würden die Kosten für die Installation der 
umweltfreundlichen oder umweltschonenden Technologie 
dann "letztlich von den Verbrauchern der Produkte der 
Unternehmen getragen, d.h. von denen, die sich für eine 
Zusammenarbeit mit dem Unternehmen entscheiden, anstatt 
sie in Form von Umweltverschmutzung (oder als Steuern) 
an unschuldige Dritte weiterzugeben" .21 


Robert Poole definiert Umweltverschmutzung treffend als 
"die Übertragung schädlicher Materie oder Energie auf die 
Person oder das Eigentum eines anderen, ohne dessen 
Zustimmung".?? Die libertäre - und einzige vollständige - 
Lösung für das Problem der Luftverschmutzung besteht 
darin, die Gerichte und die Rechtsstruktur zu nutzen, um 
solche Übergriffe zu bekämpfen und zu verhindern. In 
jüngster Zeit gibt es Anzeichen dafür, dass das Rechtssystem 
beginnt, sich in diese Richtung zu verändern: neue 
Gerichtsentscheidungen und die Aufhebung von Gesetzen, 
die Sammelklagen verbieten. Doch dies ist nur ein Anfang.?3 


Unter den Konservativen - im Gegensatz zu den 
Libertären - gibt es zwei letztlich ähnliche Reaktionen auf das 
Problem der Luftverschmutzung. Die eine Antwort, unter 
anderem von Ayn Rand und Robert Moses, besteht darin, die 
Existenz des Problems zu leugnen und die gesamte 
Aufregung Linken zuzuschreiben, die den Kapitalismus und 
die Technologie zugunsten einer Stammesform des 
Sozialismus zerstören wollen. Dieser Vorwurf mag zwar zum 
Teil zutreffen, aber die Existenz des Problems zu leugnen, 
bedeutet, die Wissenschaft selbst zu leugnen und dem 
Vorwurf der Linken, dass die Verfechter des Kapitalismus 
"Eigentumsrechte über die Menschenrechte stellen", eine 
entscheidende Geisel zu geben. Außerdem verteidigt eine 
Verteidigung der Luftreinhaltung nicht einmal die 
Eigentumsrechte; im Gegenteil, sie 
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21Poole, "Vernunft und Ökologie", S. 251-52. 
22 Ebd S. 245. 


23Siehe dazu Dolan, TANSTAAFL, S. 39, und Katz, The Function of Tort 
Lia- bility in Technology Assessment, passim. 
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gibt diesen Konservativen das Gütesiegel für jene 
Industriellen, die die Eigentumsrechte der Masse der Bürger 
mit Füßen treten. 


Eine zweite, anspruchsvollere konservative Antwort 
kommt von Marktwirtschaftlern wie Milton Friedman. Die 
Friedmanisten räumen die Existenz der Luftverschmutzung 
ein, schlagen aber vor, ihr nicht durch die Verteidigung von 
Eigentumsrechten zu begegnen, sondern durch eine angeblich 
utilitaristische "Kosten-Nutzen"-Kalkulation durch den Staat, 
der dann eine "soziale Entscheidung" darüber treffen und 
durchsetzen wird, wie viel Verschmutzung er zulassen soll. 
Diese Entscheidung würde dann entweder durch die Erteilung 
von Lizenzen für ein bestimmtes Maß an 
Umweltverschmutzung (die Gewährung von 
'Verschmutzungsrechten"), durch eine abgestufte Skala von 
Steuern oder durch die Bezahlung der Unternehmen für die 
Nichtverschmutzung durch die Steuerzahler durchgesetzt 
werden. Diese Vorschläge würden nicht nur der Regierung im 
Namen des Schutzes des "freien Marktes" ein enormes Maß 
an bürokratischer Macht verleihen, sondern auch die 
Eigentumsrechte im Namen einer kollektiven, vom Staat 
durchgesetzten Entscheidung außer Kraft setzen. Dies ist weit 
entfernt von einem echten "freien Markt" und zeigt, dass es, 
wie in vielen anderen wirtschaftlichen Bereichen, unmöglich 
ist, Freiheit und den freien Markt wirklich zu verteidigen, 
ohne auf der Verteidigung der Rechte des Privateigentums zu 
bestehen. Friedmans groteskes Diktum, dass diejenigen 
Stadtbewohner, die nicht an einem Emphysem erkranken 
wollen, aufs Land ziehen sollten, erinnert stark an Marie 
Antoinettes berühmtes "Lasst sie Kuchen essen" - und 
offenbart einen Mangel an Sensibilität für Menschen- oder 
Eigentumsrechte. Friedmans Aussage steht in der Tat in einer 
Reihe mit der typisch konservativen Aussage "Wenn es dir 
hier nicht gefällt, dann zieh weg", die impliziert, dass der 
Regierung zu Recht das gesamte Landgebiet "hier" gehört 
und dass jeder, der sich gegen ihre Herrschaft wehrt, das 
Gebiet daher verlassen muss. Die libertäre Kritik von Robert 
Poole an den Vorschlägen der Friedmanisten ist ein 
erfrischendes Gegenbeispiel: 
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Leider ist dies ein Beispiel für das schwerwiegendste 
Versagen der konservativen Ökonomen: Nirgendwo in dem 
Vorschlag ist von Rechten die Rede. Dies ist das gleiche 
Versäumnis, das die Befürworter des Kapitalismus seit 200 
Jahren untergraben hat. Selbst heute noch ruft der Begriff 
"Laissez-faire" Bilder von verqualmten und 
rußverschmierten englischen Fabrikstädten des achtzehnten 
Jahrhunderts hervor. Die frühen Kapitalisten stimmten mit 
den Gerichten überein 
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dass Rauch und Ruß der "Preis" sind, der für die Vorteile 
der Industrie gezahlt werden muss Doch Laissez-faire ohne 
Rechte ist 

Die Laissez-faire-Position beruht auf den Rechten des 
Menschen und kann nur Bestand haben, wenn die Rechte 
unantastbar bleiben. Jetzt, im Zeitalter eines wachsenden 
Umweltbewusstseins, kommt dieser alte Widerspruch 
zurück, um den Kapitalismus heimzusuchen. 


Es stimmt, dass Luft eine knappe Ressource ist [wie die 
Friedmanisten sagen], aber man muss sich dann fragen, 
warum sie knapp ist. Wenn sie aufgrund einer 
systematischen Verletzung von Rechten knapp ist, dann 
besteht die Lösung nicht darin, den Preis für den Status quo 
zu erhöhen und damit die Rechtsverletzungen zu 
sanktionieren, sondern die Rechte geltend zu machen und 
zu fordern, dass sie geschützt werden. ... . Wenn eine 
Fabrik eine große Menge an Schwefeldioxidmolekülen 
ausstößt, die in die Lunge eines Menschen eindringen und 
ein Lungenödem verursachen, haben die Fabrikbesitzer ihn 
genauso angegriffen, als hätten sie ihm ein Bein gebrochen. 
Dieser Punkt muss hervorgehoben werden, weil er für die 
libertäre Laissez-faire-Position entscheidend ist. Ein 
Laissez-faire-Verschmutzer ist ein Widerspruch in sich und 
muss als solcher identifiziert werden. Eine libertäre 
Gesellschaft wäre eine Gesellschaft mit voller Haftung, in 
der jeder für seine Handlungen und die daraus 
resultierenden schädlichen Folgen voll verantwortlich ist.24 


Der Staat hat nicht nur seine vermeintliche Aufgabe, das 
Privateigentum zu schützen, verraten, sondern auch in einem 
positiveren Sinne zur Luftverschmutzung beigetragen. Es ist 
noch gar nicht so lange her, dass das 
Landwirtschaftsministerium massenhaft DDT mit 
Hubschraubern über großen Gebieten versprühte und sich 
dabei über die Wünsche einzelner Landwirte hinwegsetzte, 
die dagegen Einspruch erhoben. Auch heute noch versprüht 
es tonnenweise giftige und krebserregende Insektizide im 
ganzen Süden, um 
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24Poole, "Vernunft und Ökologie", S. 252-53. Friedmans Diktum findet 

sich in Peter Maiken, "Hysterics Won't Clean Up Pollution", Human 

Events (April 25, 1970): 13, 21-23. Eine ausführlichere Darstellung der 
Friedman'schen Position findet sich in Thomas D. Crocker und A.J. 

Rogers II, Environmental Economics (Hinsdale, Ill.: Dryden Press, 1971); 

und ähnliche Ansichten finden sich in J.H. Dales, Pollution, Property, and 

Prices (Toronto: University of Toronto Press, 1968) und Larry E. Ruff, 

"The Economic 

Gesunder Menschenverstand bei Umweltverschmutzung", Public Interest (Frühjahr, 1970): 
69-85. 
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teuren und vergeblichen Versuch, die Feuerameise 
auszurotten.25 Und die Atomenergiekommission hat mit ihren 
Kernkraftwerken und durch Atomtests radioaktive Abfälle in 
die Luft und in den Boden geschüttet. Städtische Strom- und 
Wasserkraftwerke und die Anlagen der konzessionierten 
Monopolversorgungsunternehmen verschmutzen die 
Atmosphäre in hohem Maße. Eine der wichtigsten Aufgaben 
des Staates in diesem Bereich ist es daher, seine eigene 
Verschmutzung der Atmosphäre zu stoppen. 


Wenn wir also die Verwirrungen und die unsolide 
Philosophie der modernen Ökologen beseitigen, finden wir 
ein wichtiges Grundargument gegen das bestehende System; 
aber das Argument richtet sich nicht gegen den Kapitalismus, 
das Privateigentum, das Wachstum oder die Technologie an 
sich. Es ist ein Argument gegen das Versagen der Regierung, 
die Rechte des Privateigentums zuzulassen und gegen 
Eingriffe zu verteidigen. Würden die Eigentumsrechte in 
vollem Umfang verteidigt, und zwar sowohl gegen private als 
auch gegen staatliche Eingriffe, dann würden wir hier wie 
auch in anderen Bereichen unserer Wirtschaft und 
Gesellschaft feststellen, dass das private Unternehmertum 
und die moderne Technologie für die Menschheit nicht als 
Fluch, sondern als Rettung erscheinen würden. 
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25Glenn Garvin, "Killing Fire Ants With Carcinogens", Inquiry (6. 
Februar 1978): 7-8. 
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"ISOLATIONISMUS", LINKS UND RECHTS 


solationismus" wurde als Schimpfwort für die Gegner 
" des amerikanischen Eintritts in den Zweiten Weltkrieg 
T»*- Da das Wor oft in Form von 
Schuldzuweisungen verwendet wurde. 
Mit der zunehmenden Bedeutung des Begriffs "Isolationist" 
für die Befürworter des Nationalsozialismus erhielt der 
Begriff einen "rechten" sowie einen allgemein negativen 
Beigeschmack. Wenn sie nicht aktiv für den 
Nationalsozialismus eintraten, waren "Isolationisten" 
zumindest engstirnige Ignoranten, die die Welt um sie herum 
nicht kannten, im Gegensatz zu den kultivierten, 
weltgewandten, jfürsorglichen "Internationalisten", die 
amerikanische Kreuzzüge rund um den Globus 
befürworteten. Im letzten Jahrzehnt wurden die 
Antikriegskräfte natürlich als "Linke" betrachtet, und die 
Interventionisten von Lyndon Johnson bis Jimmy Carter und 
ihre Anhänger haben ständig versucht, der heutigen Linken 
das Etikett "Isolationist" oder zumindest "Neoisolationist" 
anzuheften. 

Links oder rechts? Während des Ersten Weltkriegs 
wurden die Kriegsgegner, genau wie heute, als "Linke" 
angegriffen, obwohl sich in ihren Reihen auch Libertäre und 
Befürworter des Laissez-faire-Kapitalismus befanden. 
Tatsächlich waren es vor allem liberale Laissez-faire- 
Anhänger wie der Soziologe und Ökonom William Graham 
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Sumner und der Bostoner Kaufmann Edward Atkinson, der 
die "Anti-Imperialist League" gründete, die sich gegen den 
amerikanischen Krieg mit Spanien und den Krieg zur 
Niederschlagung der philippinischen Rebellion um die 
Jahrhundertwende wandten. Darüber hinaus standen Atkinson 
und Sumner ganz in der großen Tradition der klassischen 
englischen Liberalen des 18. und 19. 
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Jahrhunderte, und insbesondere solche Laissez-faire- 
"Extremisten" wie Richard Cobden und John Bright von der 
"Manchester School". Cobden und Bright waren führend im 
energischen Widerstand gegen jeden britischen Krieg und 
jede außenpolitische Intervention ihrer Zeit, und Cobden 
wurde wegen seiner Bemühungen nicht als "Isolationist", 
sondern als "Internationaler Mann" bekannt.! Bis zur 
Verleumdungskampagne der späten 1930er Jahre galten 
Kriegsgegner als die wahren "Internationalisten", Männer, die 
sich gegen die Vergrößerung des Nationalstaates wandten 
und für Frieden, freien Handel, freie Migration und 
friedlichen kulturellen Austausch zwischen Völkern aller 
Nationen eintraten. Ausländische Interventionen sind nur in 
dem Sinne "international", wie auch der Krieg international 
ist: Zwang, sei es die Androhung von Gewalt oder die direkte 
Verlegung von Truppen, wird immer die Grenzen zwischen 
den einzelnen Nationen überschreiten. 


"Isolationismus" hat einen rechten Klang; "Neutralismus" 
und "friedliche Koexistenz" klingen links. Aber ihr Kern ist 
derselbe: die Ablehnung von Krieg und politischen 
Interventionen zwischen Ländern. Dies ist seit zwei 
Jahrhunderten die Position der Antikriegskräfte, ob es sich 
nun um die klassischen Liberalen des 18. und 19. 
Jahrhunderts, die "Linken" des Ersten Weltkriegs und des 
Kalten Krieges oder die "Rechten" des Zweiten Weltkriegs 
handel. In den wenigsten Fällen haben diese 
Interventionsgegner eine wortwörtliche "Iso- lation" 
befürwortet: Was sie im Allgemeinen befürwortet haben, ist 
eine politische Nichteinmischung in die Angelegenheiten 
anderer Länder, verbunden mit einem ökologischen und 
kulturellen Internationalismus im Sinne einer friedlichen 
Freiheit des Handels, der Investitionen und des Austauschs 
zwischen den Bürgern aller Länder. Und dies ist auch der 
Kern der libertären Position. 


BEGRENZUNG DER REGIERUNG 


Die Libertären befürworten die Abschaffung aller Staaten 
und die Übernahme legitimer Aufgaben, die heute von den 
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Regierungen (Polizei, Gerichte usw.) unzureichend 
wahrgenommen werden, durch den Staat. 


1Siehe William H. Dawson, Richard Cobden and Foreign Policy (London: 
George Allen and Unwin, 1926). 
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freien Markt. Libertäre befürworten die Freiheit als ein 
natürliches Menschenrecht und setzen sich nicht nur für die 
Amerikaner, sondern für alle Menschen ein. In einer rein 
libertären Welt gäbe es daher keine "Außenpolitik", weil es 
keine Staaten gäbe, keine Regierungen mit einem 
Zwangsmonopol über bestimmte Gebiete. Da wir aber in 
einer Welt der Nationalstaaten leben und dieses System in 
naher Zukunft wohl kaum verschwinden wird, stellt sich die 
Frage, welche Haltung Libertäre zur Außenpolitik in der 
heutigen, von Staaten geprägten Welt einnehmen. 


Bis zur Auflösung der Staaten wollen die Libertären den 
Bereich der staatlichen Macht in alle Richtungen und so weit 
wie möglich einschränken, verkleinern. Wir haben bereits 
gezeigt, wie dieses Prinzip der "Entstaatlichung" bei 
verschiedenen wichtigen "innenpolitischen" Problemen 
funktionieren könnte, bei denen das Ziel darin besteht, die 
Rolle des Staates zurückzudrängen und den freiwilligen und 
spontanen Energien freier Menschen durch friedliche 
Interaktion vollen Raum zu geben, insbesondere in der freien 
Marktwirtschaft. In der Außenpolitik ist das Ziel dasselbe: 
die Regierung soll sich nicht in die Angelegenheiten anderer 
Regierungen oder anderer Länder einmischen. Politischer 
"Isolationismus" und friedliche Koexistenz - der Verzicht auf 
Einmischung in andere Länder - ist also das liberale 
Gegenstück zum Einsatz für eine Laissez-faire-Politik im 
eigenen Land. Die Idee ist, die Regierung davon abzuhalten, 
im Ausland zu agieren, so wie wir versuchen, die Regierung 
im eigenen Land in die Schranken zu weisen. Isolationismus 
oder friedliche Koexistenz ist das außenpolitische 
Gegenstück zu einer starken Einschränkung der Regierung im 
Inland. 


Konkret ist die gesamte Landfläche der Welt heute auf 
verschiedene Staaten aufgeteilt, und jedes Landgebiet wird 
von einer Zentralregierung regiert, die das Gewaltmonopol 
über dieses Gebiet besitzt. In den Beziehungen zwischen den 
Staaten besteht das libertäre Ziel also darin, jeden dieser 
Staaten davon abzuhalten, seine Gewalt auf andere Länder 
auszudehnen, so dass die Tyrannei jedes Staates zumindest 
auf seine eigene Vogtei beschränkt bleibt. Denn der Libertäre 
ist daran interessiert, den Bereich der staatlichen Aggression 
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gegen alle Privatpersonen so weit wie möglich 
einzuschränken. Die einzige Möglichkeit, dies in 
internationalen Angelegenheiten zu erreichen, besteht darin, 
dass die Bevölkerung eines jeden Landes Druck auf ihren 
eigenen Staat ausübt, damit dieser seine Aktivitäten auf das 
Gebiet beschränkt, das er monopolisiert hat, und nicht andere 
Staaten angreift oder gegen deren Untertanen vorgeht. Kurz 
gesagt, das Ziel des Libertären ist es, jeden bestehenden Staat 
zu beschränken 
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die Beeinträchtigung von Personen und Eigentum so gering 
wie möglich zu halten. Und das bedeutet die totale 
Vermeidung von Krieg. Die Menschen in jedem Staat sollten 
"ihre" jeweiligen Staaten dazu drängen, sich nicht gegenseitig 
anzugreifen oder, falls ein Konflikt ausbricht, sich so schnell 
wie physisch möglich aus ihm zurückzuziehen. 


Nehmen wir für den Moment eine Welt mit zwei 
hypothetischen Ländern an: Graustark und Belgravia. Jedes 
Land wird von seinem eigenen Staat regiert. Was passiert, 
wenn die Regierung von Graustark in das Gebiet von 
Belgravia eindringt? Vom libertären Standpunkt aus 
betrachtet, treten sofort zwei Übel ein. Erstens beginnt die 
graustarkische Armee, unschuldige belgravische Zivilisten 
abzuschlachten, die nicht in die Verbrechen verwickelt sind, 
die die belgravische Regierung möglicherweise begangen hat. 
Krieg ist also Massenmord, und dieser massive Eingriff in 
das Recht auf Leben, auf Selbsteigentum, einer Vielzahl von 
Menschen ist nicht nur ein Verbrechen, sondern für den 
Libertären das ultimative Verbrechen. Zweitens: Da alle 
Regierungen ihre Einnahmen aus dem Diebstahl von 
Zwangssteuern beziehen, bedeutet jede Mobilisierung und 
jeder Truppenaufmarsch unweigerlich eine Erhöhung des 
Steuerzwangs in Graustark. Aus beiden Gründen - weil 
zwischenstaatliche Kriege unweigerlich sowohl Massenmord 
als auch eine Erhöhung des Steuerzwangs mit sich bringen - 
ist der Libertäre gegen den Krieg. Punkt. 


Das war nicht immer so. Im Mittelalter war das Ausmaß 
der Kriege viel begrenzter. Vor dem Aufkommen moderner 
Waffen war die Bewaffnung so begrenzt, dass die 
Regierungen ihre Gewalt strikt auf die Armeen der 
rivalisierenden Regierungen beschränken konnten - und dies 
oft auch taten. Es stimmt zwar, dass der Steuerzwang 
zunahm, aber zumindest gab es keinen Massenmord an den 
Unschuldigen. Nicht nur war die Feuerkraft gering genug, um 
die Gewalt auf die Armeen der rivalisierenden Seiten zu 
beschränken, sondern in der Vormoderne gab es auch keinen 
zentralen Nationalstaat, der zwangsläufig im Namen aller 
Bewohner eines bestimmten Landgebiets sprach. Wenn eine 
Gruppe von Königen oder Baronen gegen eine andere 
kämpfte, war man nicht der Meinung, dass jeder in dem 
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Gebiet ein engagierter Partisan sein musste. Außerdem waren 
die Armeen keine Massenheere, die ihren jeweiligen 
Herrschern unterworfen waren, sondern kleine Scharen von 
angeheuerten Söldnern. Oft war es ein beliebter Sport für die 
Bevölkerung, eine Schlacht von der Sicherheit der 
Stadtmauern aus zu beobachten, und der Krieg wurde als eine 
Art sportlicher Wettkampf angesehen. Doch mit dem 
Aufkommen 
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des zentralisierenden Staates und der modernen 
Massenvernichtungswaffen ist das Abschlachten von 
Zivilisten wie auch von Wehrpflichtigenarmeen ein 
wesentlicher Bestandteil der zwischenstaatlichen 
Kriegsführung geworden. 


Nehmen wir an, dass trotz möglicher libertärer 
Opposition der Krieg ausgebrochen ist. Natürlich sollte die 
libertäre Position sein, dass, solange der Krieg andauert, der 
Umfang der Angriffe auf inländische Zivilisten so weit wie 
möglich reduziert werden muss. Das altmodische Völkerrecht 
verfügte über zwei hervorragende Instrumente, um dieses 
Ziel zu erreichen: die "Kriegsgesetze" und die 
"Neutralitätsgesetze" oder "Rechte der Neutralen". Die 
Neutralitätsgesetze sollten jeden Krieg auf die kriegführenden 
Staaten selbst beschränken, ohne Angriffe auf nicht 
kriegführende Staaten und insbesondere ohne Aggressionen 
gegen die Völker anderer Nationen. Daher die Bedeutung 
solch alter und heute fast vergessener amerikanischer 
Grundsätze wie der "Freiheit der Meere" oder der strengen 
Beschränkung der Rechte der kriegführenden Staaten, den 
Handel mit dem feindlichen Land zu blockieren. Kurz gesagt, 
der Libertäre versucht, neutrale Staaten zu veranlassen, in 
jedem zwischenstaatlichen Konflikt neutral zu bleiben, und 
die kriegführenden Staaten zu veranlassen, die Rechte der 
neutralen Bürger in vollem Umfang zu beachten. Die 
"Kriegsgesetze" ihrerseits wurden entwickelt, um den 
Eingriff der kriegführenden Staaten in die Rechte der 
Zivilbevölkerung ihrer jeweiligen Länder so weit wie 
möglich zu begrenzen. Der britische Jurist F.J.P. Veale 
drückte es so aus: 


Das Grundprinzip dieses Kodex war, dass Feindseligkeiten 
zwischen zivilisiertten Völkern auf die tatsächlich 
eingesetzten Streitkräfte beschränkt werden müssen. Es 
wurde unterschieden zwischen 

Kombattanten und Nichtkombattanten, indem sie festlegt, 
dass die einzige Aufgabe der Kombattanten darin besteht, 
sich gegenseitig zu bekämpfen, und dass folglich 
Nichtkombattanten von militärischen Operationen 
ausgeschlossen werden müssen.? 
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In abgewandelter Form, nämlich als Verbot der 
Bombardierung aller Städte, die nicht an der Front liegen, 
galt diese Regel in den letzten Jahrhunderten in den Kriegen 
Westeuropas, bis Großbritannien im Zweiten Weltkrieg mit 
der strategischen Bombardierung von Zivilisten begann. Jetzt 
ist natürlich die 


2F J,P. Veale, Advance to Barbarism (Appleton, Wisc.: C.C. Nelson Pub- 
lishing, 1953), S. 58. 
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Das gesamte Konzept ist kaum noch in Erinnerung, da das 
Wesen der modernen nuklearen Kriegsführung auf der 
Vernichtung der Zivilbevölkerung beruht. 


Um zu unserem hypothetischen Fall Graustark und 
Belgravia zurückzukehren: Nehmen wir an, dass Graustark in 
Belgravia einmarschiert ist und dass eine dritte Regierung, 
Walldavia, nun in den Krieg eintritt, um Belgravia gegen die 
"graustarkische Aggression" zu verteidigen. Ist diese Aktion 
zu rechtfertigen? Jahrhunderts - die Idee, dass, wenn eine 
Regierung eine andere "angreift", es die moralische Pflicht 
der anderen Regierungen der Welt ist, sich 
zusammenzuschließen, um den "geschädigten" Staat zu 
verteidigen. 


Dieses Konzept der kollektiven Sicherheit gegen 
"Aggression" weist mehrere fatale Fehler auf. Einer davon 
ist, dass, wenn Walldavia oder andere Staaten in den Kampf 
eingreifen, sie selbst das Ausmaß der Aggression vergrößern 
und verschlimmern, weil sie (1) ungerechterweise Massen 
von graus-tarkischen Zivilisten abschlachten und (2) den 
Steuerzwang auf walldavische Bürger erhöhen. Außerdem (3) 
lässt Walldavia in diesem Zeitalter, in dem Staaten und 
Untertanen eng miteinander verbunden sind, die walldavische 
Zivilbevölkerung für Vergeltungsmaßnahmen durch 
graustarkische Bomber oder Raketen offen. Der Kriegseintritt 
der walldavischen Regierung gefährdet also Leben und 
Eigentum der walldavischen Bürger, die die Regierung 
eigentlich schützen sollte. Schließlich wird (4) die Wehrpflicht 
und Versklavung der walldavischen Bürger in der Regel 
verschärft. 


Sollte diese Art von "kollektiver Sicherheit" wirklich 
weltweit angewandt werden, indem alle "Walldavias" in 
jeden lokalen Konflikt hineinstürmen und diesen eskalieren, 
würde sich jedes lokale Scharmützel bald zu einem globalen 
Flächenbrand ausweiten. 


Das Konzept der kollektiven Sicherheit weist einen 
weiteren entscheidenden Fehler auf. Die Idee, in einen Krieg 
einzutreten, um eine "Aggression" zu stoppen, ist eindeutig 
eine Analogie zur Aggression eines Einzelnen gegen einen 
anderen. Smith wird dabei beobachtet, wie er Jones 
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verprügelt - er greift ihn an. Die Polizei in der Nähe eilt 
daraufhin zur Verteidigung des Opfers Jones; sie setzt 
"polizeiliche Maßnahmen" ein, um die Aggression zu 
stoppen. In Verfolgung dieses Mythos hat Präsident Tru- man 
zum Beispiel darauf bestanden, den Eintritt der USA in den 
Koreakrieg als 
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Krieg als "Polizeiaktion", eine kollektive Anstrengung der 
UN zur Abwehr von "Aggression". 


Aber "Aggression" macht nur auf der individuellen 
Smith-Jones-Ebene Sinn, ebenso wie der Begriff 
"Polizeiaktion". Auf zwischenstaatlicher Ebene machen diese 
Begriffe überhaupt keinen Sinn. Erstens haben wir gesehen, 
dass Regierungen, die in einen Krieg eintreten, dadurch selbst 
zu Aggressoren gegen unschuldige Zivilisten, ja zu 
Massenmördern werden. Die korrekte Analogie zum 
individuellen Handeln wäre: Smith verprügelt Jones, die 
Polizei eilt Jones zu Hilfe, und bei dem Versuch, Smith 
festzunehmen, bombardiert die Polizei einen Häuserblock 
und ermordet Tausende von Menschen, oder sie feuert mit 
Maschinengewehren auf eine unschuldige Menge. Das ist 
eine weitaus genauere Analogie, denn das ist es, was eine 
kriegführende Regierung tut, und im zwanzigsten Jahrhundert 
tut sie das in einem monumentalen Ausmaß. Aber jede 
Polizeibehörde, die sich auf diese Weise verhält, wird selbst 
zum kriminellen Aggressor, oft weit mehr als der 
ursprüngliche Smith, der die Affäre begonnen hat. 


Aber die Analogie zur individuellen Aggression hat noch 
einen weiteren fatalen Fehler. Wenn Smith Jones verprügelt 
oder sein Eigentum stiehlt, Können wir Smith als Aggressor 
gegen das Persönlichkeits- oder Eigentumsrecht seines 
Opfers bezeichnen. Aber wenn der Graus- tarkianische Staat 
in das Gebiet des Belgravianischen Staates eindringt, ist es 
unzulässig, in analoger Weise von "Aggression" zu sprechen. 
Für den Libertären hat keine Regierung einen gerechten 
Anspruch auf ein Eigentums- oder "Souveränitäts"-Recht in 
einem bestimmten Territorium. Der Anspruch des 
Belgravianischen Staates auf sein Territorium unterscheidet 
sich daher völlig von dem Anspruch von Mr. Jones auf sein 
Eigentum (auch wenn sich letzteres bei näherer Betrachtung 
als das unrechtmäßige Ergebnis eines Diebstahls 
herausstellen könnte). Kein Staat hat ein legitimes Eigentum; 
sein gesamtes Territorium ist das Ergebnis einer Art von 
Aggression und gewaltsamer Eroberung. Daher ist die 
Invasion des Graustark-Staates notwendigerweise ein Kampf 
zwischen zwei Gruppen von Dieben und Aggressoren: Das 
einzige Problem ist, dass unschuldige Zivilisten auf beiden 
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Seiten mit Füßen getreten werden. 


Abgesehen von diesem allgemeinen Vorbehalt gegenüber 
Regierungen hat der so genannte "Aggressor"-Staat oft einen 
recht plausiblen Anspruch auf sein "Opfer"; plausibel, das 
heißt, im Kontext des nationalstaatlichen Systems. Nehmen 
wir an, dass Graustark die Grenze zu Belgravia überquert hat, 
weil Belgravia ein Jahrhundert zuvor einmarschiert war. 
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Graustark und beschlagnahmte seine nordöstlichen 
Provinzen. Die Bewohner dieser Provinzen sind kulturell, 
ethnisch und sprachlich Graustarker. Graustark marschiert 
nun ein, um endlich wieder mit seinen graustarkischen 
Landsleuten vereint zu sein. In dieser Situation müsste der 
Libertäre übrigens, obwohl er beide Regierungen für das 
Führen von Kriegen und das Töten von Zivilisten verurteilt, 
sich auf die Seite von Graustark stellen, weil es den 
gerechteren oder weniger ungerechten Anspruch hat. Lassen 
Sie es uns so ausdrücken: In dem unwahrscheinlichen Fall, 
dass die beiden Länder zu einer vormodernen Kriegsführung 
zurückkehren könnten, mit (a) begrenzten Waffen, so dass 
keine Zivilisten in ihrer Person oder ihrem Eigentum verletzt 
werden; (b) Freiwilligen- statt Wehrpflichtigenarmeen; und 
auch (c) Finanzierung durch freiwillige Methoden anstelle 
von Steuern, könnte sich der Libertäre dann in unserem 
Kontext ohne weiteres auf die Seite von Graustark stellen. 


Von allen Kriegen der letzten Zeit erfüllt keiner diese drei 
Kriterien für einen "gerechten Krieg" besser - wenn auch 
nicht vollständig - als der indische Krieg von Ende 1971 zur 
Befreiung Bangladeschs. Die pakistanische Regierung war 
als letzte schreckliche Hinterlassenschaft des britischen 
Imperiums an den indischen Subkontinent gegründet worden. 
Die pakistanische Nation bestand vor allem aus der 
unrechtmäßigen Herrschaft der Punjabis in Westpakistan über 
die zahlreicheren und produktiveren Bengalen in Ostpakistan 
(und auch über die Pathans an der Nordwestgrenze). Die 
Bengalen hatten sich seit langem nach Unabhängigkeit von 
ihren imperialen Unterdrückern gesehnt; Anfang 1971 wurde 
das Parlament infolge des Wahlsiegs der Bengalen 
ausgesetzt; von da an schlachteten die pandschabischen 
Truppen die bengalische Zivilbevölkerung systematisch ab. 
Das Eingreifen Indiens in den Konflikt unterstützte die 
populären bengalischen Widerstandskräfte der Mukhti 
Bahini. Natürlich waren Steuern und Abgaben im Spiel, aber 
die indischen Armeen setzten ihre Waffen nicht gegen die 
bengalische Zivilbevölkerung ein; im Gegenteil, es handelte 
sich um einen echten revolutionären Krieg der bengalischen 
Bevölkerung gegen einen pandschabischen Besatzungsstaat. 
Nur pandschabische Soldaten wurden von den indischen 
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Kugeln getroffen. 


Dieses Beispiel verdeutlicht ein weiteres Merkmal der 
Kriegsführung: Der revolutionäre Guerillakrieg kann mit den 
libertären Prinzipien weitaus besser vereinbar sein als jeder 
zwischenstaatliche Krieg. Es liegt in der Natur der Sache, 
dass Guerillas die Zivilbevölkerung gegen die Plünderungen 
eines Staates verteidigen; daher Guerillas, 
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die im selben Land wie der feindliche Staat leben, keine 
nuklearen oder anderen Massenvernichtungswaffen einsetzen 
können. Mehr noch: Da die Guerilla für ihren Sieg auf die 
Unterstützung und Hilfe der Zivilbevölkerung angewiesen ist, 
muss sie als grundlegendes Element ihrer Strategie die 
Zivilbevölkerung vor Schaden bewahren und ihre Aktivitäten 
ausschließlich auf den Staatsapparat und seine Streitkräfte 
ausrichten. Der Guerillakrieg führt uns also zu der alten und 
ehrenvollen Tugend zurück, den Feind zu lokalisieren und 
unschuldige Zivilisten zu schonen. Auf der Suche nach 
begeisterter Unterstützung durch die Zivilbevölkerung 
verzichtet die Guerilla häufig auf Wehrpflicht und 
Besteuerung und verlässt sich auf die freiwillige 
Unterstützung von Männern und Material. 


Die libertären Qualitäten des Guerillakrieges sind nur auf 
der revolutionären Seite zu finden; für die 
konterrevolutionären Kräfte des Staates sieht die Sache ganz 
anders aus. Der Staat kann zwar nicht so weit gehen, seine 
eigenen Untertanen zu "bombardieren", aber er stützt sich 
zwangsläufig in erster Linie auf Kampagnen des 
Massenterrors: Tötung, Terrorisierung und Zusammenrottung 
der Masse der Zivilisten. Da die Guerilla, um erfolgreich zu 
sein, von der Masse der Bevölkerung unterstützt werden 
muss, muss sich der Staat, um seinen Krieg zu führen, auf die 
Vernichtung dieser Bevölkerung konzentrieren oder Massen 
von Zivilisten in Konzentrationslager treiben, um sie von 
ihren Guerilla-Verbündeten zu trennen. Diese Taktik wurde 
von dem spanischen General "Butcher" Weyler in den 1890er 
Jahren gegen die kubanischen Rebellen angewandt, von den 
amerikanischen Truppen auf den Philippinen und von den 
Briten im Burenkrieg fortgesetzt und wird bis zu der 
jüngsten, unseligen Politik der "strategischen Weiler" in 
Südvietnam fortgesetzt. 


Die libertäre Außenpolitik ist also keine pazifistische 
Politik. Wir sind nicht, wie die Pazifisten, der Meinung, 
dass niemand das Recht hat, Gewalt anzuwenden, um sich 
gegen einen gewaltsamen Angriff zu verteidigen. Wir sind 
jedoch der Meinung, dass niemand das Recht hat, andere 
zu unterdrücken, zu besteuern, zu ermorden oder Gewalt 
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gegen andere anzuwenden, um sich zu verteidigen. Da alle 
Staaten in der Aggression gegen ihre Untertanen und in der 
Aneignung ihres gegenwärtigen Territoriums bestehen und 
ihr Wesen haben, und da in zwischenstaatlichen Kriegen 
unschuldige Zivilisten abgeschlachtet werden, sind solche 
Kriege immer ungerecht - auch wenn einige ungerechter 
sein mögen als andere. Der Guerillakrieg gegen Staaten hat 
zumindest das Potenzial, libertäre Anforderungen zu 
erfüllen, indem er den Kampf der Guerilla gegen 
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Staatliche Beamte und Armeen sowie die Nutzung 
freiwilliger Mittel zur Finanzierung ihres Kampfes. 


AMERIKANISCHE AUBENPOLITIK 


Wir haben gesehen, dass die Libertären sich in erster 
Linie auf die Invasionen und Aggressionen ihres eigenen 
Staates konzentrieren müssen. Die Libertären von Graustark 
müssen ihre Aufmerksamkeit auf den Versuch richten, den 
graustarkischen Staat zu begrenzen und zu verkleinern, die 
walldavischen Libertären müssen versuchen, den 
walldavischen Staat zu kontrollieren, und so weiter. In der 
Außenpolitik müssen die Libertären eines jeden Landes ihre 
Regierung dazu drängen, von Kriegen und ausländischen 
Interventionen Abstand zu nehmen und sich aus allen 
Kriegen zurückzuziehen, an denen sie beteiligt sind. Die 
Libertären in den Vereinigten Staaten müssen daher ihre 
kritische Aufmerksamkeit auf die imperialen und 
kriegerischen Aktivitäten ihrer eigenen Regierung richten. 


Aber es gibt noch andere Gründe für Libertäre, sich auf 
die Invasionen und ausländischen Interventionen der 
Vereinigten Staaten zu konzentrieren. Denn empirisch 
gesehen waren die Vereinigten Staaten über das gesamte 
zwanzigste Jahrhundert hinweg die kriegerischste, 
interventionistischste und imperialistischste Regierung. Eine 
solche Feststellung wird die Amerikaner schockieren, die seit 
Jahrzehnten der intensiven Propaganda des Establishments 
über die unveränderliche Heiligkeit, die friedlichen Absichten 
und die Hingabe der amerikanischen Regierung an die 
Gerechtigkeit in auswärtigen Angelegenheiten ausgesetzt 
sind. 


Der Expansionsdrang des amerikanischen Staates begann 
im späten 19. Jahrhundert immer stärker zu werden, als 
Amerika mit dem Krieg gegen Spanien kühn nach Übersee 
vordrang, Kuba beherrschte, sich Puerto Rico und die 
Philippinen aneignete und einen philippinischen 
Unabhängigkeitsaufstand brutal niederschlug. Die imperiale 
Expansion der Vereinigten Staaten erreichte ihren Höhepunkt 
im Ersten Weltkrieg, als Präsident Woodrow Wilson mit 
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seinem Sprung in die Schlacht den Krieg und das 
Massengemetzel verlängerte und unwissentlich die 
grausamen Verwüstungen hervorrief, die direkt zum Triumph 
der Bolschewiki in Russland und zum Sieg der Nazis in 
Deutschland führten. Es war Wilsons besonderes Genie, einer 
neuen amerikanischen Politik der weltweiten Hilfe einen 
pietistischen und moralischen Deckmantel zu geben. 
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Intervention und Vorherrschaft, eine Politik, die versucht, 
jedes Land nach amerikanischem Vorbild zu formen, radikale 
oder marxistische Regime auf der einen Seite und 
altmodische monarchistische Regierungen auf der anderen 
Seite zu unterdrücken. Es war Woodrow Wilson, der die 
Grundzüge der amerikanischen Außenpolitik für den Rest 
dieses Jahrhunderts festlegen sollte. Fast jeder nachfolgende 
Präsident hat sich als Wilsonianer verstanden und seine 
Politik verfolgt. Es war kein Zufall, dass sowohl Herbert 
Hoover als auch Franklin D. Roosevelt - die lange Zeit als 
polare Gegensätze galten - eine wichtige Rolle in Amerikas 
erstem globalen Kreuzzug im Ersten Weltkrieg spielten, und 
dass beide Männer ihre Erfahrungen mit der Intervention und 
Planung des Ersten Weltkriegs als Wegweiser für ihre 
künftige Außen- und Innenpolitik heranzogen. Und es war 
eine von Richard Nixons ersten Handlungen als Präsident, 
das Bild von Woodrow Wil- son auf seinem Schreibtisch zu 
platzieren. 


Im Namen der "nationalen Selbstbestimmung" und der 
"kollektiven Sicherheit" gegen Aggressionen hat die 
amerikanische Regierung konsequent das Ziel und die Politik 
der Weltherrschaft und der gewaltsamen Unterdrückung 
jeglicher Rebellion gegen den Status quo überall auf der Welt 
verfolgt. Im Namen der Bekämpfung von "Aggression" 
überall - als "Polizist" der Welt - ist sie selbst zu einem 
großen und ständigen Aggressor geworden. 


Wer sich an einer solchen Beschreibung amerikanischer 
Politik stört, sollte sich einfach vor Augen führen, wie die 
typische amerikanische Reaktion auf jede in- oder 
ausländische Krise irgendwo auf dem Globus aussieht, selbst 
an einem abgelegenen Ort, der beim besten Willen nicht als 
direkte oder auch nur indirekte Bedrohung für das Leben und 
die Sicherheit des amerikanischen Volkes angesehen werden 
kann. Der Militärdiktator von "Bumblestan" ist in Gefahr; 
vielleicht sind seine Untertanen es leid, von ihm und seinen 
Kollegen ausgebeutet zu werden. Die Vereinigten Staaten 
machen sich daraufhin große Sorgen; Artikel von 
Journalisten, die mit dem Außenministerium oder dem 
Pentagon befreundet sind, verbreiten die Warnung, was mit 
der "Stabilität" von Bumblestan und seiner Umgebung 


349 


geschehen könnte, wenn der Diktator an die Spitze kommt. 
Denn zufällig ist er ein "pro-amerikanischer" oder "pro- 
westlicher" Diktator, d.h. einer von "uns" und nicht von 
"ihnen". Mit Millionen oder gar Milliarden von Dollar an 
Militär- und Wirtschaftshilfe stützen die Vereinigten Staaten 
dann den bumblestanischen Feldmarschall. Wenn "unser" 
Diktator gerettet wird, 
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dann wird ein Seufzer der Erleichterung ausgestoßen, und es 
werden Glückwünsche zur Rettung "unseres" Staates 
ausgesprochen. Die fortgesetzte oder beabsichtigte 
Unterdrückung des amerikanischen Steuerzahlers und der 
bumblestanischen Bürger wird dabei natürlich nicht 
berücksichtigt. Oder sollte es passieren, dass der 
bumblestanische Diktator stürzt, könnte die amerikanische 
Presse und die Beamtenschaft für einen Moment in Hysterie 
verfallen. Aber dann, nach einer Weile, scheinen die 
Amerikaner in der Lage zu sein, ihr Leben nach dem 
"Verlust" Bumblestans genauso gut zu leben wie vorher - 
vielleicht sogar besser, wenn das bedeutet, dass sie ein paar 
Milliarden weniger an ausländischer Hilfe erhalten, um den 
bumblestanischen Staat zu stützen. 


Wenn man also davon ausgeht und erwartet, dass die 
Vereinigten Staaten versuchen werden, jeder Krise überall 
auf der Welt ihren Willen aufzuzwingen, dann ist das ein 
klares Indiz dafür, dass Amerika die große 
interventionistische und imperiale Macht ist. Der einzige Ort, 
an dem die Vereinigten Staaten derzeit nicht versuchen, ihren 
Willen durchzusetzen, ist die Sowjetunion und die 
kommunistischen Länder - aber natürlich haben sie das in der 
Vergangenheit versucht. Woodrow Wilson hat zusammen mit 
Großbritannien und Frankreich mehrere Jahre lang versucht, 
den Bolschewismus in der Wiege zu zerschlagen, wobei 
amerikanische und alliierte Truppen nach Russland geschickt 
wurden, um die zaristischen ("weißen") Kräfte bei dem 
Versuch zu unterstützen, die Roten zu besiegen. Nach dem 
Zweiten Weltkrieg taten die Vereinigten Staaten ihr Bestes, 
um die Sowjets aus Osteuropa zu vertreiben, und es gelang 
ihnen, sie aus Aserbaidschan im Nordwesten des Iran zu 
verdrängen. Außerdem halfen sie den Briten, ein 
kommunistisches Regime in Griechenland zu zerschlagen. 
Die Vereinigten Staaten taten ihr Bestes, um die diktatorische 
Herrschaft von Chiang Kai-shek in China aufrechtzuerhalten, 
indem sie viele von Chiangs Truppen nach Norden flogen, 
um die Mandschurei zu besetzen, als die Russen nach dem 
Zweiten Weltkrieg abzogen; und sie halten die Chinesen 
weiterhin davon ab, ihre vorgelagerten Inseln Quemoy und 
Matsu zu besetzen. Nachdem sie den Diktator Batista in Kuba 


351 


praktisch installiert hatten, versuchten die Vereinigten 
Staaten verzweifelt, das kommunistische Castro-Regime zu 
stürzen, und zwar mit Maßnahmen, die von der von der CIA 
inszenierten Invasion in der Schweinebucht bis zu den 
Versuchen der CIA-Mafia reichten, Castro zu ermorden. 


Von allen Kriegen, die Amerika in jüngster Zeit geführt 
hat, war der Vietnamkrieg sicherlich der traumatischste für 
die Amerikaner und ihre Einstellung zur Außenpolitik. 
Amerikas imperialer Krieg in Vietnam war in der Tat ein 
Mikrokosmos für das, was in der amerikanischen 
Außenpolitik in diesem Jahrhundert auf tragische Weise falsch 
gelaufen ist. Amerikanische Intervention 
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in Vietnam begann nicht, wie die meisten Menschen glauben, 
mit Kennedy oder Eisenhower oder gar Truman. Es begann 
spätestens zu dem Zeitpunkt, als die amerikanische 
Regierung unter Franklin Roosevelt am 26. November 1941 
ein scharfes und beleidigendes Ultimatum an Japan stellte, 
seine Streitkräfte aus China und Indochina, dem späteren 
Vietnam, abzuziehen. Diese 

Das Ultimatum der USA bereitete unweigerlich den Weg 
nach Pearl Harbor. In einem Krieg im Pazifik, der Japan vom 
asiatischen Kontinent verdrängen sollte, unterstützten die 
Vereinigten Staaten und ihr OSS (Vorläufer der CIA) die 
kommunistisch geführte nationale Widerstandsbewegung von 
Ho Chi Minh gegen die Japaner. Nach dem Zweiten 
Weltkrieg beherrschte der kommunistische Viet Minh den 
gesamten Norden Vietnams. Doch dann verriet Frankreich, 
der frühere kaiserliche Herrscher Vietnams, sein Abkommen 
mit Ho und massierte die Vietminh-Kräfte. Bei diesem 
Doppelspiel wurde Frankreich von Großbritannien und den 
Vereinigten Staaten unterstützt. 


Nach der Niederlage der Franzosen gegen die neu 
formierte Guerilla-Bewegung der Vietminh unter Ho 
unterstützten die Vereinigten Staaten das Genfer Abkommen 
von 1954, das die rasche Wiedervereinigung Vietnams als 
eine Nation vorsah. Denn es wurde allgemein anerkannt, dass 
die Aufteilung des Landes in Nord- und Südvietnam nach 
dem Krieg rein willkürlich war und lediglich militärischen 
Zwecken diente. Doch nachdem es den Vereinigten Staaten 
mit einer List gelungen war, die Vietminh aus der südlichen 
Hälfte Vietnams zu vertreiben, brachen sie das Genfer 
Abkommen und ersetzten die Franzosen und ihren 
Marionettenkaiser Bao Dai durch ihre eigenen Klienten, Ngo 
Dinh Diem und seine Familie, die eine diktatorische 
Herrschaft über Südvietnam erlangten. Als Diem in 
Verlegenheit geriet, inszenierte die CIA einen Staatsstreich, 
um Diem zu ermorden und durch ein anderes diktatorisches 
Regime zu ersetzen. Um den Vietcong, die von den 
Kommunisten angeführte nationale 
Unabhängigkeitsbewegung im Süden, zu unterdrücken, 
überzogen die Vereinigten Staaten sowohl Süd- als auch 
Nordvietnam mit verheerenden Angriffen - sie bombardierten 
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und ermordeten eine Million Vietnamesen und zogen eine 
halbe Million amerikanischer Soldaten in die Sümpfe und 
Schluchten Vietnams. 


Während des gesamten tragischen vietnamesischen 
Konflikts hielten die Vereinigten Staaten die Fiktion aufrecht, 
es handele sich um einen "Aggressionskrieg" des 
kommunistischen nordvietnamesischen Staates gegen ein 
befreundetes Land. 


354 


Für eine neue Freiheit 


und "pro-westlichen" (was immer dieser Begriff auch 
bedeuten mag) südvietnamesischen Staat, der um unsere 
Hilfe gebeten hatte. In Wirklichkeit war der Krieg ein zum 
Scheitern verurteilte, aber langwieriger Versuch der 
imperialen Vereinigten Staaten, die Wünsche des Großteils 
der vietnamesischen Bevölkerung zu unterdrücken und 
unliebsame Klienteldiktatoren in der südlichen Hälfte des 
Landes aufrechtzuerhalten, notfalls durch einen virtuellen 
Völkermord. 


Die Amerikaner sind nicht daran gewöhnt, den Begriff 
"Imperialismus" auf die Handlungen der US-Regierung 
anzuwenden, aber das Wort ist besonders treffend. Im 
weitesten Sinne kann /mperialismus als Aggression des 
Staates A gegen das Volk des Landes B definiert werden, 
gefolgt von der anschließenden Zwangsweisen 
Aufrechterhaltung einer solchen Fremdherrschaft. In unserem 
obigen Beispiel wäre die dauerhafte Herrschaft des Staates 
Graustark über das ehemalige nordöstliche Belgravia ein 
Beispiel für einen solchen Imperialismus. Aber der 
Imperialismus muss nicht die Form einer direkten Herrschaft 
über die fremde Bevölkerung annehmen. Im zwanzigsten 
Jahrhundert ist an die Stelle des altmodischen direkten 
Imperialismus zunehmend die unmittelbare Form des 
"Neoimperialismus" getreten, eine subtilere und weniger 
sichtbare, aber nicht weniger wirksame Form des 
Imperialismus. In dieser Situation beherrscht der imperiale 
Staat die fremde Bevölkerung durch seine wirksame 
Kontrolle über die einheimischen Klientelherrscher. Diese 
Version des modernen westlichen Imperialismus wurde von 
dem liberalen Historiker Leonard Liggio treffend definiert: 


Die imperialistische Macht der westlichen Länder ... hat 
den Völkern der Welt ein doppeltes oder verstärktes System 
der Ausbeutung - den Imperialismus - aufgezwungen, durch 
das die Macht der westlichen Regierungen die lokale 
herrschende Klasse im Austausch für die Möglichkeit 
erhält, die westliche Ausbeutung über die bestehende 
Ausbeutung durch die lokalen Staaten zu stellen.3 


Diese Sichtweise von Amerika als einer langjährigen 
imperialen Weltmacht hat sich in den letzten Jahren unter 
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Historikern durchgesetzt, und zwar als Ergebnis der 
überzeugenden und wissenschaftlichen Arbeit einer 
angesehenen Gruppe von revisionistischen Historikern der 
Neuen Linken, die von Professor William 


3Leonard P, Liggio, Why the Futile Crusade? (New York: Center for Lib- 
ertarian Studies, 1978), S. 3. 
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Appleman Williams. Dies war aber auch die Ansicht 
konservativer und klassisch liberaler "Isolationisten" während 
des Zweiten Weltkriegs und in der Anfangszeit des Kalten 
Krieges.* 


ISOLATIONISTISCHE KRITIKEN 


Der letzte antiinterventionistische und antiimperialistische 
Vorstoß der alten konservativen und klassisch-liberalen 
Isolationisten erfolgte während des Koreakrieges. Der 
Konservative George Morgenstern, Chefredakteur der 
Chicago Tribune und Autor des ersten revisionistischen 
Buches über Pearl Harbor, veröffentlichte in der 
rechtsgerichteten Washingtoner Wochenzeitschrift Auman 
Events einen Artikel, in dem er die grausame imperialistische 
Bilanz der US-Regierung vom Spanisch-Amerikanischen 
Krieg bis hin zu Korea darlegte. Morgenstern stellte fest, dass 
der "erhabene Unsinn", mit dem Präsident McKinley den 
Krieg gegen Spanien gerechtfertigt hatte 


die jeder kennt, der später die evangelikalen Begründungen 
Wilsons für sein Eingreifen in den europäischen 


4 Zu den Revisionisten der "Neuen Linken" siehe neben Williams selbst 
die Arbeiten von Gabriel Kolko Lloyd Gardner, Stephen E. Ambrose, 
N. Gordon Levin, Jr., Walter LaFeber, Robert F. Smith, Barton Bernstein und 
Ronald Radosh. Charles A. Beard und Harry Elmer Barnes, der 
Libertäre James J. Martin und die klassischen Liberalen John T. Flynn 
und Garet Garrett kamen unter ganz anderen revisionistischen 
Voraussetzungen zu ähnlichen Schlussfolgerungen. 


Ronald Radosh hat in seinem Buch Prophets on the Right: Profiles of 
Conservative Crit- ics of American Globalism (New York: Simon and 
Schuster 1975) die konservative isolationistische Opposition gegen die 
amerikanische Intervention im Zweiten Weltkrieg eindrücklich dargestellt. 
In zahlreichen Artikeln und in seinem Buch Not to the Swift: The Old 
Isolationists in the Cold War Era (Lewisburg, Pa.: Bucknell University 
Press, 1978) hat Justus D. Doenecke die Stimmung der Isolationisten des 
Zweiten Weltkriegs angesichts des frühen Kalten Krieges sorgfältig und 
wohlwollend analysiert. Ein Aufruf zu einer gemeinsamen Anti- 
Interventions- und antiimperialistischen Bewegung von Linken und 
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Rechten findet sich in Carl Oglesby und Richard Shaull, Containment and 
Change (New York: Macmillan, 1967). Eine kommentierte Bibliographie 
der Schriften der Iso- lationisten findet sich in Doenecke, The Literature of 
Isolationism (Colorado Springs, Colo.: Ralph Myles, 1972). 
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Krieg, von Roosevelt, der das Jahrtausend versprach, von 
Eisenhower, der den "Kreuzzug in Europa" schätzte, der 
irgendwie schief ging, oder von Truman, Stevenson, Paul 
Douglas oder der New York Times, die den heiligen Krieg 
in Korea predigten.> 


In einer viel beachteten Rede auf dem Höhepunkt der 
amerikanischen Niederlage in Nordkorea gegen die Chinesen 
Ende 1950 forderte der konservative Isolationist Joseph P. 
Kennedy den Rückzug der USA aus Korea. Kennedy 
erklärte: "Ich bin von Natur aus gegen den Kommunismus, 
aber ich habe gesagt, wenn Teile Europas oder Asiens 
kommunistisch werden wollen oder sich den Kommunismus 
aufzwingen lassen wollen, können wir das nicht verhindern." 
Das Ergebnis des Kalten Krieges, der Truman-Doktrin und 
des Marshall-Plans, so Kennedy, sei eine Katastrophe - das 
Scheitern des Erwerbs von Freunden und die Gefahr eines 
Landkriegs in Europa oder Asien. Kennedy warnte davor: 


Die eine Hälfte dieser Welt wird sich niemals dem Diktat 
der anderen Hälfte unterwerfen. Was geht es uns an, die 
französische Kolonialpolitik zu unterstützen? 

Sollen wir jetzt Marines in die Berge Tibets schicken, um 
den Dalai Lama auf dem Thron zu halten, oder um die 
Demokratiekonzepte von Syngman Rhee in Korea zu 
verwirklichen? Sollen wir jetzt die Marines in die Berge 
Tibets schicken, um den Dalai Lama auf seinem Thron zu 
halten? 


Wirtschaftlich, fügte Kennedy hinzu, haben wir uns als 
Folge der Politik des Kalten Krieges unnötig verschuldet. 
Wenn wir unsere Wirtschaft weiter schwächen, "mit 
verschwenderischen Ausgaben für fremde Nationen oder in 
fremden Kriegen, laufen wir Gefahr, ein weiteres 1932 
herbeizuführen und genau das System zu zerstören, das wir 
zu retten versuchen." 

Kennedy kam zu dem Schluss, dass die einzige 
vernünftige Alternative für Amerika darin besteht, die 
Außenpolitik des Kalten Krieges ganz aufzugeben: "Raus aus 
Korea" und raus aus Berlin und Europa. Die Vereinigten 
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5George Morgenstern, "The Past Marches On", Human Events (22. April 
1953). Das revisionistische Werk über Pearl Harbor war Morgenstern, 
Pearl Harbor: Story of a Secret War (New York: Devin-Adair, 1947). 
Weitere Informationen über die konservativen Isolationisten und ihre 
Kritik am Kalten Krieg finden Sie in Murray N. Rothbard, "The Foreign 
Policy of the Old Right", Journal of Libertarian Studies (Winter, 1978). 
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Die Staaten könnten die russischen Armeen unmöglich 
aufhalten, wenn sie durch Europa marschieren wollten, und 
wenn Europa dann kommunistisch würde, würde der 
Kommunismus 


kann sich als einheitliche Kraft auflösen. Je mehr Menschen 
Je mehr Völker sie zu regieren hat, desto notwendiger wird 
es für die Regierenden, sich gegenüber den Regierten zu 
rechtfertigen. Je mehr Völker unter ihrem Joch stehen, 
desto größer sind die Möglichkeiten der Revolte. 


Und hier, zu einer Zeit, als kalte Krieger einen 
kommunistischen Weltmonolithen als ewige Tatsache 
voraussagten, zitierte Joseph Kennedy Marschall Tito, der 
den Weg für den endgültigen Zusammenbruch der 
kommunistischen Welt wies: "Mao in China wird seine 
Befehle wahrscheinlich nicht von Stalin entgegennehmen." 


Kennedy erkannte, dass 


Diese Politik wird natürlich als Beschwichtigungspolitik 


kritisiert werden. [Aber] ist es Appeasement, sich aus 
unklugen Kom... 
mitments. ........ Wenn es in unserem Interesse ist, keine Kom- 


Wenn es um Maßnahmen geht, die unsere Sicherheit 
gefährden, und das ist Beschwichtigung, dann bin ich für 
Beschwichtigung. 


Kennedy kam zu dem Schluss, dass "die Vorschläge, die 
ich mache, amerikanische Leben für amerikanische Ziele 
erhalten würden, anstatt sie in den eisigen Hügeln Koreas 
oder auf den von Schlachten gezeichneten Ebenen 
Westdeutschlands zu vergeuden".® 


Einer der schärfsten und eindringlichsten Angriffe auf die 
amerikanische Außenpolitik, die aus dem Koreakrieg 
hervorgingen, wurde von dem altgedienten klassisch- 
liberalen Journalisten Garet Garrett vorgebracht. Garrett 
begann sein Pamphlet The Rise of Empire (1952) mit der 
Feststellung: "Wir haben die Grenze zwischen Republik und 
Empire überschritten". Indem er diese These ausdrücklich mit 
seinem bemerkenswerten Pamphlet aus den 1930er Jahren, 
The Revolution Was, verknüpfte, in dem er das Aufkommen 
exekutiver und staatlicher Tyrannei innerhalb der 
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republikanischen Form unter dem New Deal angeprangert 
hatte, sah Garrett einmal mehr eine "Revolution innerhalb der 
Form" der alten Verfassung 


6Joseph P. Kennedy, "Present Policy is Politically and Moral Bank- rupt", 
Vital Speeches (1. Januar 1951): 170-73. 
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republik. Garrett bezeichnete beispielsweise Trumans 
Intervention in Korea ohne Kriegserklärung als "Usurpation" 
der kon- gessionellen Macht. 


In seinem Pamphlet nannte Garrett die Kriterien, die 
Kennzeichen für die Existenz eines Empire. Das erste ist die 
Dominanz der Exekutive, eine Dominanz, die sich in der 
nicht autorisierten Intervention des Präsidenten in Korea 
widerspiegelt. Das zweite ist die Unterordnung der Innen- 
unter die Außenpolitik, das dritte die "Vorherrschaft des 
militärischen Geistes", das vierte ein "System von 
Satellitennationen" und das fünfte "ein Komplex von 
Prahlerei und Furcht", eine Prahlerei mit unbegrenzter 
nationaler Macht in Verbindung mit einer anhaltenden 
Furcht, der Furcht vor dem Feind, dem "Barbaren" und der 
Unzuverlässigkeit der Satellitenverbündeten. Garrett stellte 
fest, dass jedes dieser Kriterien in vollem Umfang auf die 
Vereinigten Staaten zutrifft. 

Nachdem er festgestellt hatte, dass die Vereinigten 
Staaten alle Merkmale eines Imperiums entwickelt hatten, 
fügte Garrett hinzu, dass sich die Vereinigten Staaten, wie 
frühere Imperien, als "Gefangene der Geschichte" fühlen. 
Denn jenseits der Angst geht es um "kollektive Sicherheit" 
und darum, die den Amerikanern angeblich zugedachte Rolle 
auf der Weltbühne zu spielen. Garrett schloss: 


Jetzt sind wir dran. 
Was sollen wir jetzt tun? 


Wir sind an der Reihe, die Verantwortung für die 
moralische Führung in der Welt zu übernehmen, 


Wir sind an der Reihe, das Gleichgewicht der Kräfte gegen 
die Mächte des Bösen überall aufrechtzuerhalten - in 
Europa und Asien und Afrika, im Atlantik und im 
Pazifik, in der Luft und zur See - wobei das Böse in 
diesem Fall der russische Barbarei ist. 


Wir sind dran, den Frieden in der Welt 
zu bewahren. Wir sind dran, die 
Zivilisation zu retten. 


Wir sind an der Reihe, der Menschheit zu dienen. 
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Aber dies ist die Sprache des Imperiums. Das Römische 
Reich hat nie daran gezweifelt, dass es der Verteidiger 
der Zivilisation ist. Seine guten Absichten waren 
Frieden, Recht und Ordnung. Das spanische Imperium 
fügte die Erlösung hinzu. Das britische Empire fügte 
den edlen Mythos von der Bürde des weißen Mannes 
hinzu. Wir haben Freiheit und Demokratie hinzugefügt. 
Doch je mehr das 
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Je mehr man ihr hinzufügt, desto mehr ist es immer 
noch dieselbe Sprache. Eine Sprache der Macht. ? 


KRIEG ALS GESUNDHEIT DES STAATES 


Viele Libertäre fühlen sich in außenpolitischen Fragen 
unwohl und ziehen es vor, ihre Energie entweder auf 
grundlegende Fragen der libertären Theorie oder auf 
"innenpolitische" Anliegen wie den freien Markt oder die 
Privatisierung der Post oder der Müllentsorgung zu 
verwenden. Dennoch ist ein Angriff auf den Krieg oder eine 
kriegerische Außenpolitik für Libertäre von entscheidender 
Bedeutung. Dafür gibt es zwei wichtige Gründe. Der eine ist 
zum Klischee geworden, aber dennoch nur allzu wahr: die 
überragende Bedeutung der Verhinderung eines nuklearen 
Holocausts. Zu all den langjährigen moralischen und 
wirtschaftlichen Gründen, die gegen eine interventionistische 
Außenpolitik sprechen, ist nun die unmittelbare, 
allgegenwärtige Bedrohung der Weltvernichtung 
hinzugekommen. Wenn die Welt zerstört werden sollte, 
wären alle anderen Probleme und alle anderen Ismen - 
Sozialismus, Kapitalismus, Liberalismus oder Libertarismus - 
ohne jede Bedeutung. Daher ist eine friedliche Außenpolitik 
und die Beendigung der nuklearen Bedrohung von größter 
Bedeutung. 


Der andere Grund ist, dass, abgesehen von der nuklearen 
Bedrohung, der Krieg, in den Worten des Libertären 
Randolph Bourne, "die Gesundheit des Staates ist". Der Krieg 
war schon immer der Anlass für eine große - und in der Regel 
dauerhafte - Beschleunigung und Intensivierung der 
staatlichen Macht über die Gesellschaft. Der Krieg ist der 
große Vorwand, um im Namen der patriotischen Rhetorik 
alle Energien und Ressourcen der Nation unter der Ägide und 
dem Diktat des Staatsapparates zu mobilisieren. Im Krieg 
kommt der Staat erst richtig zur Geltung: Er wird mächtiger, 
zahlreicher, stolzer und erlangt die absolute Herrschaft über 
die Wirtschaft und die Gesellschaft. Die Gesellschaft wird zu 
einer Herde, die versucht, ihre angeblichen Feinde zu töten, 
die jede Abweichung von den offiziellen 
Kriegsanstrengungen ausrottet und unterdrückt. 
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7Garet Garrett, The People's Pottage (Caldwell, Idaho: Caxton 
Printers, 1953), S. 158-59, 129-74. Für weitere Äußerungen 
konservativer oder klassisch liberaler antiimperialistischer Kritik am 
Kalten Krieg siehe Doenecke, Not to the Swift, S. 79. 
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Verrat der Wahrheit für das angebliche öffentliche Interesse. 
Die Gesellschaft wird zu einem bewaffneten Lager, in dem 
die Werte und die Moral - wie es der Libertäre Albert Jay 
Nock einmal formulierte - einer "Armee auf dem Vormarsch" 
entsprechen. 


Es ist eine besondere Ironie, dass der Krieg es dem Staat 
immer ermöglicht, die Energien seiner Bürger unter dem 
Slogan zu mobilisieren, ihm zu helfen, das Land gegen eine 
bestialische Bedrohung von außen zu verteidigen. Denn der 
eigentliche Mythos, der es dem Staat ermöglicht, sich am 
Krieg zu bereichern, ist die Behauptung, der Krieg sei eine 
Verteidigung des Staates für seine Untertanen. Die Tatsachen 
sind jedoch genau das Gegenteil. Denn wenn der Krieg die 
Gesundheit des Staates ist, dann ist er auch seine größte 
Gefahr. Ein Staat kann nur durch eine Niederlage im Krieg 
oder durch eine Revolution "sterben". Im Krieg mobilisiert 
der Staat daher verzweifelt seine Untertanen, um für ihn 
gegen einen anderen Staat zu kämpfen, unter dem Vorwand, 
er kämpfe, um sie zu verteidigen.® 


In der Geschichte der Vereinigten Staaten war der Krieg 
im Allgemeinen der Hauptanlass für die oft dauerhafte 
Verstärkung der Macht des Staates über die Gesellschaft. Im 
Krieg von 1812 gegen Großbritannien wurde, wie bereits 
erwähnt, das moderne fraktionierte Reservebanksystem 
erstmals in großem Umfang eingeführt, ebenso wie 
Schutzzölle, interne Bundessteuern sowie ein stehendes Heer 
und eine Marine. Und eine direkte Folge der Kriegsinflation 
war die Wiedereinführung einer Zentralbank, der Second 
Bank of the United States. Praktisch alle diese staatlichen 
Maßnahmen und Institutionen wurden auch nach Kriegsende 
fortgeführt. Der Bürgerkrieg und das daraus resultierende 
Einparteiensystem führten zur dauerhaften Etablierung einer 
neomerkantilistischen Politik des Großstaates und der 
Subventionierung verschiedener großer Geschäftsinteressen 
durch Schutzzölle, riesige Landzuweisungen und andere 
Subventionen für Eisenbahnen, Bundesverbrauchssteuern und 
ein staatlich kontrolliertes Bankensystem. Außerdem wurden 
zum ersten Mal eine Wehrpflicht und eine Einkommenssteuer 
eingeführt, die gefährliche Präzedenzfälle für die Zukunft 
schufen. 
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8 Zu einer Jibertären Theorie der Außenpolitik siehe Murray N. Rothard, 
"War, Peace and the State", in Egalitarianism as a Revolt Against Nature 
and other Essays (Washington, D.C.: Libertarian Review Press, 1974), S. 
70-80. 
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Der Erste Weltkrieg brachte die entscheidende und 
verhängnisvolle Wende von einer relativ freien Laissez-faire- 
Wirtschaft zum heutigen System des staatlichen 
Unternehmensmonopols im Inland und der permanenten 
globalen Intervention im Ausland. Die kollektivistische 
Wirtschaftsmobilisierung während des Krieges unter der 
Leitung des Vorsitzenden des War Industries Board, Bernard 
Baruch, erfüllte den sich abzeichnenden Traum von 
Großunternehmern und fortschrittlichen Intellektuellen von 
einer kartellisierten und monopolisierten Wirtschaft, die von 
der Bundesregierung in enger Zusammenarbeit mit der 
Führung des Großkapitals geplant wurde. Und es war genau 
dieser Kollektivismus der Kriegszeit, der eine landesweite 
Arbeiterbewegung nährte und entwickelte, die eifrig ihren 
Platz als Juniorpartner in der neuen staatlichen Wirtschaft 
einnehmen würde. Dieser zeitweilige Kollektivismus diente 
außerdem als ständiges Leuchtfeuer und Modell für 
Großunternehmer und korporative Politiker als die Art von 
dauerhafter Friedenswirtschaft, die sie den Vereinigten 
Staaten aufzwingen wollten. Als Lebensmittelzar, 
Handelsminister und später als Präsident war Herbert 

C. Hoover trug dazu bei, diese fortgesetzte monopolisierte 
Staatswirtschaft ins Leben zu rufen, und die Vision wurde 
durch Franklin D. Roosevelts New Deal in Form einer 
Rekrutierung von Kriegsagenturen und sogar Kriegspersonal 
verwirklicht.? Der Erste Weltkrieg brachte auch eine 
permanente globale Intervention der Wilsonianer im Ausland, 
die Befestigung des neu eingeführten Federal Reserve 
Systems und eine permanente Einkommenssteuer für die 
Gesellschaft, hohe Bundeshaushalte, massive Wehrpflicht 
und enge Verbindungen zwischen wirtschaftlichem 
Aufschwung, Kriegsverträgen und Krediten an westliche 
Nationen. 

Der Zweite Weltkrieg war der Höhepunkt und die 
Erfüllung all dieser Trends: Franklin D. Roosevelt machte 
endlich das berauschende Versprechen der Wilson'schen 
Innenpolitik für das amerikanische Leben nutzbar. 


9Zahlreiche revisionistische Historiker haben in letzter Zeit diese 
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Interpretation der amerikanischen Geschichte des zwanzigsten 
Jahrhunderts entwickelt. Jahrhunderts entwickelt. Siehe insbesondere 
die Arbeiten von Gabriel Kolko, James Weinstein, Robert Wiebe, 
Robert D. Cuff, William E. Leuchtenburg, Ellis D. Hawley, Melvin I. 
Urofsky, Joan Hoff Wilson, Ronald Radosh, Jerry Israel, David Eakins 
und Paul Conkin - auch hier, wie beim außenpolitischen 
Revisionismus, unter der Inspiration von William Appleman Williams. 
Eine Reihe von Aufsätzen mit diesem Ansatz findet sich in Ronald 
Radosh und Murray N. Rothbard, Hrsg., A New History of Leviathan 
(New York: Dutton, 1972). 
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und außenpolitisches Programm: ständige Partnerschaft von 
Big Government, Big Business und Big Unions; ein 
fortgesetzter und ständig expandierender militärisch- 
industrieller Komplex; Wehrpflicht; fortgesetzte und sich 
beschleunigende Inflation; und eine endlose und teure Rolle 
als konterrevolutionärer "Polizist" für die ganze Welt. Die 
Welt von Roosevelt, Truman, Eisenhower, Kennedy, Johnson, 
Nixon, Ford und Carter (und es gibt kaum einen wesentlichen 
Unterschied zwischen diesen Regierungen) ist der 
"Unternehmensliberalismus", der erfüllte Unternehmensstaat. 


Es ist eine besondere Ironie, dass die Konservativen, die 
zumindest im Grundsatz Anhänger der freien Marktwirtschaft 
sind, unserem riesigen militärisch-industriellen Komplex so 
wohlwollend und sogar bewundernd gegenüberstehen. Es 
gibt keine größere Verzerrung der freien Marktwirtschaft im 
heutigen Amerika. Der Großteil unserer Wissenschaftler und 
Ingenieure wurde von der Grundlagenforschung für zivile 
Zwecke, von der Steigerung der Produktivität und des 
Lebensstandards der Verbraucher in verschwenderische, 
ineffiziente und unproduktive militärische und 
raumfahrttechnische Boondoggless umgelenkt. Diese 
Boondoggles sind genauso verschwenderisch, aber unendlich 
viel zerstörerischer als der riesige Pyramidenbau des Pharaos. 
Es ist kein Zufall, dass sich die Wirtschaftslehre von Lord 
Keynes als die Wirtschaftslehre par excellence des liberalen 
Unternehmensstaates erwiesen hat. Keynesianische 
Ökonomen billigen alle Formen von Staatsausgaben 
gleichermaßen, ob für Pyramiden, Raketen oder Stahlwerke; 
per definitionem erhöhen alle diese Ausgaben das 
Bruttosozialprodukt, unabhängig davon, wie 
verschwenderisch sie sein mögen. Erst in jüngster Zeit sind 
viele Liberale auf die Übel der Verschwendung, der Inflation 
und des Militarismus aufmerksam geworden, die der 
keynesianische Korporationsliberalismus nach Amerika 
gebracht hat. 


Mit der Ausweitung der staatlichen Ausgaben - sowohl 
im militärischen als auch im zivilen Bereich - wurden 
Wissenschaft und Industrie mehr und mehr auf unproduktive 
Ziele und höchst ineffiziente Prozesse ausgerichtet. Das Ziel, 
die Verbraucher so effizient wie möglich zu befriedigen, 
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wurde zunehmend durch das Einfordern von Gefälligkeiten 
durch staatliche Auftragnehmer ersetzt, oft in Form von 
höchst verschwenderischen "Cost-plus"-Verträgen. Die 
Politik hat in einem Bereich nach dem anderen die Ökonomie 
bei der Steuerung der Aktivitäten der Industrie ersetzt. 
Darüber hinaus sind ganze Branchen und Regionen des 
Landes von der Regierung und dem Militär abhängig 
geworden. 
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Mit den Verträgen wurde ein riesiges Eigeninteresse an der 
Fortsetzung der Programme geschaffen, ohne Rücksicht 
darauf, ob sie auch nur den fadenscheinigsten Vorwand der 
militärischen Notwendigkeit behalten. Unser wirtschaftlicher 
Wohlstand wurde davon abhängig gemacht, dass das 
Rauschgift der unproduktiven und unproduktiven 
Staatsausgaben fortgesetzt wird.10 


Einer der scharfsinnigsten und prophetischsten Kritiker 
von Amerikas Eintritt in den Zweiten Weltkrieg war der 
klassische liberale Schriftsteller John T. Flynn. In seinem 
Buch As We Go Marching, das er mitten in dem Krieg 
schrieb, den er so sehr zu verhindern versucht hatte, 
behauptete Flynn, dass der New Deal, der in seiner 
kriegsbedingten Verkörperung sgipfelte, endlich den 
Konzernstaat geschaffen hatte, den wichtige Teile des 
Großkapitals seit der Jahrhundertwende angestrebt hatten. 
"Die allgemeine Idee", schrieb Flynn, war 


die Gesellschaft neu zu ordnen, indem man sie zu einer 
Plan- und Zwangswirtschaft statt zu einer freien Wirtschaft 
macht, in der die Unternehmen in großen Zünften oder 
einer riesigen Unternehmensstruktur zusammengefasst 
werden, die die Elemente der Selbstbestimmung und der 
staatlichen Überwachung mit einem nationalen 
Wirtschaftspolizeisystem zur Durchsetzung dieser Dekrete 
kombiniert. Dies ist schließlich nicht so sehr 

weit von dem entfernt, worüber die Wirtschaft gesprochen hatte. !1 


Der New Deal hatte zunächst versucht, eine solche neue 
Gesellschaft in der National Recovery Administration und 
der Agri- cultural Adjustment Administration zu schaffen, 
mächtige Motoren der "Regi- mentation", die von 
Arbeitnehmern und Unternehmen gleichermaßen gefeiert 
wurden. Nun hatte der Zweite Weltkrieg dieses 
kollektivistischee Programm wiederhergestellt: "eine 
Wirtschaft, die durch große Schuldenströme unter 
vollständiger Kontrolle gestützt wird, mit fast allen 
Planungsbehörden, die mit fast totalitärer Macht unter einer 
riesigen Bürokratie arbeiten." Nach dem Krieg, so 
prophezeite Flynn, würde der New Deal versuchen, dieses 
System dauerhaft auf zwischenstaatliche Angelegenheiten 
auszudehnen. In weiser Voraussicht sagte er voraus, dass die 
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große Betonung 


10 Zu den wirtschaftlichen Verzerrungen, die durch die militärisch- 
industrielle Politik verursacht wurden, siehe Seymour Melman, ed. The 
War Economy of the United States (New York: St. Martin's Press, 1971). 


11John T. Flynn, As We Go Marching (New York: Doubleday, Doran, 1944), 
pp- 193-94. 
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Der größte Teil der Staatsausgaben nach dem Krieg würde 
weiterhin für das Militär verwendet werden, da dies die 
einzige Form der Staatsausgaben ist, gegen die die 
Konservativen nie etwas einzuwenden hätten und die auch 
von den Arbeitnehmern wegen der Schaffung von 
Arbeitsplätzen begrüßt würde. "So ist der Militarismus das 
eine große, glamouröse Projekt für öffentliche Arbeiten, auf 
das sich eine Vielzahl von Elementen in der Gesellschaft 
einigen kann. "1? 


Flynn sagte voraus, dass Amerikas Nachkriegspolitik 
"internationalistisch" im Sinne von imperialistisch sein 
werde. Der Imperialismus "ist natürlich international ... in 
dem Sinne, dass Krieg international ist", und er wird sich aus 
der Politik des Militarismus ergeben. "Wir werden tun, was 
andere Länder getan haben; wir werden die Ängste unseres 
Volkes vor den aggressiven Ambitionen anderer Länder 
wachhalten und wir werden selbst imperialistische 
Unternehmungen unternehmen." Der Imperialismus wird den 
Vereinigten Staaten die Existenz ständiger "Feinde" sichern, 
das, was Charles A. Beard später "ständiger Krieg für 
ständigen Frieden" nennen sollte. Denn, wie Flynn betonte, 


ist es uns gelungen, Stützpunkte in der ganzen Welt zu 
erwerben. ... Es gibt keinen Teil der Welt, in dem Unruhen 
ausbrechen könnten, wo . ... wir nicht behaupten können, 
dass unsere Interessen bedroht sind. So bedroht, muss es 
nach dem Ende des Krieges ein ständiges Argument in den 
Händen der Imperialisten für eine riesige Flotte und eine 
riesige Armee geben, die bereit ist, überall anzugreifen oder 
einem Angriff aller Feinde, die wir haben werden, zu 
widerstehen. 13 


Eine der bewegendsten Darstellungen des durch den 
Zweiten Weltkrieg verursachten Wandels im amerikanischen 
Leben stammt von John Dos Passos, einem lebenslangen 
Radikalen und Individualisten, der durch den New Deal von 
der "extremen Linken" zur "extremen Rechten" gedrängt 
wurde. Dos Passos brachte seine Verbitterung in seinem 
Nachkriegsroman The Grand Design zum Ausdruck: 
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12Ibid,, S, 198, 201, 207. 


13 Ebd, S, 212-13, 225-26. 
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Zu Hause organisierten wir Blutkonserven und Zivilschutz 
und ahmten den Rest der Welt nach, indem wir 
Konzentrationslager einrichteten (nur nannten wir sie 
Umsiedlungszentren) und in sie stopften 


Amerikanische Bürger japanischer Abstammung ohne 
Habeas-Corpus-Recht.... 


Der Präsident der Vereinigten Staaten sprach den 
aufrichtigen Demokraten, und die Mitglieder des 
Kongresses taten dies auch. In der Verwaltung gab es 
überzeugte Befürworter der bürgerlichen Freiheit. "Jetzt 
sind wir damit beschäftigt, einen Krieg zu führen; wir 
werden alle vier Freiheiten später einsetzen", sagten sie.... 


Der Krieg ist eine Zeit der Cäsaren.... 


Und das amerikanische Volk sollte sich für das Jahrhundert 
des gemeinen Mannes bedanken, der hinter Stacheldraht 
umgesiedelt werden sollte, so wahr ihm Gott helfe. 


Wir haben gelernt. Es gibt Dinge, die wir gelernt haben zu tun 


aber wir haben nicht gelernt, trotz der Verfassung und der 
Unabhängiskeitserklärung und der großen Debatten in 
Rich- mond und Philadelphia 


wie man die Macht über das Leben der Menschen in die 
Hände eines einzigen Mannes legt 


und ihn dazu zu bringen, es weise zu nutzen.!* 


SOWIJETISCHE AUßENPOLITIK 


In einem früheren Kapitel haben wir uns bereits mit dem 
Problem der Landesverteidigung befasst, wobei wir von der 
Frage abstrahiert haben, ob die Russen wirklich wild 
entschlossen sind, die Vereinigten Staaten militärisch 
anzugreifen. Seit dem Zweiten Weltkrieg ist die 
amerikanische Militär-- und Außenpolitik, zumindest 
rhetorisch, darauf ausgerichtet 
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14John Dos Passos, The Grand Design (Boston: Houghton Mifflin, 1949), 
pp- 416-18. 
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auf der Annahme eines drohenden russischen Angriffs 
beruhen - eine Annahme, die es geschafft hat, die öffentliche 
Zustimmung für eine globale amerikanische Intervention und 
für Milliarden von Militärausgaben zu gewinnen. Doch wie 
realistisch, wie fundiert is? diese Annahme? 


Erstens besteht kein Zweifel daran, dass die Sowjets, wie 
auch alle anderen Marxisten-Leninisten, alle bestehenden 
Gesellschaftssysteme durch kommunistische Regime ersetzen 
möchten. Aber ein solches Gefühl impliziert natürlich kaum 
eine realistische Bedrohung durch einen Angriff - so wie ein 
schlechter Wunsch im Privatleben kaum eine realistische 
Erwartung einer bevorstehenden Aggression begründen kann. 
Im Gegenteil, der Marxismus-Leninismus selbst glaubt, dass 
der Sieg des Kommunismus unvermeidlich ist - und zwar 
nicht durch eine äußere Kraft, sondern durch die sich 
aufbauenden Spannungen und "Widersprüche" innerhalb 
jeder Gesellschaft. Der Marxismus-Leninismus hält also eine 
innere Revolution (oder, in der aktuellen 
"eurokommunistischen" Version, einen demokratischen 
Wandel) zur Errichtung des Kommunismus für 
unvermeidlich. Gleichzeitig hält er jede zwangsweise 
Auferlegung des Kommunismus von außen im besten Fall für 
verdächtig und im schlimmsten Fall für störend und 
kontraproduktiv für einen echten organischen sozialen 
Wandel. Jeder Gedanke, den Kommunismus auf dem Rücken 
des sowjetischen Militärs in andere Länder zu "exportieren", 
steht im völligen Widerspruch zur marxistisch-leninistischen 
Theorie. 


Wir sagen natürlich nicht, dass die sowjetische Führung 
niemals etwas tun wird, was der marxistisch-leninistischen 
Theorie widerspricht. Aber in dem Maße, in dem sie als 
gewöhnliche Herrscher eines starken russischen 
Nationalstaates handeln, wird das Argument für eine 
unmittelbare sowjetische Bedrohung der Vereinigten Staaten 
ernsthaft geschwächt. Denn die einzige angebliche Grundlage 
einer solchen Bedrohung, wie sie von unseren kalten 
Kriegern beschworen wird, ist die angebliche Hingabe der 
Sowjetunion an die marxistisch-leninistische Theorie und an 
ihr Endziel, den kommunistischen Weltsieg. Würden die 
sowjetischen Machthaber einfach als russische Diktatoren 
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handeln, die nur ihre eigenen nationalstaatlichen Interessen 
im Auge haben, dann würde die gesamte Grundlage für die 
Behandlung der Sowjets als eine einzigartig teuflische Quelle 
für unmittelbare militärische Angriffe zu Boden bröckeln. 


Als die Bolschewiki 1917 in Russland die Macht 
übernahmen, hatten sie sich wenig Gedanken über eine 
künftige sowjetische Außenpolitik gemacht, denn sie waren 
überzeugt, dass die kommunistische Revolution in den 
fortgeschrittenen Industrieländern Westeuropas bald folgen 
würde. Als diese Hoffnungen nach dem Ende des Weltkriegs 
zunichte gemacht wurden 
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Krieg verabschiedeten Lenin und seine bolschewistischen 
Mitstreiter die Theorie der "friedlichen Koexistenz" als 
grundlegende Außenpolitik für einen kommunistischen Staat. 
Die Idee war folgende: Als erste erfolgreiche kommunistische 
Bewegung sollte Sowjetrussland als Vorbild und Unterstützer 
anderer kommunistischer Parteien in der ganzen Welt dienen. 
Der Sowjetstaat als Staat würde sich jedoch friedlichen 
Beziehungen zu allen anderen Ländern widmen und nicht 
versuchen, den Kommunismus durch zwischenstaatliche 
Kriege zu exportieren. Dabei ging es nicht nur darum, der 
marxistisch-leninistischen Theorie zu folgen, sondern auch 
darum, das Überleben des bestehenden kommunistischen 
Staates zum obersten Ziel der Außenpolitik zu machen, d.h. 
den Sowjetstaat niemals durch zwischenstaatliche Kriege zu 
gefährden. Von anderen Ländern würde erwartet, dass sie 
durch ihre eigenen internen Prozesse kommunistisch werden. 


So gelangten die Sowjets aus einer Mischung von 
theoretischen und praktischen Gründen schon früh zu dem, 
was Libertäre für die einzig richtige und prinzipienfeste 
Außenpolitik halten. Im Laufe der Zeit wurde diese Politik 
zudem durch einen "Konservatismus" verstärkt, der alle 
Bewegungen befällt, nachdem sie für längere Zeit die Macht 
erlangt und behalten haben, und in dem die Interessen des 
Machterhalts über den eigenen Nationalstaat mehr und mehr 
Vorrang vor dem ursprünglichen Ideal der Weltrevolution 
haben. Dieser zunehmende Kon- servatismus unter Stalin und 
seinen Nachfolgern verstärkte und festigte die nicht- 
aggressive Politik der "friedlichen Koexistenz". 


Die Bolschewiki begannen ihre Erfolgsgeschichte in der 
Tat damit, dass sie buchstäblich die einzige politische Partei 
in Russland waren, die von Beginn des Ersten Weltkriegs an 
einen sofortigen Rückzug Russlands aus dem Krieg forderte. 
Sie gingen sogar noch weiter und machten sich in der 
Öffentlichkeit äußerst unbeliebt, indem sie die Niederlage der 
"eigenen" Regierung forderten ("revolutionärer Defätismus"). 
Als Russland enorme Verluste zu erleiden begann, begleitet 
von massiven militärischen Desertionen von der Front, und 
der Krieg extrem unpopulär wurde, waren die Bolschewiki 
unter der Führung Lenins weiterhin die einzige Partei, die ein 
sofortiges Ende des Krieges forderte - die anderen Parteien 


381 


schworen weiterhin, die Deutschen bis zum Ende zu 
bekämpfen. Als die Bolschewiki die Macht übernahmen, 
bestand Lenin gegen den hysterischen Widerstand selbst der 
Mehrheit des bolschewistischen Zentralkomitees darauf, den 
Krieg zu beenden. 
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"Beschwichtigungsfrieden" von Brest-Litowsk im März 
1918. Hier gelang es Lenin, Russland aus dem Krieg 
herauszuholen, selbst um den Preis, dass er der siegreichen 
deutschen Armee alle Teile des russischen Reiches 
zugestand, die sie damals besetzt hatte (einschließlich 
Weißrussland und der Ukraine). Lenin und die Bolschewiki 
begannen ihre Herrschaft also nicht nur als Friedenspartei, 
sondern praktisch als "Frieden-um-jeden-Preis"-Partei. 


Nach dem Ersten Weltkrieg und der Niederlage 
Deutschlands griff der neue polnische Staat Russland an und 
es gelang ihm, einen großen Teil Weißrusslands und der 
Ukraine an sich zu reißen. Verschiedene andere nationale 
Gruppen - Finnland, Estland, Lettland und Litauen - nutzten 
die Unruhen und den Bürgerkrieg in Russland am Ende des 
Krieges, um sich vom russischen Imperium vor dem Ersten 
Weltkrieg zu lösen und ihre nationale Unabhängigkeit zu 
erklären. Während der Leninismus ein Lippenbekenntnis zur 
nationalen Selbstbestimmung ablegte, war für die 
sowjetischen Machthaber von Anfang an klar, dass die 
Grenzen des alten russischen Staates unangetastet bleiben 
sollten. Die Rote Armee eroberte die Ukraine zurück, und 
zwar nicht nur von den Weißen, sondern auch von den 
ukrainischen Nationalisten und von der einheimischen 
ukrainischen anarchistischen Armee von Nestor Makhno. Im 
Übrigen war klar, dass Russland, wie Deutschland in den 
1920er und 1930er Jahren, ein "revi- sionistisches" Land war, 
was die Nachkriegsregelung von Versailles betraf. Das heißt, 
sowohl die russische als auch die deutsche Außenpolitik 
strebten danach, ihre Grenzen aus der Zeit vor dem Ersten 
Weltkrieg wiederzuerlangen - das, was beide als die "wahren" 
Grenzen ihrer jeweiligen Staaten betrachteten. Es ist 
anzumerken, dass alle politischen Parteien oder Tendenzen in 
Russland und Deutschland, ob sie den Staat regierten oder in 
der Opposition waren, diesem Ziel der vollständigen 
Wiederherstellung des nationalen Territoriums zustimmten. 


Doch während Deutschland unter Hitler energische 
Maßnahmen zur Rückeroberung der verlorenen Gebiete 
ergriff, taten die vorsichtigen und konservativen sowjetischen 
Machthaber absolut nichts. Erst nach dem Stalin-Hitler-Pakt 
und der deutschen Eroberung Polens eroberten die Sowjets, 
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denen nun keine Gefahr mehr drohte, ihre verlorenen Gebiete 
zurück. Konkret besaßen die Russen Estland, Lettland und 
Litauen sowie die alten russischen Gebiete Weißrusslands 
und der Ukraine, die östlich von Polen gelegen waren, 
zurück. Und das gelang ihnen kampflos. Die 
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Das alte Russland aus der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg war 
nun mit Ausnahme Finnlands wiederhergestellt worden. Aber 
Finnland war bereit, zu kämpfen. Dabei verlangten die 
Russen nicht die Wiedereingliederung Finnlands als Ganzes, 
sondern nur von Teilen der Karelischen Landenge, die 
ethnisch russisch waren. Als die Finnen diese Forderung 
ablehnten, kam es zum "Winterkrieg" (1939-1940) zwischen 
Russland und Finnland, der damit endete, dass die Finnen nur 
Russisch-Karelien zugestanden. 


Am 22. Juni 1941 startete Deutschland, das im Westen 
über alle außer England triumphierte, einen plötzlichen, 
massiven und unprovozierten Angriff auf Sowjetrussland, ein 
Akt der Aggression, der von den anderen pro-deutschen 
Staaten in Osteuropa unterstützt wurde: Ungarn, Rumänien, 
Bulgarien, Slowakei und Finnland. Dieser deutsche und 
alliierte Einmarsch in Russland wurde bald zu einem der 
wichtigsten Ereignisse in der Geschichte Europas seit diesem 
Zeitpunkt. Stalin war so unvorbereitet auf den Angriff, so 
sehr vertraute er auf die Vernunft des deutsch-russischen 
Friedensabkommens in Osteuropa, dass er die russische 
Armee in die Auflösung gehen ließ. Stalin war in der Tat so 
unkriegerisch, dass Deutschland trotz enormer 
Schwierigkeiten fast in der Lage war, Russland zu erobern. 
Da Deutschland andernfalls in der Lage gewesen wäre, die 
Kontrolle über Europa auf unbestimmte Zeit zu behalten, war 
es Hitler, der sich vom Sirenengesang der 
antikommunistischen Ideologie dazu verleiten ließ, einen 
vernünftigen und umsichtigen Kurs aufzugeben und das zu 
tun, was der Anfang seiner endgültigen Niederlage sein 
sollte. 


Die Mythologie der kalten Krieger räumt oft ein, dass die 
Sowjets vor dem Zweiten Weltkrieg international nicht 
aggressiv waren - sie sind sogar gezwungen, dies zu 
behaupten, da die meisten kalten Krieger das Bündnis der 
Vereinigten Staaten mit Russland gegen Deutschland im 
Zweiten Weltkrieg von Herzen gutheißen. Erst während und 
unmittelbar nach dem Krieg, so behaupten sie, wurde 
Russland expansionistisch und drang nach Osteuropa vor. 
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15 Für eine aufschlussreiche Darstellung des russisch-finnischen 
Konflikts siehe Max Jakobson, The Diplomacy of the Winter War 
(Cambridge, Mass.: Harvard University Press, 1961). 
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Was bei diesem Vorwurf übersehen wird, ist die zentrale 
Tatsache des Angriffs Deutschlands und seiner Verbündeten 
auf Russland im Juni 1941. Es besteht kein Zweifel, dass 
Deutschland und seine Verbündeten diesen Krieg begonnen 
haben. Um die Invasoren zu besiegen, war es daher für die 
Russen offensichtlich notwendig, die Invasionsarmeen 
zurückzudrängen und Deutschland und die anderen 
kriegführenden Länder Osteuropas zu erobern. Es ist leichter, 
die Vereinigten Staaten als expansionistisch zu bezeichnen, 
weil sie Italien und einen Teil Deutschlands erobert und 
besetzt haben, als die Russen - schließlich wurden die 
Vereinigten Staaten nie direkt von den Deutschen 
angegriffen. 


Während des Zweiten Weltkriegs hatten sich die 
Vereinigten Staaten, Großbritannien und Russland, die drei 
großen Alliierten, auf eine gemeinsame militärische 
Besetzung aller eroberten Gebiete durch drei Mächte 
geeinigt. Die Vereinigten Staaten waren die ersten, die diese 
Vereinbarung während des Krieges brachen, indem sie 
Russland keinerlei Rolle bei der militärischen Besetzung 
Italiens zugestanden. Trotz dieses schwerwiegenden 
Vertragsbruchs zeigte Stalin durch wiederholten Verrat an 
den einheimischen kommunistischen Bewegungen, dass er 
den konservativen Interessen des russischen Nationalstaates 
den Vorzug vor dem Bekenntnis zur revolutionären Ideologie 
gab. Um die friedlichen Beziehungen zwischen Russland und 
dem Westen zu bewahren, versuchte Stalin immer wieder, 
den Erfolg verschiedener kommunistischer Bewegungen zu 
bremsen. Dies gelang ihm in Frankreich und Italien, wo 
kommunistische Partisanengruppen nach dem Rückzug der 
deutschen Streitkräfte leicht die Macht hätten ergreifen 
können; Stalin befahl ihnen jedoch, dies nicht zu tun, und 
drängte sie stattdessen, sich Koalitionsregimen 
anzuschließen, die von antikommunistischen Parteien geführt 
wurden. In beiden Ländern wurden die Kommunisten bald 
aus der Koalition verdrängt. In Griechenland, wo die 
kommunistischen Partisanen beinahe die Macht ergriffen 
hätten, schwächte Stalin sie unwiederbringlich, indem er sie 
im Stich ließ und sie aufforderte, die Macht an die neu 
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einmarschierenden britischen Truppen zu übergeben. 


In anderen Ländern, insbesondere dort, wo 
kommunistische Partisanengruppen stark waren, lehnten die 
Kommunisten Stalins Forderungen rundweg ab. In 
Jugoslawien lehnte der siegreiche Tito die Forderung Stalins 
ab, sich in einer Regierungskoalition dem Antikommunisten 
Michailowitsch unterzuordnen; Mao lehnte eine ähnliche 
Forderung Stalins ab, sich Chiang Kai-shek unterzuordnen. 
Es besteht kein Zweifel, dass diese Ablehnungen 
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der Beginn der später außerordentlich wichtigen Spaltungen 
innerhalb der kommunistischen Weltbewegung. 


Russland regierte also als militärischer Besatzer in 
Osteuropa, nachdem es einen gegen es geführten Krieg 
gewonnen hatte. Das ursprüngliche Ziel Russlands bestand 
nicht darin, Osteuropa auf dem Rücken der sowjetischen 
Armee zu vergemeinschaften. Es wollte die Gewissheit 
erlangen, dass Osteuropa nicht die breite Straße für einen 
Angriff auf Russland sein würde, wie es dreimal in einem 
halben Jahrhundert der Fall gewesen war - das letzte Mal in 
einem Krieg, in dem über 20 Millionen Russen 
abgeschlachtet worden waren. Kurz gesagt, Russland 
wollte Länder an seiner Grenze haben, die im militärischen 
Sinne nicht antikommunistisch waren und die nicht als 
Sprungbrett für eine weitere Invasion dienen würden. Die 
politischen Verhältnisse in Osteuropa waren so, dass es nur 
im modernisierten Finnland nicht-kommunistische Politiker 
gab, auf die Russland vertrauen konnte, dass sie eine 
friedliche Linie in der Außenpolitik verfolgen würden. Und 
in Finnland war diese Situation das Werk eines weitsichtigen 
Staatsmannes, des Agrarführers Julio Paasikivi. Weil 
Finnland damals wie heute fest an der "Paasikivi-Linie" 
festhielt, war Russland bereit, seine Truppen aus Finnland 
abzuziehen und nicht auf der Vergemeinschaftung des 
Landes zu bestehen - obwohl es in den sechs Jahren zuvor 
zwei Kriege mit Finnland geführt hatte. 


Auch in den anderen osteuropäischen Ländern hielt 
Russland nach dem Krieg mehrere Jahre lang an 
Koalitionsregierungen fest und vergemeinschaftete sie erst 
1948 vollständig - nach drei Jahren unablässigen Drucks der 
Amerikaner im Kalten Krieg, die versuchten, Russland aus 
diesen Ländern zu vertreiben. In anderen Gebieten zog 
Russland seine Truppen ohne weiteres aus Österreich und 
Aserbaidschan ab. 


Den kalten Kriegern fällt es schwer, das russische 
Vorgehen in Finnland zu erklären. Wenn Russland immer 
darauf aus ist, die kommunistische Herrschaft durchzusetzen, 
wo immer es kann, warum dann die "weiche Linie" 
gegenüber Finnland? Die einzige plausible Erklärung ist, dass 
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die Motivation die Sicherheit des russischen Nationalstaates 
vor Angriffen ist und der Erfolg des Weltkommunismus in 
der Prioritätenskala eine sehr geringe Rolle spielt. 


In der Tat waren die kalten Krieger nie in der Lage, die 
Tatsache tiefer Spaltungen in der weltweiten 
kommunistischen Bewegung zu erklären oder zu absorbieren. 
Denn wenn alle Kommunisten von einer 


390 


Für eine neue Freiheit 


Wenn es eine gemeinsame Ideologie gibt, dann sollten alle 
Kommunisten überall Teil eines einheitlichen Monolithen 
sein, der sie angesichts des frühen Erfolgs der Bolschewiki zu 
Untergebenen oder "Agenten" Moskaus machen würde. 
Wenn die Kommunisten hauptsächlich durch ihre 
Verbundenheit mit dem Marxismus-Leninismus motiviert 
sind, wie kommt es dann zu der tiefen Spaltung zwischen 
China und Russland, wo Russland beispielsweise eine 
Million Soldaten an der chinesisch-russischen Grenze 
bereithält? Wie kommt es zu der Feindschaft zwischen dem 
jugoslawischen und dem albanischen kommunistischen 
Staat? Wie kommt es zu dem aktuellen militärischen Konflikt 
zwischen den kambodschanischen und vietnamesischen 
Kommunisten? Die Antwort ist natürlich, dass eine 
revolutionäre Bewegung, sobald sie die Staatsmacht ergreift, 
sehr schnell die Eigenschaften einer herrschenden Klasse 
annimmt, die ein Klasseninteresse am Erhalt der Staatsmacht 
hat. Die Weltrevolution verblasst in ihren Augen zu einer 
unbedeutenden Größe. Und da staatliche Eliten 
gegensätzliche Interessen an Macht und Reichtum haben 
können und auch haben, ist es nicht verwunderlich, dass 
interkommunistische Konflikte endemisch geworden sind. 


Seit ihrem Sieg über die deutsche und die damit 
verbundene militärische Aggression im Zweiten Weltkrieg 
sind die Sowjets in ihrer Militärpolitik konservativ geblieben. 
Sie setzten ihre Truppen nur zur Verteidigung ihres 
Territorrums im kommunistischen Block ein, nicht aber zu 
dessen Ausdehnung. Als Ungarn 1956 oder die 
Tschechoslowakei 1968 drohten, aus dem Sowjetblock 
auszutreten, griffen die Sowjets mit Truppen ein - zwar auf 
verwerfliche Weise, aber doch eher konservativ und defensiv 
als expansiv. (Die Sowjets zogen offenbar eine Invasion 
Jugoslawiens in Erwägung, als Tito das Land aus dem 
sowjetischen Block herauslöste, wurden aber durch die 
beeindruckenden Guerillaqualitäten der jugoslawischen 
Armee davon abgehalten.) In keinem Fall hat Russland 
Truppen eingesetzt, um seinen Block zu erweitern oder 
weitere Gebiete zu erobern. 


Professor Stephen F. Cohen, Direktor des Programms für 
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Russische Studien in Princeton, hat kürzlich das Wesen des 
sowjetischen Konservatismuss in der Außenpolitik 
beschrieben: 


Es mag absurd erscheinen, dass ein System, das in der 
Revolution geboren wurde und sich immer noch zu 
revolutionären Ideen bekennt, zu einem der konservativsten 
der Welt geworden sein soll. Aber all die Faktoren, die in 
der sowjetischen Politik angeblich am wichtigsten sind, 
haben zu diesem Konservatismus beigetragen: die 
bürokratische Tradition 
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der russischen Regierung vor der Revolution; die 
anschließende Bürokratisierung des sowjetischen Lebens, 
die konservative Normen verbreitete und eine fest 
verwurzelte Klasse eifriger Verteidiger bürokratischer 
Privilegien hervorbrachte; der geriatrische Charakter der 
heutigen Elite; und sogar die offizielle Ideologie, deren 
Stoßrichtung sich vor vielen Jahren von der Schaffung einer 
neuen sozialen Ordnung zur Verherrlichung der 
bestehenden wandelte..... 


Mit anderen Worten: Der sowjetische Konservatismus ist 
heute hauptsächlich bestrebt, das zu bewahren, was er 
bereits im In- und Ausland hat, und nicht, es zu gefährden. 
Eine konservative Regierung ist natürlich zu gefährlichen 
militaristischen Aktionen fähig, wie wir in der 


Tschechoslowakei gesehen haben. . aber das sind 
Handlungen des imperialen Schutzes, eine Art defensiver 
Militarismus, nicht ein revolutionärer oder 


aggrandisierender. Es ist sicherlich wahr, dass für die 
meisten sowjetischen Führer, wie vermutlich auch für die 
meisten amerikanischen Führer, die Entspannung kein 
altruistisches Unterfangen ist, sondern die Verfolgung 
nationaler Interessen. In gewisser Weise ist das traurig. 
Aber es ist wahrscheinlich auch wahr, dass gegenseitiges 
Eigeninteresse eine dauerhaftere Grundlage für die 
Entspannung bietet als hochtrabender und letztlich leerer 
Altruismus. 16 


Auch eine so tadellose antisowjetische Quelle wie der 
frühere CIA-Direktor William Colby stellt fest, dass das 
überwiegende Anliegen der Sowjets das defensive Ziel ist, 
eine weitere katastrophale Invasion ihres Territoriums zu 
verhindern. So sagte Colby vor dem Ausschuss für 
auswärtige Beziehungen des Senats aus: 


Sie werden eine Besorgnis, ja sogar eine Paranoia 
hinsichtlich ihrer [der Sowjets] eigenen Sicherheit 
feststellen. Sie werden die Entschlossenheit feststellen, dass 
sie nie wieder überfallen und durch die Art von Unruhen, 
die sie durchgemacht haben, und viele verschiedene 
Invasionen hindurchgehen werden. .... Ich glaube, dass sie 
sich selbst übermäßig schützen wollen, um sicherzustellen, 
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dass dies nicht geschieht.!7 


16Stephen F, Cohen, "Why Detente Can Work", Inguiry (19. Dezember 
1977): 14-15. 


17Zitiert in Richard J. Barnet, "The Present Danger: American Security and 
the U.S.-Soviet Military Balance", Libertarian Review (November 1977): 
12. 
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Sogar die Chinesen haben trotz all ihres Getöses eine kon- 
servative und pazifistische Außenpolitik verfolgt. Sie sind 
nicht nur nicht in Taiwan einmarschiert, das international als 
Teil Chinas anerkannt ist, sondern haben sogar zugelassen, 
dass die kleinen vorgelagerten Inseln Que- moy und Matsu in 
den Händen von Chiang Kai-shek bleiben. Gegen die britisch 
und portugiesisch besetzten Enklaven Hongkong und Macao 
wurde nichts unternommen. Und China unternahm sogar den 
ungewöhnlichen Schritt, einen einseitigen Waffenstillstand 
und den Rückzug seiner Truppen an die Grenze zu erklären, 
nachdem es in seinem eskalierten Grenzkrieg leicht über die 
indischen Waffen gesiegt hatte.18 


VERMEIDUNG EINER A PRIORI GESCHICHTE 


Es gibt noch eine These, die den Amerikanern und sogar 
einigen Libertären geläufig ist und die sie vielleicht daran 
hindert, die Analyse dieses Kapitels zu verinnerlichen: der 
von Woodrow Wilson vertretene Mythos, dass Demokratien 
zwangsläufig friedliebend sein müssen, während Diktaturen 
zwangsläufig kriegerisch sind. Diese These war natürlich sehr 
praktisch, um Wilsons eigene Schuld daran zu vertuschen, 
dass er Amerika in einen unnötigen und ungeheuerlichen 
Krieg hineingezogen hat. Aber abgesehen davon gibt es 
einfach keine Beweise für diese Annahme. Viele Diktaturen 
haben sich nach innen gewandt und sich auf die Ausbeutung 
des eigenen Volkes beschränkt: Beispiele reichen vom 
vormodernen Japan über das kommunistische Alba- nien bis 
hin zu unzähligen Diktaturen in der Dritten Welt heute. 
Ugandas Idi Amin, der vielleicht brutalste und repressivste 
Diktator der heutigen Welt, zeigt keinerlei Anzeichen dafür, 
sein Regime durch eine Invasion in Nachbarländer zu 
gefährden. Auf der anderen Seite ist eine so unbestreitbare 
Demokratie wie Great 


18Siehe Neville Maxwell, /India's China War (New York: Pantheon 
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Books, 1970). Auch Chinas Rückeroberung und Unterdrückung der 
nationalen Rebellen in Tibet ist kein stichhaltiges Argument gegen 
unsere These. Denn Chiang Kai-shek wie auch alle anderen Chinesen 
haben Tibet seit vielen Generationen als Teil Großchinas betrachtet, 
und China handelte hier in der gleichen konservativen 
nationalstaatlichen Weise, wie wir sie bei den Sowjets gesehen haben. 
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Großbritannien verbreitete seinen Zwangsimperialismus im 
neunzehnten Jahrhundert und davor über den ganzen Globus. 


Der theoretische Grund, warum die Fokussierung auf 
Demokratie oder Diktatur am Thema vorbeigeht, ist, dass 
Staaten - alle Staaten - ihre Bevölkerung regieren und 
entscheiden, ob sie Krieg führen oder nicht. Und alle 
Staaten, ob formal eine Demokratie oder eine Diktatur 
oder eine andere Form der Herrschaft, werden von einer 
herrschenden Elite geführt. Ob diese Eliten in einem 
bestimmten Fall einen Krieg gegen einen anderen Staat 
führen oder nicht, hängt von einem komplexen Geflecht 
von Ursachen ab, darunter das Temperament der 
Herrscher, die Stärke ihrer Feinde, die Kriegsanreize und die 
öffentliche Meinung. Der einzige wirkliche Unterschied 
zwischen einer Demokratie und einer Diktatur besteht darin, 
dass in einer Demokratie mehr Propaganda auf die 
Untertanen ausgestrahlt werden muss, um ihre Zustimmung 
zu erlangen, während in einer Diktatur die öffentliche 
Meinung in beiden Fällen beurteilt werden muss. Intensive 
Propaganda ist in jedem Fall notwendig - wie wir am 
eifrigen meinungsbildenden Verhalten aller modernen 
kriegführenden Staaten sehen können. Aber der 
demokratische Staat muss härter und schneller arbeiten. 
Und auch der demokratische Staat muss heuchlerischer 
sein, wenn er sich rhetorischer Mittel bedient, um an die 
Werte der Massen zu appellieren: Gerechtigkeit, Freiheit, 
nationales Interesse, Patriotismus, Weltfrieden, usw. In 
demokratischen Staaten muss die Kunst der Propaganda 
für ihre Untertanen also etwas ausgefeilter und raffinierter 
sein. Aber das gilt, wie wir gesehen haben, für alle 
Regierungsentscheidungen, nicht nur für Krieg und 
Frieden. Denn alle Regierungen - aber insbesondere 
demokratische Regierungen - müssen hart daran arbeiten, 
ihre Untertanen davon zu überzeugen, dass alle ihre 
Unterdrückungsmaßnahmen wirklich im besten Interesse 
ihrer Untertanen sind. 


Was wir über Demokratie und Diktatur gesagt haben, gilt 
auch für die fehlende Korrelation zwischen dem Grad der 
inneren Freiheit in einem Land und seiner Aggressivität nach 
außen. Einige Staaten haben sich als durchaus fähig erwiesen, 
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ein beträchtliches Maß an Freiheit im Innern zuzulassen und 
gleichzeitig im Ausland einen aggressiven Krieg zu führen; 
andere Staaten haben sich als fähig erwiesen, im Innern 
totalitär zu regieren und gleichzeitig eine friedliche 
Außenpolitik zu verfolgen. Die Beispiele Ugandas, Albaniens, 
Chinas, Großbritanniens usw. sind für diesen Vergleich 
gleichermaßen geeignet. 


Kurzum, Libertäre und andere Amerikaner müssen sich 
vor einer a priori Geschichte hüten: in diesem Fall vor der 
Annahme, dass 
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dass in jedem Konflikt der demokratischere Staat oder der 
Staat, der mehr innere Freiheit zulässt, zwangsläufig oder 
sogar vermutlich das Opfer einer Aggression durch den 
diktatorischeren oder totalitären Staat ist. Für eine solche 
Annahme gibt es einfach keinerlei historische Beweise. Bei 
der Entscheidung über relatives Recht und Unrecht, über das 
relative Ausmaß der Aggression in einem außenpolitischen 
Streitfall, gibt es keinen Ersatz für eine detaillierte 
empirische, historische Untersuchung des Streitfalls selbst. Es 
sollte daher keine große Überraschung sein, wenn eine solche 
Untersuchung zu dem Ergebnis kommt, dass die 
demokratischen und relativ viel freieren Vereinigten Staaten 
in auswärtigen Angelegenheiten aggressiver und 
imperialistischer vorgegangen sind als ein relati- v totalitäres 
Russland oder China. Umgekehrt bedeutet das Lob eines 
Staates für sein weniger aggressives Verhalten in auswärtigen 
Angelegenheiten keineswegs, dass der Beobachter in 
irgendeiner Weise mit der internen Bilanz dieses Staates 
sympathisiert. Es ist von entscheidender Bedeutung - ja, es 
geht buchstäblich um Leben und Tod -, dass die Amerikaner 
in der Lage sind, die Bilanz ihrer Regierung in auswärtigen 
Angelegenheiten so kühl und klarsichtig, so frei von Mythen 
zu betrachten, wie sie es in der Innenpolitik zunehmend zu 
tun vermögen. Denn Krieg und eine vorgetäuschte "äußere 
Bedrohung" sind seit langem das Hauptmittel, mit dem der 
Staat die Loyalität seiner Untertanen zurückgewinnt. Wie wir 
gesehen haben, waren Krieg und Militarismus die 
Totengräber des klassischen Liberalismus; wir dürfen nicht 
zulassen, dass der Staat jemals wieder mit dieser Masche 
durchkommt.!? 


EIN AUßENPOLITISCHES PROGRAMM 


Um unsere Diskussion abzuschließen, muss das 
Hauptanliegen eines liberalen außenpolitischen Programms 
für Amerika darin bestehen, die Vereinigten Staaten 
aufzufordern, ihre Politik des globalen Inter- ventionismus 
aufzugeben: sich sofort und vollständig, militärisch und 
politisch, aus Asien, Europa, Lateinamerika, dem Nahen 
Osten, von überall her zurückzuziehen. Der Ruf der 
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amerikanischen Liberalen sollte lauten, dass sich die 
Vereinigten Staaten jetzt zurückziehen, in jeder Hinsicht, die 
die US-Regierung betrifft. Die Vereinigten Staaten sollten 
ihre Stützpunkte abbauen, ihre Truppen abziehen, ihre 


19 Für eine Kritik der jüngsten Versuche kalter Krieger, das 
Schreckgespenst einer sowjetischen militärischen Bedrohung 
wiederzubeleben, siehe Barnet, The Present Danger. 
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die wunaufhörliche politische Einmischung und die 
Abschaffung der CIA. Sie sollte auch alle Auslandshilfen 
einstellen, die lediglich dazu dienen, den amerikanischen 
Steuerzahler dazu zu zwingen, amerikanische Exporte und 
begünstigte ausländische Staaten zu subventionieren, alles im 
Namen der "Hilfe für die hungernden Völker der Welt". 
Kurzum, die Regierung der Vereinigten Staaten sollte sich 
vollständig auf ihre eigenen Grenzen zurückziehen und 
überall eine Politik der strikten politischen "Isolation" oder 
Neutralität verfolgen. 


Der Geist dieser ultra-"isolationistischen", libertären 
Außenpolitik wurde in den 1930er Jahren durch den 
pensionierten Generalmajor des Marine Corps, Smedley D. 
Butler, zum Ausdruck gebracht. Im Herbst 1936 schlug 
General Butler eine heute vergessene Verfassungsänderung 
vor, die die Herzen der Libertären erfreuen würde, wenn sie 
wieder ernst genommen würde. Hier ist Butlers Vorschlag 
zur Verfassungsänderung in vollem Wortlaut: 


1. Die Abschiebung von Angehörigen der Landstreitkräfte 
innerhalb der kontinentalen Grenzen der Vereinigten 
Staaten und der Panamakanalzone aus welchem Grund 
auch immer wird hiermit untersagt. 


2. Den Schiffen der Marine der Vereinigten Staaten oder 
der anderen Zweige des bewaffneten Dienstes wird hiermit 
untersagt, sich aus irgendeinem Grund, außer auf einem 
Gnadenerlass, mehr als fünfhundert Meilen von unserer 
Küste zu entfernen. 


3. Flugzeugen des Heeres, der Marine und des 
Marinekorps ist es hiermit untersagt, aus welchem Grund 
auch immer, mehr als siebenhundertfünfzig Meilen über die 
Küste der Vereinigten Staaten hinaus zu fliegen.20 


ABRÜSTUNG 


Strikter Isolationismus und Neutralität ist also die erste 
Säule einer libertären Außenpolitik, neben der Anerkennung 
der Hauptverantwortung des amerikanischen Staates für den 
Kalten Krieg und für 
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20The Woman's Home Companion (September 1936): 4. Nachgedruckt in 
Mau- ritz A. Hallgren, The Tragic Fallacy (New York: Knopf, 1937), S. 
194n. 
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ihren Eintritt in alle anderen Konflikte dieses Jahrhunderts. 
Doch welche Art von Rüstungspolitik sollten die Vereinigten 
Staaten angesichts der Iso- lation verfolgen? Viele der 
ursprünglichen Isolationisten sprachen sich für eine Politik 
der "Aufrüstung bis an die Zähne" aus; doch ein solches 
Programm birgt in einem nuklearen Zeitalter weiterhin die 
große Gefahr eines globalen Holocausts, eines mächtig 
bewaffneten Staates und der enormen Verschwendung und 
Verzerrungen, die unproduktive Staatsausgaben der 
Wirtschaft auferlegen. 


Selbst unter rein militärischen Gesichtspunkten sind die 
Vereinigten Staaten und die Sowjetunion in der Lage, sich 
gegenseitig um ein Vielfaches zu vernichten; und die 
Vereinigten Staaten könnten ihre gesamte nukleare 
Vergeltungsmacht leicht ausschalten, indem sie alle 
Rüstungsgüter mit Ausnahme der unverwundbaren Polaris-U- 
Boote, die mit Atomraketen mit Mehrfachzielen bewaffnet 
sind, verschrotten. Aber für einen Libertären oder überhaupt 
für jeden, der sich Sorgen über die massive nukleare 
Vernichtung von Menschenleben macht, ist selbst die 
Reduzierung der Bewaffnung auf die Polaris-U-Boote kaum 
eine zufriedenstellende Lösung. Der Weltfrieden würde 
weiterhin auf einem wackeligen "Gleichgewicht des 
Schreckens" beruhen, einem Gleichgewicht, das jederzeit 
durch einen Unfall oder durch die Aktionen von Verrückten 
an der Macht gestört werden könnte. Nein, um sich vor der 
nuklearen Bedrohung zu schützen, ist eine weltweite nukleare 
Abrüstung unabdingbar, eine Abrüstung, für die das SALT- 
Abkommen von 1972 und die SALT-II-Verhandlungen nur 
ein sehr zaghafter Anfang sind. 


Da es im Interesse aller Menschen und sogar aller 
staatlichen Machthaber liegt, nicht in einem nuklearen 
Holocaust vernichtet zu werden, bietet dieses gegenseitige 
Eigeninteresse eine solide, rationale Grundlage für die 
Vereinbarung und Durchführung einer Politik der 
gemeinsamen und weltweiten "allgemeinen und vollständigen 
Abrüstung" von Kernwaffen und anderen modernen 
Massenvernichtungswaffen. Eine solche gemeinsame 


403 


Abrüstung ist möglich, seit die Sowjetunion am 10. Mai 1955 
entsprechende westliche Vorschläge angenommen hat - eine 
Annahme, die 


21 Zu den Einzelheiten der beschämenden westlichen Bilanz bei diesen 
Verhandlungen und als Korrektiv zu den Darstellungen in der 
amerikanischen Presse siehe Philip Noel-Baker, The Arms Race (New 
York: Oceana Publications, 1958). 
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nur eine totale und panische Abkehr des Westens von seinen 
eigenen Vorschlägen zur Folge hatte!2! 


Die amerikanische Version besagt seit langem, dass wir 
Abrüstung plus Inspektion wollen, während die Sowjets 
weiterhin nur Abrüstung ohne Inspektion wollen. Das 
tatsächliche Bild ist ein ganz anderes: Seit Mai 1955 ist die 
Sowjetunion für jegliche Abrüstung und unbegrenzte 
Inspektion dessen, was abgerüstet wurde, während die 
Amerikaner für unbegrenzte Inspektion eintreten, die jedoch 
mit wenig oder keiner Abrüstung einhergeht! Dies war die 
Last des spektakulären, aber im Grunde unehrlichen "Open 
Skies"-Vorschlags von Präsident Eisenhower, der die 
Abrüstungsvorschläge ersetzte, die wir nach der sowjetischen 
Zustimmung vom Mai 1955 schnell zurückzogen. Selbst 
jetz, da der "offene Himmel" im Wesentlichen durch 
amerikanische und russische Weltraumsatelliten erreicht 
wurde, beinhaltet das umstrittene SALT-Abkommen von 
1972 keine wirkliche Abrüstung, sondern nur eine 
Begrenzung der weiteren nuklearen Expansion. Da die 
strategische Macht der USA in der ganzen Welt auf Atom- 
und Luftstreitkräften beruht, gibt es guten Grund, an die 
Aufrichtigkeit der Sowjetunion bei jeder Vereinbarung über 
die Abschaffung von Atomraketen oder Angriffsbombern zu 
glauben. 


Nicht nur die Atomwaffen sollten gemeinsam abgerüstet 
werden, sondern auch alle Waffen, die massenhaft über 
nationale Grenzen hinweg abgefeuert werden können, 
insbesondere Bombenflugzeuge. Gerade solche 
Massenvernichtungswaffen wie Raketen und Bomber können 
niemals zielgenau eingesetzt werden, um ihren Einsatz gegen 
unschuldige Zivilisten zu vermeiden. Darüber hinaus würde 
der vollständige Verzicht auf Raketen und Bomber jede 
Regierung, insbesondere auch die amerikanische, zu einer 
Politik der Isolation und Neutralität zwingen. Nur wenn den 
Regierungen die Waffen zur offensiven Kriegsführung 
entzogen werden, sind sie gezwungen, eine Politik der 
Isolation und des Friedens zu verfolgen. Angesichts der 
schwarzen Bilanz aller Regierungen, auch der 
amerikanischen, wäre es sicherlich töricht, diese Vorboten 
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von Massenmord und Zerstörung in ihren Händen zu lassen 
und darauf zu vertrauen, dass sie diese monströsen Waffen 
niemals einsetzen werden. Wenn es illegitim ist, dass 
Regierungen solche Waffen jemals einsetzen, warum sollten 
sie dann voll geladen in ihren nicht allzu sauberen Händen 
bleiben dürfen? 
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Der Gegensatz zwischen den konservativen und den 
libertären Positionen zu Krieg und amerikanischer 
Außenpolitik kam in den Anfängen der zeitgenössischen 
libertären Bewegung in einem Wortwechsel zwischen 
William F. Buckley, Jr. und dem Libertären Ronald Hamowy 
deutlich zum Ausdruck. Buckley verachtete die libertäre 
Kritik an der konservativen außenpolitischen Haltung und 
schrieb: 


In jeder Gesellschaft gibt es Platz für diejenigen, deren 
einziges Anliegen das Tafelbewahren ist; aber sie sollten 
sich darüber im Klaren sein, dass die Konservativen nur 
deshalb bereit sind, Opfer zu bringen, um dem 
[sowjetischen] Feind zu trotzen, damit sie ihr Mönchstum 
genießen und ihre emsigen kleinen Seminare darüber 
abhalten können, ob die Müllabfuhr entkommunalisiert 
werden soll oder nicht. 


Worauf Hamowy scharfsinnig antwortete: 


Es mag undankbar erscheinen, aber ich muss es ablehnen, 
Herrn Buckley dafür zu danken, dass er mein Leben 
gerettet hat. Wenn sich sein Standpunkt durchsetzt und er 
auf seiner unaufgeforderten Hilfe beharrt, wird das 
Ergebnis mit ziemlicher Sicherheit mein Tod (und der von 
zig Millionen anderer) in einem Atomkrieg oder meine 
bevorstehende Inhaftierung als "Unamerikaner" sein. .... 


Ich halte an meiner persönlichen Freiheit fest, und gerade 
deshalb bestehe ich darauf, dass niemand das Recht hat, 
einem anderen seine Entscheidungen aufzuzwingen. Mr. 
Buckley möchte lieber tot sein als rot. Das tue ich auch. 
Aber ich bestehe darauf, dass alle Menschen diese 
Entscheidung für sich selbst treffen dürfen. Ein nuklearer 
Holocaust wird sie ihnen abnehmen. ?? 


Man könnte hinzufügen, dass jeder, der dies wünscht, das 
Recht hat, die persönliche Entscheidung zu treffen: "Lieber 
tot als rot" oder "Gib mir die Freiheit oder gib mir den Tod". 
Was ihm nicht zusteht, ist, diese Entscheidungen für andere 
zu treffen, wie es die Pro-Kriegs-Politik des Konservatismus 
tun würde. Was die Konservativen wirklich sagen, ist: 
"Lieber tot als rot" und "Gebt mir die Freiheit oder den Tod". 
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22Ronald Hamowy und William F. Buckley, Jr. "National Review: Criti- 
cism and Reply," New Individualist Review (November 1961): 9,11. 
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Gebt ihnen den Tod" - das sind die Schlachtrufe nicht von 
edlen Helden, sondern von Massenmördern. 


Nur in einem Punkt hat Herr Buckley recht: Im 
Atomzeitalter ist? es wichtiger, sich um Krieg und 
Außenpolitik zu kümmern als um die Entkommunalisierung 
der Müllentsorgung, so wichtig letztere auch sein mag. Aber 
wenn wir das tun, kommen wir unweigerlich zum Gegenteil 
der Buckleyschen Schlussfolgerung. Wir kommen zu der 
Ansicht, dass moderne Luft- und Raketenwaffen, da sie nicht 
zielgenau eingesetzt werden können, um Schäden an der 
Zivilbevölkerung zu vermeiden, bereits in ihrer Existenz zu 
verurteilen sind. Und die nukleare und fliegerische Abrüstung 
wird zu einem großen und übergeordneten Gut, das um seiner 
selbst willen verfolgt werden muss, eifriger noch als die 
Entkommunalisierung des Mülls. 
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TEIL Ill 


EPILOG 


15 
EINE STRATEGIE FÜR DIE 
FREIHEIT 


BILDUNG: THEORIE UND BEWEGUNG 


unsere politischen Probleme anwendbare Wahrheit - 


A nd so haben wir sie: eine theoretisch fundierte und auf 
den neuen Libertarismus. Aber jetzt, wo wir die 


Wahrheit haben, 
Wie können wir den Sieg erringen? Wir stehen vor dem 
großen strategischen Problem aller "radikalen" 


Überzeugungen in der Geschichte: Wie können wir von hier 
nach dort gelangen, von unserer gegenwärtigen staatlich 
geprägten und unvollkommenen Welt zu dem großen Ziel der 
Freiheit? 

Es gibt keine Zauberformel für eine Strategie; jede 
Strategie für den sozialen Wandel, die auf Überzeugung und 
Bekehrung beruht, kann nur eine Kunst sein und keine exakte 
Wissenschaft. Aber dennoch sind wir bei der Verfolgung 
unserer Ziele nicht ohne Weisheit. Es kann eine fruchtbare 
Theorie oder zumindest eine theo- retische Diskussion über 
die richtige Strategie für den Wandel geben. 


In einem Punkt kann es kaum Meinungsverschiedenheiten 
geben: Eine wichtige und notwendige Bedingung für den 
Sieg des Libertarismus (oder, in der Tat, für den Sieg jeder 
sozialen Bewegung, vom Buddhismus bis zum Vegetarismus) 
ist Bildung: die Überzeugung und Bekehrung einer großen 
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Zahl von Menschen für die Sache. Bildung wiederum hat 
zwei wesentliche Aspekte: die Menschen auf die Existenz eines 
solchen Systems aufmerksam zu machen und die Menschen zum 
libertären System zu bekehren. Wenn unsere Bewegung nur 
aus Slogans, Werbung und anderen 
aufmerksamkeitsheischenden Mitteln bestünde, dann würden 
wir vielleicht von vielen Menschen gehört werden, aber es 
würde sich bald herausstellen, dass wir nichts haben 
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zu sagen - und so wäre die Anhörung unbeständig und 
flüchtig. Die Libertären müssen sich daher intensiv mit dem 
Denken und der Wissenschaft beschäftigen, theoretische und 
systematische Bücher, Artikel und Zeitschriften herausgeben 
und an Konferenzen und Seminaren teilnehmen. Andererseits 
führt eine bloße Ausarbeitung der Theorie zu nichts, wenn 
niemand jemals von den Büchern und Artikeln gehört hat; 
daher sind Öffentlichkeitsarbeit, Slogans, studentischer 
Aktivismus, Vorlesungen, Radio- und Fernsehspots usw. 
notwendig. Echte Bildung kann nicht ohne Theorie und 
Aktivismus, ohne eine Ideologie und Menschen, die diese 
Ideologie weitertragen, stattfinden. 


So wie die Theorie in die Öffentlichkeit getragen werden 
muss, braucht die Theorie Menschen, die das Verbot 
aufrechterhalten, diskutieren, agitieren und die Botschaft 
nach vorne und in die Öffentlichkeit tragen. Auch hier gilt, 
dass Theorie und Bewegung ohne einander nutzlos und steril 
werden; die Theorie wird ohne eine selbstbewusste 
Bewegung, die sich dem Vorantreiben der Theorie und des 
Ziels widmet, auf dem Weinstock absterben. Die Bewegung 
wird zu einer sinnlosen Bewegung, wenn sie die Ideologie 
und das angestrebte Ziel aus den Augen verliert. Einige 
libertäre Theoretiker sind der Meinung, dass eine lebendige 
Bewegung mit handelnden Individuen etwas Unreines oder 
Anrüchiges an sich hat; aber wie kann die Freiheit ohne 
Libertäre erreicht werden, die die Sache vorantreiben? 
Andererseits verschmähen einige militante Aktivisten in ihrer 
Eile, etwas zu tun - irgendetwas zu tun - das, was ihnen als 
Gesellschaftsdiskussion über die Theorie erscheint; doch ihr 
Handeln wird nutzlos und verschwendete Energie, wenn sie 
nur eine schwache Vorstellung davon haben, wofür sie aktiv 
sind. 


Darüber hinaus hört man Libertäre (wie auch Mitglieder 
anderer sozialer Bewegungen) oft beklagen, dass sie mit 
ihren Büchern und Zeitschriften und Konferenzen "nur zu 
sich selbst sprechen"; dass nur wenige Menschen der 
"Außenwelt" zuhören. Doch dieser häufige Vorwurf verkennt 
den vielseitigen Zweck von "Bildung" im weitesten Sinne. Es 
ist nicht nur notwendig, andere zu erziehen, sondern auch 
(und in gleichem Maße) eine ständige Selbsterziehung. Das 
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Korps der Libertären muss natürlich immer versuchen, andere 
in seine Reihen aufzunehmen, aber sie müssen auch ihre 
eigenen Reihen lebendig und gesund halten. Die Ausbildung 
von "uns selbst" erfüllt zwei wichtige Ziele. Das eine ist die 
Verfeinerung und Weiterentwicklung der libertären "Theorie" 
- das Ziel und der Zweck unseres gesamten Unternehmens. 
Der Libertarismus ist zwar lebenswichtig und 
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Sie muss eine lebendige Theorie sein, die sich durch 
Schreiben und Diskussion weiterentwickelt und durch die 
Widerlegung und Bekämpfung von Irrtümern, sobald diese 
auftreten. In der liberalen Bewegung gibt es Dutzende von 
kleinen Newslettern und Magazinen, die von vervielfältigten 
Blättern bis hin zu ausgefeilten Publikationen reichen und 
ständig neu entstehen und wieder verschwinden. Dies ist ein 
Zeichen für eine gesunde, wachsende Bewegung, eine 
Bewegung, die aus zahllosen Individuen besteht, die denken, 
argumentieren und ihren Beitrag leisten. 


Aber es gibt noch einen weiteren wichtigen Grund für 
"Selbstgespräche", selbst wenn das alles wäre, was 
gesprochen wird. Und das ist die Stärkung - die 
psychologisch notwendige Gewissheit, dass es andere 
Gleichgesinnte gibt, mit denen man reden, argumentieren und 
allgemein kommunizieren und interagieren kann. Derzeit ist 
das libertäre Credo noch das einer relativ kleinen Minderheit, 
und außerdem schlägt es radikale Veränderungen des Status 
quo vor. Daher ist es zwangsläufig ein einsames 
Glaubensbekenntnis, und die Stärkung einer Bewegung, das 
"Gespräch mit uns selbst", kann diese Isolation bekämpfen 
und überwinden. Die heutige Bewegung ist nun alt genug, um 
eine Vielzahl von Abtrünnigen zu haben; die Analyse dieser 
Abtrünnigen zeigt, dass der Libertäre in fast allen Fällen 
isoliert war, abgeschnitten von der Gemeinschaft und der 
Interaktion mit seinen Kollegen. Eine blühende Bewegung 
mit Gemeinschaftssinn und Esprit de Corps ist das beste 
Gegenmittel, um die Freiheit als hoffnungslose oder 
"unpraktische" Sache aufzugeben. 


SIND WIR "UTOPISTEN"? 


Nun gut, wir sollen sowohl durch Theorie als auch durch 
eine Bewegung erzogen werden. Aber was sollte dann der 
Inhalt dieser Bildung sein? Jedem "radikalen" 
Glaubensbekenntnis wurde der Vorwurf gemacht, "utopisch" 
zu sein, und die libertäre Bewegung ist da keine Ausnahme. 
Einige Libertäre selbst behaupten, dass wir die Menschen 
nicht verschrecken sollten, indem wir "zu radikal" sind, und 
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dass deshalb die vollständige libertäre Ideologie und das 
Programm vor der Öffentlichkeit verborgen bleiben sollten. 
Diese Leute raten zu einem "fabianischen" Pro- gramm des 
Gradualismus, das sich ausschließlich auf einen allmählichen 
Abbau der staatlichen Macht konzentriert. Ein Beispiel dafür 
wäre der Bereich der Besteuerung: Anstatt die "radikale" 
Maßnahme zu befürworten 
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Abschaffung jeglicher Besteuerung oder gar der Abschaffung 
der Einkommensbesteuerung, sollten wir uns auf die 
Forderung nach kleinen Verbesserungen beschränken, z.B. 
nach einer Senkung der Einkommenssteuer um zwei Prozent. 


Auf dem Gebiet des strategischen Denkens sollten 
Libertäre die Lehren der Marxisten beherzigen, denn diese 
haben länger als jede andere Gruppe über Strategien für 
radikale soziale Veränderungen nachgedacht. So sehen die 
Marxisten zwei kritisch wichtige strategische Irrtümer, die 
vom richtigen Weg "abweichen": den einen nennen sie 
"linkes Sektierertum"; der andere und entgegengesetzte 
Irrtum ist "rechter Opportunismus". Die Kritiker der 
libertären "extremistischen" Prinzipien sind das Gegenstück 
zu den Marxschen "rechten Opportunisten". Das 
Hauptproblem der Opportunisten besteht darin, dass sie, 
indem sie sich strikt auf graduelle und "praktische" 
Programme beschränken, Programme, die eine gute Chance 
haben, sofort angenommen zu werden, in großer Gefahr sind, 
das Endziel, das freiheitliche Ziel, völlig aus den Augen zu 
verlieren. Wer sich auf die Forderung nach einer 
zweiprozentigen Steuersenkung beschränkt, trägt dazu bei, 
das Endziel, die Abschaffung der Steuern, zu begraben. 
Indem er sich auf die unmittelbaren Mittel konzentriert, trägt 
er dazu bei, das letztendliche Ziel zu liquidieren, und damit 
den Sinn, überhaupt ein Libertärer zu sein. Wenn die 
Libertären sich weigern, das Banner des reinen Prinzips, des 
ultimativen Ziels hochzuhalten, wer wird es dann fun? Die 
Antwort lautet: niemand. Daher ist eine weitere wichtige 
Quelle für den Austritt aus den Reihen der Libertären in den 
letzten Jahren der Irrweg des Opportunismus gewesen. 


Ein prominenter Fall von Abtrünnigkeit durch 
Opportunismus ist jemand, den wir "Robert" nennen wollen, 
der in den frühen 1950er Jahren ein engagierter und 
militanter Libertärer wurde. Da er schnell nach Aktivismus 
und unmittelbaren Gewinnen strebte, kam Robert zu dem 
Schluss, dass der richtige strategische Weg darin bestand, 
alles Gerede über das libertäre Ziel herunterzuspielen und 
insbesondere die libertäre Feindseligkeit gegenüber der 
Regierung herunterzuspielen. Sein Ziel war es, nur das 
"Positive" und die Errungenschaften zu betonen, die die 
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Menschen durch freiwilliges Handeln erreichen konnten. Mit 
dem Fortschreiten seiner Karriere begann Robert, 
kompromisslose Libertäre als Belastung zu empfinden; daher 
begann er, systematisch jeden in seiner Organisation zu 
feuern, der sich "negativ" über die Regierung äußerte. Es 
dauerte nicht lange, bis Robert sich offen und explizit von der 
libertären Ideologie abwandte und eine "Partnerschaft" 
zwischen dem Staat und den Bürgern forderte. 
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Privatunternehmen, zwischen Zwang und Freiwilligkeit, 
kurzum, um seinen Platz im Establishment offen 
einzunehmen. In seinen Tassen bezeichnet sich Robert sogar 
als "Anarchist", aber nur in einem abstrakten Wolkenland, 
das mit der Welt, wie sie ist, nichts zu tun hat. 


Der Ökonom der freien Marktwirtschaft F.A. Hayek, der 
selbst keineswegs ein "Extremist" ist, hat wortgewandt 
geschrieben, wie wichtig es für den Erfolg der Freiheit ist, die 
reine und "extreme" Ideologie als ein nie zu vergessendes 
Glaubensbekenntnis hochzuhalten. Hayek hat geschrieben, 
dass einer der großen Reize des Sozialismus immer die 
ständige Betonung seines "idealen" Ziels war, eines Ideals, 
das die Handlungen all jener durchdringt, informiert und 
leitet, die danach streben, es zu erreichen. Hayek fügt dann 
hinzu: 


Wir müssen den Aufbau einer freien Gesellschaft wieder zu 
einem intellektuellen Abenteuer, zu einer Mutprobe 
machen. Was uns fehlt, ist eine liberale Utopie, ein 
Programm, das weder als bloße Verteidigung der Dinge, 
wie sie sind, noch als verwässerter Sozialismus erscheint, 
sondern als ein wahrhaft liberaler Radikalismus, der die 
Anfälligkeit der Mächtigen (einschließlich der 
Gewerkschaften) nicht scheut, der nicht zu streng praktisch 
ist und der sich nicht auf das beschränkt, was heute als 
politisch möglich erscheint. Wir brauchen intellektuelle 
Führer, die bereit sind, den Schönfärbereien von Macht und 
Einfluss zu widerstehen, und die bereit sind, für ein Ideal zu 
arbeiten, wie gering auch immer die Aussichten auf seine 
baldige Verwirklichung sein mögen. Es müssen Männer 
sein, die bereit sind, an Prinzipien festzuhalten und für ihre 
volle Verwirklichung zu kämpfen, auch wenn sie noch so 
fern sind. Freier Handel und Chancenfreiheit sind Ideale 

Aber eine bloße "vernünftige Handelsfreiheit" oder eine 
bloße "Lockerung der Kontrollen" ist weder intellektuell 
respektabel noch kann sie Begeisterung hervorrufen. Die 
wichtigste Lehre, die der wahre Liberale aus dem Erfolg 
der Sozialisten ziehen muss, ist, dass es ihr Mut zur Utopie 
war, der ihnen die Unterstützung der Intellektuellen und 
damit einen Einfluss auf die öffentliche Meinung 
eingebracht hat, der täglich das möglich macht, was noch 
vor kurzem in weiter Ferne schien. Diejenigen, die sich 
ausschließlich mit dem befasst haben, was in der 

381 


bestehenden Meinungslage machbar schien, mussten immer 
wieder feststellen, dass selbst dies durch die Veränderung 
der öffentlichen Meinung, zu der sie nichts beigetragen 
haben, schnell politisch unmöglich wurde. Wenn es uns 
nicht gelingt, die philosophischen Grundlagen für eine 
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Wenn die freie Gesellschaft wieder zu einem lebendigen 
intellektuellen Thema wird und ihre Verwirklichung eine 
Aufgabe ist, die den Einfallsreichttum und die 
Vorstellungskraft unserer lebhaftesten Köpfe herausfordert, 
sind die Aussichten der Freiheit in der Tat düster. Aber 
wenn wir den Glauben an die Macht der Ideen 
zurückgewinnen können, der den Liberalismus in seinen 
besten Zeiten auszeichnete, ist die Schlacht noch nicht 
verloren.! 


Hayek unterstreicht hier eine wichtige Wahrheit und 
einen wichtigen Grund für die Betonung des Endziels: die 
Begeisterung und den Enthusiasmus, die ein logisch 
konsistentes System hervorrufen kann. Wer geht dagegen für 
eine Steuersenkung von zwei Prozent auf die Barrikaden? 


Es gibt noch einen weiteren wichtigen taktischen Grund 
für das Festhalten an einem reinen Prinzip. Es ist wahr, dass 
die täglichen sozialen und politischen Ereignisse das 
Ergebnis vieler Zwänge sind, das oft unbefriedigende 
Ergebnis des Hin- und Herschiebens von widerstreitenden 
Ideologien und Interessen. Aber schon aus diesem Grund ist 
es für den Liberalen umso wichtiger, immer wieder den 
Einsatz zu erhöhen. Die Forderung nach einer 
zweiprozentigen Steuersenkung kann nur eine leichte 
Abmilderung einer geplanten Steuererhöhung bewirken; die 
Forderung nach einer drastischen Steuersenkung kann in der 
Tat eine erhebliche Senkung bewirken. Und im Laufe der 
Jahre ist es genau die strategische Rolle des "Extremisten", 
die Matrix des täglichen Handelns immer weiter in seine 
Richtung zu verschieben. Die Sozialisten haben diese 
Strategie besonders gut beherrscht. Wenn wir uns das 
sozialistische Programm ansehen, das vor 60 oder sogar 30 
Jahren entwickelt wurde, wird deutlich, dass Maßnahmen, die 
vor ein oder zwei Generationen als gefährlich sozialistisch 
angesehen wurden, heute als unverzichtbarer Teil des 
"Mainstreams" des amerikanischen Erbes angesehen werden. 
Auf diese Weise werden die alltäglichen Kompromisse der 
vermeintlich "praktischen" Politik unaufhaltsam in die 
kollektivistische Richtung gezogen. Es gibt keinen Grund, 
warum der Libertäre nicht das gleiche Ergebnis erzielen 
kann. Einer der Gründe, warum die konservative Opposition 
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gegen den Kollektivismus so schwach ist, liegt darin, dass der 
Konservatismus von Natur aus keine konsequente politische 
Philosophie bietet, sondern nur eine "praktische" 
Verteidigung der 


IFA. Hayek, "Die Intellektuellen und der Sozialismus", in: Studies in 
Philosophy, Politics, and Economics (Chicago: University of Chicago 
Press, 1967), S. 194. 


384 


Eine Strategie für die Freiheit 


den bestehenden Status quo, der als Verkörperung der 
amerikanischen "Tradition" verankert ist. In dem Maße 
jedoch, in dem der Etatismus wächst und sich ausbreitet, wird 
er per definitionem immer fester und damit "traditioneller"; 
der Konservatismus findet dann keine intellektuellen Waffen, 
um seinen Sturz zu erreichen. 


Prinzipientreue bedeutet mehr, als das ultimative libertäre 
Ideal hochzuhalten und ihm nicht zu widersprechen. Es 
bedeutet auch, sich zu bemühen, dieses Ziel so schnell wie 
möglich zu erreichen. Kurz gesagt, der Libertäre darf niemals 
eine allmähliche Annäherung an sein Ziel befürworten oder 
bevorzugen, im Gegensatz zu einer sofortigen und schnellen. 
Denn damit untergräbt er die überragende Bedeutung seiner 
eigenen Ziele und Prinzipien. Und wenn er selbst seine 
eigenen Ziele so gering schätzt, wie hoch werden sie dann 
von anderen geschätzt? 


Kurz gesagt, um das Ziel der Freiheit wirklich zu 
verfolgen, muss der Libertäre wünschen, dass es mit den 
wirksamsten und schnellsten Mitteln erreicht wird. In diesem 
Sinne erklärte der klassische Liberale Leonard E. Read, der 
nach dem Zweiten Weltkrieg für die sofortige und 
vollständige Abschaffung von Preis- und Lohnkontrollen 
eintrat, in einer Rede: "Wenn es auf dieser Tribüne einen 
Knopf gäbe, dessen Betätigung alle Lohn- und 
Preiskontrollen sofort aufheben würde, würde ich meinen 
Finger darauf legen und drücken!"? 


Der Libertäre sollte also ein Mensch sein, der, wenn es 
ihn gäbe, den Knopf für die sofortige Abschaffung aller 
Eingriffe in die Freiheit drücken würde. Natürlich weiß auch 
er, dass es einen solchen magischen Knopf nicht gibt, aber 
seine grundsätzliche Vorliebe färbt und prägt seine gesamte 
strategische Perspektive. 


Eine solche "abolitionistische" Perspektive bedeutet 
wiederum nicht, dass der Libertäre eine unrealistische 
Einschätzung darüber hat, wie schnell sein Ziel tatsächlich 
erreicht werden wird. So war der libertäre Abolitionist der 
Sklaverei, William Lloyd Garrison, nicht "unrealistisch", als 
er in den 1830er Jahren erstmals die glorreiche Forderung 
nach sofortiger Emanzipation der Sklaven erhob. Sein Ziel 
war das moralisch richtige, und sein strategischer Realismus 
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kam zum Tragen 


2Leonard E. Read, /'d Push the Button (New York: Joseph D. McGuire, 
1946), S. 3. 
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die Tatsache, dass er nicht damit rechnete, dass sein Ziel 
schnell erreicht werden würde. Wir haben in Kapitel 1 
gesehen, dass Garrison selbst einen Unterschied machte: "So 
sehr wir auch auf die sofortige Abschaffung drängen, am 
Ende wird es leider eine allmähliche Abschaffung sein. Wir 
haben nie behauptet, dass die Sklaverei mit einem Schlag 
beseitigt werden würde; dass sie es sein sollte, werden wir 
immer behaupten".3 Andernfalls, so warnte Garrison 
scharfsinnig, "ist Gradualismus in der Theorie Ewigkeit in 
der Praxis". 


Der Gradualismus untergräbt in der Tat das Ziel selbst, 
indem er einräumt, dass es gegenüber anderen nicht- oder 
antiliberalen Erwägungen an zweiter oder dritter Stelle stehen 
muss. Denn eine Präferenz für den Gradualismus impliziert, 
dass diese anderen Überlegungen wichtiger sind als die 
Freiheit. Nehmen wir also an, der Abolitionist der Sklaverei 
hätte gesagt: "Ich bin für ein Ende der Sklaverei - aber erst 
nach zehn Jahren". Das würde aber bedeuten, dass eine 
Abschaffung in acht oder neun Jahren oder erst recht sofort 
falsch wäre und dass es deshalb besser ist, die Sklaverei noch 
eine Weile fortzusetzen. Dies würde jedoch bedeuten, dass 
Überlegungen zur Gerechtigkeit aufgegeben wurden und dass 
das Ziel selbst von den Abolitionisten (oder Libertären) nicht 
mehr hoch gehalten wird. Tatsächlich würde dies sowohl für 
den Abolitionisten als auch für den Libertären bedeuten, dass 
sie für die Verlängerung von Verbrechen und 
Ungerechtigkeit eintreten. 


Auch wenn es für den Libertären unerlässlich ist, sein 
ultimatives und "extremes" Ideal hochzuhalten, macht ihn das 
im Gegensatz zu Hayek nicht zu einem "Utopisten". Der 
wahre Utopist ist derjenige, der ein System befürwortet, das 
den natürlichen Gesetzen der Menschen und der realen Welt 
widerspricht. Ein utopisches System ist ein System, das selbst 
dann nicht funktionieren könnte, wenn man alle davon 
überzeugen würde, es in die Praxis umzusetzen. Das 
utopische System könnte nicht funktionieren, d.h. es könnte 
sich nicht selbst erhalten. Das utopische Ziel der Linken, der 
Kommunismus - die Abschaffung der Spezialisierung und die 
Einführung der Einheitlichkeit - könnte nicht funktionieren, 
selbst wenn alle bereit wären, es sofort zu übernehmen. Er 
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könnte nicht funktionieren, weil er gegen die Natur des 
Menschen und der Welt selbst verstößt, insbesondere gegen 
die Einzigartigkeit und Individualität jedes Menschen, seiner 
Fähigkeiten und Interessen, und 


3Zitiert in William H. Pease und Jane H. Pease, Hrsg., The Antislavery 
Argument (Indianapolis: Bobbs-Merrill, 1965), S. xxxv. 
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weil es einen drastischen Rückgang der 
Wohlstandsproduktion bedeuten würde, der den größten Teil 
der Menschheit zum schnellen Verhungern und Aussterben 
verurteilen würde. 


Kurz gesagt, der Begriff "utopisch" im Volksmund 
verwechselt zwei Arten von Hindernissen, die einem 
Programm im Weg stehen, das sich radikal vom Status quo 
unterscheidet. Das eine ist, dass es gegen die Natur des 
Menschen und der Welt verstößt und deshalb nicht 
funktionieren kann, wenn es einmal in die Tat umgesetzt 
wurde. Dies ist der Utopismus des Kommunismus. Der 
zweite Grund ist die Schwierigkeit, genügend Menschen 
davon zu überzeugen, dass das Programm angenommen 
werden sollte. Die erste ist eine schlechte Theorie, weil sie 
gegen die Natur des Menschen verstößt; die zweite ist einfach 
ein Problem des menschlichen Willens, genügend Menschen 
von der Richtigkeit der Doktrin zu überzeugen. Der Begriff 
"utopisch" in seinem üblichen pejorativen Sinn gilt nur für 
die erste. Im tiefsten Sinne ist die libertäre Lehre also nicht 
utopisch, sondern eminent realistisch, weil sie die einzige 
Theorie ist, die wirklich mit der Natur des Menschen und der 
Welt übereinstimmt. Der Libertäre leugnet nicht die Vielfalt 
und Verschiedenartigkeit des Menschen, er rühmt sich ihrer 
und versucht, dieser Vielfalt in einer Welt der völligen 
Freiheit vollen Ausdruck zu verleihen. Und damit bewirkt er 
auch eine enorme Steigerung der Produktivität und des 
Lebensstandards aller, ein eminent "praktisches" Ergebnis, 
das von den wahren Utopisten im Allgemeinen als böser 
"Materialismus" verachtet wird. 


Der Libertäre ist auch deshalb äußerst realistisch, weil nur 
er das Wesen des Staates und sein Streben nach Macht 
vollständig versteht. Im Gegensatz dazu ist der scheinbar viel 
realistischere konservative Anhänger der "begrenzten 
Regierung" der wirklich unpraktische Utopist. Dieser 
Konservative wiederholt immer wieder die Litanei, dass die 
Zentralregierung durch eine Verfassung stark eingeschränkt 
werden sollte. Doch während er gegen die Korruption der 
ursprünglichen Verfassung und die Ausweitung der föderalen 
Macht seit 1789 wettert, versäumt es der Konservative, die 
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richtige Lehre aus dieser Degeneration zu ziehen. Die Idee 
eines streng begrenzten Verfassungsstaates war ein hehres 
Experiment, das selbst unter den günstigsten und 
vorteilhaftesten Umständen scheiterte. Wenn es damals 
gescheitert ist, warum sollte ein ähnliches Experiment heute 
besser gelingen? Nein, es ist der konservative Laissez-fairist, 
der Mann, der alle Waffen und alle Entscheidungsgewalt in 
die Hand nimmt. 
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in die Hände der Zentralregierung legt und dann sagt: 
"Begrenzt euch selbst", dann ist er wirklich ein unpraktischer 
Utopist. 


Es gibt noch einen weiteren Grund, warum Libertäre den 
allgemeinen Utopismus der Linken verachten. Die linken 
Utopisten postulieren stets eine drastische Veränderung der 
Natur des Menschen; für die Linken hat der Mensch keine 
Natur. Das Individuum soll durch seine Institutionen 
unendlich formbar sein, und so soll das kommunistische Ideal 
(oder das sozialistische Übergangssystem) den neuen 
kommunistischen Menschen hervorbringen. Der Libertäre 
glaubt, dass jedes Individuum letztlich einen freien Willen 
hat und sich selbst formt; daher ist es töricht, seine Hoffnung 
auf eine einheitliche und drastische Veränderung der 
Menschen zu setzen, die durch die geplante Neue Ordnung 
herbeigeführt wird. Der Libertäre wünscht sich eine 
moralische Verbesserung aller, obwohl seine moralischen 
Ziele kaum mit denen der Sozialisten übereinstimmen. Er 
wäre zum Beispiel überglücklich, wenn jede Lust an der 
Aggression von einem Menschen gegen einen anderen von 
der Bildfläche verschwinden würde. Aber er ist viel zu sehr 
Realist, um auf diese Art von Veränderung zu vertrauen. 
Stattdessen ist das liberale System eines, das sofort viel 
moralischer sein und viel besser funktionieren wird als jedes 
andere, wenn man die bestehenden menschlichen Werte und 
Einstellungen berücksichtigt. Je mehr das Verlangen nach 
Aggression abnimmt, desto besser wird natürlich jedes 
soziale System funktionieren, auch das libertäre, und desto 
weniger wird es beispielsweise notwendig sein, auf die 
Polizei oder die Gerichte zurückzugreifen. Aber das libertäre 
System verlässt sich nicht auf eine solche Veränderung. 


Wenn also der Libertäre für die sofortige Verwirklichung 
der Freiheit und die Abschaffung des Staates eintreten muss, 
und wenn der Gradualismus in der Theorie diesem 
übergeordneten Ziel widerspricht, welche weitere strategische 
Haltung kann ein Libertärer in der heutigen Welt einnehmen? 
Muss er sich notwendigerweise darauf beschränken, für die 
sofortige Abschaffung einzutreten? Sind 
"Übergangsforderungen", Schritte in Richtung Freiheit in der 
Praxis, notwendigerweise illegitim? Nein, denn dies würde in 
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die andere selbstzerstörerische strategische Falle des "linken 
Sektierertums" tappen. Denn während Libertäre zu oft 
Opportunisten waren, die ihr ultimatives Ziel aus den Augen 
verloren oder unterliefen, haben sich einige in die 
entgegengesetzte Richtung geirrt: Sie fürchteten und 
verurteilten jeden Fortschritt in Richtung der Idee als 
notwendigerweise Ausverkauf des Ziels selbst. Die Tragik 
besteht darin, dass diese Sektierer durch die Verurteilung 
aller Fortschritte, die hinter dem Ziel zurückbleiben, dazu 
beitragen, dass das Ziel vergeblich ist und 
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das gehegte Ziel selbst vergeblich. Denn so sehr wir uns alle 
darüber freuen würden, mit einem einzigen Sprung die totale 
Freiheit zu erreichen, so begrenzt sind die realen Aussichten 
für einen solchen gewaltigen Sprung. Wenn der 
gesellschaftliche Wandel nicht immer klein und allmählich 
ist, so vollzieht er sich in der Regel auch nicht in einem 
einzigen Sprung. Durch die Ablehnung von 
Übergangslösungen auf dem Weg zum Ziel machen es diese 
sektiererischen Libertären also unmöglich, dass das Ziel 
selbst jemals erreicht werden kann. So können die Sektierer 
schließlich genauso "liquidatorisch" für das reine Ziel sein 
wie die Opportunisten selbst. 


Manchmal wechselt ein und dieselbe Person 
seltsamerweise von einem dieser gegensätzlichen Irrtümer 
zum anderen, wobei sie in jedem Fall den richtigen 
strategischen Weg verschmäht. So kann der linke 
Sektierer, der verzweifelt ist, nachdem er jahrelang 
vergeblich seine Reinheit beteuert hat, aber in der realen 
Welt nicht vorankommt, in das Dickicht des rechten 
Opportunismus springen, auf der Suche nach einem 
kurzfristigen Fortschritt, selbst auf Kosten seines Endziels. 
Oder der rechte Opportunist, der sich darüber empört, dass 
er oder seine Kollegen ihre intellektuelle Integrität und 
ihre ultimativen Ziele aufs Spiel setzen, springt ins linke 
Sektierertum und lehnt jede strategische Prioritätensetzung 
für diese Ziele ab. Auf diese Weise nähren und verstärken 
sich die beiden gegensätzlichen Abweichungen gegenseitig 
und sind beide destruktiv für die Hauptaufgabe, das libertäre 
Ziel effektiv zu erreichen. 


Wie können wir also wissen, ob eine halbherzige 
Maßnahme oder eine Übergangsforderung als Schritt nach 
vorn begrüßt oder als opportunistischer Verrat verurteilt 
werden sollte? Für die Beantwortung dieser entscheidenden 
Frage gibt es zwei äußerst wichtige Kriterien: 

(1) dass unabhängig von den Übergangsforderungen das 
Endziel der Freiheit immer als das gewünschte Ziel 
hochgehalten wird; und (2) dass keine Schritte oder Mittel 
jemals explizit oder implizit dem Endziel widersprechen. 
Eine kurzfristige Forderung mag nicht so weit gehen, wie wir 
es gerne hätten, aber sie sollte immer mit dem Endziel 
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übereinstimmen; andernfalls wird das kurzfristige Ziel dem 
langfristigen Zweck zuwiderlaufen, und die opportunistische 
Liquidierung des libertären Prinzips wäre erreicht. 


Ein Beispiel für eine solche kontraproduktive und 
opportunistische Strategie kann dem _Steuersystem 
entnommen werden. Der Libertäre hofft auf die Abschaffung 
der Steuern. Das ist für ihn völlig legitim, da es eine 
strategische Maßnahme in diese Richtung ist, 
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sich für eine drastische Senkung oder Abschaffung der 
Einkommensteuer einzusetzen. Aber der Libertäre darf 
niemals eine neue Steuer oder eine Steuererhöhung 
unterstützen. Er darf zum Beispiel nicht für eine starke 
Senkung der Einkommenssteuer eintreten und gleichzeitig 
ihre Ersetzung durch eine Umsatz- oder andere Steuer 
fordern. Die Senkung oder besser noch die Abschaffung einer 
Steuer ist immer eine widerspruchsfreie Verringerung der 
staatlichen Macht und ein bedeutender Schritt in Richtung 
Freiheit; ihre Ersetzung durch eine neue oder erhöhte Steuer 
an anderer Stelle bewirkt jedoch genau das Gegenteil, denn 
sie bedeutet eine neue und zusätzliche Belastung durch den 
Staat an anderer Stelle. Die Auferlegung einer neuen oder 
höheren Steuer widerspricht und untergräbt das eigentliche 
freiheitliche Ziel. 


In ähnlicher Weise stehen wir im Zeitalter permanenter 
Staatsdefizite oft vor dem praktischen Problem: Sollen wir 
einer Steuersenkung zustimmen, auch wenn sie zu einem 
höheren Staatsdefizit führen könnte? Die Konservativen, die 
aus ihrer Sicht einen ausgeglichenen Haushalt einer 
Steuersenkung vorziehen, lehnen ausnahmslos jede 
Steuersenkung ab, die nicht sofort und strikt mit einer 
gleichwertigen oder stärkeren Kürzung der Staatsausgaben 
einhergeht. Da aber die Besteuerung ein illegitimer Akt der 
Aggression ist, untergräbt jedes Versäumnis, eine 
Steuersenkung - irgendeine Steuersenkung - ohne Zögern zu 
begrüßen, das libertäre Ziel und widerspricht ihm. Der 
Zeitpunkt, an dem man sich den Staatsausgaben widersetzen 
sollte, ist dann, wenn der Haushalt erwogen oder 
verabschiedet wird; dann sollte der Libertäre auch drastische 
Ausgabenkürzungen fordern. Kurz gesagt, die Staatstätigkeit 
muss reduziert werden, wann immer es möglich ist: Jede 
Opposition gegen eine bestimmte Steuer- oder 
Ausgabenkürzung ist unzulässig, da sie den libertären 
Prinzipien und dem libertären Ziel widerspricht. 


Eine besonders gefährliche Versuchung für die Ausübung 
des Oppor- tismus ist die Tendenz einiger Libertärer, vor 
allem in der Libertären Partei, "verantwortungsvoll" und 
"realistisch" zu erscheinen, indem sie eine Art 
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"Vierjahresplan" für die Destati- sierung vorlegen. Der 
wichtige Punkt dabei ist nicht die Anzahl der Jahre in diesem 
Plan, sondern die Idee, ein umfassendes und geplantes 
Programm für den Übergang zum Ziel der totalen Freiheit 
aufzustellen. Zum Beispiel, dass im Jahr 1 das Gesetz A 
aufgehoben, das Gesetz B geändert, die Steuer C um 10 
Prozent gesenkt werden soll usw.; im Jahr 2 soll das Gesetz D 
aufgehoben, die Steuer C um weitere 10 Prozent gesenkt 
werden usw. Die 


396 


Eine Strategie für die Freiheit 


Das schwerwiegende Problem eines solchen Plans, der 
gravierende Widerspruch zum libertären Prinzip, besteht 
darin, dass er z.B. stark impliziert, dass das Gesetz D erst im 
zweiten Jahr des geplanten Programms aufgehoben werden 
sollte. Damit würde man massiv in die Falle des theoretischen 
Gradualismus tappen. Die vermeintlich libertären Planer 
wären in eine Position geraten, in der sie sich scheinbar 
jedem schnelleren Tempo in Richtung Freiheit widersetzen, 
als es in ihrem Plan vorgesehen ist. Und in der Tat gibt es 
keinen legitimen Grund für ein langsameres als für ein 
schnelleres Tempo, ganz im Gegenteil. 


Es gibt noch einen weiteren schwerwiegenden Fehler in 
der Idee eines umfassenden geplanten Programms zur 
Freiheit. Denn gerade die Sorgfalt und das überlegte Tempo, 
der allumfassende Charakter des Programms, implizieren, 
dass der Staat nicht wirklich der gemeinsame Feind der 
Menschheit ist, dass es möglich und wünschenswert ist, den 
Staat zu benutzen, um ein geplantes und gemessenes Tempo 
in Richtung Freiheit zu entwickeln. Die Einsicht, dass der 
Staat der Hauptfeind der Menschheit ist, führt andererseits zu 
einer ganz anderen strategischen Sichtweise: nämlich, dass 
Libertäre auf eine Reduzierung der staatlichen Macht oder 
Aktivität an allen Fronten drängen und diese bereitwillig 
akzeptieren sollten. Jede derartige Reduzierung zu jeder Zeit 
sollte ein willkommener Rückgang von Kriminalität und 
Aggression sein. Daher sollte das Anliegen des Libertären 
nicht darin bestehen, den Staat zu benutzen, um einen 
gemessenen Kurs der Destatisierung einzuschlagen, sondern 
vielmehr darin, alle Erscheinungsformen des Etatismus zu 
beseitigen, wann und wo immer er oder sie kann. 


Im Einklang mit dieser Analyse verabschiedete das 
Nationale Komitee der Libertären Partei im Oktober 1977 
eine Strategieerklärung, die Folgendes beinhaltet: 


Wir müssen die Fahne des reinen Prinzips hochhalten und 
dürfen unser Ziel niemals gefährden. Der moralische 
Imperativ der Libertar- 

ianische Prinzip verlangt, dass Tyrannei, Ungerechtigkeit, 
das Fehlen der vollen Freiheit und die Verletzung von 
Rechten nicht länger andauern. 
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Jede Zwischenforderung muss, wie in der Plattform der 
Libertären Partei, als bis zum Erreichen des reinen Ziels 
anhängige und diesem untergeordnete Forderung behandelt 
werden. Daher sollte jede derartige Forderung als 
Hinführung zu unserem Endziel dargestellt werden, nicht 
als Selbstzweck. 


Unsere Grundsätze hochzuhalten bedeutet, den Sumpf des 
selbst auferlegten, obligatorischen Gradualismus 
vollständig zu vermeiden: Wir müssen 
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vermeiden, dass wir im Namen der Gerechtigkeit, der 
Linderung von Leiden oder der Erfüllung von Erwartungen 
auf dem Weg zur Freiheit zögern und zaudern müssen. Die 
Verwirklichung der Freiheit muss unser übergeordnetes 
Ziel sein. 


Wir dürfen uns nicht auf eine bestimmte Reihenfolge der 
Destatisierung festlegen, denn das würde bedeuten, dass 
wir die Fortsetzung des Etatismus und die Verletzung der 
Rechte gutheißen. Da wir niemals in der Lage sein dürfen, 
die Fortsetzung der Tyrannei zu befürworten, sollten wir 
alle Destatisierungsmaßnahmen akzeptieren, wo und wann 
immer wir können. 


Daher darf sich der Libertäre niemals auf irgendeinen 
Vorschlag für "positive" Regierungsmaßnahmen einlassen; 
aus seiner Sicht sollte die Rolle der Regierung nur darin 
bestehen, sich so schnell wie möglich aus allen Bereichen der 
Gesellschaft zurückzuziehen, wenn sie dazu gezwungen 
werden kann. 


Auch sollte es keine Widersprüche in der Rhetorik geben. 
Der Libertäre sollte sich nicht auf eine Rhetorik einlassen, 
geschweige denn auf politische Empfehlungen, die dem 
letztendlichen Ziel zuwiderlaufen würden. Nehmen wir also 
an, ein Libertärer wird gebeten, seine Meinung zu einer 
bestimmten Steuersenkung zu äußern. Auch wenn er sich im 
Moment nicht in der Lage sieht, laut nach der Abschaffung 
von Steuern zu rufen, darf er seine Unterstützung für eine 
Steuersenkung nicht durch prinzipienlose Rhetorik wie 
"Natürlich ist eine gewisse Besteuerung notwendig" usw. 
ergänzen. Mit rhetorischen Ausschmückungen, die die 
Öffentlichkeit verwirren und den Grundsätzen widersprechen 
und sie verletzen, kann man dem eigentlichen Ziel nur 
schaden. 


IST BILDUNG GENUG? 


Alle Libertären, egal welcher Fraktion oder Überzeugung, 
legen großen Wert auf Bildung, um eine immer größere Zahl 
von Menschen davon zu überzeugen, Libertäre zu werden, 
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und zwar hoffentlich sehr engagierte. Das Problem ist jedoch, 
dass die große Mehrheit der Libertären eine sehr vereinfachte 
Auffassung von der Rolle und dem Umfang einer solchen 
Bildung hat. Kurz gesagt, sie versuchen nicht einmal, die 
Frage zu beantworten: Was kommt nach der Bildung? Was 
dann? Was geschieht, nachdem eine bestimmte Anzahl von 
Menschen überzeugt wurde? Und 
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Wie viele müssen überzeugt werden, um die nächste Stufe zu erreichen? 
Alle? Eine Mehrheit? Viele Menschen? 


Die implizite Ansicht vieler Libertärer ist, dass nur 
Bildung erforderlich ist, weil jeder Mensch mit gleicher 
Wahrscheinlichkeit bekehrt werden kann. Jeder kann bekehrt 
werden. Logisch gesehen ist das natürlich richtig, aber 
soziologisch gesehen ist das eine sehr schwache Strategie. 
Gerade Libertäre sollten erkennen, dass der Staat ein 
parasitärer Feind der Gesellschaft ist und dass der Staat eine 
Elite von Herrschern hervorbringt, die den Rest von uns 
beherrschen und ihr Einkommen durch Zwang abschöpfen. 
Die herrschenden Gruppen von ihrer eigenen Ungerechtigkeit 
zu überzeugen, ist zwar logisch möglich (und in dem einen 
oder anderen Fall vielleicht sogar machbar), in der Praxis 
aber fast unmöglich. Wie groß ist zum Beispiel die Chance, 
die Führungskräfte von General Dynamics oder Lockheed 
davon zu überzeugen, dass sie keine staatlichen 
Zuwendungen annehmen sollten? Wie groß ist die 
Wahrscheinlichkeit, dass der Präsident der Vereinigten 
Staaten dieses Buch oder irgendein anderes Stück libertärer 
Literatur liest und dann ausruft: "Sie haben Recht. Ich habe 
mich geirrt. Ich trete zurück."? Die Chancen, diejenigen zu 
bekehren, die durch die Ausbeutung des Staates fett werden, 
sind, gelinde gesagt, verschwindend gering. Unsere Hoffnung 
ist es, die Masse der Menschen zu bekehren, die Opfer der 
staatlichen Macht sind, nicht diejenigen, die davon 
profitieren. 


Aber wenn wir das sagen, dann sagen wir auch, dass 
hinter dem Problem der Bildung das Problem der Macht 
steht. Nachdem sich eine gewisse Anzahl von Menschen 
bekehrt hat, wird die zusätzliche Aufgabe darin bestehen, 
Mittel und Wege zu finden, um die staatliche Macht aus 
unserer Gesellschaft zu entfernen. Da der Staat sich nicht von 
selbst aus der Macht bekehren wird, müssen andere Mittel als 
die Erziehung, Druckmittel, eingesetzt werden. Welches 
Mittel oder welche Kombination von Mitteln - ob durch 
Wahlen, alternative, vom Staat unangetastete Institutionen 
oder massive Verweigerung der Zusammenarbeit mit dem 
Staat -, hängt von den jeweiligen Gegebenheiten ab und 
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davon, was sich als wirksam oder unwirksam erweisen wird. 
Im Gegensatz zu den theoretischen und prinzipiellen Fragen 


sind die konkreten Taktiken - solange sie mit den 
Grundsätzen und dem Endziel einer rein freien Gesellschaft 
vereinbar sind - eine Frage des Pragmatismus, des 


Urteilsvermögens und der ungenauen "Kunst" des Taktikers. 
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WELCHE GRUPPEN? 


Aber Bildung ist das aktuelle strategische Problem für die 
absehbare und unbestimmte Zukunft. Eine wichtige 
strategische Frage ist, wer: Wenn wir nicht darauf hoffen 
können, unsere Herrscher in nennenswerter Zahl zu bekehren, 
wer sind dann die wahrscheinlichsten Kandidaten für eine 
Bekehrung? welche sozialen, beruflichen, wirtschaftlichen 
oder ethnischen Klassen? 


Die Konservativen haben ihre zentralen Hoffnungen oft in 
Großunternehmer gesetzt. Diese Sichtweise des Großkapitals 
kam am deutlichsten in Ayn Rands Diktum zum Ausdruck: 
"Das Großkapital ist Amerikas am meisten verfolgte 
Minderheit." Verfolgt? Von einigen rühmlichen Ausnahmen 
abgesehen, drängeln sich die Großunternehmen eifrig 
gegenseitig, um sich am öffentlichen Trog anzustellen. 
Fühlen sich Lockheed, General Dynamics, AT&T oder 
Nelson Rockefeller verfolgt? 


Die Unterstützung der Großunternehmen für den 
Wohlfahrts- und Kriegsführungsstaat ist so eklatant und 
weitreichend, und zwar auf allen Ebenen, von der lokalen bis 
zur Bundesebene, dass sogar viele Konservative dies, 
zumindest bis zu einem gewissen Grad, zugeben mussten. 
Wie erklärt sich dann eine solch glühende Unterstützung 
durch "Amerikas meistverfolgte Minderheit"? Der einzige 
Ausweg für die Konservativen ist die Annahme, dass (a) 
diese Geschäftsleute dumm sind und ihre eigenen 
wirtschaftlichen Interessen nicht verstehen, und/oder (b) dass 
sie von linksliberalen Intellektuellen einer Gehirnwäsche 
unterzogen wurden, die ihre Seelen mit Schuldgefühlen und 
fehlgeleitetem Altruismus vergiftet haben. Keine dieser 
Erklärungen ist jedoch stichhaltig, wie ein Blick auf AT&T 
oder Lockheed deutlich zeigt. Großunternehmer neigen dazu, 
Bewunderer des Etatismus zu sein, "Unternehmensliberale" 
zu sein, nicht weil ihre Seelen von Intellektuellen vergiftet 
wurden, sondern weil ihnen dadurch etwas Gutes widerfahren 
ist. Seit der Beschleunigung des Etatismus um die 
Jahrhundertwende nutzen die Großunternehmer die große 
Macht der staatlichen Konzessionen, Subventionen und 
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Kartellbildung, um sich auf Kosten der übrigen Gesellschaft 
Privilegien zu verschaffen. Es ist nicht allzu weit hergeholt, 
anzunehmen, dass Nelson Rockefeller weit mehr von 
Eigeninteresse als von schwammigem Altruismus_ geleitet 
wird. So wird beispielsweise selbst von Liberalen allgemein 
zugegeben, dass das riesige Netz staatlicher 
Regulierungsbehörden dazu benutzt wird, jede Branche im 
Namen der großen Unternehmen zu kartellieren und auf 
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auf Kosten der Allgemeinheit. Aber um ihre New-Deal- 
Weltanschauung zu retten, müssen sich die Liberalen mit 
dem Gedanken trösten, dass diese Agenturen und ähnliche 
"Reformen", die während der progressiven, Wilson- oder 
Roosevelt-Ära erlassen wurden, in gutem Glauben und mit 
dem "öffentlichen Wohl" im Blick eingeführt wurden. Die 
Idee und die Entstehung der Agenturen und anderer liberaler 
Reformen waren also "gut"; nur in der Praxis rutschten die 
Agenturen irgendwie in die Sünde und in die Unterwerfung 
unter private, unternehmerische Interessen ab. Kolko, 
Weinstein, Domhoff und andere revisionistische Historiker 
haben jedoch klar und deutlich gezeigt, dass dies ein Stück 
liberaler Mythologie ist. In Wirklichkeit wurden alle diese 
Reformen, sowohl auf nationaler als auch auf lokaler Ebene, 
von diesen privilegierten Gruppen selbst konzipiert, verfasst 
und vorangetrieben. Die Arbeit dieser Historiker zeigt 
eindeutig, dass es kein Goldenes Zeitalter der Reformen gab, 
bevor sich die Sünde einschlich; die Sünde war von Anfang 
an da, vom Moment der Empfängnis an. Die liberalen 
Reformen des progressiven New-Deal-Wohlfahrtsstaates 
sollten das schaffen, was sie in der Tat geschaffen haben: eine 
Welt des zentralisierten Statismus, der "Partnerschaft" 
zwischen Regierung und Industrie, eine Welt, die darin 
besteht, Unternehmen und anderen begünstigten Gruppen 
Subventionen und Monopolprivilegien zu gewähren. 


Die Erwartung, dass die Rockefellers oder die Legion 
anderer begünstigter Großunternehmer zu einer libertären 
oder gar laissez-faire-Sichtweise konvertieren, ist eine 
vergebliche und leere Hoffnung. Das soll aber nicht heißen, 
dass alle Großunternehmer oder Geschäftsleute im 
Allgemeinen abgeschrieben werden müssen. Im Gegensatz zu 
den Marxisten bilden nicht alle Unternehmer, nicht einmal 
die Großunternehmer, eine homogene Wirtschaftsklasse mit 
identischen Klasseninteressen. Im Gegenteil, wenn das CAB 
einigen großen Fluggesellschaften Monopolprivilegien 
einräumt oder wenn die FCC AT&T ein Monopol einräumt, 
gibt es zahlreiche andere Unternehmen und Geschäftsleute, 
kleine und große, die geschädigt und von den Privilegien 
ausgeschlossen werden. Die Verleihung eines 
Kommunikationsmonopols an AT&T durch die FCC hat 
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beispielsweise lange Zeit dafür gesorgt, dass die inzwischen 
rasch wachsende Datenkommunikationsbranche in den 
Kinderschuhen steckte; erst die Entscheidung der FCC, den 
Wettbewerb zuzulassen, hat der Branche ein sprunghaftes 
Wachstum ermöglicht. Privilegien bedeuten Ausschluss, 
daher wird es immer eine Reihe von Unternehmen und 
Geschäftsleuten geben, große und 
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kleine Unternehmen, die ein handfestes wirtschaftliches 
Interesse an der Beendigung der staatlichen Kontrolle über 
ihre Branche haben werden. Es gibt also eine Vielzahl von 
Geschäftsleuten, vor allem solche, die dem privilegierten 
"östlichen Establishment" fernstehen und potenziell für 
marktwirtschaftliche und libertäre Ideen empfänglich sind. 


Von welchen Gruppen könnten wir also erwarten, dass sie 
für libertäre Ideen besonders empfänglich sind? Wo ist, wie 
die Marxisten es ausdrücken würden, die von uns 
vorgeschlagene "Agentur für sozialen Wandel"? Dies ist 
natürlich eine wichtige strategische Frage für Libertäre, da sie 
uns Hinweise darauf gibt, wohin wir unsere 
Bildungsanstrengungen richten sollten. 


Die Jugend auf dem Campus ist eine Gruppe, die in der 
aufstrebenden libertären Bewegung eine wichtige Rolle 
spielt. Das ist nicht verwunderlich: Das Studium ist die Zeit, 
in der die Menschen am offensten sind, um nachzudenken 
und über grundlegende Fragen unserer Gesellschaft 
nachzudenken. Als Jugendliche, die sich für Konsequenz und 
ungeschminkte Wahrheit begeistern, als Studenten, die an 
eine Welt der Gelehrsamkeit und abstrakten Ideen gewöhnt 
sind und noch nicht mit der Fürsorge und der oft 
eingeschränkten Sichtweise einer Erwachsenenbeschäftigung 
belastet sind, bieten diese Jugendlichen ein fruchtbares Feld 
für eine libertäre Bekehrung. Wir können für die Zukunft ein 
weitaus größeres Wachstum des Libertarismus an den 
Universitäten der Nation erwarten, ein Wachstum, das bereits 
jetzt durch eine wachsende Zahl junger Wissenschaftler, 
Professoren und Studenten erreicht wird. 


Jugendliche im Allgemeinen sollten auch von der 
libertären Position zu Themen angezogen werden, die ihren 
Anliegen oft am nächsten kommen: insbesondere unsere 
Forderung nach der vollständigen Abschaffung der 
Wehrpflicht, der Beendigung des Kalten Krieges, 
bürgerlichen Freiheiten für alle und der Legalisierung von 
Drogen und anderen Verbrechen ohne Opfer. 


Auch die Medien haben sich als reiche Quelle des 
Interesses an dem neuen libertären Glaubensbekenntnis 
erwiesen. Nicht nur wegen seines Werbewertes, sondern weil 
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die Konsequenz des Libertarismus eine Gruppe von 
Menschen anzieht, die am aufmerksamsten für neue soziale 
und politische Trends sind und die, obwohl sie ursprünglich 
Liberale waren, am aufmerksamsten für die zunehmenden 
Misserfolge und Zusammenbrüche des Establishment- 
Liberalismus sind. Medienleute finden im Allgemeinen, dass 
sie nicht von einer feindseligen konservativen Bewegung 
angezogen werden können, die sie automatisch als Linke 
abtut und die unangenehme 
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Positionen zur Außenpolitik und zu den bürgerlichen 
Freiheiten. Aber dieselben Medienleute können einer 
liberalen Bewegung gegenüber positiv eingestellt sein und 
sind es auch, wenn sie mit ihren Instinkten in Bezug auf 
Frieden und persönliche Freiheit voll und ganz 
übereinstimmen und dann ihre Opposition gegen die große 
Regierung in diesen Bereichen mit staatlichen Eingriffen in 
die Wirtschaft und in Eigentumsrechte verbinden. Immer 
mehr Medienleute stellen diese neuen und aufschlussreichen 
Verbindungen her, und sie sind natürlich äußerst wichtig für 
ihren Einfluss und ihre Hebelwirkung auf die übrige 
Öffentlichkeit. 


Was ist mit dem "mittleren Amerika" - der riesigen 
Mittelschicht und der Arbeiterklasse, die den Großteil der 
amerikanischen Bevölkerung ausmachen und die oft im 
Gegensatz zu den Jugendlichen auf dem Campus stehen? 
Haben wir irgendeine Anziehungskraft für sie? 
Logischerweise sollte unsere Anziehungskraft auf 
Mittelamerika sogar noch größer sein. Wir wenden uns direkt 
an die verschärfte und chronische Unzufriedenheit, die die 
Masse der amerikanischen Bevölkerung plagt: steigende 
Steuern, Inflation, städtische Überlastung, Kriminalität, 
Wohlfahrtsskandale.. Nur Libertäre haben konkrete und 
konsequente Lösungen für diese drängenden Übel: Lösungen, 
die darauf abzielen, sie in all diesen Bereichen von der 
Regierung loszulösen und sie dem privaten und freiwilligen 
Handeln zu überlassen. Wir können zeigen, dass die 
Regierung und der Statismus für diese Übel verantwortlich 
sind und dass die Abschaffung der Zwangsregierungen uns 
Abhilfe verschaffen wird. 


Den Kleinunternehmern können wir eine wirklich freie 
Welt versprechen, die frei ist von Monopolprivilegien, 
Kartellen und vom Staat und dem Establishment 
geschaffenen Subventionen. Und ihnen und den 
Großunternehmern außerhalb des Monopolbetriebs können 
wir eine Welt versprechen, in der ihre individuellen Talente 
und Energien endlich vollen Raum zur Entfaltung haben und 
ihnen und uns allen verbesserte Technologien und eine 
höhere Produktivität bieten. Den verschiedenen ethnischen 
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Gruppen und Minderheiten können wir zeigen, dass es nur in 
der Freiheit die volle Freiheit für jede Gruppe gibt, ihre 
Anliegen zu pflegen und ihre eigenen Institutionen zu 
betreiben, ungehindert und ungezwungen von der 
Mehrheitsherrschaft. 


Kurz gesagt, die potentielle Anziehungskraft des 
Libertarismus ist eine klassenübergreifende Anziehungskraft; 
es ist eine Anziehungskraft, die über Rasse, Beruf, 
Wirtschaftsklasse und Generationen hinweg geht; alle 
Menschen, die nicht direkt zur herrschenden Elite gehören, 
sind potentiell empfänglich für unsere 
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Botschaft. Jede Person oder Gruppe, die ihre Freiheit oder ihr 
Wohlergehen schätzt, ist ein potenzieller Anhänger des 
libertären Glaubensbekenntnisses. 


Die Freiheit hat also das Potenzial, alle Gruppen des 
öffentlichen Spektrums anzusprechen. Es ist jedoch eine 
Tatsache, dass die meisten Menschen kein Interesse an 
öffentlichen Angelegenheiten entwickeln, wenn die Dinge 
reibungslos laufen. Damit ein radikaler sozialer Wandel - ein 
Wechsel zu einem anderen Gesellschaftssystem - stattfinden 
kann, muss es eine so genannte "Krisensituation" geben. Kurz 
gesagt, es muss einen Zusammenbruch des bestehenden 
Systems geben, der eine allgemeine Suche nach alternativen 
Lösungen hervorruft. Wenn eine solche weit verbreitete 
Suche nach gesellschaftlichen Alternativen stattfindet, dann 
müssen Aktivisten einer abweichenden Bewegung zur 
Verfügung stehen, um diese radikale Alternative anzubieten, 
die Krise auf die inhärenten Mängel des Systems selbst zu 
beziehen und aufzuzeigen, wie das alternative System die 
bestehende Krise lösen und ähnliche Zusammenbrüche in der 
Zukunft verhindern würde. Hoffentlich hätten die Dissidenten 
auch eine Erfolgsbilanz bei der Vorhersage und Warnung vor 
der jetzigen Krise vorzuweisen.* 


Darüber hinaus ist eines der Merkmale von 
Krisensituationen, dass selbst die herrschenden Eliten 
beginnen, ihre Unterstützung für das System zu schwächen. 
Aufgrund der Krise beginnt sogar ein Teil des Staates, seinen 
Elan und seinen Enthusiasmus für die Herrschaft zu verlieren. 
Kurz gesagt, Teile des Staates verlieren die Nerven. In 
solchen Situationen des Zusammenbruchs können sogar 
Mitglieder der herrschenden Elite zu einem alternativen 
System überlaufen oder zumindest ihre Begeisterung für das 
bestehende System verlieren. 


So betont der Historiker Lawrence Stone als 
Voraussetzung für einen radikalen Wandel, dass der Wille 
der herrschenden Elite schwindet. "Die Elite kann ihr 
manipulatives Geschick, ihre militärische Überlegenheit, ihr 
Selbstvertrauen oder ihren Zusammenhalt verlieren; sie kann 


4S0 schreibt Fritz Redlich, 
4ll 


..... oft muss der Boden [für den Siegeszug einer Idee] durch 
Ereignisse vorbereitet worden sein. Man kann sich daran 
erinnern, wie schwierig es war, die Idee einer 
amerikanischen Zentralbank vor der Krise von 1907 zu 
verbreiten, und wie relativ einfach es danach war. 
Fritz Redlich, "Ideen: Ihre Wanderung im Raum und ihre Weitergabe 
im Laufe der Zeit", Kyklos (1953): 306. 
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von der Nicht-Elite entfremdet oder von einer Finanzkrise 


überwältigt; sie kann inkompetent, schwach oder brutal sein. 
n5 


WARUM DIE FREIHEIT GEWINNEN WIRD 


Nachdem wir das libertäre Glaubensbekenntnis und seine 
Anwendung auf wichtige aktuelle Probleme dargelegt und 
skizziert haben, welche Gruppen in der Gesellschaft dieses 
Glaubensbekenntnis zu welchem Zeitpunkt voraussichtlich 
anziehen wird, müssen wir nun die Zukunftsaussichten der 
Freiheit beurteilen. Insbesondere müssen wir die feste und 
wachsende Überzeugung des vorliegenden Autors 
untersuchen, dass der Libertarismus nicht nur langfristig 
triumphieren wird, sondern auch, dass er in bemerkenswert 
kurzer Zeit siegreich sein wird. Denn ich bin davon 
überzeugt, dass die dunkle Nacht der Tyrannei zu Ende geht 
und dass eine neue Morgendämmerung der Freiheit 
bevorsteht. 


Viele Libertäre sind sehr pessimistischh was die 
Aussichten für die Freiheit angeht. Und wenn wir uns das 
Wachstum des Etatismus im zwanzigsten Jahrhundert und 
den Niedergang des klassischen Liberalismus vor Augen 
führen, den wir im einleitenden Kapitel angedeutet haben, ist 
es leicht, einer pessimistischen Prognose zum Opfer zu fallen. 
Dieser Pessimismus kann sich noch verstärken, wenn wir die 
Geschichte der Menschheit betrachten und die schwarze 
Bilanz von Despotismus, Tyrannei und Ausbeutung in einer 
Zivilisation nach der anderen sehen. Man könnte meinen, 
dass der klassisch-liberale Aufschwung des siebzehnten 
Jahrhunderts 


SLawrence Stone, The Causes of the English Revolution, 1529-1642 (New 
York: Harper and Row, 1972), S. 9. Ähnlich ist Lenins Analyse der 
Merkmale einer "revolutionären Situation": 


... wenn es in der einen oder anderen Form eine Krise der 
"oberen Klassen" gibt, eine Krise der Politik der 
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herrschenden Klasse, die zu einem Riss führt, durch den die 
Unzufriedenheit und Empörung der unterdrückten Klassen 
hervorbrechen. Für eine Revolution reicht es in der Regel 
nicht aus, dass "die unteren Klassen nicht wollen", dass sie in 
der alten Weise leben; es ist auch notwendig, dass "die 
oberen Klassen nicht in der Lage sind", in der alten Weise zu 
leben. 


W.I. Lenin, "Der Zusammenbruch der Zweiten Internationale" (Juni 1915), in 
Gesammelte Werke (Moskau: Progress Publishers, 1964), Bd. 21, S. 213-14. 
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Jahrhundert im Westen als ein atypischer Glanzpunkt in den 
düsteren Annalen der Vergangenheit und der Zukunft 
erweisen würde. Doch damit würde man dem Irrtum erliegen, 
den die Marxisten als "Impressionismus" bezeichnen: eine 
oberflächliche Konzentration auf die historischen Ereignisse 
selbst ohne eine tiefere Analyse der kausalen Gesetze und 
Tendenzen, die am Werk sind. 


Die Argumente für den libertären Optimismus können in 
einer Reihe von so genannten konzentrischen Kreisen 
dargelegt werden, die mit den weitreichendsten und 
langfristigsten Überlegungen beginnen und sich bis zum 
schärfsten Fokus auf kurzfristige Trends bewegen. Im 
weitesten und langfristigsten Sinne wird der Libertarismus 
letztendlich siegen, weil er und nur er mit der Natur des 
Menschen und der Welt vereinbar ist. Nur die Freiheit kann 
den Wohlstand, die Erfüllung und das Glück des Menschen 
erreichen. Kurz gesagt, der Libertarismus wird siegen, weil er 
wahr ist, weil er die richtige Politik für die Menschheit ist, 
und die Wahrheit wird schließlich siegen. 


Aber solche langfristigen Überlegungen können in der Tat 
sehr lang sein, und viele Jahrhunderte darauf zu warten, dass 
sich die Wahrheit durchsetzt, mag für diejenigen von uns, die 
in einem bestimmten Moment der Geschichte leben, ein 
schwacher Trost sein. Glücklicherweise gibt es einen 
kurzfristigen Grund zur Hoffnung, insbesondere einen, der es 
uns erlaubt, die düstere Bilanz der Geschichte vor dem 18. 
Jahrhundert als nicht mehr relevant für die 
Zukunftsaussichten der Freiheit abzutun. 


Wir behaupten hier, dass die Geschichte einen großen 
Sprung, eine Wende vollzog, als die klassisch-liberalen 
Revolutionen uns in die Industrielle Revolution des 18. und 
19. Jahrhunderts katapultierten.® Denn in der vorindustriellen 
Welt, der Welt der alten Ordnung und der bäuerlichen 
Wirtschaft, gab es keinen Grund, warum die Herrschaft des 
Despotismus nicht unbegrenzt fortbestehen konnte, viele 
Jahrhunderte lang. Die Bauern bauten die Nahrungsmittel an, 
und die Könige, Adligen und Feudalherren zogen den Bauern 
alle Überschüsse ab, die über das hinausgingen, was nötig 
war, um sie alle am Leben und am Arbeiten zu erhalten. So 
brutal, ausbeuterisch und trostlos die Agrarwirtschaft auch 

415 


war 


6 Für eine ausführlichere historische Analyse siehe Murray N. Rothbard, 
"Left and Right: The Prospects for Liberty", in Egalitarianism as a Revolt 
Against Nature, and Other Essays (Washington, D.C.: Libertarian Review 
Press, 1974), S. 14-33. 
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Despotismus war, konnte er aus zwei Gründen überleben: (1) 
die Wirtschaft konnte leicht aufrechterhalten werden, wenn 
auch auf untergeordnetem Niveau; und (2) weil die Massen 
nichts Besseres kannten, nie ein besseres System erlebt hatten 
und daher dazu gebracht werden konnten, weiterhin als 
Lasttiere für ihre Herren zu dienen. 


Aber die industrielle Revolution war ein großer Sprung in 
der Geschichte, weil sie Bedingungen und Erwartungen 
schuf, die unumkehrbar waren. Zum ersten Mal in der 
Weltgeschichte schuf die Industrielle Revolution eine 
Gesellschaft, in der der Lebensstandard der Massen von der 
Subsistenz auf nie dagewesene Höhen anstieg. Die 
Bevölkerung des Westens, die zuvor stagniert hatte, wuchs 
nun, um die stark gestiegenen Möglichkeiten für Arbeit und 
ein gutes Leben zu nutzen. 


Die Uhr kann nicht in ein vorindustrielles Zeitalter 
zurückgedreht werden. Nicht nur, dass die Massen eine solch 
drastische Umkehrung ihrer Erwartungen an einen steigenden 
Lebensstandard nicht zulassen würden, die Rückkehr zu einer 
agrarischen Welt würde auch den Hunger und den Tod des 
größten Teils der heutigen Bevölkerung bedeuten. Wir 
stecken im Industriezeitalter fest, ob wir es wollen oder nicht. 


Aber wenn das stimmt, dann ist die Sache der Freiheit 
gesichert. Denn die Wirtschaftswissenschaft hat gezeigt, wie 
wir in diesem Buch teilweise dargelegt haben, dass nur die 
Freiheit und ein freier Markt eine industrielle Wirtschaft 
betreiben können. Kurz gesagt, während eine freie Wirtschaft 
und eine freie Gesellschaft in einer vorindustriellen Welt 
wünschenswert und gerecht wären, sind sie in einer 
industriellen Welt auch eine lebenswichtige Notwendigkeit. 
Denn wie Ludwig von Mises und andere Ökonomen gezeigt 
haben, funktioniert in einer industriellen Wirtschaft der 
Statismus einfach nicht. Bei einem universellen Bekenntnis 
zu einer industriellen Welt wird es daher irgendwann klar 
werden - und dieses "irgendwann" kommt viel früher als das 
einfache Auftauchen der Wahrheit - dass die Welt Freiheit 
und den freien Markt als Voraussetzung für das Überleben 
und Gedeihen der Industrie annehmen muss. Es war diese 
Einsicht, die Herbert Spencer und andere Libertäre des 
neunzehnten Jahrhunderts in ihrer Unterscheidung zwischen 
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der "militärischen" und der "industriellen" Gesellschaft, 
zwischen einer Gesellschaft des "Status" und einer 
Gesellschaft des "Vertrags" verfolgten. Im zwanzigsten 
Jahrhundert wies Mises nach, dass (a) alle staatlichen 
Eingriffe den Markt verzerren und verkrüppeln und, wenn sie 
nicht rückgängig gemacht werden, zum Sozialismus führen; 
und (b) dass der Sozialismus eine Katastrophe ist, weil er 
keine industrielle Gesellschaft planen kann. 
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Wirtschaft wegen fehlender Gewinn- und Verlustanreize und 
wegen des Fehlens eines echten Preissystems oder von 
Eigentumsrechten an Kapital, Land und anderen 
Produktionsmitteln. Kurzum, wie Mises vorausgesagt hat, 
können weder der Sozialismus noch die verschiedenen 
Zwischenformen des Etatismus und Interventionismus 
funktionieren. Bei einer allgemeinen Umstellung auf eine 
industrielle Wirtschaft müssten diese Formen des Statismus 
verworfen und durch Freiheit und freie Märkte ersetzt 
werden. 


Nun war dies ein viel kürzerer Weg, als einfach auf die 
Wahrheit zu warten, aber den klassischen Liberalen um die 
Jahrhundertwende - den Sumners, Spencers und Paretos - 
erschien es wie ein unerträglich langer Weg. Und man kann 
es ihnen nicht verübeln, denn sie waren Zeugen des 
Niedergangs des klassischen Liberalismus und der Geburt der 
neuen despotischen Formen, die sie so vehement und 
beharrlich bekämpften. Sie waren leider bei der Schöpfung 
anwesend. Die Welt wird, wenn nicht Jahrhunderte, so doch 
zumindest Jahrzehnte warten müssen, bis sich der 
Sozialismus und der korporative Statismus als völliger 
Fehlschlag erweisen. 


Aber die lange Frist ist jetzt da. Wir brauchen die 
ruinösen Auswirkungen des Etatismus nicht zu prophezeien; 
sie sind allgegenwärtig. Lord Keynes spottete einst über die 
Kritik von Marktwirtschaftlern, dass seine Inflationspolitik 
auf lange Sicht ruinös sei; in seiner berühmten Antwort 
scherzte er, dass "auf lange Sicht wir alle tot sind". Aber jetzt 
ist Keynes tot, und wir sind lebendig, wir leben in seiner 
langen Frist. Die staatstragenden Hühner sind nach Hause 
gekommen, um zu brüten. 


Zu Beginn des zwanzigsten Jahrhunderts und in den 
Jahrzehnten danach waren die Dinge nicht annähernd so 
klar. Staatliche Eingriffe in ihren verschiedenen Formen 
versuchten, eine industrielle Wirtschaft zu erhalten und 
sogar zu erweitern, während sie genau die Erfordernisse 
der Freiheit und des freien Marktes, die auf lange Sicht für 
ihr Überleben notwendig sind, zunichte machten. Ein 
halbes Jahrhundert lang konnten die staatlichen Eingriffe 
durch Planung, Kontrollen, hohe und lähmende Steuern 
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und Papiergeldinflation ihr Unwesen treiben, ohne klare 
und offensichtliche Krisen und Verwerfungen zu 
verursachen. Denn die marktwirtschaftliche 
Industrialisierung des neunzehnten Jahrhunderts hatte in 
der Wirtschaft ein riesiges "Fettpolster" gegen solche 
Verwerfungen geschaffen. Die Regierung konnte dem 
System Steuern, Beschränkungen und Inflation auferlegen, 
ohne schnelle und offensichtlich schlechte Auswirkungen 
zu ernten. 
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Aber jetzt ist der Etatismus so weit fortgeschritten und so 
lange an der Macht, dass das Polster dünn geworden ist; wie 
Mises bereits in den 1940er Jahren feststellte, ist der 
"Reservefonds", der durch das Laissez-faire geschaffen wurde, 
"erschöpft". Was auch immer die Regierung jetzt tut, hat eine 
sofortige negative Rückkopplung zur Folge - Auswirkungen, 
die für alle offensichtlich sind, selbst für viele der eifrigsten 
Verfechter des Etatismus. 


In den kommunistischen Ländern Osteuropas haben die 
Kommunisten selbst zunehmend erkannt, dass die 
sozialistische Zentralplanung für eine industrielle Wirtschaft 
einfach nicht funktioniert. Deshalb hat man sich in den 
letzten Jahren, insbesondere in Jugoslawien, rasch von der 
zentralen Planung entfernt und sich auf freie Märkte verlegt. 
Auch in der westlichen Welt befindet sich der 
Staatskapitalismus überall in der Krise, denn es wird deutlich, 
dass dem Staat das Geld ausgegangen ist: Steuererhöhungen 
werden die Industrie und die Anreize irreparabel lähmen, 
während die vermehrte Schaffung neuen Geldes zu einer 
katastrophalen Inflation führen wird. Und so hören wir von 
den einstmals glühendsten Verfechtern des Staates immer 
öfter von der "Notwendigkeit, die Erwartungen an den Staat 
zu senken". In Westdeutschland hat die sozialdemokratische 
Partei den Ruf nach Sozialismus längst aufgegeben. In 
Großbritannien, das unter einer steuerlich verkrüppelten 
Wirtschaft und einer verschärften Inflation leidet - was selbst 
die Briten als "englische Krankheit" bezeichnen -, ist die 
Tory-Partei, die jahrelang in den Händen engagierter Statisten 
war, nun von einer marktwirtschaftlich orientierten Fraktion 
übernommen worden, während selbst die Labor-Partei vor 
dem geplanten Chaos eines galoppierenden Statismus 
zurückschreckt. 


Aber gerade in den Vereinigten Staaten können wir 
besonders optimistisch sein, denn hier können wir den Kreis 
des Optimismus auf eine kurzfristige Dimension eingrenzen. 
In der Tat können wir mit Zuversicht sagen, dass die 
Vereinigten Staaten jetzt in eine permanente Krisensituation 
eingetreten sind, und wir können sogar die Entstehungsjahre 
dieser Krise genau bestimmen: 1973-1975. Zum Glück für 
die Sache der Freiheit ist nicht nur eine Krise des Etatismus 
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in den Vereinigten Staaten eingetreten, sondern sie hat 
glücklicherweise die gesamte Gesellschaft in vielen 
verschiedenen Lebensbereichen etwa zur gleichen Zeit 
erfasst. Diese Einbrüche des Statismus hatten also einen 
synergetischen Effekt und verstärkten sich gegenseitig in 
ihrer kumulativen Wirkung. Und sie haben nicht nur 
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Es handelt sich um Krisen des Staates, aber sie werden von 
allen als durch den Staat verursacht wahrgenommen und 
nicht durch den freien Markt, die öffentliche Gier oder was 
auch immer. Und schließlich können diese Krisen nur 
dadurch gemildert werden, dass die Regierung aus dem Spiel 
genommen wird. Alles, was wir brauchen, sind Liberale, die 
uns den Weg weisen. 


Gehen wir kurz diese Bereiche der Systemkrise durch und 
sehen wir uns an, wie viele von ihnen in den Jahren 1973- 
1975 und in den Jahren danach ineinander übergingen. Vom 
Herbst 1973 bis 1975 erlebten die Vereinigten Staaten eine 
inflationäre Depression, nach 40 Jahren angeblicher 
keynesianischer Feinabstimmung, die beide Probleme für alle 
Zeiten beseitigen sollte. In dieser Zeit erreichte auch die 
Inflation beängstigende zweistellige Werte. 


Außerdem erlebte New York City 1975 seine erste große 
Schuldenkrise, eine Krise, die zu einem teilweisen 
Zahlungsausfall führte. Die gefürchtete Bezeichnung 
"Zahlungsausfall" wurde allerdings vermieden; der faktische 
Bankrott wurde stattdessen als "Streckung" bezeichnet 
(wodurch kurzfristige Gläubiger gezwungen wurden, 
langfristige Anleihen der Stadt New York zu akzeptieren). 
Diese Krise ist nur die erste von vielen Ausfällen von Staats- 
und Kommunalanleihen im ganzen Land. Denn die 
Regierungen der Bundesstaaten und Kommunen werden 
zunehmend in unangenehme "Krisen"-Entscheidungen 
gezwungen: zwischen radikalen Ausgabenkürzungen, 
höheren Steuern, die Unternehmen und Bürger der 
Mittelschicht aus der Region vertreiben, und der 
Nichtzahlung von Schulden. 


Seit Anfang der 1970er Jahre wird auch immer deutlicher, 
dass hohe Steuern auf Einkommen, Ersparnisse und 
Investitionen die Wirtschaftstätigkeit und Produktivität 
lähmen. Buchhalter beginnen erst jetzt zu erkennen, dass 
diese Steuern, vor allem in Verbindung mit inflationären 
Verzerrungen der Geschäftskalkulationen, zu einer 
zunehmenden Kapitalknappheit geführt haben und die 
unmittelbare Gefahr besteht, dass Amerikas lebenswichtiger 
Kapitalstock aufgezehrt wird, ohne dass dies überhaupt 
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bemerkt wird. 


Im ganzen Land kommt es zu Steuerrevolten, die sich 
gegen hohe Vermögens-, Einkommens- und Umsatzsteuern 
richten. Und man kann mit Sicherheit sagen, dass jede 
weitere Steuererhöhung für Politiker auf allen Ebenen der 
Regierung politischer Selbstmord wäre. 


Das System der sozialen Sicherheit, das in der 
amerikanischen Meinung einst so heilig war, dass es 
buchstäblich über jede Kritik erhaben war, wird nun als 
ebenso völlig marode angesehen wie liberale und 
marktwirtschaftlich orientierte Autoren 
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haben schon lange gewarnt. Sogar das Establishment erkennt 
Jetzt an, dass das Sozialversicherungssystem bankrott ist, dass 
es in keiner Weise ein echtes "Versicherungssystem" ist. 


Die Regulierung der Industrie wird zunehmend als so 
gescheitert angesehen, dass selbst Staatsrechtler wie Senator 
Edward Kennedy eine Deregulierung der Fluggesellschaften 
fordern; es wurde sogar die Abschaffung der ICC und der 
CAB ins Gespräch gebracht. 


An der sozialen Front ist das einst sakrosankte öffentliche 
Schulsystem zunehmend unter Beschuss geraten. Die 
öffentlichen Schulen, die notwendigerweise 
Bildungsentscheidungen für die gesamte Gemeinschaft 
treffen, haben heftige soziale Konflikte ausgelöst: über Rasse, 
Geschlecht, Religion und Lerninhalte. Die Praktiken der 
Regierung in Bezug auf Verbrechen und Inhaftierung stehen 
zunehmend unter Beschuss: Der Liberale Dr. Thomas Szasz 
hat es fast im Alleingang geschafft, viele Bürger aus der 
Zwangseinweisung zu befreien, während die Regierung jetzt 
zugibt, dass ihre hochgehaltene Politik, Kriminelle zu 
"rehabilitieren", ein völliger Fehlschlag ist. Die Durchsetzung 
von Drogengesetzen wie dem Verbot von Marihuana und 
Gesetzen gegen verschiedene Formen sexueller Beziehungen 
ist völlig zusammengebrochen. Im ganzen Land wächst die 
Stimmung für die Abschaffung aller Gesetze gegen opferlose 
Verbrechen, d.h. Gesetze, die Verbrechen bezeichnen, für die 
es keine Opfer gibt. Es wird immer deutlicher, dass der 
Versuch, diese Gesetze durchzusetzen, nur Härte und einen 
virtuellen Polizeistaat zur Folge haben kann. Der Zeitpunkt 
rückt immer näher, an dem sich Prohibitionismus in 
Bereichen der persönlichen Moral als ebenso unwirksam und 
ungerecht erweisen wird wie im Falle des Alkohols. 


Zu den katastrophalen Folgen des Etatismus an der 
wirtschaftlichen und sozialen Front kam die traumatische 
Niederlage in Vietnam, die 1975 ihren Höhepunkt erreichte. 
Das völlige Scheitern der amerikanischen Intervention in 
Vietnam hat dazu geführt, dass die gesamte 
interventionistische Außenpolitik, die die Vereinigten Staaten 
seit Woodrow Wilson und Franklin D. Roosevelt verfolgt 
haben, zunehmend in Frage gestellt wird. Die wachsende 
Ansicht, dass die amerikanische Macht beschnitten werden 
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muss, dass die amerikanische Regierung die Welt nicht 
erfolgreich regieren kann, ist die "neoisolationistische" 
Entsprechung zur Beschneidung der Interventionen der 
großen Regierung im Inland. Während Amerikas 
Außenpolitik immer noch aggressiv globalistisch ist, ist diese 


426 


Für eine neue Freiheit 


Die neoisolationistische Stimmung hat die amerikanische 
Intervention in Angola im Jahr 1976 erfolgreich begrenzt. 


Das vielleicht beste Zeichen von allen, der günstigste 
Hinweis auf den Zusammenbruch der Mystik des 
amerikanischen Staates, seiner moralischen Grundlage, waren 
die Watergate-Enthüllungen von 1973-1974. Es ist 
Watergate, das uns die größte Hoffnung auf einen 
kurzfristigen Sieg der Freiheit in Amerika gibt. Denn 
Watergate hat, wie uns Politiker seither immer wieder 
warnen, das "Vertrauen der Öffentlichkeit in die Regierung" 
zerstört - und es war auch höchste Zeit. Watergate bewirkte 
einen radikalen Wandel in der tief verwurzelten Einstellung 
eines jeden - unabhängig von seiner ausdrücklichen Ideologie 
- gegenüber der Regierung selbst. Denn erstens machte 
Watergate jedem die Eingriffe der Regierung in die 
persönliche Freiheit und in das Privateigentum bewusst - das 
Abhören, die Drogenbekämpfung, das Abhören von Briefen, 
die Überwachung der Post, die Provokation von Agenten und 
sogar die Ermordung von Menschen. Watergate hat endlich 
unser ehemals unantastbares FBI und die CIA entheiligt und 
dazu geführt, dass sie klar und kühl betrachtet wurden. Aber 
noch wichtiger ist, dass Watergate durch die 
Anklageerhebung gegen den Präsidenten ein Amt, das von 
der amerikanischen Öffentlichkeit praktisch als souverän 
angesehen wurde, dauerhaft entheiligt hat. Der Präsident wird 
nicht länger als über dem Gesetz stehend betrachtet; der 
Präsident wird nicht länger in der Lage sein, kein Unrecht zu 
tun. 


Am wichtigsten ist jedoch, dass die Regierung selbst in 
Amerika weitgehend entheiligt wurde. Niemand vertraut 
mehr den Politikern oder der Regierung; jede Regierung wird 
mit anhaltender Feindseligkeit betrachtet, wodurch wir zu 
jenem Zustand gesunden Misstrauens gegenüber der 
Regierung zurückkehren, der die amerikanische 
Öffentlichkeit und die amerikanischen Revolutionäre des 
achtzehnten Jahrhunderts geprägt hat. 


Eine Zeit lang sah es so aus, als könnte Jimmy Carter 
seine erklärte Aufgabe, den Menschen den Glauben und das 
Vertrauen in die Regierung zurückzugeben, erfüllen. Doch 
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dank des Bert-Lance-Fiaskos und anderer Sündenfälle ist 
Carter zum Glück gescheitert. Die Dauerkrise der Regierung 
hält an. 


Die Bedingungen sind also jetzt und in Zukunft in den 
Vereinigten Staaten reif für den Triumph der Freiheit. Alles, 
was wir brauchen, ist eine wachsende und lebendige libertäre 
Bewegung, die diese systemische Krise erklärt und den 
libertären Weg aus unserer Krise aufzeigt. 
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ein von der Regierung geschaffener Morast. Aber, wie wir zu 
Beginn dieser Arbeit gesehen haben, ist es genau das, was wir 
bekommen haben. Und nun kommen wir endlich zu der 
versprochenen Antwort auf die Frage, die wir in unserem 
Einführungskapitel gestellt haben: Warum jetzt? Wenn 
Amerika ein tief verwurzeltes Erbe an libertären Werten hat, 
warum sind sie dann gerade jetzt, in den letzten vier oder fünf 
Jahren, wieder aufgetaucht? 


Unsere Antwort lautet, dass die Entstehung und das 
rasche Wachstum der libertären Bewegung kein Zufall ist, 
sondern eine Folge der Krisensituation, die Amerika 1973- 
1975 heimsuchte und seither anhält. Krisensituationen 
wecken immer das Interesse und die Suche nach Lösungen. 
Und diese Krise hat viele denkende Amerikaner dazu 
inspiriert, zu erkennen, dass die Regierung uns in diesen 
Schlamassel hineingezogen hat und dass nur die Freiheit - das 
Zurückdrängen der Regierung - uns wieder herausbringen 
kann. Wir wachsen, weil die Bedingungen reif sind. In 
gewissem Sinne hat die Nachfrage wie auf dem freien Markt 
ihr eigenes Angebot geschaffen. 


Aus diesem Grund erhielt die Libertarian Party bei ihrer 
ersten Kandidatur für ein nationales Amt 1976 174.000 
Stimmen. Und das ist der Grund, warum das maßgebliche 
Mitteilungsblatt über die Politik in Washington, der Baron 
Report - ein Bericht, der in keiner Weise libertär orientiert ist 
- in einer kürzlich erschienenen Ausgabe die Behauptungen 
der Medien über einen aktuellen Trend zum Konservatismus 
in der Wählerschaft zurückweist. Der Bericht weist im 
Gegenteil darauf hin, dass "wenn ein Trend in der Meinung 
erkennbar ist, dann der zum Libertarismus - einer 
Philosophie, die gegen staatliche Eingriffe und für 
persönliche Rechte argumentiert". Der Bericht fügt hinzu, 
dass der Libertarismus an beiden Enden des politischen 
Spektrums Anklang findet: "Konservative begrüßen diesen 
Trend, wenn er auf eine öffentliche Skepsis gegenüber 
Bundesprogrammen hindeutet; Liberale begrüßen ihn, wenn 
er auf eine wachsende Akzeptanz individueller Rechte in 
Bereichen wie Drogen, Sexualverhalten usw. und eine 
zunehmende Zurückhaltung der Öffentlichkeit bei der 
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Unterstützung ausländischer Interventionen hindeutet".7 


7Der Baron-Bericht (3. Februar 1978): 2. 
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AUF DEM WEG ZU EINEM FREIEN AMERIKA 


Das libertäre Glaubensbekenntnis schließlich bietet die 
Erfüllung des Besten aus der amerikanischen Vergangenheit 
zusammen mit dem Versprechen einer weit besseren Zukunft. 
Mehr noch als die Konservativen, die oft den monarchischen 
Traditionen einer glücklicherweise überholten europäischen 
Vergangenheit anhängen, stehen die Libertären ganz in der 
großen klassisch-liberalen Tradition, die die Vereinigten 
Staaten aufgebaut und uns das amerikanische Erbe der 
individuellen Freiheit, einer friedlichen Außenpolitik, einer 
minimalen Regierung und einer freien Marktwirtschaft 
beschert hat. Die Libertären sind die einzigen echten 
aktuellen Erben von Jefferson, Paine, Jackson und den 
Abolitionisten. 


Und doch sind wir in gewisser Weise radikaler als die 
Radikalen, obwohl wir wirklich traditioneller und stärker in 
Amerika verwurzelt sind als die Konservativen. Nicht in dem 
Sinne, dass wir den Wunsch oder die Hoffnung haben, die 
menschliche Natur auf dem Weg der Politik umzugestalten, 
sondern in dem Sinne, dass nur wir den wirklich scharfen und 
echten Bruch mit dem sich ausbreitenden Etatismus des 
zwanzigsten Jahrhunderts bieten. Die alte Linke will nur noch 
mehr von dem, worunter wir jetzt leiden; die neue Linke 
schlägt letztlich nur noch mehr verschärften Statismus oder 
obligatorische Gleichmacherei und Uniformität vor. Der 
Libertarismus ist die logische Fortsetzung der heute 
vergessenen Opposition der "Alten Rechten" (der 1930er und 
A0er Jahre) gegen den New Deal, den Krieg, die 
Zentralisierung und die staatlichen Eingriffe. Nur wir wollen 
mit allen Aspekten des liberalen Staates brechen: mit seiner 
Wohlfahrt und seiner Kriegsführung, seinen 
Monopolprivilegien und seiner Gleichmacherei, seiner 
Unterdrückung von Verbrechen ohne Opfer, ob persönlich 
oder wirtschaftlich. Nur wir bieten Technologie ohne 
Technokratie, Wachstum ohne Umweltverschmutzung, 
Freiheit ohne Chaos, Recht ohne Tyrannei, die Verteidigung 
der Eigentumsrechte an der eigenen Person und an den 
eigenen materiellen Gütern. 


Stränge und Überbleibsel libertärer Lehren sind in der Tat 
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überall um uns herum, in großen Teilen unserer glorreichen 
Vergangenheit und in Werten und Ideen in der verwirrten 
Gegenwart. Aber nur der Libertarismus nimmt diese Stränge 
und Überbleibsel auf und integriert sie in ein mächtiges, 
logisches und konsistentes System. Der enorme Erfolg von 
Karl Marx und des Marxismus ist nicht auf die Gültigkeit 
seiner Ideen zurückzuführen - die in der Tat alle falsch sind - 
sondern auf die Tatsache, dass 
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dass er es wagte, die sozialistische Theorie in ein mächtiges 
System einzuflechten. Die Freiheit kann ohne eine 
gleichwertige und kontrastierende systematische Theorie 
keinen Erfolg haben; und bis zu den letzten Jahren hatten wir 
trotz unseres großen Erbes an wirtschaftlichem und 
politischem Denken und Handeln keine vollständig 
integrierte und konsistente Theorie der Freiheit. Jetzt haben 
wir diese systematische Theorie; wir kommen, voll bewaffnet 
mit unserem Wissen, bereit, unsere Botschaft zu überbringen 
und die Phantasie aller Gruppen und Schichten der 
Bevölkerung zu erobern. Alle anderen Theorien und Systeme 
sind eindeutig gescheitert: Der Sozialismus ist überall auf 
dem Rückzug, vor allem in Osteuropa; der Liberalismus hat 
uns in einer Fülle von unlösbaren Problemen festgefahren; 
der Konservatismus hat nichts zu bieten außer einer sterilen 
Verteidigung des Status quo. Die Freiheit wurde in der 
modernen Welt noch nie vollständig erprobt; die Libertären 
schlagen nun vor, den amerikanischen Traum und den 
weltweiten Traum von Freiheit und Wohlstand für die 
gesamte Menschheit zu erfüllen. 
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Gesetze zur Zoneneinteilung, 197 


"Mr. Libertarian" wurde MurrayN. 
Rothbard genannt, und "The State's 
Greatest Living Enemy" ist er bis 
heute. Ja, er hatte viele Vorgänger, aus 
denen er schöpfte: die gesamte 
klassisch-liberale Tradition, die 
österreichischen Ökonomen, die 
amerikanische Antikriegstradition und 
die Tradition der natürlichen Rechte. 
Aber es 
war derjenige, der all diese Teile zu 
einem einheitlichen System zusammenfügte, das auf den 
ersten Blick unplausibel erscheint, aber unvermeidlich ist, 
sobald es von Rothbard definiert und verteidigt wurde. Die 
einzelnen Teile des Systems sind einfach 
(Selbsteigentum, strikte Eigentumsrechte, freie Märkte, 
Antistaatlichkeit in jeder denkbaren Hinsicht) 
aber die Auswirkungen sind erschütternd. 


Wenn man einmal mit dem Gesamtbild in Berührung 


gekommen ist - und die Freiheit ist seit mehr als einem 
Vierteljahrhundert das führende Mittel zur Darstellung -, 
kann man es nicht mehr vergessen. Sie wird zur 
unverzichtbaren Linse, durch die wir die Ereignisse in der 
realen Welt mit der größten Klarheit sehen 
können. 
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